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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


1. 


Unter welchen Vorausſetzungen liegt Irrtum des Ber- 
künfers über Bahlungsfähigkeit und Kreditwürdig⸗ 
keit des Künfers vor? 


Klin. hat am 14. Dez. 1907 dem — Ende Januar 1908 
in Konkurs geratenen — Lederhändler K. in A. Leder, das 
ſie ihm angeboten hatte, um 587 M., zahlbar binnen 
30 Tagen gegen 2% Skonto, verkauft und ihm am 9. Ja⸗ 
nuar 1908 das Leder überſandt. Am 18. Januar erhielt 
ſie ein vom 17. Jan. datiertes Rundſchreiben des Anwalts 
des K., worin dieſer mitteilte, K. ſei in hohem Maß über⸗ 
ſchuldet und könne ſeinen Verpflichtungen nicht mehr nach⸗ 
kommen, und ein Arrangement vorſchlug. Klin. focht nun den 
Verkauf und die Uebereignung des Leders wegen Irrtums 
über Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit des K., eine 
Eigenſchaft i. S. des $ 119 Abſ. 2 BGB. an, ihre Klage 
wurde aber im Berufungs verfahren angewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Zu der Zeit, als Klin. das in Rede ſtehende Leder an 
K. verkaufte, war ſie — wenn man ihre eigene Darſtellung 
zugrunde legt — nicht in dem Irrtum befangen, K. ſei 
zahlungsfähig und kreditwürdig. Ein ſolcher nn liegt 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 1. 
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nämlich nur dann vor, wenn jemand zu wiſſen — oder doch 
auf Grund beſtimmter Tatſachen zu der Annahme berechtigt 
zu ſein — glaubt, eine gewiſſe Perſon ſei kreditwürdig und 
zahlungsfähig. Die Klin. hat aber damals, ſoviel aus ihrem 
Vorbringen erſichtlich iſt, über die Verhältniſſe des K. ledig⸗ 
lich nichts gewußt; ſie mußte ſich alſo ſagen, es ſei zweifel⸗ 
haft, ob er kreditwürdig und zahlungsfähig ſei: denn die 
Tatſache allein, daß ein Kaufmann auf ein Angebot einer 
Ware im Wert von einigen 100 M. eingeht, begründet 
ſelbſtverſtändlich nicht die Annahme, der Betreffende ſei 
zahlungsfähig und kreditwürdig. Wer, wie Klin., an eine 
Perſon verkauft, deren Verhältniſſe ihm völlig unbekannt 
ſind, tut dies wohl in der Hoffnung, er werde Zahlung 
erhalten, aber er handelt eben auf die Gefahr hin, ſich in 
dieſer Erwartung getäuſcht zu ſehen, und kann, wenn dieſer 
Fall eintritt, nicht geltend machen, er ſei in dem Irrtum 
befangen geweſen, der Käufer ſei kreditwürdig und zahlungs⸗ 
fähig. Mag alſo auch ein einſchlägiger Irrtum als Irrtum 
i. S. des § 119 Abſ. 2 BGB. anzufehen fein, fo befand 
ſich eben Klin. nicht in einem ſolchen Irrtum, als ſie den 
Kauf mit K. abſchloß!). 

Bei Abſendung der Ware will Klin. im Beſitz der von 
ihr abſchriftlich vorgelegten Auskunft geweſen ſein. Darin 
war u. a. geſagt: K. erziele in ſeinem Leder⸗Großhandel 
ſchöne Umſätze, habe es aber beim Kreditgeben von jeher 
einigermaßen an der nötigen Vorſicht fehlen laſſen und 
befinde ſich infolgedeſſen zur Zeit beim Konkurs K. in D. 
mit etwa 50000 M. engagiert, die, wenn auch angeblich 
gedeckt, eben zunächſt feſtgelegt ſeien. 

Hiedurch war augenſcheinlich Klin. nicht in den Irrtum 
verſetzt, K. ſei zahlungsfähig und kreditwürdig; ſie mußte 
ſich vielmehr auf Grund dieſer Auskunft ſagen, daß die Ver⸗ 
mögenslage Ks. leicht eine kritiſche ſein könne und es kei⸗ 
neswegs ſicher ſei, ob er, trotzdem ihm 50000 M. Kapital 


) Vgl. Württ JJ. 18 S. 261. 
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feftgelegt ſeien, in der Lage fein werde, feinen Verbind⸗ 
lichkeiten nachzukommen. Wenn Klin. trotzdem die verkaufte 
Ware an K. abſandte, ſo hat ſie dies eben — vielleicht mit 
Rückſicht auf die von ihr dem K. gegenüber eingegangene 
Verpflichtung — auf die Gefahr hin getan, keine Zahlung 
zu erlangen, in der Hoffnung, K. werde den kleinen, 
ſchon in 30 Tagen fälligen Betrag zu bereinigen in der 
Lage ſein. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 22. Dez. 1908 i. S. Kempf⸗ 

ſche Konkursmaſſe g. Feiſtmann. 


2. 
Erforderniſſe eines bindenden Norvertrags. 


Der Kl. betreibt in Ulm neben einem Muſikaliengeſchäft 
den Handel mit Muſikinſtrumenten, insbeſondere auch mit 
automatiſchen Muſikwerken, Orcheſtrions, elektriſch geſpielten 
Klavieren u. a. Bei einem Beſuch im Geſchäft des Kls. 
am 4. Januar 1908 ließ der Bekl. (ein Wirt) ſich auch 
gewöhnliche Klaviere zeigen, und äußerte die Abſicht, ein 
ſolches zu mieten. Der Kl. behauptet nun, er gebe ſonſt 
Klaviere grundſätzlich nicht zur Miete ab und habe ſich auf 
ſolche Vermietung im vorliegenden Fall erſt eingelaſſen, 
nachdem der Bekl. ihm das Verſprechen erteilt habe, er 
werde das Muſikinſtrument, das er ſich einmal anſchaffen 
werde, beim Kl. kaufen. In der Folge kaufte der Bekl., 
nachdem die Klaviermiete wenige Monate gedauert hatte, 
ein Orcheſtrion zum Preis von 4000 M. bei der Firma J. 
in St. Der Kl. verlangte Schadenerſatz, den er auf 20% 
aus dem Kaufpreis von 4000 M., alſo auf 800 M. berech⸗ 
net hat. 

Die Klage wurde abgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Der Kl. ſtützt den von ihm erhobenen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch darauf, daß der Bekl. . der Verpflichtung, 
für den Fall der Anſchaffung eines — automatiſchen — 
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Muſikwerks ſolches bei ihm (dem Kl.) zu kaufen, zuwider⸗ 
gehandelt und ihn dadurch um den Gewinn gebracht habe, 
den er (der Kl.) im Fall des Einkaufs eines Muſikwerks 
zum Preis von 4000 M. bei ihm erzielt hätte. Legt man 
die Sachdarſtellung des Kl. als richtig zu Grunde und fragt 
man, welcher Art die inhaltlich derſelben zwiſchen den Par⸗ 
teien getroffene Vereinbarung wäre, ſo kann nicht zweifelhaft 
ſein, daß hienach ein durch den Willen des Bekl., ein Mu⸗ 
ſikwerk der gedachten Art kaufweiſe zu erwerben, aufſchie⸗ 
bend bedingter Vorvertrag auf Einkauf eines ſolchen Werks 
bei dem Kl. vorliegen würde. Und zwar ein einſeitiger 
Vorvertrag, ein „pactum de emendo“; denn es würde an 
jedem Anhaltspunkte dafür fehlen, daß bei der Beſprechung 
vom 4. Januar 1908 auch der Kläger eine Verpflichtung 
gegenüber dem Beklagten eingegangen habe, nämlich die 
Verpflichtung, dann wenn der Bekl. ein Muſikwerk ſollte 
anſchaffen wollen, ihm ein ſolches zu verkaufen. Die recht⸗ 
liche Möglichkeit des Abſchluſſes eines einſeitigen Vorver⸗ 
trags iſt nicht zu beanſtanden ). Sie wird insbeſondere 
nicht?) dadurch ausgeſchloſſen, daß der ſich Verpflichtende 
in der Lage iſt, eine bindende Offerte auf Abſchluß des 
Hauptvertrags abzugeben; denn das will derjenige, 
der ſich nur verpflichten will, ſpäter den Hauptvertrag 
einzugehen, gerade nicht. 

Der Unterrichter ſpricht ſich darüber, ob er einen Vor⸗ 
vertrag annehmen würde, nicht aus. Er läßt es dahin⸗ 
geſtellt, ob ſich jemand bindend verpflichten könne, eine nur 
der Gattung nach beſtimmte Sache für den Fall, daß er 
ſich zum Kauf einer Sache dieſer Gattung entſchließe, von 
einem beſtimmten Lieferanten zu einem von dieſem zu beſtim⸗ 


) Vgl. Staudinger, Komm. z. BGB. 3. u. 4. Aufl. S. 467 ff. 
Rehbein, Komm. z. BGB. Bd. 1 S. 206 ff; Degenkolb im 
Arch. für die ziviliſt. Praxis Bd. 71 S. 20 ff., Bechmann, Kauf 
Bd. 2 S. 270 ff., OLG. 2 S. 178; 7 S. 20, Seuff A. 51 Nr. 175. 

2) Wie Schloßmann in Iherings Jahrb. Bd. 45 S. Iff. 
meint. 
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menden Preiſe (BGB. 88 315, 316) zu beziehen. Denn 
jedenfalls könne eine bindende Verpflichtung dann nicht 
bejaht werden, wenn, wie im gegenwärtigen Fall, weder 
die Zeit, für welche die Vereinbarung wirkſam ſein ſolle, 
noch auch der Gegenſtand der Vereinbarung genügend beſtimmt 
ſei. Der Unterrichter hat daher die Klage abgewieſen. Es 
iſt denn auch demſelben wenigſtens im Ergebnis beizutreten. 

Zwar meint der Kl., es ſei nach feſtſtehender Rechts⸗ 
lehre nicht erforderlich, daß der Vertragsgegenſtand von 
vornherein feſtbeſtimmt ſei; vielmehr genüge es, wenn 
er beſtimm bar ſei; auch könne insbeſondere die Beſtim⸗ 
mung einer Vertragsleiſtung einem Dritten oder einem der Kon⸗ 
trahenten überlaſſen werden (8 315 BGB.). Vorliegend 
fehlt es aber gerade an einer Beſtimmbarkeit des Kauf⸗ 
gegenſtands. 

Der Vorvertrag erzeugt eine Verpflichtung zum Abſchluß 
des Hauptvertrags. Er muß ſomit den Inhalt des letzteren 
inſoweit in ſich enthalten, daß ein richterliches Urteil auf 
Abſchluß des Hauptvertrags ergehen kann, alſo, wenn er 
auf Eingehung eines Kaufvertrags gerichtet iſt, den Kauf⸗ 
gegenſtand und den Kaufpreis ſo genau bezeichnen, daß auf 
Grund deſſen eine Verurteilung des Vorverpflichteten dahin 
ausgeſprochen werden kann, eine beſtimmte oder beſtimm⸗ 
bare Sache zu einem beſtimmten oder beſtimmbaren Preiſe 
zu kaufen!). Daß „ein Muſikwerk“ ohne jede Indivi⸗ 
dualiſierung, wie es nach der Behauptung des Kls. der 
Bekl. zu kaufen verſprochen haben ſoll, bei der großen 
Verſchiedenheit der automatiſchen Muſikwerke, welch letztere 
in ungezählte Gattungen (Orcheſtrions, Grammophons uſw.) 
mit zahlreichen Unterarten zerfallen, ein hinreichend b e⸗ 
ſtimmter Kaufgegenſtand nicht iſt, liegt auf der Hand 
und wird auch von dem Kl. zugegeben. Inwiefern das⸗ 
ſelbe nach objektiven Merkmalen beſtimmbar ſein 
ſollte, iſt nicht erfindlich. Es iſt auch die Beſtimmung nicht 

1) 8 894 CPO.; vgl. Bechmann 1 S. 207, RG. 46 S. 258 ff., 
OLG. 2 S. 178, Seuff A. 33 Nr. 112. 
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etwa einem Dritten überlaſſen (vergl. $ 317 BGB.). Dem⸗ 
nach kann es ſich nur darum handeln, ob nicht eine Be- 
ſtimmbarkeit i. S. des $ 315 BGB. vorliegt, wonach, 
wenn die Leiſtung durch einen der Vertragſchließenden be⸗ 
ſtimmt werden ſoll, im Zweifel anzunehmen iſt, daß die 
Beſtimmung nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt. Dieſer 
§ 315 verlangt alſo, daß inhaltlich des Vertrags die 
Beſtimmung der Leiſtung durch einen der Kontrahenten zu 
treffen iſt. Dafür aber nun, daß die Parteien bei den 
Verhandlungen vom 4. Januar 1908 ſtillſchweigend (Aus⸗ 
drücklichkeit iſt nach der eigenen Darſtellung des Kls. aus⸗ 
geſchloſſen) übereingekommen ſeien, einer der Kontrahenten 
ſolle beſtimmen dürfen, welch ein Inſtrument der Bekl. zu 
kaufen habe, hat der Kl. keine Anhaltspunkte an die Hand 
gegeben. Keinenfalls kann natürlich davon die Rede ſein, 
daß der Bekl. dem Kläger die Beſtimmung des Muſik⸗ 
werks überlaſſen wollte, wenn man erwägt, daß die Preiſe 
für die größeren und feineren Muſikwerke eine Höhe von 
Tauſenden erreichen. Es könnte ſich alſo nur darum han⸗ 
deln, ob die Beſtimmung des Werkes nicht dem Beklag⸗ 
ten überlaſſen werden wollte. Nähme man dies aber an, 
ſo müßte doch das als ausgeſchloſſen erachtet werden, daß 
der Bekl. die Beſtimmung nur nach billigem Ermeſſen ſollte 
treffen dürfen, daß er alſo eventuell nach § 315 Abſ. 3 
BGB. ſich der Beſtimmung der Kaufſache durch richter⸗ 
liches Urteil unterwerfen wollte. Vielmehr müßte bei der 
Unbeſtimmtheit der bekl. Verpflichtungserklärung angenommen 
werden, daß er nach freiem Belieben ſollte ent⸗ 
ſcheiden dürfen, was für ein Werk er kaufen werde. Dies⸗ 
falls aber hatte er keine Verpflichtung, die Beſtimmung zu 
treffen; denn das Geſetz enthält für Fälle dieſer Art eine 
Vorſchrift nicht. Aus letzterem Grunde kann die Beſtimmung 
auch nicht durch richterliches Urteil erſetzt werden!). Dem⸗ 
nach würde es allerdings dem Vorvertrag an der erforder: 


) Vgl. Planck, Komm. z. BGB. $ 315 Anm. 5. 
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lichen Beſtimmtheit jedenfalls hinſichtlich des Raufgegen- 
ſt andes fehlen. Der Klageanſpruch iſt daher ſchon um 
deswillen unbegründet, ſo daß es eines Eingehens auf die 
Frage, ob dies auch wegen mangelnder Beſtimmtheit hin⸗ 
ſichtlich des Kaufpreiſes und der Zeit des Abſchluſſes des 
Hauptvertrags wäre, ſowie einer Erörterung der Frage, ob 
der Kl. aus dem Vorvertrag überhaupt Leiſtung von Scha⸗ 
denserſatz verlangen könnte und nicht vielmehr auf Abſchluß 
des Hauptvertrags, alſo eines Kaufvertrags, klagen müßte, 
nicht bedarf. 

Urteil des II. Zivilſenats v. 21. Jan. 09 in Sachen 

Raim gegen Moll. U. 708/08. 


3. 


Bas württembergiſche Sachſchadengeſetz und 
der $ 254 BGB. 


Am 29. Oktober 1907 iſt der dem Klr. gehörige von 
deſſen Dienſtknecht S. gelenkte, mit Bierflaſchen beladene 
Leiterwagen an der bei Ebnat befindlichen Kreuzung der 
Härdtsfeldbahn mit der Staatsſtraße von dem von Elchingen 
nach Ebnat fahrenden Zug der Bekln. erfaßt worden. Dabei 
iſt ein dem Klr. gehöriges Pferd getötet, der Wagen zer⸗ 
trümmert und ein Teil der Ladung beſchädigt worden. 

Der Klr. hat von der Bekln. Erſatz ſeines Schadens 
verlangt, da dieſer ausſchließlich durch den Betrieb der Bekln. 
verurſacht worden ſei. Die Bekl. hat den Anſpruch be- 
ſtritten, da der Dienſtknecht des Kls. den Schaden ver⸗ 
ſchuldet hat. 

Der Anſpruch des Kls. iſt zur Hälfte für begründet er⸗ 
achtet worden. Ueber die Anwendbarkeit des $ 254 BGB. 
auf das Sachſchadengeſetz hat ſich das Berufungsgericht in 
den 

Gründen 
folgendermaßen ausgeſprochen: 
Das württembergiſche Geſetz vom 4. Juni 1903, be⸗ 
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treffend die Haftung für Sachſchaden bei dem Eiſenbahn⸗ 
betrieb (Art. 105 EGBGB.) beſtimmt in Art. 1, daß für 
den beim Betrieb einer Eiſenbahn entſtehenden Schaden der 
Betriebsunternehmer haftet, ſofern nicht der Schaden durch 
höhere Gewalt oder durch ein Verſchulden des Beſitzers der 
Sache verurſacht iſt. Dem eigenen Verſchulden des Beſitzers 
ſteht gleich das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und 
der Perſonen, welche die tatſächliche Gewalt über die Sache 
für den Beſitzer in deſſen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ähnlichen Verhältnis ausüben, vermöge deſſen 
ſie den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen des Be⸗ 
ſitzers Folge zu leiſten haben. Der Anſpruch gegen die 
Bekl. iſt hienach begründet, wenn ſie, da höhere Gewalt 
nicht in Betracht kommt, nicht nachweiſen kann, daß der 
Schaden durch Verſchulden des Bierführers S. verurſacht 
worden iſt. 

Es fragt fi) nun, ob die Grundſätze des $ 254 BGB. 
auch auf das württ. Sachſchadengeſetz Anwendung finden. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. Zwar hat das RG. in mehreren 
Entſcheidungen die Anwendung des § 254 auf das preuß. 
Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838, das in § 25 die⸗ 
ſelben Beſtimmungen über die Haftung der Eiſenbahn für 
Sachſchaden enthält, verneint und ausgeſprochen, daß hier 
nur das eigene Verſchulden des Beſchädigten, nicht auch ein 
ſolches ſeines Angeſtellten, als ein die Haftpflicht des Unter⸗ 
nehmers ausſchließendes Moment in Betracht komme). 

Allein die beſonderen Verhältniſſe, auf die das Reichs⸗ 
gericht ſeine Anſicht ſtützt, treffen auf das württ. Geſetz 
nicht zu. Zwar iſt in der Begründung des Entwurfs zu 
dieſem Geſetz ausgeſprochen, daß eine Abwägung des beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens gemäß § 254 BGB. nicht Platz greifen 
könne, und in dem Bericht der Juſtizgeſetzgebungskommiſſion 
iſt geſagt, der 8 254 BGB. finde auf das neue Geſetz keine 
Anwendung, weil er auch auf das Reichshaftpflichtgeſetz keine 


— nn 
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finde. Um aber für die Rechtsanwendung jeden Zweifel zu 
heben, daß dieſes Geſetz in jeder Beziehung beſonders bei 
§ 254 konform mit dem RHPfG. ſein ſolle, dürfte es ſich 
empfehlen, dies in das Geſetz aufzunehmen ). 

Bei der Beratung des Geſetzes hat der Berichterſtatter 
ausgeführt, der § 254 finde keine Anwendung, weil man 
ſich an das RHPfG. halte und die Beſtimmung auch dort 
nicht zutreffe ?). 

Nun hat aber das RG. in ſtändiger Rechtſprechung 
ausgeſprochen, daß der $ 254 BGB. auch auf die Fälle des 
RHPfG. Anwendung findet. Da man ſich nun bei dem 
württ. Geſetz vollſtändig an das RHPfG. anlehnen wollte 
und eine abweichende Beſtimmung bezüglich des 8 254 BGB. 
in das Geſetz nicht aufgenommen worden iſt, ſo muß davon 
ausgegangen werden, daß man die Entſcheidung der Frage 
eben der Rechtſprechung überlaſſen wollte. Daß das Württ. 
Geſetz von den allgemeinen Lehren des BGB. abweichende 
Beſtimmungen treffen wollte, iſt nicht anzunehmen, und ſo 
erſcheint die Anwendung des 8 254 BGB. auch bei dem 
württ. Sachſchadengeſetz begründet. Es hätte auch keinen 
Sinn, bei den wertvolleren Gütern des Lebens und der Ge⸗ 
ſundheit dem Mitverſchulden des Beſchädigten einen Einfluß 
zu gewähren, dies dagegen für den Sachſchaden auszuſchließen. 
Das preuß. Eiſenbahngeſetz hatte im Jahr 1838 auf ganz 
andere Verhältniſſe Rückſicht zu nehmen, als das nach In⸗ 
krafttreten des BGB. erlaſſene württ. Geſetz. 

Was aber die Frage anlangt, wie weit der beſchädigte 
Klr. ein Mitverſchulden ſeines Dienſtknechtes S. zu vertreten 
hat, ob er im allgemeinen ſeinen ganzen Schaden von der 
Bekln. erſetzt verlangen könnte und dieſe den Rückgriff gegen 
den Bierführer S., deſſen Verſchulden bei der Entſtehung des 
Schadens urſächlich mitgewirkt hat, nehmen mußte), jo kann 

1) Landtagsverhandlungen 1901/02 Beil. B. III S. 286. Land⸗ 
tagsverhandlungen 1901/3 Beil. B. V S. 236. 239. i 


2) Landtagsverhandlungen 1901/03 Prot. Bd. V ©. 2567. 
3) RG. 62 S. 346. 
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das im vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben; denn, da das 
württ. Sachſchadengeſetz dem Verſchulden des Beſitzers der 
Sache das der Hilfsperſon ausdrücklich gleichgeſtellt hat, 
ſo kann die Bekl. ohne weiteres auch ein Mitverſchulden 
des S., der als eine ſolche Hilfsperſon i. S. des angeführten 
Art. 1 Satz 2 unbeſtrittenermaßen tätig war, dem Klr. 
gegenüber geltend machen. 

Nach den Grundſätzen des württ. Sachſchadengeſetzes in 
Verbindung mit § 254 BGB. muß die Bekl. den dem Klr. 
erwachſenen Schaden, der ſich in dem Betrieb der Bekln. er⸗ 
eignet hat, ganz erſetzen, wenn kein oder nur ein ganz unter⸗ 
geordnetes Verſchulden des S. von der Bekl. nachgewieſen 
werden kann. Dagegen wird die Bekl. von der Verpflich⸗ 
tung zum Schadenerſatz frei, wenn das Verſchulden des S. 
ſo überwiegend iſt, daß dagegen die Betriebsgefahr gar nicht 
in Betracht kommt. Andernfalls aber ſind die Betriebs⸗ 
gefahr einerſeits und das Verſchulden des S. gegen einander 
abzuwägen. 

Urt. des II. Zivilſenats vom 18. Februar 1909 in 
Sachen J. S. gegen württ. Lokaleiſenbahn. 


4. 


Berjährung bei nichtabgeſchloſſenem Perlauf einer 
dauernden Erkrankung, deren Urſache erſt ſpüter feſt⸗ 
geſtellt wird. — Traumatiſche Reuroſe. 


Der Kläger hatte am 20. Oktober 1903 durch Verſchulden 
des Beklagten bei einer Gaſolinexploſion Brandwunden an 
den Händen erlitten, welche nach einer Spitalbehandlung 
anſcheinend geheilt waren, ſpäter aber in der Form von 
Geſchwürchen wieder auftraten und wiederholte Behandlung 
notwendig machten. Auch behauptete der Kläger das Vor— 
handenſein nervöſer Störungen, die ihn zu dauernder Arbeit 
unfähig machten, ſog. traumatiſche Neuroſe. In dem Ver⸗ 
fahren über den Grund des Anſpruchs war — zuletzt durch 
Urteil des Reichsgerichts vom 29. März 1906 — nur über 
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die bis zum 1. Juni 1906 erwachſenen Anſprüche (dem 
Grunde nach) entſchieden worden. Als Kläger in dem Ver⸗ 
fahren über die Höhe des Anſpruchs, und zwar erſtmals 
nach dem 1. Januar 1907, weitere Anſprüche aus der Zeit 
nach dem 1. Juni 1906 heranzog, erhob der Beklagte die 
Einrede der Verjährung, aber ohne Erfolg. 
Aus den Gründen: | 
Die Einrede der Verjährung war zurückzuweiſen. 
Der Verlauf der Krankheit, wie er nach der Beweisaufnahme 
ſich darſtellt, vollzog ſich in einzelnen Etappen, wobei immer 
wieder Zeiten einer anſcheinenden Beſſerung und ſogar an— 
ſcheinender gänzlicher Geneſung mit Perioden wechſelten, in 
denen das Befinden des Klägers wieder mehr zu wünſchen 
übrig ließ. Erſt durch das Gutachten des in zweiter Syn: 
ſtanz gehörten Spezialarztes, des Nervenarztes Dr. W., iſt 
feſtgeſtellt worden, daß bei dem Kläger eine auf pathologiſcher 
Grundlage beruhende Nervenerkrankung, eine ſog. Neuritis, 
beſteht, aus der die wechſelnden Krankheitsſymptome, die bei 
dem Kläger ſich gezeigt haben, auf wiſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage ihre einheitliche Erklärung finden können und zu finden 
haben. Der Widerſpruch, welcher zwiſchen dieſem Gutachten 
und dem auf einer weniger breiten Baſis beruhenden Gut- 
achten des Profeſſor Dr. H. vorliegt, iſt nicht ſo geartet, 
um zur Einholung eines Obergutachtens zu veranlaſſen, denn 
dieſer Widerſpruch erklärt ſich, wie Dr. W. dargelegt hat, 
daraus, daß die Aeußerung des anderen Gutachters ohne 
die jetzt ſtattgehabte kliniſche Beobachtung und ohne die An⸗ 
wendung der beſonderen Methoden, deren Beobachtung in 
Fällen der vorliegenden Art erforderlich iſt, erfolgte, ein Um⸗ 
ſtand, der bisher die richtige Erkenntnis des Weſens der 
beim Kläger vorliegenden Erkrankung verhinderte. Uebrigens 
findet das Gutachten des Dr. W. auch in dem von Dr. Sch. 
im Dezember 1908 erſtatteten Gutachten inſofern eine Unter⸗ 
ſtützung, als auch dieſer Arzt den Zuſammenhang der Angit- 
zuſtände und des Wiederauftretens der Geſchwürchen für auf 
nervöſer Grundlage (neuraſtheniſcher und trophoneurotiſcher 
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Art) beruhende und mit dem Unfall vom 20. Oktober 1903 in 
urſprünglichem Zuſammenhang ſtehende Krankheitserſchein⸗ 
ungen erklärt hat. Es iſt daher die Annahme ausgeſchloſſen, 
daß die Einholung eines weiteren Gutachtens zu einer Er⸗ 
ſchütterung des durch die bisherigen Ergebniſſe gewonnenen 
poſitiven Ergebniſſes führen würde, wonach die bei dem 
Kläger wahrzunehmenden Krankheitserſcheinungen auf einer 
zur Zeit noch nicht abgeſchloſſenen pathologiſchen Veränderung 
des rechtsſeitigen Nervus medianus und ulnaris beruhen 
und ihre einheitliche Quelle in dem Unfall vom 20. Oktober 
1903 haben, wobei es von dem Sachverſtändigen Dr. W. 
ausdrücklich als nicht auffällig bezeichnet iſt, daß die Neu⸗ 
ritis noch jetzt, 5 Jahre nach der Verbrennung, und als 
deren Folge fortbeſteht. 

Wenn nun nach § 852 BGB. die dort aufgeſtellte drei⸗ 
jährige Verjährungsfriſt gegen den Verletzten mit der „Kennt⸗ 
nis von dem Schaden“ in Lauf kommen ſoll, ſo kann 
im vorliegenden Fall dieſe Kenntnis erſt auf den Zeitpunkt 
datiert werden, in welchem dem Kläger klar ward, daß es 
ſich nicht um die im weſentlichen pſychiſchen Folgen jenes 
Unfalls und nicht um gelegentliche körperliche Beſchwerden 
handle, deren Zuſammenhang mit dem Unfall ebenſo zweifel⸗ 
haft war wie ihr etwaiges künftiges Wiederauftreten, ſon⸗ 
dern daß vielmehr tatſächlich eine gegenwärtige, auf ſoma⸗ 
tiſcher Grundlage beruhende Erkrankung vorliege, durch deren 
objektives Beſtehen der bisherige Verlauf der Krankheitser⸗ 
ſcheinungen und eine fernere Behinderung der Arbeitsfähig⸗ 
keit, falls ſolche eintreten ſollte, ihre einheitliche Erklärung 
zu finden habe. Dieſe Erkenntnis iſt erſt mit dem Gutachten 
des Dr. W. ſowohl für Dritte als für den Verletzten ſelbſt 
begründet worden. Es handelt ſich hier offenbar um einen 
auch für die ärztliche Begutachtung äußerſt ſchwierigen Fall 
mit wechſelnden Erſcheinungen, die zeitweiſe ſo ſehr zurück⸗ 
traten, daß der Kläger dann einen voll arbeitsfähigen Ein- 
druck machte, ſo daß er ſelbſt im September 1907 wieder 
als geſund in Stellung ging. So lange die wechſelnden 
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Beſchwerden des Klägers größtenteils als auf pſpychiſcher 
Grundlage beruhend angeſehen wurden, ſo daß er ſich dem 
(durch Dr. W. widerlegten) Verdacht der Simulation ausge⸗ 
ſetzt ſah, waren die Ausſichten auf ihre Beendigung natur⸗ 
gemäß ganz andere, als nachdem durch Dr. W. ein poſitiver 
körperlicher Krankheitsbefund aufgedeckt wurde. Erſt von 
dieſem Zeitpunkt an kann die eigentliche Kenntnis des 
Klägers von dem eingetretenen Schaden als vorhanden an⸗ 
genommen werden. Es lagen zwar auch ſchon früher ärzt⸗ 
liche Aeußerungen vor, worin die Prognoſe als „ganz unbe— 
ſtimmt“ bezeichnet wurde. Allein, wenn der Kläger trotz⸗ 
dem auf den Standpunkt ſich ſtellte, daß beim Fehlen eines 
poſitiven Krankheitsbefunds ein Schaden von dauerndem 
Charakter nicht erweislich fei, und daß er demgemäß, um 
nicht eine gerichtliche Abweiſung ſeiner Anſprüche zu riskieren, 
jeweils einen bereits eingetretenen Schaden abzuwarten habe, 
um dieſen gerichtlich geltend zu machen, ſo kann ihm dies 
nicht zum Nachteil gereichen. Die mehrfachen vom Beklagten 
herangezogenen Aeußerungen des Anwalts des Klägers in 
den früheren Schriftſätzen ſind nicht geeignet, mehr zu be⸗ 
weiſen, als daß der Kläger zur Begründung ſeiner jeweiligen 
Anſprüche die Tatſache der bis jetzt fehlenden Wiederherſtellung 
und das in Ausſichtſtehen weiterer Arbeitsbehinderung kennt⸗ 
lich machen wollte. Dagegen ſind jene Aeußerungen dafür 
nicht ſchlüſſig, daß die Kenntnis einer andauernden, durch 
den Unfall verurſachten körperlichen Beſchädigung bei dem 
Kläger vorhanden geweſen wäre. | 

Es kann bei dieſer Sachlage der von der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung aufgeſtellte Grundſatz, daß durch eine 
Teilklage die Verjährung des Geſamtanſpruchs nicht unter⸗ 
brochen werde!), im vorliegenden Fall keine Anwendung finden, 
weil bis zu dem Zeitpunkt der Erſtattung des W.ſchen Gut⸗ 
achtens eine wirkliche Kenntnis des Klägers von dem Schaden 
als ſolchen nicht beſtand, vielmehr bis dahin dieſe Kenntnis 

1) JW. 1907 S. 302. Nr. 5 [= RG. 65, 398]; S. 739 Nr. 3; 
1908 S. 10 Nr. 11. 
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nur von Fall zu Fall bei Eintritt der jeweiligen Ver⸗ 
ſchlimmerung ſeines Zuſtands eintreten konnte und einge⸗ 
treten iſt. 
Urt. des I. Zivilſen. v. 12. Febr. 1909 i. S. Pfeiffer g. 
Schweizer. U. 807/08. 


5. 


Hereinbarung des Erfüllungsorts durch Stillſchweigen 

des Käufers auf ein Beſtütigungsſchreiben des Ber⸗ 

künfers, das den Bermerk enthält, Erfüllungsort ſei 
der Ort der Handelsniederlaſſung des Verkäufers. 


Klin. hat gegen den in Pforzheim wohnenden Bekll., 
einen Ingenieur, der nach der Behauptung der Klin. zugleich 
Kaufmann i. S. des HGB. iſt, auf Bezahlung einer von 
der Klin. gelieferten Schlafzimmereinrichtung in Stuttgart 
Klage erhoben. Die Zuſtändigkeit des LG. Stuttgart hat 
Klin. auf die Behauptung geſtützt, daß zwar bei der münd⸗ 
lichen Beſtellung der Einrichtung in Stuttgart über den Er: 
füllungsort nichts vereinbart worden ſei, ſie aber am 11. März 
1908 dem Bekl. geſchrieben hat: „Wir ſagen Ihnen für 
den Auftrag auf eine Schlafzimmer⸗Einrichtung verbind⸗ 
lichſten Dank und beehren uns, Ihnen in der Einlage mit 
Beſtätigung hierüber zu dienen“, in dieſer „Einlage“ aber 
ſich zwiſchen der Adreſſe und der Bezeichnung der einzelnen 
gekauften Möbel ein Vordruck befindet, der u. a. die Worte 
enthält: „Erfüllungsort Stuttgart für Lieferung und Zahlung“, 
und Bekl. hiergegen keinen Widerſpruch erhoben habe. 

Das OLG. hat die Zuſtändigkeit des LG. Stuttgart 
verneint aus folgenden 

Gründen: 

Man mag!) davon ausgehen, daß „im Handelsverkehr 
das Stillſchweigen eines Kaufmanns auf ein ihm von einem 
andern Kaufmann gemachtes vertragliches Anerbieten“, und 


) Mit RG. 58 nr. 18. 
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ſo auch auf das in einem Beſtätigungsſchreiben gemachte 
Anerbieten, den Niederlaſſungsort des Schreibers als beider⸗ 
ſeitigen Erfüllungsort zu beſtimmen, „im Hinblick auf die 
im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und Gebräuche 
($ 346 HGB.) unter Umſtänden als Zuſtimmung angeſehen 
werden“ kann. Für einen Fall wie den gegenwärtigen kann 
aber hiervon keine Rede ſein: der Bekl. iſt, wenn auch vielleicht 
daneben Kaufmann, in erſter Linie Ingenieur; mag er ſodann 
auch die Gewohnheiten und Gebräuche des Handelsverkehrs 
kennen (was dahingeſtellt bleibt); ſo mußte ihm doch der 
Gedanke, das Beſtätigungsſchreiben der Klin. in 
betreff des — auf Seite des Bekln. kein Handelsge⸗ 
ſchäft darſtellenden — Kaufs der Schlafzimmereinrichtung 
könne Vorſchläge betreffs weiterer, bisher nicht zur Sprache 
gekommener, Vertragsbedingungen enthalten, fern liegen, auch 
enthielt das Schreiben der Klin. vom 11. März keinerlei 
Hinweis darauf, daß die „Einlage“ derartige Vorſchläge 
enthalte. Bei dieſer Sachlage durfte Bekl. den Vordruck 
der Einlage unbeachtet laſſen und brauchte ſich nicht gegen 
die dort enthaltene Bemerkung in betreff des Erfüllungsorts 
zu verwahren. Das Beſtreben von Kaufleuten, in ſolcher 
Weiſe Beſtimmungen in betreff des Erfüllungsorts, die für 
ſie günſtig, für den Käufer läſtig ſind, in Fällen, in denen 
nicht beiderſeitige Handelsgeſchäfte in Rede ſtehen, in abge⸗ 
ſchloſſene Verträge nachträglich einzuſchmuggeln, iſt ent⸗ 
ſchieden zu mißbilligen und kann bei Gericht keine Unter⸗ 
ſtützung finden. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 15. Dez. 1908 i. S. Käſer 

g. Epple u. Ege. 


6. 


Wiefern iſt ein Zypothekarglünbiger durch den Aus- 
fall, den er an ſeiner Hypothek erlitten hat, geſchädigt, 
obwahl die Möglichkeit beſteht, daß er mittels Geltend⸗ 
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machung ſeiner perſünlichen Forderung Befriedigung 
erlangt? 


In dem in WürttJ. 21 S. 151—53 erwähnten Fall 
iſt der Bekl. verurteilt worden, dem Kl. den Ausfall von 
581 M., den er an ſeiner Hypothek erlitten hat, zu erſetzen. 

Gründe: 

Nachdem nicht mehr beſtritten iſt, daß Kl. in dem gegen 
B. eingeleiteten Zwangsverſteigerungsverfahren volle Be⸗ 
friedigung erlangt hätte, wenn er im Verſteigerungstermin 
anweſend oder vertreten geweſen wäre, und zufolge recht3- 
kräftigen Urteils feſtſteht, daß Bekl. den Schaden zu erſetzen 
hat, den der Kl. infolge davon erlitten hat, daß er in jenem 
Termin nicht anweſend oder vertreten war, handelt es ſich 
nur noch um die Frage, ob der Kl. zufolge des fraglichen 
Umſtands einen Schaden erlitten hat und wie hoch ſich be⸗ 
jahendenfalls dieſer Schaden beläuft. 

Es ſteht feſt, daß ohne das in dem Urteil dieſes Senats 
vom 2. Juni 1908 dargelegte Verſchulden des Bekl. der Kl. 
im Anfang des Jahres 1906 volle Befriedigung für ſeine 
Forderung erhalten hätte, während er jetzt noch um den 
Betrag von 581 M. 95 Pf. unbefriedigt iſt. Bekl. meint 
nun, Kläger ſei info fern nicht um dieſen ganzen Betrag 
geſchädigt, als er aus der Muttergutsforderung des B. zum 
Teil Befriedigung erlangen könnte, — und ferner: Kl. hätte 
volle Befriedigung von B. erhalten können, wenn er, nach⸗ 
dem B. ſein früheres Haus um 1180 M. zurückerworben, 
aufs neue die Zwangsverſteigerung dieſes Grundſtücks bean⸗ 
tragt hätte, ehe B. es mit einer weiteren Hypothek von 900 M. 
belaſtet habe; die Schädigung des Kls. ſei hienach nicht auf 
den Ausfall an ſeiner Hypothek, ſondern darauf zurückzu⸗ 
führen, daß er es unterlaſſen habe, rechtzeitig aus dem Grund⸗ 
ſtück B.s Befriedigung zu ſuchen. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht zutreffend. 

Die Muttergutsforderung B.3 beträgt 311 M., der Vater 
und die Brüder B.3 wollen gegen dieſe Forderung mit einer 


A. in Civilſachen. 17 


— vom Kl. beſtrittenen — Darlehensforderung von 250 M. 
aufrechnen. Das Muttergut ſteht in der ſtatutariſchen Nutz⸗ 
nießung des Vaters des B. Es kann nun dem Kl. nicht zu⸗ 
gemutet werden, daß er mit ſeinem Erſatzanſpruch gegen 
den Bekln. etwa zuwartet, bis die ſtatutariſche Nutznießung 
ihr Ende erreicht hat oder daß er die Verwertung des Mutter⸗ 
gutsanſpruchs gemäß § 844 ZPO. (durch Verſteigerung) be⸗ 
treibt, wobei aller Wahrſcheinlichkeit nach kein oder nur ein 
höchſt geringfügiges Ergebnis erzielt würde; es kann ihm 
auch nicht zugemutet werden, bei einer ſolchen Verſteigerung 
den Anſpruch ſelbſt zu erwerben: der Bekl. iſt nach § 249 
BGB. ſchuldig, „den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen 
würde, wenn der zum Erſatz verpflichtende“ — oben er⸗ 
wähnte — „Umſtand nicht eingetreten wäre“. Dieſer Zu- 
ſtand wäre, wie hervorgehoben, der, daß Kl. für die vollen 
581 M. 95 Pf. befriedigt wäre; nach 8 255 BGB. kann Bekl. 
die Abtretung der Anſprüche verlangen, „die dem Erſatzbe— 
rechtigten auf Grund des (verlorenen) Rechts gegen Dritte 
zuſtehen“. Dem liegt der Gedanke zugrunde, daß der Ge- 
ſchädigte nicht, ehe er ſeinen Schadenserſatzanſpruch geltend 
macht, ſeinerſeits alle ihm zuſtehenden Mittel und Wege be⸗ 
nützen muß, um auf andere Weiſe zum Erſatz ſeines Schadens 
zu gelangen; er kann ſich vielmehr zunächſt an den Erſatz— 
pflichtigen halten und es dieſem überlaſſen, die Rechte des 
Schadenserſatzberechtigten gegen Dritte, deren Abtretung er 
verlangen kann, geltend zu machen. Dieſer Grundſatz muß 
auch in einem Fall der vorliegenden Art zur Anwendung 
kommen. Bekl. mag ſich die Anſprüche des Kls. gegen B. 
abtreten laſſen und dann verſuchen, was er von B. heraus⸗ 
ſchlagen kann; er kann aber nicht verlangen, daß der Klr., 
der ohne das Verſchulden des Bekln. glatt zu feinen 581 M. 
95 Pf. gekommen wäre, zunächſt Mühe und Koſten (deren 
Erſatz er kaum vom Bell. fordern könnte) vorausſichtlich 
ohne oder mit nur ganz geringem Erfolg aufwendet, ehe er 
ſich an den ſchadenserſatzpflichtigen Bekln. hält!). 


9) Vgl. auch RG. in JW. 1906 S. 110 Nr. 7. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 1. 2 
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Ob durch den Wiederverkauf des im Zwangsverſteige⸗ 
rungstermin veräußerten Hauſes an B. Klr. in die Möglich⸗ 
keit verſetzt worden iſt, durch Beantragung der wiederholten 
Zwangsverſteigerung dieſes Hauſes den an ſeiner Hypothek 
erlittenen Ausfall von 581 M. 95 Pfg. ganz oder teilweiſe 
zu decken, kann dahingeſtellt bleiben: auch in dieſer Beziehung 
gilt das oben Geſagte. Es mag nur noch beigefügt werden: 
Klr. brauchte mit der Möglichkeit, daß B. das Haus wieder 
an ſich bringe und dadurch deſſen abermalige Zwangsver⸗ 
ſteigerung ſich herbeiführen laſſe, von vornherein nicht zu 
rechnen; wenn er aber auch je von dieſem Wiedererwerb 
Kenntnis erlangt haben ſollte, ehe das Haus mit der weiteren 
Hypothek von 900 M. belaſtet wurde, beſtand für ihn keine 
Verpflichtung dem Bekln. gegenüber, zunächſt den Verſuch 
zu machen, den erlittenen Ausfall an ſeiner Hypothek, der 
ſich nach Lage der Vermögensverhältniſſe des Schuldners 
zur Zeit der Beendigung des Zwangsverſteigerungsverfahrens 
als Schaden des Kls. darſtellte, ſofern damals B. kein 
pfändbares Vermögen hatte, durch ein Vorgehen gegen den 
Schuldner nachträglich wieder auszugleichen, 
das einerſeits mit erheblichen Koſten verknüpft geweſen wäre 
und deſſen Erfolg auf der andern Seite ſehr zweifelhaft war. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 11. Mai 1909 i. S. Ruoff 

geg. Thaler. 


7. 
Zur Auslegung des § 455 BOB. 


Bekl. hatte von der Klin. 3 Maſchinen — eine Meß⸗ 
maſchine und je eine ſog. Goliath und Altera⸗Maſchine — 
gekauſt, die er mit Schrauben in ſeiner Fabrik befeſtigte. 
Klin. hatte ſich das Eigentum an den Maſchinen bis zu 
deren vollſtändigen Bezahlung vorbehalten. Nachdem Bekl. 
etwa die Hälfte des Kaufpreiſes bezahlt hatte, geriet er in 
Konkurs. Klin. meldete keine Forderung an, machte aber 
ein Ausſonderungsrecht an den Maſchinen geltend, das der 
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Konkursverwalter beſtritt, weil die Maſchinen weſentliche Be⸗ 
ſtandteile des Fabrikanweſens geworden ſeien. Der Konkurs 
wurde durch Zwangsvergleich beendigt, wonach die Konkurs⸗ 
gläubiger 25% ihrer Forderungen erhielten. Der Bekl. ver: 
kaufte ſodann die Maſchinen, wobei er mehr als den noch 
unbezahlten Teil des Kaufpreiſes erlöſte. Eine Klage der 
Klin. auf Bezahlung des Kaufpreiſes der Meß⸗ 
Maſchine wurde abgewieſen, ſoweit die Forderung den Be⸗ 
trag von 25% des unbezahlten Kaufpreiſes überſtieg. Nun⸗ 
mehr erhab Klin. Klage auf Herausgabe der drei 
Maſchinenz; an Stelle dieſes Anſpruchs ſetzte fie, nach⸗ 
dem ſie erfahren, daß Bekl. die Maſchinen verkauft hatte, 
einen Schadenserſatz⸗Anſpruch in Höhe des noch unbezahlten 
Teils des Kaufpreiſes, den ſie auf 88 823 und 816 BGB. 
ſtützte. Es wurde nach dem Klageantrag erkannt. 

In den 

Gründen 
wird zunächſt ausgeführt, die Maſchinen ſeien keine weſent⸗ 
lichen Beſtandteile des Fabrikanweſens des Befln. geworden, 
und ſodann fortgefahren: 

Auch davon kann nicht die Rede ſein, daß das Eigen⸗ 
tum der Klin. durch den Zwangsvergleich untergegangen 
wäre: 8 193 KO. bezieht ſich, wie der Wortlaut ergibt, 
überhaupt nicht auf Ausſonderungsberechtigte, denn er ſpricht 
nur von Konkursgläubigern, zu denen Ausſonde⸗ 
rungsberechtigte nicht gehören. 

Klin. hat auf Grund Eigentums Schaden⸗ 
erſatz verlangt. Bekl. nimmt deshalb an, daß Klin. von 
den Kaufverträgen zurückgetreten ſei. Dieſe Annahme 
iſt jedoch nicht zwingend. — Der die Wirkungen des Eigen⸗ 
tumsvorbehalts regelnde $ 455 BGB. läßt für den Verkäufer 
zwei Möglichkeiten offen: Rückübertragung der nur bedingt 
zu Eigentum übertragenen Sache, wenn der Kaufpreis nicht 
vollſtändig bezahlt iſt und Rücktritt des Verkäufers vom 
Kaufvertrag bei Zahlungsverzug des Käufers. Im erſten 
Fall bleibt der Verkäufer beim Kaufvertrag ſtehen und wenn 

2* 
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er in dieſem Fall auf Grund ſeines Eigentums die Kauf⸗ 
ſache zurückfordert, ſo erklärt er damit noch keinen Verzicht 
auf die obligatoriſchen Anſprüche und er iſt nicht verpflichtet, 
die Anzahlungen des Käufers zurückzugeben (muß aber die 
Sache zur Verfügung des Käufers halten, der ſie gegen An⸗ 
gebot des vollen Preiſes wieder herausverlangen kann) ). 

Klin. behauptet, daß ſie mit ihrer Klage dieſen Weg 
verfolgt habe. Die Richtigkeit dieſer Behauptung iſt nicht 
zu bezweifeln. Die Kaufſachen ſelbſt konnte Klägerin nicht 
herausverlangen, da ſie an einen gutgläubigen Dritten ver⸗ 
äußert waren, es blieb ihr alſo nichts übrig, als Schadens⸗ 
erſatz zu fordern. Dieſen aber hat ſie gerade in Höhe der 
reſtlichen Kaufpreiſe verlangt, woraus zu ſchließen iſt, 
daß ſie eben die Kaufverträge zur Grundlage ihrer An- 
ſpruchs berechnung machen, alſo von dieſen nicht ab- 
gehen wollte. Endlich kommt hinzu, daß ſie ihren Rücktritt 
vom Kaufvertrag nirgends erklärt hat. Hienach iſt Klin. 
zur Rückgabe der empfangenen Zahlungen nicht verpflichtet. 
Sie könnte hierzu nur inſoweit verpflichtet ſein, als der Wert 
des durch den Eigentumsrückfall Erlangten ihren noch beſtehen⸗ 
den Anſpruch an den Bekl. überſteigen würde. Dies iſt aber 
hier nicht der Fall. 

Vorausſetzung der Geltendmachung des Eigentumsrück⸗ 
falls iſt nur die, daß der Kaufpreis nicht rechtzeitig be— 
zahlt wird. 

Dieſe Vorausſetzung trifft zunächſt bei den Verträgen 
über die Goliath⸗ und Altera⸗Maſchine zu. Die reſtlichen 
Kaufpreiſe für dieſe beiden Maſchinen waren ſchon lange 
vor Anſtellung der gegenwärtigen Klage zur Zahlung verfallen. 

Die Maſchinen ſelbſt kann Klin., wie erwähnt, nicht 
mehr herausverlangen, ihr Anſpruch ſetzt ſich daher um in 


1) So mit übereinſtimmender Begründung Oertmann, Schuld⸗ 
verhältniſſe 8 455 BGB.; Planck, Komm. z. BGB. § 455 Nr. 2, 
Staudinger, Komm. z. BGB. Bem. II 4; Dernburg, DBR. 
Bd. II Abt. 2 S. 19; Crome, Syſtem, § 212 z. N. 69. 70. 
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einen ſolchen auf Erſatz. Da die Zivilkammer — wohl mit 
Recht — das Beſtehen eines auf Verſchulden des Bekln. 
beruhenden Anſpruchs verneint hat und inſoweit ihr Urteil 
nicht angefochten iſt, ſo kann es ſich allerdings nur darum 
handeln, ob der Anſpruch auf $ 816 BGB. gegründet werden 
kann, wie dies die Zivilkammer als von der Klägerin mitbe⸗ 
abſichtigt annimmt. Die Frage iſt zu bejahen, die Vorſchrift 
des 8 816: wenn ein Nichtberechtigter über einen Gegen⸗ 
ſtand eine Verfügung treffe, die dem Berechtigten gegenüber 
wirkſam ſei, ſo ſei er dem Berechtigten zur Herausgabe des 
durch die Verfügung Erlangten verpflichtet, iſt 
ſogar gerade — mit — auf Fälle der vorliegenden Art be- 
rechnet und die bezeichneten Erforderniſſe treffen hier ſämt⸗ 
lich zu. Was Bekl. durch ſeine Verfügung erlangt hat, iſt 
weit mehr, als was Klin. verlangt, die Verpflichtung des 
Bekln. den Klaganſpruch zu befriedigen, iſt daher nicht 
zweifelhaft. Allerdings könnte Bekl. einwenden, er ſei durch 
ſeine Verfügung nicht mehr bereichert. Allein in dieſer 
Richtung hat er ſich auf die Behauptung beſchränkt, er habe 
die Kaufpreiſe zur Bezahlung der Zwangsvergleichsſumme 
verwendet und beſitze nichts mehr. Dieſes ganz allgemeine 
Vorbringen iſt umſoweniger beachtlich, als der beweispflich⸗ 
tige Bekl. gegen die Begründung des erſtrichterlichen Urteils: 
er habe ſich in dieſem Fall die Aufbringung anderer Mittel 
zur Erfüllung des Zwangsvergleichs erſpart und ſei des- 
halb noch bereichert, keine Einwendung erhoben hat. Hier⸗ 
aus ergibt ſich die Berechtigung des auf den Eigentumsvor— 
behalt an den genannten beiden Maſchinen geſtützten Anſpruchs. 

Das für die Meßmaſchine gegebene Akzept iſt vom Bekln. 
nicht eingelöſt worden. Die Vorausſetzung für den Rück⸗ 
fall des Eigentums an Klin. und (wegen der Veräußerung 
der Maſchinen) für Geltendmachung eines Erſatzanſpruchs 
war alſo auch hier gegeben. Ob, wenn Klin. nur einen 
Schadenerſatzanſpruch aus §S 823 BGB. geltend machte, die 
Zivilkammer an deſſen Stelle auf Grund des § 816 den Bekln. 
verurteilen konnte, braucht nicht erörtert zu werden, da 
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jedenfalls in zweiter Inſtanz der Anſpruch auch als Be⸗ 
reicherungsanſpruch geltend gemacht wurde und Klin. die 
Einrede der Klageänderung nicht erhoben, hiernach ſtillſchweigend 
in ſolche eingewilligt hat. 

Eine andere Frage iſt dagegen, ob nicht der Umſtand, 
daß Klin. ihre Kaufpreisforderung eingeklagt und auf Grund 
dieſer Klage nur die beiden Zwangsvergleichsraten zugeſprochen 
erhalten hat, mit dem Reſt ihrer urſprünglichen Kaufpreis⸗ 
forderung dagegen abgewieſen worden iſt, der Befriedigung 
der Klin. gleichkommt und damit auch ihr Eigentum erloſchen 
iſt. Dieſe Frage iſt indeſſen zu verneinen. Das Eigentum 
bleibt beſtehen bis zur vollſtändigen Befriedigung des 
Verkäufers. Darin kommt gerade der dem Eigentumsvorbe— 
halt zugrunde liegende Sicherungszweck zum Ausdruck und 
inſofern iſt §8 193 KO. hier allerdings analog in der 
Richtung anzuwenden, daß der Eigentumsvorbehalt gegen— 
über dem Zwangsvergleich beſtehen bleibt. Daß übrigens 
die Kaufpreisforderung der Klin. keine Konkursforderung ge— 
worden iſt, ergibt auch die Beſtimmung des § 17 KO. 
Der Kaufvertrag war zur Zeit der Konkurseröffnung vom 
Bekl. ſowohl als von der Klin. noch nicht bezw. nicht voll⸗ 
ſtändig erfüllt; Bekl. hatte mit Hingabe des Akzepts noch 
nicht bezahlt und Klin. hatte ſich das Eigentum vorbe— 
halten. Eine Erfüllung durch den Konkursverwalter aber 
hat nicht ſtattgefunden. 

Im übrigen treffen die oben gegebenen Ausführungen 
auch hier zu. Danach kann Klin. auch hier einen Bereiche— 
rungsanſpruch auf Grund $ 816 BGB. geltend machen und 
iſt Bekl. zur Herausgabe des durch ſeine unberechtigte Ver— 
fügung Erlangten d. h. des Kaufpreiſes von 850 M. ver⸗ 
pflichtet, ohne daß er die geleiſteten Zahlungen abziehen 
könnte. Von Wegfall der Bereicherung kann auch hier nicht 
die Rede ſein. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 18. Mai 1909 i. S. Göp⸗ 

pinger g. Mönus. 
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Bedingte Kündigung. 


Aus den Gründen: 

Es iſt unbeſtritten, daß der Kläger am 1. Januar 1905 
vom Beklagten auf unbeſtimmte Zeit unter der geſetzlichen 
Kündigungsfriſt als Handlungsgehilfe angeſtellt wurde, ſich 
in dieſer Stellung bis zum Vormittag des 1. April 1908 
befand und an dieſem Tag dem Beklagten erklärte, daß er 
ſeine Dienſte bis 30. Juni 1908 zur Verfügung des Be⸗ 
klagten halte. Wenn nun der Beklagte gegenüber dem An- 
ſpruch des Klägers auf Fortzahlung ſeines Gehalts für die 
Monate April, Mai und Juni 1908 geltend macht, der 
Kläger habe dem Beklagten gegenüber am 15. Februar 1908 
gekündigt, ſo ſtellt dies eine Einrede dar, für die Beklagter 
beweispflichtig iſt. Dieſer Beweis iſt als erbracht anzu⸗ 
ſehen, ſelbſt wenn man die eigene Darſtellung des Klägers 
zugrunde legt. Der Kläger bringt vor, er habe am 15. Feb⸗ 
ruar 1908 dem Beklagten erklärt, er könne unter den alten 
Bedingungen nicht weiter bei ihm bleiben, Beklagter müſſe 
ihm mehr Gehalt geben, ſonſt müſſe er ſich auf 1. April 1908 
nach einem anderen Poſten umſehen. Damit hat Kläger dem 
Beklagten gegenüber deutlich zum Ausdruck gebracht, daß er 
das Dienſtverhältnis über den 1. April 1908 hinaus nicht 
fortſetze, wenn Kläger ſeinem Verlangen nach Gehaltser— 
höhung nicht nachkomme. Kläger hat alſo dem Beklagten 
auf 1. April 1908 gekündigt, falls ihm nicht aufgebeſſert 
werde. Dieſe Kündigung war rechtlich wirkſam. Allerdings 
wird in Theorie und Praxis der Satz aufgeſtellt, daß eine 
bedingte Kündigung der Regel nach wirkungslos ſei. Dies 
trifft jedoch nicht zu, wenn der Kündigung ſolche Beding— 
ungen beigefügt werden, deren Erfüllen im Belieben des 
Kündigungsempfängers ſteht. Denn der Grundſatz, daß die 
Kündigung unbedingt zu erfolgen habe, hat nur den Zweck, 
daß für den Kündigungsempfänger keine Unklarheit beſteht, 
ob das Vertragsverhältnis aufgehoben wird oder nicht. Iſt 
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er aber ſelbſt in der Lage, jederzeit die Bedingung zu er⸗ 
füllen, ſo kann von einer Unklarheit oder Ungewißheit nicht 
die Rede ſein. Es hat denn auch z. B. das Reichsgericht 
in der Erklärung eines Verſicherungsnehmers, wenn nicht 
beſſere Bedingungen geboten werden, jo trete er vom Ber: 
trag zurück, eine unzuläſſige Beifügung einer Bedingung nicht 
erblickt ). | 

Urt. des II. Zivilſenats v. 25. März 1909 i. S. Römelt 

g. Rohrhirſch. N. 972/08. 


9. 


Formelle und materielle Erforderniſſe für ein Sıhuld- 
anerkenntnis (368. S 780). 


Die Klägerin, Mutter des im J. 1905 verſtorbenen 
Adlerwirts H. H., verlangt von deſſen Witwe als ſeiner 
Erbin im Wege der Klage die Bezahlung von 1000 M. 
auf Grund eines von ihr (der Klin.) dem Gericht vorgelegten 
Schuldſcheins folgenden Wortlauts: 

„H. H. ſchuldet unter heutigem Datum 1000 M. (mit 

Worten tauſend Mark) 

O . . . den 13. Auguſt 1902 
t.: H. H.“ 

Die Klägerin hatte in Gemeinſchaft mit ihrem in⸗ 
zwiſchen ebenfalls verſtorbenen Ehemann die Adlerwirt⸗ 
ſchaft am 15. Juni 1900 an H. H. verkauft. Die Ueber⸗ 
gabe fand erſt am 2. September 1901 ſtatt und die Klä⸗ 
gerin hat damals an H. H. in beſonderem Vertrag eine 
gewiſſe Menge Weins — nach einem damals vorgenom— 
menen Abſtich wären es 2590 Liter geweſen — um einen 
nicht mehr zu ermittelnden Preis verkauft. Unbeſtrittener⸗ 
maßen hat am 13. Auguſt 1902 eine Abrechnung über 
die Weinkaufſchuld zwiſchen der Klägerin und ihrem Sohn 


1) Bolze, Bd. 22 Nr. 264, Bd. 11 Nr. 232, Arch CivPrax. 
Bd. 89 S. 147, Seuff A. Bd. 62 S. 436, Bd. 57 S. 100. 
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(H. H.) ftattgefunden ; nach Behauptung der Klin. ſoll hiebei 
die Schuld des H. H. auf 1000 M. feſtgeſetzt und damals 
über die Schuld die obenerwähnte Urkunde aufgenommen 
worden ſein. In den 
Gründen 

wird zunächſt die Echtheit des Schuldſcheins feſtgeſtellt und 
ſodann fortgefahren: 
| Iſt der Schuldſchein echt, jo iſt weiter erwieſen, daß 

gerade die Klin. die Gläubigerin der in demſelben aner⸗ 
erkannten Schuld iſt. Dafür ſpricht, daß ſie den Schuld⸗ 
ſchein im Beſitz hat. Dafür, daß ſie in unrechtmäßiger 
Weiſe in den Beſitz des Scheins gekommen wäre, liegt keiner⸗ 
lei Anhaltspunkt vor. Andererſeits iſt unbeſtritten, daß ſie 
die Gläubigerin der Weinpreisſchuld war und daß ſie mit 
ihrem Sohne am 13. Auguſt 1902 abgerechnet hat. 

Daß ſie in dem Schuldſcheine nicht als Gläubigerin 
genannt iſt, iſt unerheblich. Es ergibt ſich aus dem eben 
dargelegten, daß ſie diejenige iſt, die am 13. Auguſt 1902 
mit ihrem Sohne den Schuldanerkenntnisvertrag abgeſchloſſen 
hat. Damit iſt ihre Gläubigerſchaft erwieſen. Daß ſie auch 
in der Schuldurkunde als Gläubigerin genannt ſein müßte, 
iſt nicht zu erfordern. | 

In 8 780 und § 781 BGB. iſt nur Schriftlichkeit ver⸗ 
langt und hiebei iſt Schriftlichkeit im Sinn des §S 126 BGB. 
gemeint!). Weſentlich iſt alſo eigenhändige Unterzeichnung 
durch den Ausſteller, den Schuldner. Daß aber auch der 
Name des Gläubigers in der Urkunde genannt ſein müſſe, 
iſt nirgends verlangt). Um eine Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber handelt es ſich hier nicht, denn für dieſe iſt 
weſentlich der zum Ausdruck gebrachte Wille des Ausſtellers, 
jedem Inhaber haften zu wollen. 


) Vgl. Staudinger 3/4 Aufl. zu 8 780 Ziff. II S. 1290 und 
zu $ 781 Ziff. II S. 1297. | 

2) Vgl. bei Staudinger zu $ 780 Ziff. II S. 1289 Beiſpiele 
abſtrakten Schuldverſprechen, in denen der Name des Gläubigers 
fehlt. 
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Das Reichsgericht geht ſogar bei dem Bürgſchafts⸗ 
verſprechen, das als ſolches aus der Urkunde erkennbar 
ſein muß, daß nicht unbedingt der Name des Gläubigers in 
der Urkunde genannt ſein muß, daß es vielmehr genüge, 
wenn der Gläubiger an der Hand der in der Urkunde an— 
gegebenen Merkmale feſtgeſtellt werden könne). 

Es iſt daher auch bei einem Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis im Sinne der §8 780, 781 BGB. nicht 
die Aufnahme des Namens des Gläubigers in die Urkunde 
als Formenerfordernis aufzuſtellen. 

Es iſt aber auch weiter der Beweis dafür als erbracht 
anzuſehen, daß es ſich hier um ein von dem urſprünglichen 
Verpflichtungsgrund losgelöſtes Schuldanerkenntnis handelt. 

Dafür, daß die Vertrags-Parteien einen ſelbſtändigen 
Verpflichtungsgrund ſchaffen wollten, ſpricht die Vermutung, 
wenn — wie hier — jede Bezugnahme auf ein unterliegendes 
Rechtsverhältnis oder auf den Beſtimmungsgrund für das 
Verſprechen oder das Anerkenntnis fehlt?). 

Sehr weſentlich iſt ſodann, daß die Urkunde auf Grund 
einer Abrechnung ausgeſtellt wurde, mögen auch vielleicht 
damals nur Schuldpoſten des H. H. berückſichtigt und ein⸗ 
fach zuſammengerechnet worden ſein. Auch eine derartige 
Berechnung hätte als Abrechnung zu gelten!). 

Bei einer Abrechnung aber wollen die Parteien, daß 
auf die in die Abrechnung einbezogenen Poſten nicht mehr 
zurückgegriffen werden ſoll, daß ſie gegenüber dem End— 
ergebnis zurücktreten ſollen und daß letzteres künftig das 
Maßgebende ſein ſoll. Gerade um für die Zukunft Sicher— 
heit zu ſchaffen und das — vertragsmäßig feſtgeſtellte — 
Endergebnis dem künftigen Beſtreiten zu entziehen, wird eine 
Abrechnung vorgenommen. 


) RG. 59. 219; 62. 382/383. 

2) Vgl. Rümelin, ArchCivPrax. Bd. 98 S. 212—214, RG. in 
Sörgel 08 S. 234 Nr. 780; Seuff A. 62. 253. 

3) Planck, Komm. zu 8 782 BGB.; Rümelin a. a. O. 
S. 191 ff., RG. in JW. 08. 316. 
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Dafür, daß ein neuer Schuldgrund geſchaffen werden 
wollte, ſpricht endlich auch der Inhalt der Urkunde, wonach 
die Schuldſumme gerade eine runde Summe (1000 M.) be⸗ 
trägt und wornach die Schuld gerade auf den Tag der Ab— 
rechnung geſtellt wurde. 

Urteil des II. Zivilſen. v. 24. Mai 1909 in Sachen 

Scheu gegen Hiller. U. 22/09. 

10. 
Ungerechtfertigte Bereicherung, 

Der Kläger hatte i. J. 1904 der — ſpäter eingemein⸗ 
deten — Gemeinde U. in einem vor dem Ratſchreiber abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag zwei in der Nähe des damaligen An— 
weſens des Kls. belegene Grundſtücksteile, nämlich die 
Parzellen Nr. 776/5 und 776/6 abgetreten. Für die Parz. 
Nr. 776/6 war in der Vortragsſumme ein Kaufpreis von 
10 M. für den qm vorgeſehen, was den Preis von 13000 M. 
ergab. Bezüglich der Parz. Nr. 776/5 dagegen war geſagt, 
die Abtretung erfolge „unentgeltlich auf Grund der 88 8—11 
des Ortsbauſtatuts.“ Weiterhin verpflichtete ſich in jenem 
Vertrag die Gemeinde U., binnen zweier Jahre einen Geh— 
weg zu dem Anweſen des Klägers zu errichten. In Wirk— 
lichkeit beſtand eine ortsſtatutariſche Verpflichtung des Kls. 
zur Abtretung der Parz. 776/5 nicht. Eine ſolche war zwar 
von dem Vorbeſitzer des Kls. auf dem oben erwähnten An⸗ 
weſen, Gottlieb B., reversmäßig übernommen worden, der 
Kl. war aber in dieſe Verpflichtung nicht eingetreten. Straßen⸗ 
anleger im Sinn des Ortsbauſtatuts war nicht der Kläger, 
ſondern es waren dies S. und Z. Der Kläger verlangte 
den Wertserſatz für die inzwiſchen zum Ortsweg gezogene 
Parzelle mit 5 M. für den qm; und ſtützte dieſen Anſpruch 
(unter anderem) auf ungerechtfertigte Bereicherung. 

Die | 

| Gründe 
des klagabweiſenden Urteils, ſoweit ſie den Anſpruch aus 
ungerechtfertigter Bereicherung betreffen, beſagen folgendes: 
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In dieſer Beziehung hätte der Kläger ſeinen Anſpruch auf 
Werterſatz darauf zu ſtützen, daß dieſe Parzelle (Nr. 776/5) 
unentgeltlich und ohne daß eine Verpflichtung zur unent⸗ 
geltlichen Abtretung für ihn beſtand, folglich ohne recht⸗ 
lichen Grund und auf ſeine Koſten in das Ver⸗ 
mögen der Gemeinde U. und ihrer Rechtsnachfolgerin, 
der Beklen., übergangen ſei ($ 812 vergl. mit § 818 
Abi. 2 BGB.) Dieſer Anſpruch iſt an ſich und ohne daß 
es einer vorgängigen Anfechtung des Kaufvertrags wegen 
Irrtums (nach §8 119, 121 BGB.) bedürfte, ſchlüſſig be⸗ 
gründet, inſofern einerſeits in dem Kaufvertrag eine ver⸗ 
meintlich ſchon beſtehende Verbindlichkeit zur unentgeltlichen 
Straßenabtretung anerkannt und nicht etwa dieſe Verbind⸗ 
lichkeit erſt zu Unrecht begründet ſein ſoll, und andererſeits 
nicht zugegeben werden kann, daß eine Bereicherung der 
Bekl. deshalb nicht vorliege, weil ſie die Abtretung der 
Parz. 776/5 von einem anderen Schuldner, ſei es 
von Gottlieb L. auf Grund der von ihm am 19. Mai 1903 
reversmäßig abgegebenen Verpflichtungserklärung, oder auch 
von S. und Z. als Anliegern ($ 9 Abſ. 3 des Ortsbau⸗ 
ſtatuts), anzuſprechen gehabt habe; denn ſofern Verpflich⸗ 
tungen dieſer Art beſtanden, würde hierdurch daran nichts 
geändert ſein, daß die Bekl., wenn die ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen des § 812 BGB. vorliegen würden, die Parz. 776/5 
aus dem Vermögen des Klägers als einer dritten Perſon, 
die zur unentgeltlichen Abgabe der Parzelle nicht ver- 
pflichtet war, erhalten hätte, wie denn auch durch die 
ſeitens des Klägers geſchehene Abtretung die etwa einem 
andern Beteiligten obliegende Haftung für den ſtatutariſchen 
Straßenbeitrag nur dann in Wegfall kommen konnte, wenn 
die Leiſtung des Klägers zum Zweck der Erfüllung der 
einem ſolchen Dritten obliegenden Verpflichtung auferlegt 
wäre (vgl. § 267 BGB.). Wenn dagegen dies nicht an— 
zunehmen iſt, ſo blieb der Anſpruch der Gemeinde gegen die 
genannten Dritten, ſei es auf Gewährung des Straßen— 
platzes ſei es auf Werterſatz beſtehen, und dieſer Anſpruch 
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würde wieder praktiſch werden, wenn der Kläger mit ſeiner 
Bereicherungsklage durchdringen könnte. 

Da, wie oben gezeigt, eine rechtliche Verpflichtung des 
Klägers zur Straßenplatzabtretung nicht beſtand, ſo hat ſich 
der von ihm nach $ 812 BGB. zu führende weitere Beweis 
darauf zu richten, daß er die fragliche Parzelle, zu deren 
Uebertragung er als buchmäßiger Eigentümer rechtlich in 
der Lage war, zum Zweck der Erfüllung einer eigenen Ver⸗ 
pflichtung abgetreten hat, was im vorliegenden Fall in un⸗ 
trennbarem Zuſammenhang mit der Unentgeltlichkeit der Ab⸗ 
tretung ſteht, da gerade in dieſer Unentgeltlichkeit der Cha⸗ 
rakter der Leiſtung als einer auf Rechtspflicht beruhenden 
zum Ausdruck kommen muß und nur in ihr zum Ausdruck 
kommen kann. 

(Es wird ſodann ausgeführt, es ſei als nicht widerlegt 
anzuſehen, daß in dem hoch bemeſſenen Betrag von 10 M. 
für den qm bei Parz. Nr. 776 /6 und in der von der Ge- 
meinde U. übernommenen Gehwegverpflichtung zugleich eine 
materielle Entſchädigung für die Parz. Nr. 776/5 nach Abſicht 
der Parteien mitenthalten geweſen ſei.) 

Urt. des I. Zivilſenats v. 21. Mai 1909 in Sachen 

Bauer gg. Stadtgde. Stuttgart U. 72/09. 


11. 


Haftung einer Automobilfabrik für die durch einen 

Fahrſchüler beim Fahren auf öffentlicher Straße ver⸗ 

nurſachte Tötung eines Menſchen. — Verzicht des Ber- 
letzten anf Anſprüche der Hinterbliebenen? 

Aus den 

Gründen: 

Nach § 31 BGB. iſt die Beklagte für den Schaden 
verantwortlich, den einer ihrer verfaſſungsmäßig berufenen 
Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zuſtehenden 
Verrichtungen begangene, zum Schadenerſatz verpflichtende 
Handlung einem Dritten zufügt. Es iſt unbeſtritten, daß 
die Uebungsfahrt des Fahrſchülers A, bei welcher der Unfall 
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paſſierte, „im Auftrag der Beklagten“ gemacht worden iſt. 
Hienach und nach dem ganzen Vorbringen der Beklagten iſt 
nicht zu bezweifeln, daß jene Fahrt und die Art und Weiſe, 
wie ſie unternommen wurde, einer allgemeinen Anordnung 
oder Duldung der vertretungsberechtigten Organe der Be— 
klagten entſprach. Es fragt ſich nur, ob dieſe Organe durch 
die ihrem Verrichtungskreis angehörende Zulaſſung oder An- 
ordnung derartiger Uebungsfahrten und ſpeziell derjenigen 
des A. vom 11. Juni 1907 eine zum Schadenerſatz ver⸗ 
pflichtende Handlung begangen und dadurch einem Dritten 
Schaden zugefügt haben. 

Nach § 14 der dem Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf 
öffentlichen Wegen und Plätzen betreffenden Miniſterialver⸗ 
fügung vom 13. Juli 1906 (Reg. Bl. S. 221 ff.), darf das 
Führen von Kraftfahrzeugen nur ſolchen Perſonen überlaſſen 
werden, die mit den Einrichtungen und der Bedienung des 
Fahrzeugs völlig vertraut ſind und ſich hierüber durch ein 
von einer ſachverſtändigen Behörde oder einer behördlich 
anerkannten Stelle ausgeſtelltes Zeugnis ausweiſen können. 
Gegen dieſe Vorſchrift, welche in Verbindung mit § 366 3. 
10 StGB. ein den Schutz eines andern bezweckendes Geſetz 
darſtellt, hat die Beklagte verſtoßen, indem ſie dem A. die 
Führung des Automobils überließ. A. war weder im Beſitz 
des vorgeſchriebenen Befähigungszeugniſſes noch war er mit 
der Lenkung eines Kraftfahrzeugs völlig vertraut. Der letzteren 
Annahme ſteht das ſchriftliche Zeugnis des Ingenieurs M. 
nicht entgegen. Denn darin iſt lediglich bezeugt, daß A. in 
der Bedienung der Kraftfahrzeuge ſo völlig vertraut geweſen 
ſei, daß ihm die Führung ſolcher auf offener Land— 
ſtraße habe geſtattet werden können. Zur völligen Ver⸗ 
trautheit i. S. des angeführten § 17 gehört aber nicht bloß, 
daß die betreffende Perſon zur Befahrung offener Landſtraßen 
befähigt iſt, ſondern daß ſie auch den geſteigerten Anforde⸗ 
rungen, die der Verkehr in geſchloſſenen Ortſchaften mit ſich 
bringt, gewachſen ſei. Unter keinen Umſtänden hätte dem 
A., wenn er nur für die Befahrung der offenen Landſtraße 
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vollauf befähigt war, die Ausdehnung der Uebungsfahrt durch 
Ortſchaften geſtattet werden dürfen. Sollte je das Zeugnis 
des M. dahin zu verſtehen ſein, daß A. in jeder Hin⸗ 
ſicht ein völlig vertrauter Fahrer geweſen ſei, ſo wäre dem 
kein Gewicht beizulegen, weil das Zeugnis dann im Wider⸗ 
ſpruch ſtünde mit den erſtinſtanzlichen Einräumungen der 
Beklagten, daß A. mit der Lenkung eines Kraftfahrzeugs in 
allen ſchwierigen Situationen noch nicht vertraut geweſen ſei. 
Solange Jemand noch nicht diejenige Erfahrung und Sicher— 
heit in der Lenkung eines Automobils und denjenigen Grad 
von Geiſtesgegenwart erworben hat, der dazu gehört, um 
auch ſchwierige Situationen zu beherrſchen und, ſoweit dies 
bei Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt im Bereich der 
Möglichkeit liegt, zu überwinden, iſt er eben noch kein mit 
der Bedienung des Fahrzeugs völlig vertrauter Fahrer. Daß 
in der Tat der Fahrſchüler A. ein ſolcher bei der Uebungs⸗ 
fahrt vom 11. Juni 1907 noch nicht geweſen iſt, ergibt ſich 
außer aus dem gerichtlichen Geſtändnis der Beklagten, an 
welches dieſe auch in gegenwärtiger Inſtanz gebunden iſt, 
aus der Tatſache, daß es ihm damals nicht gelungen iſt, 
den Zuſammenſtoß mit dem Gipſerkarren zu vermeiden, 
während dies, wie noch darzulegen ſein wird, einem völlig 
vertrauten Fahrer bei gehöriger Aufmerkſamkeit ganz wohl 
möglich geweſen wäre. Offenbar war eben die Ausbildung, 
die A. auf der Uebungsbahn der Beklagten genoſſen hatte, 
nicht ausreichend geweſen, um ihm die völlige Vertrautheit 
mit der Lenkung eines Automobils zu verſchaffen, ſei es 
nun, daß die Fahrten auf der Uebungsbahn nicht lange 
genug fortgeſetzt worden ſind oder daß die Uebungsbahn des 
Beklagten überhaupt die zur Erreichung jenes Ziels erforder⸗ 
lichen Einrichtungen vermiſſen läßt. In der noch unge⸗ 
nügenden Ausbildung des A. und nicht in einer außerge⸗ 
wöhnlich großen Vorſicht der Beklagten dürfte auch der 
Grund dafür zu ſuchen ſein, daß dem A. das vorgeſchriebene 
Befähigungszeugnis noch nicht erteilt worden, ſondern für 
nötig gehalten worden war, denſelben vorher noch Uebungs⸗ 
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fahrten in der Oeffentlichkeit machen zu laſſen. Unter keinen 
Umſtänden aber dürfen öffentliche Wege und Plätze dazu be- 
nützt werden, die Ausbildung eines noch nicht völlig ver⸗ 
trauten Chauffeurs zu vervollkommnen. Die Beklagte er⸗ 
achtet ſich dazu allerdings dann für berechtigt, wenn ſie, 
wie hier, dem Fahrſchüler einen erfahrnen Fahrmeiſter als 
verantwortliche Aufſichtsperſon beigibt, weil dann, wie ſie 
annimmt, dem Fahrſchüler die Führung des Wagens gar 
nicht überlaſſen, ſondern der eigentliche Lenker desſelben der 
Fahrmeiſter ſei. Dieſe Auffaſſung ſteht indes weder mit 
dem Wortlaut noch mit dem Zweck der eingangs angeführten 
Polizeivorſchrift im Einklang. Nach dem Sprachgebrauch 
des Lebens iſt die Führung demjenigen überlaſſen, welcher 
die Lenkung und ſonſtige Bedienung des Fahrzeugs zu be⸗ 
ſorgen hat, und jene Vorſchrift unterſagt die Ueberlaſſung 
der Führung an Perſonen, welche damit nicht völlig ver⸗ 
traut und nicht im Beſitz des vorgeſchriebenen Befähigungs⸗ 
nachweiſes ſind, ohne eine Ausnahme für den Fall zu machen, 
daß der Führer nicht völlig ſelbſtändig, ſondern unter der 
Aufſicht einer andern, im Fahren völlig vertrauten und 
nötigenfalls zum ſofortigen Eingreifen verpflichteten Perſon 
zu handeln hat. Die Zulaſſung einer ſolchen Ausnahme 
würde auch den Zweck der Vorſchrift, den öffentlichen Ver⸗ 
kehr vor Gefährdungen und Schädigungen durch minder ge— 
übte Fahrer zu ſchützen, in bedenklicher Weiſe in Frage 
ſtellen; weil, wie beſonders auch der vorliegende Fall zeigt, 
bei der Geſchwindigkeit und elementaren Kraft, mit der ſich 
ein Automobil fortbewegt, ſelbſt ein pflichtmäßiges Eingreifen 
der Aufſichtsperſon häufig zu ſpät kommen muß, um die 
Gefahr auszuſchließen oder zu beſeitigen. 

Steht ſonach feſt, daß die vertretungsberechtigten Organe 
der Beklagten dem § 14 der Min. Verf. vom 13. Juli 1906 
zuwidergehandelt haben, ſo kann weiter nicht zweifelhaft ſein, 
daß ſie dabei ein Verſchulden trifft. Bei gehöriger Ueber⸗ 
legung hätten ſie die ihnen ohne Zweifel bekannte Vorſchrift 
in dem oben erörterten Sinn verſtehen und daher wiſſen 
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müſſen, daß ſie dem A., der, wie ſie wußten oder wiſſen 
mußten, weder mit der Bedienung eines Automobils völlig 
vertraut noch im Beſitz des vorgeſchriebenen Befähigungs⸗ 
ausweiſes war, die Führung eines ſolchen Fahrzeugs auf 
öffentlichen Wegen und Plätzen nicht überlaſſen durften und 
zwar auch dann nicht, wenn ſie ihm den Fahrmeiſter S. als 
Aufſichtsperſon mitgaben. Sie hätten ſich aber bei Auf⸗ 
wendung der gebotenen Sorgfalt auch weiter ſagen müſſen, 
daß es in ſchwierigen Situationen, wie ſie der Verkehr auf 
öffentlichen Straßen und beſonders in Ortſchaften für den 
Automobilfahrer nicht ſelten mit ſich bringt, leicht geſchehen 
könne, daß der Fahrſchüler A., eben weil ihm die Sicherheit 
und Geiſtesruhe, die von dem Führer eines ſolchen Fahr⸗ 
zeugs zu verlangen ſind, noch abgingen, nicht ſofort die 
richtige Maßregel ergreife, ohne daß es dem Fahrmeiſter 
auch bei pflichtmäßigſter Sorgfalt gelingen werde, noch recht⸗ 
zeitig das Erforderliche vorzukehren, und daß auf dieſe 
Weiſe aus der Uebungsfahrt des A. Gefahr und Schaden 
für Leben und Geſundheit Anderer hervorgehen könne. 

(Nachdem dargelegt iſt, daß die Tötung des Verletzten 
auf dem Verſchulden des A. beruht, iſt geſagt:) 

Nach dem Ausgeführten iſt der Zuſammenſtoß zwiſchen 
dem Automobil und dem Gipſerkarren und in weiterer Folge 
der Sturz und der Tod des H. durch ein ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten der vertretungsberechtigten Organe der Beklagten i. S. 
der 85 823 Abſ. 1 und 2 BGB. verurſacht worden. Für 
die Beklagte iſt daraus, ohne daß ſie ſich dieſer Feſtſtellung 
gegenüber noch auf den $ 831 BGB. berufen könnte, die 
Verpflichtung entſtanden, den Hinterbliebenen des Getöteten 
gem. § 844 BGB. Schadenerſatz zu leiſten. Die Beklagte 
iſt nun allerdings der Meinung, daß etwaige Anſprüche, die 
den Hinterbliebenen gegen ſie aus dem Unfall erwachſen ſein 
könnten, durch den zwiſchen ihr und dem H. abgeſchloſſenen 
Vergleich vom 10. Oktober 1907 wieder beſeitigt worden 
ſeien. Es bedarf nicht der Entſcheidung, ob ein Verzicht des 
H. auf die ſeinen Hinterbliebenen für den Fall ſeines Todes 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 1. 3 
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erwachſenen Anſprüche der Klägerin oder auch nur den Hinter⸗ 
bliebenen ſelbſt entgegengehalten werden könnte. Denn H. 
hat einen ſolchen Verzicht weder in dem Vergleich noch in 
der Beſcheinigung vom 26. Oktober 1907 ausgeſprochen. 
In den beiden Urkunden ſind als die Unfallfolgen, die durch 
die Entſchädigung als abgetan gelten ſollen, nur gewiſſe 
körperliche Verletzungen des H. bezeichnet und dementſprechend 
verzichtet dieſer in dem Vergleich lediglich auf die Anſprüche, 
die ihm aus dieſem Unfall gegen die Beklagte zuſtehen. 
Ein weitergehender Sinn iſt auch der in der Quittung am 
Schluß enthaltenen Erklärung des H., daß er auf jeden 
weiteren Anſpruch und auf jede Nachforderung verzichte, nicht 
beizulegen. An die Möglichkeit, daß der Unfall noch den 
Tod des H. im Gefolge haben könnte, iſt damals offenbar 
von keiner Seite gedacht worden. Nur ſo läßt ſich die ver⸗ 
hältnismäßig niedere Entſchädigungsſumme von 100 M. 
erklären. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 15. Januar 1909 i. S. 

Daimler Motorengeſellſchaft gg. Württ. Baugewerksbe⸗ 

rufsgenoſſenſchaft. (U. 795/08.) 


12. 


Nerficherungsrecht. — Beweislaſt bei behanptetem 
Selbſtverſchulden des Berlebten. 


Aus den Gründen. 

In $ 10 Satz 1 der Verſicherungsbedingungen der Bekl. 
iſt beſtimmt, daß derjenige, der auf Grund dieſes Vertrags 
Anſprüche erhebe, den Beweis zu führen habe, daß die Um— 
ſtände eingetreten ſind, welche die Zahlungsverpflichtung der 
Geſellſchaft bedingen. Dieſer Satz erſcheint als eine Wieder- 
holung der allgemeinen Beweislaſtregel, daß derjenige, welcher 
einen Anſpruch geltend macht, die zur Begründung desſelben 
erforderlichen Tatſachen zu beweiſen hat. Nach § 1 Abſ. 2 
der Verſicherungsbedingungen gelten als Unfälle nur ſolche 
körperliche Beſchädigungen, von welchen der Verſicherte durch 
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plötzliche äußere Gewalteinwirkung unfreiwillig betroffen wird. 
Daß Klr. in der Nacht vom 2/3. November 1906 eine körper⸗ 
liche Beſchädigung durch plötzliche äußere Gewalteinwirkung 
erlitten hat, wird von der Bekln. nicht beſtritten. Sie be⸗ 
ſtreitet nicht, daß Klr. damals von einem Handwerksburſchen 
auf den linken Arm geſchlagen worden und nachher bei einem 
Streit mit einem Handwerksburſchen zu Boden gefallen iſt 
und dadurch eine Verletzung des linken und rechten Armes 
davon getragen hat. Dieſe Verletzung hat Klr. unfreiwillig 
erlitten, ſofern ſie zweifellos gegen ſeinen Willen erfolgt ſind. 
Hienach hat Klr. der ihm obliegenden Darlegungspflicht, daß 
ein verſicherungspflichtiger Unfall im Sinn des § 1 Abſ. 2 
der Verſicherungsbedingungen vorliege, genügt. Wenn nun 
Bekl. ihre Zahlungspflicht unter Berufung auf § + der. 
Verſicherungsbedingungen beſtreitet, wonach die Verſicherung 
nicht gilt für Unfälle, welche bei Begehung eines Verbrechens 
oder Vergehens herbeigeführt werden, ſo iſt, wie ſich ſchon 
aus der Faſſung des § 4 („Die Verſicherung gilt nicht für 
Unfälle, welche“ uſw.) ergibt, Bekl. dafür beweispflichtig, 
daß ein ſolcher ihre Haftung beſeitigender Umſtand zutreffe !). 
Denn nach den allgemeinen Regeln über Beweislaſt, die, 
wie bereits erwähnt, durch Satz 1 des § 10 wiederholt find, 
iſt es Sache der Belln., das Zutreffen der Ausnahmefälle 
des § 4 zu beweiſen und zwar umſomehr als nur für die 
Ausnahmen der Selbſttötung und Selbſtbeſchädigung etwas 
beſonderes Gegenteiliges in § 10 Satz 2 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen beſtimmt iſt, woſelbſt es heißt, daß, wenn ein 
Zweifel darüber beſtehe, ob Selbſttötung oder Selbſtbeſchädi⸗ 
gung oder Unfall vorliege, der Beweis eines bedingungsge⸗ 
mäßen Unfalls von demjenigen zu führen ſei, welcher An⸗ 
ſprüche geltend macht?). Dieſer Beweis iſt nicht erbracht. 


1) Die Bekl. hatte in dieſer Beziehung behauptet, der zu Rauf⸗ 
händeln geneigte Kläger ſei nach wechſelſeitigen Beleidigungen den 
raſch ſich entfernenden Handwerksburſchen nachgeſprungen, habe ſie 
geſtellt, beſchimpft und tätlich angegriffen. 

2) Württ J. 12 S. 213. 
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Urt. des II. Zivilſenats v. 6. Mai 1909 i. S. Kölniſche 
Unfallverſicherungsaktiengeſ. g. Koepff. U. 417/08. 


13. 
Sicherungsübereignung. 


Im Juni 1906 haben die damals zu R. wohnenden 
Eheleute Adolf und Anna B. der Klägerin für ein Darlehen 
ihre Wohnungseinrichtung zur Sicherung übereignet. Hier⸗ 
über ſoll eine, nicht mehr vorhandene, Urkunde errichtet worden 
ſein. Die Eheleute B. verzogen bald darauf nach S. und 
dort wurde über die Sicherungsübereignung die unten er⸗ 
wähnte Urkunde am 15. Oktober 1906 errichtet. Als im 
Jahre 1907 die beklagte Firma eine Fahrnispfändung bei 
den B.ſchen Eheleuten durchführen ließ, begehrte die Klägerin 
auf Grund der Sicherungsübereignung die Herausgabe des 
Verſteigerungserlöſes. 

Die Klage wurde abgewieſen. 


Gründe: 


Daß es den Beteiligten an der ernſtlichen Abſicht, Eigen⸗ 
tum zu übertragen und zu erwerben, gefehlt habe, erſcheint 
nicht richtig. Die Ausſage der Zeugin A. B., ſie habe den 
ganzen Vertrag als Formſache betrachtet, die Klägerin ſelbſt 
habe ſtets geſagt, es geſchehe nur pro forma, iſt unerheblich, 
denn darin liegt nur, daß A. B. und allenfalls auch die 
Klägerin davon ausgegangen ſind, von dem Vertrag werde 
vorausſichtlich kein Gebrauch gemacht werden; daß dies der 
Sinn der Ausſage der A. B. und der Sinn der fraglichen 
Aeußerung der Klägerin iſt, ergibt die Natur der Sache und 
der Wortlaut der Ausfage der A. B., der dahin geht: „fie, 
(die Klägerin) tat immer ſehr freundlich und teilnahmvoll, ſo 
daß ich die ganzen Verträge überhaupt als Formſache be— 
trachtete, zumal die W. ſtets ſelbſt ſagte, es geſchehe nur 
pro forma“. Auch der Umſtand kommt nicht in Betracht, 
daß es unter anderem die unentbehrliche Haushaltungsfahr— 
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nis war, die die Eheleute der Klägerin übereignet haben!). 
Ebenſowenig iſt für die Frage der Ernſtlichkeit von Bedeu⸗ 
tung, daß die Gegenſtände des Vertrags nur in Pauſch und 
Bogen bezeichnet ſind und daß die Ehefrau B. bei der 
Pfändung nicht auf das Recht der Klägerin hingewieſen hat. 
Nur dann verhielte es ſich anders, wenn lediglich die Ab⸗ 
ſicht beſtanden hätte, nach außen den Schein einer erfolgten 
Sicherungsübereignung hervorzurufen, insbeſondere dritte 
Gläubiger durch Vortäuſchung des Scheins eines ſolchen 
Geſchäfts von einer Pfändung abzuhalten ?). Dafür liegen 
aber keine Anhaltspunkte vor. 

Es erſcheint auch nicht richtig, daß das fragliche Ge- 
ſchäft gegen die guten Sitten verſtoßen habe, denn der Ver⸗ 
zicht auf Pfändungsbeſchränkungen und die Weggabe der 
geſamten Habe ſind an ſich nichts Unſittliches. 

Dagegen iſt der Senat der Anſicht, daß wegen Unbe⸗ 
ſtimmtheit der Bezeichnung des Vertragsgegenſtandes ein 
gültiger Vertrag nicht zuſtande gekommen ſei. Es iſt richtig, 
daß ein ſchriftlicher Vertrag zum Zuſtandekommen einer 
gültigen Einigung über den Uebergang des Eigentums im 
Sinne des § 929 Satz 1 des BGB. nicht erforderlich iſt, 
aber es muß aus den mündlichen oder ſchriftlichen Ver⸗ 
einbarungen hervorgehen — oder nach den dabei getroffenen 
Beſtimmungen ermittelt werden können, — welche Sachen 
den Gegenſtand der Eigentumsübertragung und des Eigen⸗ 
tumserwerbs bilden ſollen. Im vorliegenden Fall iſt auf 
Grund des unbeſtrittenen Sachoerhalts und auf Grund des 
Zeugniſſes der Eheleute B. für feſtgeſtellt zu erachten, daß 
die Klägerin vor Abſchluß des Vertrags in R. von Anna B. 
in der Wohnung der Eheleute B. umhergeführt und daß 
ihr dabei die Einrichtung der Eheleute gezeigt worden iſt, 
nachdem ſie ſchon vorher den Ehevertrag der Eheleute ein⸗ 


) Zu vgl. RG. 22. 4.04. ZW. 355; RG. 62, 126. RG. 29. 12. 
08, JW. 09, 104. 
2) Vgl. RG. 62, 126. 
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geſehen hatte, daß ſie die Sachen beſehen und daß Adolf B. 
ihr bei der Beſichtigung der Einrichtung erklärt hat, dieſe 
geben ſie ihr als Sicherheit. In S. iſt zwar auch die 
Wohnung gezeigt worden, dagegen iſt nicht erſichtlich, daß 
dies von ſeiten der Eheleute B. zum Zweck einer noch— 
maligen Vorweiſung oder Uebergabe der Sachen geſchehen 
wäre. Der Inhalt der Urkunde, die im Juni 1906 errichtet 
worden ſein ſoll, läßt ſich nicht mehr feſtſtellen. In der 
Urkunde vom 15. Oktober 1906 iſt der Gegenſtand der Siche⸗ 
rungsübereignung dahin bezeichnet, die Eheleute geben „ihre 
ſämtliche Einrichtung, wie Möbel, Porzellan und Silber, 
ſowie Betten, Weißzeug“. Nun läßt ſich an ſich wohl be- 
ſtimmen, welche von den gepfändeten und verſteigerten Sachen 
unter den Begriff der „Einrichtung“, insbeſondere der Möbel, 
des Porzellans, des Silbers, der Betten und des Weißzeugs 
fallen, es iſt auch an ſich nicht ausgeſchloſſen, daß der Nach⸗ 
weis geführt wird, daß die gepfändeten und verſteigerten 
Sachen mit denen identiſch ſind, die ſich zur Zeit der Ver— 
einbarungen vom Juni 1906 und vom 15. Oktober 1906 
im Beſitz der Eheleute B. befunden haben (ob auch die— 
jenigen Gegenſtände in Betracht kommen könnten, die die 
Eheleute etwa nachträglich hinzuerworben haben, kann hier 
dahingeſtellt bleiben); aber weitere Anhaltspunkte für die 
Beſtimmung oder Ermittelung der Gegenſtände, die unter 
den Vertrag fallen ſollten, liegen nicht vor, es iſt insbeſondere 
nicht etwa ans Anlaß des Abſchluſſes des Sicherungsüber— 
eignungsvertrags ein Inventar errichtet, auch nicht etwa in 
dem Sicherungsübereignungsvertrag auf den Ehevertrag Bezug 
genommen worden. Die Tatſache, daß die Klägerin vor 
dem Vertragsabſchluß den Ehevertrag eingeſehen hat, be— 
weiſt nicht, daß das im Ehevertrag etwa enthaltene Ver— 
zeichnis von Einrichtungsgegenſtänden dem Vertrag zugrunde 
gelegt ſein ſollte, ſondern die Einſichtnahme kann anderen 
Zwecken, insbeſondere der Erhebung des beſtehenden Güter— 
rechtsverhältniſſes und des Geſamtwerts der beigebrachten 
Einrichtung, gedient haben. Hienach iſt aus den Verein- 
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barungen der Beteiligten weder unmittelbar noch mittelbar 
zu entnehmen, an welchen Sachen die Eheleute B. Eigentum 
übertragen und an welchen Sachen die Klägerin Eigentum 
erwerben wollte. An dem Erfordernis der nötigen Beſtimmt⸗ 
heit des Gegenſtands der Uebereignung muß aber im Inter⸗ 
eſſe der Sicherheit des Verkehrs insbeſondere dann feſtge⸗ 
halten werden, wenn wie hier keine körperliche Uebergabe 
der Sachen ſtattgefunden hat, ſondern dieſe Uebergabe durch 
eine mündliche oder ſchriftliche Vereinbarung im Sinne des 
§ 930 BGB. erſetzt werden ſollte. Namentlich bei Ueber⸗ 
eignung eines ganzen Komplexes von Sachen, wie einer ge— 
ſamten Haushaltungsfahrnis, muß zum mindeſten ſo viel 
verlangt werden, daß die Zugehörigkeit des einzelnen Gegen⸗ 
ſtandes zu dieſem Komplex in einer für die Beteiligten und . 
dritte Perſonen ſicheren Weiſe, namentlich durch Anlegung 
eines Verzeichniſſes oder durch Bezugnahme auf ein ſchon 
vorhandenes, den jetzigen Beſtand wiedergebendes Inventar 
feſtgeſtellt werden kann. Dies iſt hier nicht der Fall; eine 
Vergleichung mit dem Inventar des Ehevertrags und eine 
Bezugnahme darauf hat nicht ſtattgefunden, die Klägerin iſt 
nicht in der Lage, die Zugehörigkeit der einzelnen ſpäter ge⸗ 
pfändeten Sachen zu den ihr einſt vorgezeigten, und in der 
Vertragsurkunde gemeinten Gegenſtänden, aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft oder durch Angabe beſtimmter Anhaltspunkte und 
Merkmale nachzuweiſen, die Erſtreckung der Uebereignung 
auf den jeweiligen Beſtand der Haushaltung und alſo auch 
auf den künftigen Zuwachs iſt aber aus der Vertragsurkunde 
nicht erſichtlich und würde der dinglichen Wirkung ent— 
behren !). Eine Einigung über den Eigentumsübergang im 
Sinne des § 929 Satz 1 liegt daher nicht vor. 

Urt. des I. Zivilſenats v. 7. April 1909 in Sachen Weil 

g. Hirſchfelder u. Cie. U. 40/09. 


— 


1) IW. Band 18 S. 60 (doch ſ. jetzt Urteil des RS. v. 21. Mai 
1909 VII. 390/08 in der Sache U. 324/08. D. E.). 
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14. 
Zur Auslegung des § 904 BGB. 


Bekl., Angeſtellter eines kaufmänniſchen Ladengeſchäfts, 
hatte, um Ladenfenſter zu dekorieren, eine Leiter beſtiegen, 
beim Herabſteigen geriet er in Gefahr, das Gleichgewicht zu 
verlieren; um ſich feſtzuhalten, ließ er den Hammer, den er 
in einer Hand hatte, fallen; der Hammer fiel zu Boden, 
überſchlug ſich und zertrümmerte ein Schaufenſter. Mit der 
Klage hat die klagende Verſicherungsgeſellſchaft, die den Laden⸗ 
inhaber entſchädigt und ſich deſſen Anſprüche gegen den Bekln. 
hat abtreten laſſen, vom Bekl. Erſatz der dem Ladeninhaber 
gezahlten Summe verlangt, indem ſie die Klage in erſter 
Linie auf $ 904 BGB. ſtützte. Hierüber ſagen die 

Gründe 
des die Klage abweiſenden Berufungsurteils: 

Auf § 904 BGB. läßt ſich der eingeklagte Schadens⸗ 
erſatzanſpruch nicht ſtützen. In $ 904 wird dem Eigentümer 
das Recht, die Einwirkung eines Dritten auf ſeine Sache zu 
verbieten, unter beſtimmten Vorausſetzungen entzogen. Selbſt⸗ 
verſtändlich bezieht ſich das Geſetz nicht auf Fälle, in denen 
der Eigentümer ohnedies nicht in der Lage iſt, einem andern 
die Einwirkung auf die Sache zu verbieten, es wäre unver: 
ſtändlich, wenn für dieſe Fälle, wo der Eigentümer die Ein⸗ 
wirkung gar nicht verbieten kann, das Geſetz noch aus— 
ſprechen wollte, daß er ſie nicht verbieten Darf. Das Geſetz 
hat insbeſondere nicht die Fälle einer rein zufälligen Be- 
ſchädigung der Sache im Auge, in denen der Eigentümer, 
auch wenn er zugegen wäre, die Beſchädigung nicht verbieten 
könnte. Im vorliegenden Fall wäre der Eigentümer der 
zertrümmerten Fenſterſcheibe, wenn er zugegen geweſen wäre, 
nicht in der Lage geweſen, dem Bekl. die Zertrümmerung 
der Scheibe zu verbieten. Die Zertrümmerung der Scheibe 
iſt — wie der unbeſtrittene Sachverhalt ergibt — unter Um— 
ſtänden erfolgt, die vom Willen des Bekl. völlig unabhängig 
waren; es hätte daher gar keinen Sinn gehabt, ihm die 
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Zertrümmerung der Scheibe zu verbieten. Für Fälle dieſer 
Art iſt der § 904 nicht gegeben. 

Sodann trifft das in § 904 aufgeſtellte Erfordernis, 
daß die Einwirkung auf die Sache zur Abwendung einer 
gegenwärtigen Gefahr notwendig iſt, nicht zu. Die dem 
Bekln. drohende Gefahr des Abſturzes war abgewendet, nach⸗ 
dem er den Hammer hatte fallen laſſen und mit der Hand 
die Leiter ergriffen hatte. Zur Abwendung der Gefahr hätte 
es vollkommen genügt, daß der Hammer zu Boden gefallen 
iſt. Daß der Hammer ſich dann auf dem Boden überſchlagen 
und das Schaufenſter zertrümmert hat, iſt ein Umſtand, der 
für die Abwendung der dem Bekln. drohenden Gefahr ohne 
jede Bedeutung geweſen iſt. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 11. Mai 1909 i. S. Vater⸗ 

land. Glasverſicherungs⸗A. G. g. Mendel. 


15. 
Bur Auslegung des § 1120 BGB. 


Gl. und P. bildeten eine Geſellſchaft. Sie kauften ein 
Anweſen in der Weiſe, daß es je zur Hälfte im (unabge- 
teilten) Mit⸗Eigentum jedes Geſellſchafters ſtehen, nicht Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen ſein ſollte. Später angeſchaffte Maſchinen 
dagegen, die Zubehörden des Anweſens bildeten, gehörten 
zum Geſellſchaftsbermögen. Als über das Vermögen der — 
im Lauf der Zeit in eine offene Handelsgeſellſchaft umge— 
wandelten — Geſellſchaft und der Geſellſchafter Konkurs 
eröffnet war, verkaufte Bekl. als Verwalter im Konkurs der 
offenen Handelsgeſellſchaft die Maſchinen und führte den 
Erlös an die Maſſe der Geſellſchaft ab. Kl., der das An⸗ 
weſen in der Zwangsverſteigerung erworben hatte, erhob 
als Zeſſionar des letzten Hypothekars, der mit ſeiner Forde⸗ 
rung ausgefallen war, gegen den Bekln. Klage auf Ausfolge 
des Erlöſes aus den Maſchinen, indem er, auf 8 1120 BGB. 
geſtützt, behauptete, die Konkursmaſſe ſei auf Koſten des 
letzten Hypothekars um dieſen Erlös ohne rechtlichen Grund 
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bereichert. Es wurde nach der Klage erkannt. 

Aus den 
| Gründen 
des Berufungsurteils: 

Die Entſcheidung darüber, ob die Maſchinen als Zu— 
behörſtücke der Gebäude im Eigentum von Gl. und Pf. als 
Grundſtückseigentümer ſtanden oder nicht, hängt ab von der⸗ 
jenigen über die rechtliche Bedeutung des Geſellſchaftsver⸗ 
mögens, ſei dies der Geſellſchaft des BGB., ſei es der 
offenen Handelsgeſellſchaft. Darüber kann zunächſt kein 
Zweifel ſein, daß die fraglichen Gegenſtände für die 
Geſellſchaßft, mochte dies diejenige des BGB. oder die 
offene Handelsgeſellſchaft ſein, erworben wurden. 

Anerkannt iſt, daß das Vermögen der Geſellſchaft des 
BGB. den Geſellſchaftern zur geſamten Hand zuſteht. Damit iſt 
ausgeſprochen, daß das Geſellſchaftspvermögen ein Sonderver— 
mögen, getrennt von demjenigen der Geſellſchafter iſt. Weiter 
iſt ausdrücklich beſtimmt ($ 719 Abſ. 1 BGB.), daß dem 
Einzelnen die Verfügung über ſeinen Anteil am Geſellſchafts— 
vermögen unterſagt iſt. Andererſeits iſt aber auch anerkannt, 
daß die Geſellſchaft (oder das Geſellſchaftsvermögen) kein 
ſelbſtändiges Rechtsſubjekt iſt. 

Nun iſt ſchon im allgemeinen zu ſagen: daß der einzelne 
Geſellſchafter an den Sachen der Geſellſchaft Miteigentümer 
— wenn auch nicht nach Bruchteilen (88 1008 — 11 BGB.) 
— iſt, unterliegt keinem Zweifel !). Eine andere rechtliche Auf- 
faſſung iſt nicht möglich, denn da das Geſellſchaftsvermögen kein 
ſelbſtändiges Rechtsſubjekt iſt, muß ein anderes Rechtsſubjekt 
Träger der einzelnen Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens 
ſein und das können nur die Geſellſchafter ſelbſt ſein. Zwar 
ſind ſie in Ausübung ihrer Rechte beſchränkt, aber für das 
Rechtsverhältnis an den einzelnen Vermögensbeſtandteilen 
ſind dieſe Beſchränkungen nicht entſcheidend. Aus dieſen 
Beſchränkungen erklärt ſich auch die Beſtimmung des § 859 


) Staudinger, Komm. z. BGB. § 718. II, 3. 
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CPO., vermöge welcher der Gläubiger eines Geſellſchafters 
zwar nicht den Anteil desſelben an den einzelnen zum Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen gehörigen Gegenſtänden, wohl aber 
dieſen Anteil ſelbſt pfänden laſſen und auf dieſe Weiſe 
zu ſeiner Befriedigung gelangen kann. In Betracht kommt 
auch, daß, als Folge der Anſicht, nach welcher die Geſell⸗ 
ſchaft kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt iſt, ein Konkurs über 
das Geſellſchaftsvermögen nach herrſchender Anſicht ausge⸗ 
ſchloſſen iſt'). 

Erlangten aber G. und Pf. das Eigentum an den zum 
Vermögen der von ihnen zunächſt eingegangenen Geſellſchaft 
des BGB. gehörigen Sachen, ſo erlangten ſie es auch an 
den in Frage ſtehenden, das Zubehör der Gebäude bildenden 
Maſchinen, da dieſe von der Geſellſchaft des BGB. und 
für dieſe erworben waren. 

Nicht anders wäre zu entſcheiden, wenn die Gegenſtände 
füe die offene Handelsgeſellſchaft angeſchafft worden 
wären. Auch dieſe iſt keine juriſtiſche Perſon, ſie kann daher 
auch nicht Subjekt von Rechten ſein. Das Recht an den 
für die offene Handelsgeſellſchaft erworbenen Sachen ſteht 
vielmehr der Geſamtheit der Geſellſchaft zu; dieſe Sachen 
ſtehen alſo, wie bei der Geſellſchaft des BGB., im, wenn 
auch im beſonders gearteten, Eigentum der Geſellſchafter. 

Allerdings kann die offene Handelsgeſellſchaft unter ihrer 
Firma Eigentum erwerben, klagen und verklagt werden und 
ſelbſtändig in Konkurs kommen. Allein dies beruht auf be⸗ 
ſonderer, poſitiver Beſtimmung und es iſt mit der herrſchenden 
Anſicht davon auszugehen, nicht bloß, daß Eigentümer der 
Sachen die Geſellſchafter, ſondern auch, daß nicht das Ge— 
ſellſchafts vermögen, vielmehr die Geſellſchafter ſowohl 
Prozeßpartei als Gemeinſchuldner ſind ). 

Gegen dieſe Anſicht läßt ſich, jedenfalls im vorliegenden 


1) Staudinger a. a. O. Anm. IV. 

2) Staub, Komm z. HGB. 8 Anm. 8, 27 f.; $ 131 A. 11 f., 
Jäger, Komm. z KO. S8 209, 210 A. 9 f., Coſack, DHR. 8 109 
z. N. 69. 


44 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Fall, nicht einwenden, daß das Gejellihaftsvermögen eben 
doch ein Sondervermögen, d. h. ein von dem Ver⸗ 
mögen der Geſellſchafter getrenntes, ſelbſtändig neben dieſen 
beſtehendes und beſtimmten geſonderten Zwecken dienendes 
ſei und daß wenn auch die einzelnen Geſellſchafter „Mit⸗ 
eigentümer“ der zu dem Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Sachen, ſie dies doch nicht als Miteigentümer zu ideellen 
Teilen ſeien, ſondern daß ſie nur in ihrer Geſamtheit zur 
Verfügung über jene Sachen berechtigt ſeien. Denn im ge— 
genwärtigen Fall ſind es dieſelben Perſonen, denen das Mit⸗ 
eigentum an den Grundſtücken und das Eigentum zu ges 
ſamter Hand an den Zubehörden zuſteht, während die Be- 
ſtimmung des $ 1120 BGB. Verſchiedenheit dieſer 
Perſonen vorausſetzt. 

Aus dieſem Grunde läßt ſich auch aus dem Umſtand 
kein Einwand herleiten, daß die Geſellſchafter am Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen beſondere Rechte erwerben, und daß über⸗ 
haupt zwiſchen ihnen und der Geſellſchaft Verträge abge⸗ 
ſchloſſen werden können. Hiezu mag noch darauf hingewieſen 
werden, daß das Reichsgericht!) zu Veräußerungen grund⸗ 
ſätzlich keinen Wechſel der Perſonen verlangt?). Danach 
haben ſich die Hypotheken auf die im Streit befindlichen 
Gegenſtände erſtreckt, weil dieſe in das Eigentum der Grund— 
ſtückseigentümer übergegangen waren. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 16. Juli 1909 i. S. 

Gläſche und Pfau'ſche Konkursmaſſe g. Lotter. 


16. 
Ausſchlagung eines Nermüchtniſſes. Erbſchaftsſtener. 
Zufolge letztwilliger Verfügung der Schwägerin ihres 
verſtorbenen Ehemanns war der Klägerin die lebenslängliche 
Nutznießung an dem ihren Kindern zugewendeten Erbteil 
1) NG. 56, 96 ff. 


2) Im übrigen iſt zu dieſer Entſcheidung zu vgl.: Dernburg, 
Das bürgerl. Recht S 359 N. 5. 
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von 1500 M. zugefallen. Der Teſtamentsvollſtrecker über⸗ 
ſandte ihr dieſen Betrag, worüber die Klägerin Empfangs⸗ 
beſcheinigung ausſtellte. Zwei Tage darauf ſandte ſie das 
Geld ihren Kindern, angeblich mit der Erklärung, daß ſie 
keine Nutznießungs⸗ und Verwaltungsrechte an dem Geld 
haben wolle. Das Kameralamt W. als Erbſchaftsſteueramt 
ſetzte auf Grund des 8 10 Abſ. 1 IV des Reichserbſchafts⸗ 
ſteuergeſ. vom 30. Juni 1906 (RGBl. S. 654) der Klägerin 
eine Steuer von 72 M. an. Nachdem die Beſchwerden der 
Klägerin von dem K. Steuerkollegium und dem K. Finanz⸗ 
miniſterium als unbegründet zurückgewieſen waren, hat die 
Klägerin die Steuer unter Vorbehalt der Rückforderung be- 
zahlt. Nach Empfang des Beſcheids des Steuerkollegiums 
hatte die Klägerin dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber das 
Vermächtnis ausgeſchlagen. 

Der Fiskus wurde zur Rückzahlung der 72 M. ver⸗ 
urteilt. 

Aus den 

Gründen: 

Gegenſtand der Erbſchaftsſteuer iſt nach $ 1 Abſ. 1 
und 8 2 RErbſchStG. der Erwerb von Todeswegen, damit 
auch der von Vermächtniſſen. Schuldner derſelben iſt — 
neben der Haftung anderer Perſonen — nach $ 31 daſ. der 
Erwerber. Bei Vermächtniſſen vollzieht ſich gemäß § 2176 
BGB. regelmäßig der Anfall mit dem Erbfall, auch ohne 
Wiſſen und Willen des Vermächtnisnehmers. Dieſer Er⸗ 
werb iſt aber nur ein vorläufiger, denn der Vermächtnis⸗ 
nehmer hat das Recht zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes. 
Macht er hievon Gebrauch, ſo gilt der Anfall an den Aus⸗ 
ſchlagenden als nicht erfolgt ($ 2180 Abi. 3 vgl. 1953 
-Abſ. 1 BGB.). Ausſchlagung iſt keine Schenkung (8 517 
daſ.). Im Fall der Ausſchlagung liegt auch im Sinne des 
ErbſchStG. kein Erwerb vor; nach § 29 Abſ. 1 da. wird 
die Steuer von dem Betrage berechnet, um welchen der Er— 
werber durch den Anfall bereichert worden iſt. 

Bei der der Klägerin angefallenen Nutznießung an den 
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1500 M. handelt es ſich zweifellos um einen Erwerb von 
Todeswegen. Dies wäre dann fraglich, wenn der Klägerin 
auch ohne die letztwillige Verfügung kraft des Geſetzes die 
Nutznießung an der den Kindern ausgeſetzten Summe zu- 
käme. Da aber die Kinder ſämtlich volljährig ſind, ſo trifft 
dies nicht zu (8 1684, 1649, 1625 BGB.). 

Die angeſetzte Steuer iſt ſomit dann unberechtigt, wenn 
das angefallene Vermächtnis von der Klägerin rechtsgültig 
ausgeſchlagen worden iſt. 

Die Ausſchlagung eines Vermächtniſſes erfolgt 
durch eine Erklärung, für welche — im Gegenſatz zur Aus— 
ſchlagung der Erbſchaft — weder eine beſtimmte Form noch 
eine beſtimmte Friſt vorgeſchrieben iſt. Die Erklärung muß 
gemäß § 2180 Abſ. 3 BGB. gegenüber dem Beſchwerten 
erfolgen, eine Erklärung einem Unbeteiligten gegenüber iſt 
wirkungslos. Die Parteien ſtreiten nun darüber, wer der 
mit der Nutznießung Beſchwerte ſei. Während die Klägerin 
den Standpunkt vertritt, daß ihre Kinder die Beſchwerten 
ſeien, ſchreibt der Beklagte den Erben dieſe Eigenſchaft zu. 
Unterſtellt man die Auffaſſung des Beklagten, fo war 
die Ausſchlagung gegenüber den Erben abzugeben. Dieſen 
perſönlich gegenüber iſt nach den Parteibehauptungen bisher 
eine Ausſchlagung nicht erfolgt. Jedoch konnte die Er- 
klärung auch mit rechtlicher Wirkung gegenüber dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker geſchehen, welcher mit allen geſetzlichen Be— 
fugniſſen eines ſolchen ausgeſtattet war. Nach § 2203 dal. 
hat dieſer die letztwilligen Verfügungen zur Ausführung zu 
bringen; Anſprüche, die ſich gegen den Nachlaß richten, alſo 
insbeſondere Vermächtnisanſprüche können gegen ihn geltend 
gemacht werden ($ 2213 daſ.). Bei dieſem Umfang ſeiner 
Machtbefugniſſe iſt auch einer ihm gegenüber abgegebenen 
Ausſchlagungserklärung rechtliche Wirkung beizumeſſen !). Die 
Klägerin hat nun gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker mit 


1) Planck 82180 Anm. 2, Dern burg, VS 69 II 3, Strohal 
18 31 Anm. 14. 
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ihrem Brief vom 31. März 1908 das Vermächtnis aus⸗ 
geſchlagen. 

Dieſe Ausſchlagung würde nun allerdings dann keine 
rechtliche Gültigkeit haben, wenn die Klägerin vorher 
ſchon das Vermächtnis angenommen hätte (8 2180 Abſ. 1). 
Denn beide Erklärungen, die der Annahme und der Aus⸗ 
ſchlagung ſind unwiderruflich. Auch für die Erklärung der 
Annahme iſt keine Form vorgeſchrieben; ſie kann ſomit durch 
ſchlüſſige Handlungen erfolgen ). 

Der Beklagte findet die Annahmeerklärung darin, daß 
die Klägerin dem Teſtamentsvollſtrecker über das ihr zu— 
geſandte Geld Empfangsbeſcheinigung mitgeteilt und daß 
ſie das Geld ohne weitere Erklärung gegenüber dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker oder den Erben ihren Kindern zugeſandt 
habe; in letzterer Handlungsweiſe liege eine Verfügung über 
das angenommene Vermächtnis; die Klägerin hätte, wenn ſie 
das Vermächtnis nicht hätte annehmen wollen, das Geld 
dem Teſtamentsvollſtrecker wieder zurückſchicken, oder es 
wenigſtens zu deſſen Verfügung halten müſſen. Allein die 
angeführten Handlungen der Klägerin laſſen keineswegs mit 
Sicherheit auf ihren Willen ſchließen, das angefallene Ver⸗ 
mächtnis anzunehmen. Die Klägerin hat nicht etwa das 
Geld zu eigenen Zwecken verwendet, es verbraucht oder für 
ſich nutzbringend angelegt. Sie hat es an ihre Kinder weiter⸗ 
gegeben; hierin liegt zweifellos der Wille, auf die ihr im 
Teſtament übertragenen Verwaltungs: und Nutznießungs⸗ 
rechte zu verzichten, wobei es unerheblich iſt, ob dieſer Wille 
ausdrücklich zum Ausdruck gebracht worden iſt oder nicht. 
Der Umſtand, daß ſie von ſich aus ohne vorherige Anfrage 
bei dem Teſtamentsvollſtrecker und ohne deſſen Anweiſung 
das Geld den Kindern übermittelte, iſt nicht auffallend; der 
Teſtamentsvollſtrecker hatte ihr bei der Ueberſendung des 
Geldes nicht angeſonnen, das Geld für den Fall wieder an 
ihn zurückzuſenden, daß fie auf die fraglichen Rechte ver⸗ 


) Planck § 2181 Anm. 2; Dernburg a. a. O. 
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zichten wollte. Die Klägerin hat ſodann mit der Weitergabe 
an die Kinder lediglich denen das Geld zugeſchickt, denen es 
nach dem Willen der Erblaſſerin ſchließlich zukommen ſollte; 
die unmittelbare Ueberſendung an dieſe mußte ihr als das 
Natürlichſte und Zweckmäßigſte erſcheinen. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage liegt in der Weitergabe des Geldes an die Kinder nicht 
ſowohl der Wille der Klägerin, das ihr angefallene Vermächt⸗ 
nis anzunehmen, als vielmehr der, es auszuſchlagen. Dem 
ſteht weder der Umſtand entgegen, daß die Klägerin dem 
Teſtamentsvollſtrecker Empfangsbeſcheinigung über das ge⸗ 
ſandte Geld ausgeſtellt hat, da eine ſolche Quittung der 
Verkehrsübung entſprach, noch der, daß ſie bei dieſer Quittung 
über die Ausſchlagung ihres Vermächtniſſes und die Weiter⸗ 
gabe des Geldes nichts erwähnte; ſie mochte dies um ſo 
mehr für überflüſſig halten, als eine beſondere Aeußerung 
nach dieſer Richtung nicht von ihr verlangt worden war. 
Eine andere ſachliche Verfügung des Teſtamentsvollſtreckers 
über das Geld kam ja nicht in Betracht und für die Be⸗ 
teiligten war es einerlei, ob die Kinder das Geld vom Te- 
ſtamentsvollſtrecker oder von ihr zugeſchickt erhielten. 

Hat aber die Klägerin das Vermächtnis im Juni 1907 
nicht angenommen, ſo konnte ſie es mit ihrer Erklärung vom 
März 1908 noch rechtswirkſam gegenüber dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ausſchlagen. 

Hienach iſt auch dann, wenn die Erben als die mit 
dem klägeriſchen Vermächtnis Beſchwerten anzuſehen ſind, 
eine rechtswirkſame Ausſchlagung erfolgt. Es iſt daher die 
Klägerin nicht erbſchaftsſteuerpflichtig geworden. 

Urt. des I. Zivilſenats v. 19. März 1909 i. S. Fiskus 

g. Schaut. U. 937/08. 


17. 


Klage des Pflichtteilsberechtigten auf Feſtſtellung der 
zum Nachlaß gehörenden Rermügensbeſtandteile. 


Der Bekl. Schn. hatte mit ſeiner i. J. 1908 verſtor⸗ 


A. in Civilſachen. 49 


benen Ehefrau, deren vorehelicher Sohn der Kläger iſt, 
i. J. 1877 unter Zuziehung von drei Zeugen für jeden 
Teil einen Ehe⸗ und Erbvertrag errichtet. Hierin war u. a. 
beſtimmt worden, daß im Fall des Vorabſterbens der Ehe⸗ 
frau bei unbekinderter Ehe — welcher Fall eingetreten iſt — 
„nicht nur die etwaige Errungenſchaft, ſondern auch die 
vorhandene Fahrnis ohne Ausnahme, alleiniges und aus⸗ 
ſchließliches Eigentum des Mannes ſein ſoll“, ſo daß die 
Hinterlaſſenſchaft der Frau bloß aus ihrem Sondergut, mit 
Ausnahme der Fahrnis beſtehe. Eine analoge Beſtimmung 
war für den Fall des Vorabſterbens des Ehemanns getroffen 
worden. 

Der Kläger erwirkte bei dem Berufungsgericht ein 
Feſtſtellungsurteil dahin: 

daß als Nachlaß der Mutter des Klägers das geſamte 

Beibringen, einſchließlich der Fahrnis und die Hälfte der 

ehelichen Errungenſchaft für die Berechnung eines Pflicht⸗ 

teils des Klägers zu Grunde zu legen ſei. | 
Gründe: 

In der Ehe der Schn.'ſchen Eheleute galt das Güter: 
recht der württembergiſchen landrechtlichen Errungenſchafts⸗ 
geſellſchaft, wonach jedem Ehegatten ſein Sondergut, das iſt 
das Beibringen und was im Lauf der Ehe an deſſen Stelle 
tritt, und das während der Ehe zum Sondergut Erworbene, 
ſowie die ideelle Hälfte der Errungenſchaft gehört, während 
jeder Teil ſeine Sonderſchulden und — im regelmäßigen 
Fall — die Hälfte der Gemeinſchaftsſchulden (Sozialſchulden) 
zu tragen hat. 

Durch den Vertrag vom 1. Juni 1877, der in form⸗ 
gültiger Weiſe geſchloſſen worden iſt, wurde nur für die Zeit 
der Dauer der Ehe an dieſen Rechtsverhältniſſen überhaupt 
nichts geändert. Dagegen iſt allerdings der Faſſung des 
Vertrags zu entnehmen, daß an eine güterrechtliche Beſtim⸗ 
mung gedacht war, wenn feſtgeſetzt wurde, es ſolle dem 
überlebenden Ehegatten die ganze Errungenſchaft und Fahrnis 
zum „Eigentum“ gehören und die Hinterlaſſenſchaft des vor⸗ 

Jabrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 1. 4 
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abſterbenden Teils ſolle nur aus dem Beibringen mit Aus⸗ 
nahme der Fahrnis beſtehen. In Wirklichkeit handelt es 
ſich aber nicht um eine güterrechtliche, ſondern um eine erb⸗ 
rechtliche Anordnung. Dies ergibt ſich für die Fahrnis ohne 
weiteres. Dieſe gehörte nach dem maßgebenden Güterrecht, 
an dem durch den Vertrag nichts geändert wurde, bis zum 
Tod eines Ehegatten zu deſſen Vermögen, ſie bildete alſo 
auch einen Teil des Nachlaſſes. Mit der Errungenſchafts⸗ 
hälfte, für die nach württembergiſchem Recht nicht die 
Grundſätze über Geſamtgut, ſondern die über Miteigentum 
und Gemeinſchaft gelten, verhält es ſich aber nicht anders. 
Eine güterrechtliche Beſtimmung wäre es geweſen, wenn die 
Eheleute z. B. eine andere Anteilberechtigung an der Er⸗ 
rungenſchaft als die hälftige feſtgeſetzt hätten. Eine der⸗ 
artige Anordnung wurde aber nicht getroffen, vielmehr blieb 
es bis zum Tod eines Ehegatten bei den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften und nur für den Fall der Trennung der Ehe durch 
den Tod eines Ehegatten und den Fall einer kinderloſen 
Ehe wurden Beſtimmungen über das Vermögen des erſt⸗ 
verſterbenden Ehegatten gegeben, und zwar verſchiedene je 
nach dem Vorabſterben des einen oder anderen Teils. Hie⸗ 
nach handelt es ſich um eine durch Vertrag feſtgeſetzte letzt⸗ 
willige Verfügung des Inhalts, daß die Frau für den Fall ihres 
Tods dem Mann die Errungenſchaftshälfte und ihre Bei⸗ 
bringensfahrnis ſamt etwaigen Erſatzanſprüchen zuwendet, 
und ebenſo der Mann der Frau für den Fall ſeines Tods 
ſeine Errungenſchaftshälfte und ſeine Fahrnis. Für den 
eingetretenen Fall, daß die Ehefrau zuerft. ſtirbt und die 
Ehe kinderlos geblieben iſt, ſind alſo folgende letztwillige 
Anordnungen getroffen: die zum Vermögen der Frau gehö— 
rende Errungenſchaftshälfte ſowie ihre beigebrachte Fahrnis 
und was an deren Stelle getreten iſt, ſollen dem Mann 
zufallen; ihr ſonſtiges Beibringen und was an deſſen Stelle 
getreten iſt, ſoll zwiſchen Sohn und Mann landrechtlich 
geteilt werden; eine etwaige Einbuße ſoll auf die Erbteile 
gleich verteilt werden. 
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Hierin iſt nun eine vertragsmäßige Erbeinſetzung von 
Mann und Sohn mit eigenartiger Bezeichnung der Erbteile 
zu erblicken, und nicht ganz oder teilweiſe eine Vermächtnis⸗ 
anordnung, auch nicht eine bloße Teilungsanordnung. Dies 
geht daraus hervor, daß Mann und Sohn nicht nur als 
Erben bezeichnet, ſondern, insbeſondere hinſichtlich der Schul⸗ 
den, auch als ſolche behandelt werden, wobei auch auf die 
Vorſchriften des zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geltenden 
Noterbenrechts hinzuweiſen iſt; auch ſind ihnen nicht be⸗ 
ſtimmte Gegenſtände, ſondern Vermögensmaſſen oder Teile 
an ſolchen zugewendet. 

Es behauptet nun der Kläger, daß der ihm hienach 
hinterlaſſene, von ihm angenommene Erbteil geringer ſei als 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils. Trifft dies zu, ſo kann 
er nach $ 2305 BGB. von dem Beklagten als Miterben 
den Wert des an der Hälfte fehlenden Teils als Pflichtteil 
verlangen. Dies will der Kläger tun. 

Der Beklagte dagegen ſteht auf dem Standpunkt, daß 
zum Nachlaß ſeiner Frau nur ihr Beibringen und zwar 
ohne die Fahrnis gehöre und daß er ſelbſt hieran ein Vier⸗ 
tel, der Kläger drei Viertel geerbt habe, ſo daß ein Pflicht⸗ 
teilsanſpruch nicht beſtehe, daß der Kläger übrigens auch 
von ſeiner Rechtsanſchauung aus nicht mehr bekommen 
würde, weil ihm Schulden und Abzugskoſten anzurechnen ſeien. 

Einer Auseinanderſetzung zwiſchen den Parteien hat 
nun vor allem eine Entſcheidung des Streits darüber 
voranzugehen, was zum Nachlaß der Verſtorbenen gehört 
und der Berechnung der Anſprüche des Klägers zugrunde zu 
legen iſt. Der Kläger hat alſo ein rechtliches Intereſſe 
daran, daß durch richterliche Entſcheidung alsbald darüber 
Feſtſtellung getroffen wird, ob für den von ihm beanſpruch⸗ 
ten, neben dem Erbteil zu gewährenden Pflichtteil als 
Nachlaß das Beibringen einſchließlich der Fahrnis und der 
Erſatzanſprüche und die Hälfte der Errungenſchaft in Rech⸗ 
nung zu nehmen iſt. Dieſe Feſtſtellung begehrt der Kläger 
mit der gegenwärtigen Klage. Es ſtimmt aber die Formu⸗ 

4* 
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lierung des Antrags wie die Formel des erſtinſtanzlichen 
Urteils hiemit nicht überein. Denn dem Kläger ſteht nicht 
ein Pflichtteil von drei Achteln an dem Nachlaß ſeiner 
Mutter zu, ſondern es kommt ein Pflichtteil nach § 2305 
BGB. nur inſoweit in Frage, als die drei Achtel des Nach⸗ 
laſſes den ihm überlaſſenen Erbteil überſteigen, und es iſt 
jetzt nicht feſtzuſtellen, daß dem Kläger ein Pflichtteil wirklich 
zuſteht, ſondern es iſt für die Frage, ob und in welchem 
Umfang dies der Fall iſt, feſtzuſtellen, was zu dem Nachlaß 
gehört. Hiebei handelt es ſich nur um die genauere und 
richtige Formulierung des von dem Kläger geſtellten Klage⸗ 
begehrens, nicht um ein anderes Rechtsverhältnis. Nach 
dem Ausgeführten beſteht aber der Nachlaß nicht bloß aus 
dem Beibringen ohne die Fahrnis, ſondern es gehören zu 
ihm die ſämtlichen vorhand enen Beibringensgegenſtände, 


die Erſatzanſprüche und die ideelle Hälfte der zur Errungen⸗ 


ſchaft gehörenden Vermögensſtücke, wovon die Hälfte der 

Sozialſchulden und ſonſtige Erbſchaftsſchulden abgehen. 
Urteil des I. Zivilſenats v. 5. Februar 1909 in Sachen 
Schnabel g. Schäfer. U. 903/08. 


18. 
In Art. 8 Ziff. 3 Württ. AGG. 


Der Bekl. hatte gegen den Klr., den früheren Ortsvor⸗ 
ſteher der Stadtgemeinde K., beim Gemeindegericht K. Klage 
auf Zahlung von 26 M. erhoben unter der Behauptung, 
daß er in dieſer Höhe durch die ſchuldhafte Erteilung einer 
unrichtigen amtlichen Auskunft ſeitens des Klrs. geſchädigt 
worden ſei. Das Gemeindegericht verurteilte den Bekln. nach 
dem Klagantrag. Der Klr. erhob Berufung auf dem ordent⸗ 
lichen Rechtsweg und — geſtützt auf Art. 8 Ziff. 3 Württ. 
AGGWG. beim Landgericht — Klage auf Feſtſtellung 
des Nichtbeſtehens des vom Bkl. beim Gemeindegericht er— 
hobenen Anſpruchs. Der Bekl. beſtritt die ſachliche Zuſtän⸗ 
digkeit des angerufenen Gerichts. Das Landgericht hielt die 
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Einrede für begründet und wies demgemäß die Klage ab. 
Auf die Berufung des Klrs. wurde das angefochtene Urteil 
aufgehoben, die Einrede der Unzuſtändigkeit verworfen und 
die Sache an das Gericht erſter Inſtanz zurückverwieſen. 

In den 

Gründen 

des oberlandesgerichtlichen Urteils iſt einleitend bemerkt: zu⸗ 
ſtändig für die erhobene negative Feſtſtellungsklage ſei das⸗ 
jenige ordentliche Gericht, das für die klageweiſe Geltend⸗ 
machung des ſtreitigen Anſpruchs zuſtändig wäre; der An⸗ 
ſpruch ſei ein vermögensrechtlicher Anſpruch, der dem Wert 
des Streitgegenſtands nach gem. 8 23 Nr. 1 GWG. an ſich, 
zur Zuſtändigkeit des Amtsgerichts gehören würde; die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Amtsgerichts ſei jedoch ausgeſchloſſen und 
die Zuſtändigkeit des Landgerichts begründet, wenn der An⸗ 
ſpruch, wie der Kläger behaupte, einer derjenigen Anſprüche 
ſei, für welche durch die (auf Grund des Vorbehalts in 8 70 
Abſ. 3 GWG. erlaſſene) Vorſchrift des Art. 8 Ziff. 3 AGGVG. 
die Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtands für ausſchließlich zuſtändig erklärt ſeien. Sodann 
wird ausgeführt: 

Daß der Klr. in ſeiner Eigenſchaft als Ortsvorſteher 
der Stadtgemeinde K. ein öffentlicher Diener im Sinn des 
Art. 8 Ziff. 3 war, iſt nicht zu bezweifeln. Denn die im 
übrigen mit 8 70 Abſ. 3 GWG. übereinſtimmende Faſſung 
des Art. 8 zeigt, daß unter den an letzterer Stelle als „öffent⸗ 
liche Diener“ bezeichnete Perſonen nichts anderes verſtanden 
iſt, als was § 70 als „Beamte“ ſchlechthin — im Gegen⸗ 
ſatz zu den in beiden Beſtimmungen vorher genannten „Staats⸗ 
beamten“ — bezeichnet‘). 

Zu den Beamten im Sinne des 8 70 GWG. gehören 
aber anerkanntermaßen auch die Gemeindebeamten, ſpeziell 
die Ortsvorſteher ). 

1) Württ J. Bd. 20 S. 22. 

2) JW. 1891 S. 67 Nr. 7. Struckmann⸗Koch, CPO. 
8. Aufl. $ 70 GVG. Nr. 7 und für Württemberg: Göz, Württ. 
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Der Umſtand, daß der Klr. jetzt nicht mehr Orts⸗ 
vorſteher iſt, und es ſchon zur Zeit der Erhebung der Klage 
beim Gemeindegericht nicht mehr war, ſchließt die Anwend— 
barkeit des Art. 8 Ziff. 3 nicht aus. Denn das GVG., wie 
das AG. dazu, beabſichtigen nicht, den Beamten für die 
Dauer ihrer Dienſtzeit ein perſönliches Vorrecht zu ge⸗ 
währen, ſondern für Anſprüche der bezeichneten Art aus 
objektiven Gründen, insbeſondere behufs Ermöglichung 
oberſtrichterlicher Entſcheidung durch das Reichsgericht, eine 
Ausnahmebeſtimmung zu treffen!). | 

Im Gegenſatz zu der Auffaſſung des erſten Richters 
muß aber auch angenommen werden, daß der auf die an- 
gebliche amtliche Verfehlung des Klrs. gegründete Anſpruch 
inhaltlich einen Anſpruch im Sinn des Art. 8 Ziff. 3 
darſtellt. 

Zuzugeben iſt, daß der Wortlaut der Beſtimmung gegen 
deren Ausdehnung auf Anſprüche wegen amtlicher Verfeh— 
lungen überhaupt zu ſprechen ſcheint. Die Entſtehungsge— 
ſchichte der Beſtimmung läßt jedoch dieſe Ausdehnung ge— 
boten erſcheinen. 

Art. 8 Ziff. 3 ſchließt ſich, wie bereits erwähnt, in 
ſeiner Faſſung dem 8 70 Abſ. GVG. bezw. dem gleichfalls 
dem § 70 Abſ. 3 nachgebildeten $ 31 Preuß. AGG. an?). 

§ 70 Abſ. 3 GWG. wiederum beruht unmittelbar auf 
8 154 RBG., der (für die Zeit bis zur Erlaſſung der Reichs⸗ 
juſtizgeſetze) in gleicher Weiſe Beſtimmung über die Zu— 
ſtändigkeit für Rechtsſtreitigkeiten gegen Reichsbeamte „we⸗ 
gen Ueberſchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder pflicht⸗ 
widriger Unterlaſſung von Amtshandlungen“ trifft. Nun 
Staatsrecht 8 51, Mot. z. Art. 1 u. 2 d. Gef. üb. Verw. R. pfl. vom 
16. Dez. 1876 bei Hohl, Verw. R.pfl. Geſ. S. 37. 

) RG. Bd. 33 S. 244. Gruchot, Bd. 46 S. 1103. Gaupp⸗ 
Stein, CPO. 8/9. Aufl. § 1 A. III bei u. in R. 55. Wilmowski⸗ 
Levy, CPO. 7. Aufl. GVG. 870 Anm. 2. Kanngießer, RBG. 
S. 242 Nr. 2. 


2) Motive u. Komm. Ber. zu Art. 8 in N. Juſt.Geſ.geb. Bd. 6 
S. 96, 124. 
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iſt für das RBG. anerkannt, daß durch § 154 trotz feiner 
engen Faſſung die Zuſtändigkeit in keinem anderen, 
namentlich keinem beſchränkteren Umfang geregelt werden 
ſollte, als § 13 deſſelben Geſetzes die Verantwortlichkeit der 
Reichsbeamten materiell beſtimmt, nämlich dahin, daß 
jeder Reichsbeamte „für die Geſetzmäßigkeit ſeiner amtlichen 
Handlungen“ verantwortlich fein ſolle, daß alſo §S 154 RBG. 
und ebenſo $ 70 Abſ. 3 GVG. das ganze Gebiet des Ver⸗ 
ſchuldens eines Beamten auf amtlichem Gebiet im Auge 
hat ). 

Nach dem über die Vorbildlichkeit des §S 70 Abſ. 3 GVG. 
für Art. 8 Ziff. 3 AGGWG. Geſagten iſt daher auch die 
letztere Beſtimmung im gleichen Sinne auszulegen. 

Da die Grundlage des ſtreitigen Anſpruchs die Be- 
hauptung einer in amtlicher Eigenſchaft begangenen ſchuld— 
haften Verfehlung des Klrs. bildet, jo muß hienach Art. 8 
Ziff. 3 als zutreffend und demgemäß die Zuſtändigkeit des 
Landgerichts als begründet angeſehen werden. 

Urt. des II. Civilſenats vom 8. Juli 1909 i. S. Kröner 

gegen Weinhardt, Feſtſtellung betr. U. 362/09. 


19. 


Rechtliche Bedentung des Anſatzes von Gebühren. 
Herjührnng von ZJinsanſprüchen bei Forderungen aus 
unerlanbter Handlung nach § 169 Abſ. 2 EGBGB. 


Der Beklagte hatte als Ratsſchreiber der Stadtgemeinde 
E. in zahlreichen Fällen Veruntreuungen in Anſehung der 
von ihm zu erhebenden Gebühren verübt. Er iſt deshalb 
durch ſchwurgerichtliches Urteil zu Zuchthausſtrafe verurteilt 
worden. 
Im vorliegenden Falle hatte der Beklagte den Betrag 


) v. Rönne, Staatsrecht 2. Aufl. S. 392. Laband, Staats⸗ 
recht 4. Aufl. Bd. I S. 449. Kanngießer, RBG. S. 64 ff. 
Gruchot, Bd. 28 S. 463. RG. Bd. 40 S. 202. Gaupp⸗Stein, 
a. a. O. Anm. III. 3. b. Wilmowsky⸗Levy a. a. O. N. 4. 
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von 171 M. an Gebühren im Kaufbuch ſchriftlich angeſetzt, 
aber 215 M. 60 Pf. vom Kläger erhoben und nur 133 M. 
50 Pf. zur Stadtkaſſe abgeliefert. Nach einer durch den 
Bezirksnotar B. im Auftrag der Stadtgemeinde E. vor⸗ 
genommenen Reviſion, deren Richtigkeit von dem Kläger 
beſtritten wurde, hätte der Ratsſchreiber an Gebühren 48 M. 
mehr anſetzen ſollen, ſo daß im Ganzen (ſtatt 171 M.) 
219 M. anzuſetzen und abzuliefern geweſen und die von dem 
Gebührenpflichtigen erhobenen 215 M. 60 Pf. noch um 3 M. 
40 Pf. hinter dem Betrag zurückgeblieben wären, den der 
Ratsſchreiber zu erheben gehabt hätte. Infolgedeſſen wei⸗ 
gerte ſich der Beklagte, dem die Stadtgemeinde E. als 
Nebenintervenientin beitrat, dem Kläger die Differenz zwiſchen 
dem angeſetzten und dem erhobenen Betrag mit 44 M. 60 Pf. 
zu erſtatten, indem von dieſer Seite davon ausgegangen 
wurde, nicht der gebührenpflichtige Kläger, ſondern die be⸗ 
zugsberechtigten Gemeinderatsmitglieder ſeien in dem ge⸗ 
nannten Betrag geſchädigt, und es ſei dementſprechend die 
Erſatzpflicht des Beklagten nicht dem Kläger, ſondern den 
Gemeinderäten gegenüber begründet. 

Der Beklagte wurde in beiden Inſtanzen zum Erſatz 
der 44 M. 60 Pf. und der nichtverjährten Zinſen an den 
Kläger verurteilt. 

Aus den 

Gründen: 

Unter dem „Anſatz“ der Gebühr, welcher Akt ſowohl 
zum Schutz des Gebührenpflichtigen gegen Erhebung eines 
höheren als des geſetzmäßigen Betrags wie zur innerbehörd⸗ 
lichen Kontrolle dient, iſt zu verſtehen die aktenmäßig (daher: 
ſchriftlich) vollzogene Vermerkung der ziffernmäßig berech⸗ 
neten Gebühren. Die Bedeutung des Anſatzes liegt nicht, 
wie in der Berufungsbegründung des Beklagten geſagt wird, 
ausſchließlich in der Beziehung zu der Partei. Dieſer kann, 
wie dies z. B. in § 24 Abſ. 3 der württ. GK O. vorgeſehen 
iſt, die angeſetzte Gebühr durch einen beſonderen Akt 
(Zuſtellung oder formloſe Mitteilung) eröffnet werden. Solche 
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Eröffnung hat indeſſen mit dem Weſen des Gebührenanſatzes 
nichts zu tun. Wenn nun auch für die Regel ein ordnungs⸗ 
mäßiger Geſchäftsgang es mit ſich bringen wird, daß nur 
„angeſetzte“ Gebühren von den Zahlungspflichtigen erhoben 
werden, ſo läßt ſich doch der Satz keineswegs aufſtellen, 
daß nichtangeſetzte Gebühren mit rechtlicher Wirkung nicht 
als Gebühren erhoben werden könnten. Der Gebühren⸗ 
anſatz wirkt nicht begründend für die Koſtenſchuld, letztere 
wird vielmehr allein bedingt durch die Vornahme des ge— 
bührenpflichtigen Akts wie dies in Art. 4 Abſ. 1 des Allg. 
14 + 11 1887 für die ſtaatlichen Spor⸗ 
teln ausdrücklich hervorgehoben und für die in der KVO. 
vom 14. Dezember 1873 genannten Gebühren gleichfalls un⸗ 
bedenklich anzunehmen iſt: denn die „Gebühren“ fallen!) 
unter den allgemeinen Begriff „Sporteln“, ſie können als 
„Sporteln im engern Sinn“ bezeichnet werden, und es iſt 
daher die Uebertragung der für die (ſtaatlichen) Sporteln 
beſtehenden Regelung der Frage der Gebührenfälligkeit auf 
die hier in Rede ſtehenden Gebühren der Gemeindediener, 
da irgend welche in der Natur der Sache begründete be- 
ſonderen Bedenken gegen ſolche Uebertragung nicht beſtehen, 
unbedingt als zuläſſig zu erachten. 

Wenn nun auch dem erfolgten Gebührenanſatz die Wir⸗ 
kung der Rechtskraft nicht zukommt, vielmehr eine nach⸗ 
trägliche Herabſetzung oder Erhöhung des Gebührenanſatzes 
auch von Amtswegen zuläſſig bleibt?), ſo iſt doch dem Ge⸗ 
bührenanſatz in verſchiedener Richtung eine rechtserhebliche 
Bedeutung nicht abzuſprechen. Dieſe zeigt ſich einmal darin, 
daß der Gebührenanſatz gleich anderen behördlichen Ver⸗ 
fügungen mit Erinnerung und Beſchwerde angefochten werden 


Sportelgeſetzes vom 


1) Vgl. Zeyer⸗ Schicker, Kommentar zum Allg. Sportelgeſetz 
S. VIII. IX und S. 2. 

2) RGKGG. § 4 Abſ. 1 Satz; württ. GK O. § 26; allg. Sportel⸗ 
geſetz Art. 5 Abſ. 4 u. hiezu Zeyer⸗Schicker in Anm. 1. 


58 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


kann!). Sodann iſt die Nacherhebung nicht angeſetzter Ge: 
bühren und des Mehrbetrags zu niedrig berechneter Ge⸗ 
bühren in den drei genannten Geſetzen, zum Schutz des 
Gebührenpflichtigen, an eine beſonders kurze Verjährungs⸗ 
friſt geknüpft?). Endlich kann darüber kein Zweifel beſtehen, 
daß der Pflichtige gegen die Anforderung oder Beitreibung 
einer nicht — oder nicht in dieſer Höhe — ordnungsmäßig 
angeſetzten Gebühr mit Erfolg ſich verwahren könnte und 
den Widerſpruch gegen ſolches Verfahren durch die In— 
ſtanzen zu verfolgen befugt wäre, wie denn Zeyer-Schicker 
in Anm. 2 zu Art. 4 des allg. Sportelgeſ. den Satz auf— 
ſtellen, daß die Sportel, bevor ſie gefordert werden könne, 
von der Behörde erſt angeſetzt ſein müſſe (ein Satz, der 
allerdings nach dem oben Angeführten nicht im Sinn einer 
konſtitutiven Wirkung des Gebührenanſatzes ausgelegt werden 
dürfte). In zuſammenfaſſender Weiſe iſt die rechtliche Be— 
deutung des Gebührenanſatzes demnach dahin zu kennzeichnen, 
daß ihm die Bedeutung eines autoritativen Willensakts zu⸗ 
kommt, wodurch die Behörde oder der von ihr damit be- 
traute Beamte die Höhe der von dem Koſtenſchuldner zu 
erhebenden Betrags in maßgeblicher Form feſtſetzt: es ſoll 
durch den erfolgten Gebührenanſatz das Maß der Inanſpruch⸗ 
nahme des Pflichtigen in förmlicher Weiſe bekundet werden. 

(Nach eingehender Begründung der Auffaſſung, daß der 
von dem Beklagten angeſetzte Gebührenanſatz von 171 M. 
einer langjährigen, in E. beſtehenden und von den bezug3- 
berechtigten Gemeinderäten durch ſtillſchweigende Zulaſſung 
rechtlich gebilligten milderen Uebung entſprochen habe), wird 


) GKG. § 16; GK O. §8§ 24, 27; allg. Sportelgeſ. Art. Abſ. 1—3. 

2) GKG. §S 10; Sportelgeſ. Art. 7 und hiezu Zeyer-Schicker 
in Anm. 2. 

3) Es handelt ſich um die Frage, in welcher Weiſe auf Grund 
der bereits zitierten KVO. vom 14. Dezember 1873 die Gebühren: 
anſätze in den Fällen der Ueberſchreibung von Unterpfandsrechten 
im Fall freiwilliger Veräußerung der belaſteten Liegenſchaften zu 
vollziehen ſeien (vgl. hiezu: Bericht der vereinigten Zivilſenate des 
OLG. Stuttgart vom 8. Dezember 1883, A. Bl. S. 9). 
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fortgefahren): 

Es handelt ſich nun indeſſen nicht!) darum, ob dieſe 
Uebung eine ſolche Geſtalt angenommen hatte, daß Kläger 
hieraus ein Recht, mehr nicht als der Uebung entſprach, 
zu bezahlen, in Anſpruch nehmen könnte. Vielmehr iſt die 
Uebung nur als Anzeige dafür zu verwerten, ob Beklagter 
in der Tat, wie er behauptet, mit dem ſtreitigen Betrag 
von 44 M. 60 Pf. eine Gebühr erhoben hat, eine Frage, 
von deren Beantwortung es abhängt, ob der Kläger oder 
die bezugsberechtigten Mitglieder des Gemeinderats in E. 
als durch die Handlungsweiſe des Beklagten geſchädigt an- 
zuſehen ſind. Da der Beklagte zum Anſatz und zur Er— 
hebung der Gebühren zuſtändig und mangels der kontrol— 
lierenden Mitwirkung anderer Perſonen in weitem Umfang 
verfügungsberechtigt war, — da ferner, wie oben dargetan, 


der Anſatz der Gebühr keine Vorausſetzung der Befugniſſe 


der Behörde und des für fie handelnden Beamten in Ab- 
ſicht auf die Erhebung bildet und da es ſich um Gebühren 
handelte, die je nach dem Befinden der Behörde in dieſem 
oder in jenem Betrag erhoben werden konnten, ſo löſt ſich 
die obengeſtellte Frage dahin auf, ob der Beklagte als zu— 
ſtändiger Beamter mit der Einforderung und dem Empfang 
des ſtreitigen Mehrbetrags eine Gebühr zu erheben bea b— 
ſichtigt hat. (Dieſe Frage iſt bejaht worden; ſodann 
fahren die Gründe fort): 

In Anſehung der Zinſen war der Berufung ein teil⸗ 
weiſer Erfolg nicht zu verſagen. Nach dem für dieſe Frage 
— in Ermanglung partikularrechtlicher Beſtimmungen — 
maßgebenden gemeinen Recht treten für den Deliktsſchuldner, 
und als ſolcher erſcheint auch der mit der Syndikatsklage 
Haftende, im Fall widerrechtlicher Entziehung eines Gegen 
ſtandes ohne Mahnung die Verzugsfolgen, ſomit auch die 
Pflicht zur Zahlung von Verzugszinſen ein?). Für Zinſen 

1) Wie die erſte Inſtanz angenommen hatte. 


) Windſcheid⸗Kipp, Pandekten, 8. Aufl., § 278 Ziff. 2, 
& 280 Ziff. 1. 
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ſetzt das BGB. eine vierjährige Verjährungsfriſt feſt (8 197 
BGB.), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um 
vertragsmäßige oder geſetzliche Zinſen handelt. Nach dem 
Grundſatz des Art. 169 Abſ. 2 Satz 1 EGBGB. war 
daher mit dem 31. Dezember 1903 die Verjährung der bis 
zum Ende des Jahres 1899 aufgelaufenen Zinſen erfolgt; 
ebenſo war mit dem 31. Dezember 1904 die Verjährung der 
Zinſen aus dem Jahr 1900 eingetreten. Hieran kann da⸗ 
durch nichts geändert werden, daß nach dem Recht des BGB. 
in Fällen der vorliegenden Art eine Pflicht zur Zinſenzah⸗ 
lung nicht auf die Vorſchriften über Verzug und Verzugs⸗ 
zinſen (§§ 284, 288), ſondern auf die beſonderen Vorſchriften 
über die Haftung für unerlaubte Handlungen zu ſtützen 
wäre!). Nach BGB. $ 852 Abſ. 2 wäre daher zwar auch 
nach Ablauf der Verjährung ein Anſpruch wegen ungerecht: 
fertigter Bereicherung (welche gerade im Zinsgenuß gefunden 
werden könnte) begründet. Dieſer Grundſatz kann aber auf 
den vorliegenden Tatbeſtand, welcher dem Recht des BGB. 
nicht unterfällt, keine Anwendung finden. Es muß daher 
dabei bleiben, daß die als Zinsanſpruch geltend gemachte 
und in dieſer Weiſe auch im früheren Recht begründete 
Forderung des Klägers, ſoweit ſie ſich auf Zinſen bis zum 
Jahr 1909 einſchließlich bezieht, der Verjährung gemäß 
§ 197 BGB. Art. 169 EG. am 31. Dezember 1904 ver: 
fallen war. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 26. April 1907 in Sachen 

Häcker gegen Schlegel. 

) Motive zu $ 245 des I. Entw. Bd. 2 S. 59. 
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B. in Strafſachen. 
| . 


Reicht die Auskunftspflicht des Arbeitgebers nach 
Art. 43 des Einkommenſtenergeſetzes nur bis zu einem 
Einkommen von 2600 M. bezüglich ſeiner Angeſtellten? 


Dieſe Frage wurde vom Strafſenat in einem Reviſions⸗ 
fall mit folgender Begründung verneint. 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat die Gemeinde⸗ 
behörde für die Einkommensſteuer in St. dem A. V. Verein 
daſelbſt in den Monaten Februar und März 1907 eine An⸗ 
zahl Lohn⸗ und Gehaltsliſtenformulare mit der Aufforderung 
zur Ausfüllung gemäß Art. 43 des Einkommensſteuergeſetzes 
(Angabe der dauernd gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigten 
Perſonen nach Namen, Berufsart und Wohnung nebſt Aus⸗ 
kunft über deren Einkommen) ſowie zur Rückgabe bis 8. April 
1907 zugeſtellt. Dieſer Aufforderung wurde durch Mittei⸗ 
lung von Verzeichniſſen entſprochen, jedoch bezüglich aller 
über 2600 M. Einkommen vom A. V. Verein beziehenden Per⸗ 
ſonen nur ſoweit, als deren Name, Stellung und Wohnung 
angegeben, dagegen eine Auskunft über deren von ihm her⸗ 
rührendes Einkommen nicht erteilt wurde. Auf Grund der 
Verweigerung der auch in dieſer Richtung geforderten Aus⸗ 
kunft wurde der Angeklagte als Mitglied des Vorſtands des 
A. V. Vereins und Stellvertreter des Generaldirektors wegen 
unterlaſſener Lohnliſtenabgabe gemäß Art. 43 und 74 Eink.⸗ 
ſteuer⸗Geſ. zunächſt vom Hauptſteueramt und ſodann nach 
Stellung des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung vom 
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Schöffengericht ſowie vom Berufungsgericht zu einer Geld— 
ſtrafe verurteilt. 

Die gegen das Berufungsurteil eingelegte Reviſion des 
Angeklagten wird auf Verkennung materieller Rechtsnormen, 
nämlich der Beſtimmung des Art. 43 Eink. Steuer⸗Geſ. ge⸗ 
ſtützt. Dieſe Rüge iſt nicht begründet. 

Nach Art. 43 des Eink. Steuer⸗Geſ. vom 8. Auguſt 1903 
iſt, wer für die Zwecke ſeines Berufs andere Perſonen 
dauernd gegen Gehalt, Lohn oder ſonſtiges Entgelt beſchäf⸗ 
tigt, auf Verlangen der Gemeindebehörde verpflichtet, dieſe 
Perſonen mit Namen, Berufsart und Wohnung anzugeben 
und über das von ihm herrührende Einkom⸗ 
men derſelben Auskunft zu erteilen; falls die 
Beſchäftigung der genannten Perſonen durch einen Vertreter 
erfolgt, jo liegt dieſem die Verpflichtung ob. Nach dem 
Wortlaut dieſer Geſetzesvorſchrift iſt die Verpflichtung 
zur Auskunfterteilung über die Gehalts- und Lohnverhält⸗ 
niſſe anderer Perſonen lediglich an zwei Vorausſetzungen 
geknüpft, einmal daran, daß ſolche Perſonen für die Zwecke 
des Berufs des Unternehmers dauernd gegen Entgelt be— 
ſchäftigt werden und ſodann an ein entſprechendes Verlangen 
der Gemeindebehörde; ſie iſt aber nicht beſchränkt auf eine 
beſtimmte Höhe oder Art des Einkommens. Die Schutzbe— 
hauptung des Angeklagten, daß die Auskunftspflicht des 
Art. 43 nur ſoweit reiche, als eine Verpflichtung zur Abgabe 
einer Steuererklärung, die ſogenannte Faſſionspflicht nach 
Art. 44 beſtehe, findet ſonach im Wortlaut der Geſetzesbe— 
ſtimmung nicht die geringſte Stütze, in ihr wird keinerlei 
Unterſcheidung zwiſchen Einkommen unter und über 2600 M. 
gemacht, ſondern eine allgemeine Auskunftsverpflichtung ledig⸗ 
lich unter ſolchen Vorausſetzungen aufgeſtellt, welche im vor: 
liegenden Fall unbeſtritten zutreffen. Auch die Stellung 
des Art. 43 im Geſetz ſelbſt ſpricht unzweifelhaft gegen die 
einſchränkende Auslegung der Reviſion. Denn der Art. 43 
hat ſeinen Platz unter den allgemeinen Beſtimmungen über 
die „Erhebung der Beſitz⸗, Vermögens- und Erwerbsverhält⸗ 
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niſſe“ gefunden und nicht unter den die „Steuererklärungen“ 
bezw. die Faſſionspflicht behandelnden Beſtimmungen, welche 
die Art. 44 bis 49 umfaſſen. Gerade über Art. 44 ſteht 
die neue Ueberſchrift „Steuererklärungen“ und in dieſem 
Artikel wird erſtmals eine Unterſcheidung zwiſchen ſteuer⸗ 
barem Einkommen von weniger als 2600 M. einerſeits und 
von 2600 M. und darüber anderſeits gemacht; es wird hier 
die Faſſionspflicht für die Steuerpflichtigen mit einem Ein⸗ 
kommen von 2600 M. und darüber ausgeſprochen, wogegen 
für die niedrigeren Einkommen als Regel die Einſchätzung 
des Einkommens vorgeſehen wurde. Der die Faſſionspflicht 
nach der Höhe des Einkommens regelnde Art. 44 nimmt auch 
nicht etwa Bezug auf den vorausgehenden, unter anderer 
Ueberſchrift ſtehenden Art. 43, ebenſowenig als der letztere 
nach Wortlaut und Inhalt eine Bezugnahme auf den fol— 
genden Art. 44 oder eine gewiſſe Einſchränkung und Unter⸗ 
ſcheidung in deſſen Sinn erkennen läßt. Beide Artikel ſind 
vielmehr je ſelbſtändig und getrennt für ſich zu nehmen, 
ſtehen in keiner Beziehung oder Abhängigkeit zu oder von 
einander. 

Auch aus den Geſetzes materialien läßt ſich 
die einſchränkende Auslegung des Art. 43 wie dieſelbe von 
der Reviſion vertreten wird, nicht mit Erfolg begründen. 
Zunächſt iſt zu beachten, daß der Wille des Geſetzgebers wo 
immer er einen klaren, beſtimmten und ausreichenden Ausdruck 
im Geſetz gefunden hat, nur nach dieſem zu beurteilen und 
auszulegen, lediglich der ſo im Geſetz ſelbſt unzweideutig 
ausgeſprochene Wille geltendes Recht iſt und daß wo immer 
eine Ausnahme oder Einſchränkung von einer durch das 
poſitive Geſetz klar ausgedrückten Beſtimmung zugelaſſen 
werden ſoll, dies nach den anerkannten Grundſätzen der Ge- 
ſetzesauslegung durch einen poſitiven Ausſpruch im Geſetz 
ſelbſt bedingt iſt und daß wo abweichende Gedanken oder 
Motive in den Geſetzesmaterialien ſich finden, dieſen auf die 
Auslegung oder Entſcheidung Einfluß nur inſoweit beige- 
meſſen werden kann, als ein ungenauer, zu Zweifeln 
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Anlaß bietender Wortausdruck im Geſetz vorliegt und aus 
letzterem der Wille des Geſetzgebers nicht ſicher hervorgeht. 
Die ſog. Motive der Geſetzesverfaſſer, die ſchriftlichen Berichte 
über die Beratung der Geſetzesentwürfe ſowie Erklärungen 
einzelner bei dieſer Beratung als Mitglieder oder Vertreter 
von Geſetzgebungsfaktoren beteiligter Perſonen haben niemals 
die Kraft authentiſcher, geſetzesgleicher Interpretation, ſondern 
bilden eine bloße faktiſche Autorität und ein wiſſenſchaftliches 
Hilfsmittel zur Ermittlung des Sinnes der Geſetzesworte, 
der Gedanken und Zwecke des Geſetzgebers. 

Vorliegend hat der maßgebende Art. 43 unzweifelhaft einen 
durchweg klaren und beſtimmten Wortlaut, ſo daß über Inhalt 
und Sinn der Geſetzesbeſtimmung ein Zweifel verſtändiger⸗ 
weiſe nicht wohl aufkommen kann. Nun behauptet die Reviſion, 
daß nach den Motiven des Entwurfs ſowie nach den Er⸗ 
klärungen der Regierungsvertreter in der Sitzung der Ab— 
geordnetenkammer vom 27. Juni 1902 den Arbeitgebern und 
ihren Vertretern die Auskunftspflicht bezüglich des Einkom⸗ 
mens offenſichtlich nur bezüglich derjenigen von ihnen be: 
ſchäftigten Perſonen habe auferlegt werden wollen, welche 
ein Einkommen von weniger als 2600 M. von ihnen beziehen. 
Dieſe Einſchränkung hat aber jedenfalls im Geſetz nach ſeinem 
Wortlaut keinen Ausdruck gefunden und ſoweit man berechtigt 
wäre, ſie aus jenen Motiven und Erklärungen bei der Ge— 
ſetzesberatung herauszuleſen und damit als den Gedanken 
des Geſetzgebers anzuſehen, ſo fehlt es eben — und dies 
iſt bei der an ſich klaren Geſetzesvorſchrift einzig entſcheidend 
— an der Aufnahme dieſes Gedankens in das Geſetz ſelbſt. 
Ueberdies ergibt ſich aus der nachfolgenden Darlegung der 
Entſtehungsgeſchichte des Art. 43, daß die von der Reviſion 
vertretene Einſchränkung auch dem erkennbar gewordenen 
Willen des Geſetzgebers nicht entſpricht. 

In den Motiven zum I. Entwurf eines Einkommens⸗ 
ſteuergeſ. von 1895 iſt zu dem, dem jetzigen Art. 43 ent⸗ 
ſprechenden Art. 35 allerdings ausgeführt, daß die vorge— 
ſehene Maßregel der Auskunftserteilung über Gehalt und Lohn 
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der Angeſtellten die ſeitherige Dienſteinkommenſteuerfaſſion — 
dieſe hatte auch die kleinſten Einkommen umfaßt — ſoweit 
dies erforderlich erſcheine, erſetzen ſolle und daß infolge des 
Wegfalls der bei den kleineren Dienſt⸗ und Arbeitseinkommen 
mit Mißſtänden verknüpften Faſſionspflicht geboten erſcheine, 
auf die hier vorgeſchlagene Weiſe eine Grundlage für die 
Einſchätzung zu gewinnen, da bei ſolchen Einkommen ge— 
nügende ſonſtige Anhaltspunkte nicht zu Gebote ſtehen (zit. 
Motive, Beil. 34 von 1895 S. 355). Allein in dieſer Aus⸗ 
führung der Motive iſt nicht dasjenige enthalten, was die 
Reviſion hineinlegt, daß nämlich die fragliche Auskunftspflicht 
nur auf Einkommen unter einem beſtimmten Betrag ſich 
beziehe und daß die Grenze derſelben mit der Grenze der 
im folgenden Artikel feſtgeſetzten Faſſionspflicht zuſammen⸗ 
falle; es iſt vielmehr der Hauptbeſtand der Fälle bezeichnet 
und lediglich hervorgehoben, daß und warum die vorge— 
ſchriebene Auskunftserteilung notwendig ſei bei den niederen 
Einkommen, bei welchen ſie die früher beſtandene, aber als 
unzuverläſſig und ungenügend erkannte Faſſionspflicht „er⸗ 
ſetzen“ ſolle, während nirgends nebenher zum Ausdruck kam, 
daß dieſe Auskunftspflicht etwa ganz in Wegfall komme bei 
den höheren Einkommen, für welche die Faſſionspflicht be⸗ 
ſtehen bleibe. Bei der letzteren Kategorie von Einkommen 
entfällt lediglich die Funktion oder Eigenſchaft des Erſatzes 
für die frühere Faſſionspflicht, aber die Auskunftspflicht als 
ſolche wurde deshalb für ſie nicht aufgehoben nach den Motiven, 
ſie war vielmehr ein Geſetzentwurf ganz allgemein und ohne 
eine erkennbare Einſchränkung nach der Höhe des Ein⸗ 
kommens ausgeſprochen und Gegenteiliges enthalten die 
Motive nicht. | 

Ein Anhaltspunkt dafür, daß jene Einſchränkung in 
Wirklichkeit vom Geſetzgeber gewollt war, iſt ſodann auch 
den weiteren Geſetzesmaterialien nicht zu entnehmen. Im 
Kommiſſionsbericht zum I. Entwurf (Beil. 198 vom Jahr 
1897 S. 178) iſt u. a. ausgeführt, daß die Beſtimmung 
eine beſonders ſcharfe Erfaſſung des Dienſteinkommens be- 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 1. 5 
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wirke, was gegenüber dem Bedenken, daß letzteres bei der 
Steuerreform gut wegkomme, betont werden müſſe; — hier 
iſt vom Dienſteinkommen im allgemeinen ohne eine Be⸗ 
ſchränkung auf eine beſtimmte Höhe die Rede. Ferner wird 
mitgeteilt, daß eine dem Art. 35 (jetzt 43) entſprechende Vor⸗ 
ſchrift bei der Beratung des preußiſchen Eink.ſteuer⸗Geſ. vom 
24. Juni 1891 abgelehnt wurde, die preußiſche Praxis aber 
auf anderem Weg ſich zu helfen ſuche, weiterhin, daß das 
ſächſiſche Eink.ſteuer⸗Geſ. in $ 36, jenes von Sachſen⸗Weimar 
in § 39, ebenſo die Einkommensſteuergeſetze von 7 anderen 
Bundesſtaaten eine ähnliche, teilweiſe weitergehende Ver⸗ 
pflichtung zur Auskunftserteilung enthalten, endlich daß in 
der Kommiſſionsberatung die Beſtimmung des Art. 35 von 
keiner Seite beanſtandet wurde. Bei der Beratung in der 
Abgeordnetenkammer wurde der Artikel ohne Widerſpruch 
angenommen und nur von einem Abgeordneten darauf hin⸗ 
gewieſen, daß hier dem Arbeitgeber wieder eine weitere Laſt 
auferlegt werde; auch hiebei war von einer Einſchränkung 
im Sinn der Reviſion nirgends die Rede, vgl. Sitz. Prot. 
vom 26. Juni 1897 S. 3404. 

In den Motiven zum II. Eink.ſteuer⸗Geſ. Entwurf von 
1901 — der erſte iſt im Jahr 1898 geſcheitert — wird 
einzig die Konformität des Art. 43 mit dem früheren Art. 35 
betont, welcher gegenüber dem I. Entwurf lediglich eine Er⸗ 
gänzung durch die Aufnahme der gleichen Verpflichtung des 
Vertreters in einem Nachſatz erfahren hatte, vgl. Geſetzes⸗ 
Entwurf Beil. 47 von 1901 S. 229. Nach dem Kommiſſions⸗ 
bericht hiezu (Beil. 162 von 1902 S. 558) hat der dem 
früheren Art. 35 entſprechende Art. 43 keine Abänderung 
erfahren; er iſt in derſelben Faſſung hernach auch Geſetz 
geworden. 

Bei der Beratung dieſes II. Entwurfs in der Sitzung 
der Abgeordnetenkammer vom 27. Juni 1902 wurde der 
Antrag geſtellt, zu ſtreichen die Worte „und über das von 
ihm herrührende Einkommen derſelben Auskunft zu erteilen.“ 
Dieſer Antrag wurde von den Regierungsvertretern bekämpft 
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und hiebei betont, daß man auf die allgemeine Faſſionspflicht, 
wie ſie bei der ſeitherigen Dienſteinkommensſteuer beſtanden, 
nur deshalb für die kleineren Einkommen (unter 2600 M.) 
verzichten könne, weil der Art. 43 eine Handhabe für die 
Ermittlung des ſteuerpflichtigen Dienſt⸗ und Berufseinkom⸗ 
mens biete; es ſei nicht einzuſehen, wie die Steuerverwaltung, 
wenn man ihr nicht die allgemeine Faſſionspflicht oder ge⸗ 
mäß Art. 43 die Möglichkeit gebe, durch Vermittlung des 
Dienſtherrn die Angaben über das Einkommen z. B. der 
Fabrikarbeiter zu erhalten, das Einkommen dieſer Leute er⸗ 
fahren ſolle; die in Art. 43 vorgeſehene Auskunftsverpflichtung 
der Arbeitsherren hänge mit der Struktur des ganzen Ein⸗ 
kommensſteuergeſetzes und beſonders mit der Frage zuſammen, 
ob und inwieweit die Faſſion auf die geringen Einkommen 
ausgedehnt werden ſolle; habe man keine anderen Stützen 
für das Erfaſſen des Einkommens der Lohnarbeiter im 
weiteren Sinn, ſo ſei man zu einer weiteren Ausdehnung 
der Faſſionspflicht genötigt; Prot. S. 2535, 2536, 2538. 
Dieſe Ausführungen der Regierungsvertreter ſcheinen aller⸗ 
dings die Auffaſſung der Reviſion zu beſtätigen, daß die 
Regierung davon ausgegangen ſei, die Anwendung des Art. 
43 ſolle nach deſſen weſentlichem Zweck auf die Perſonen 
bis zu 2600 M. Einkommen beſchränkt werden. Allein ab⸗ 
geſehen davon, daß von einer ſolchen Beſchränkung dieſer 
Auskunftspflicht auf Einkommen einer beſtimmten Höhe weder 
im Geſetz noch in den Motiven noch in den Erklärungen 
der Regierungsvertreter ausdrücklich die Rede war, 
kommt weſentlich in Betracht, daß die erwähnten Erklärungen 
der Bekämpfung jenes Antrags auf Streichung der die Aus⸗ 
kunft über Lohnverhältniſſe umfaſſenden Worte dienten und 
hiebei aus naheliegenden Gründen der für die Steuerver⸗ 
waltung aus der Streichung ſich ergebende weſentlichſte Nach⸗ 
teil beſonders hervorgehoben wurde. Hiezu kommt der jeden 
Zweifel beſeitigende Umſtand, daß der Berichterſtatter in 
der II. Kammer ausdrücklich auf die dieſelbe Aus⸗ 
kunftspflicht enthaltenden Einkommensſteuer⸗ 
5 * 
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geſetze anderer Bundesſtaaten, ſpeziell auf Art. 20 des 
badiſchen Geſetzes hinwies, wonach die beſchäftigten Perſonen 
mit Angabe der Lohn: und Gehaltsbezüge jeder Art vom 
Arbeitgeber zu bezeichnen ſind, ſowie daß er ausdrücklich ohne 
von irgend einer Seite Widerſpruch zu erfahren hervorhob: 
die Beſtimmung erſtrecke ſich nicht bloß auf die Arbeiter 
ſondern überhaupt auf die Angeſtellten und 
Bedienſteten jeder Art, endlich daß derſelbe die Neuße- 
rung eines anderen Abgeordneten, wonach durch Art. 43 
die Faſſionspflicht der Arbeiter auf die Arbeitgeber über⸗ 
tragen würde und der letztere unter die Strafbeſtimmung 
des Art. 70 und 71 falle, als ſachlich unzutreffend nachwies, 
da es ſich hier nicht um eine Faſſionspflicht, ſondern um 
eine Auskunftspflicht handle, und da wo der Angeſtellte 
2600 M. und mehr beziehe, alſo faſſions pflichtig 
ſei, ſeine Faſſionspflicht nicht davon berührt 
werde, daß der Arbeitgeber des Steuerpflichtigen auf 
Grund des Art. 43 eine Angabe machen müſſe und 
gemacht habe, auch bei Nichterfüllung der Auskunftspflicht 
nicht die Strafbeſtimmung des Art. 70 und 71 ſondern die 
geringere des Art. 74 zur Anwendung komme, wonach be- 
ſtraft werde, wer die von ihm in dieſen Fällen geforderte 
Auskunft verweigere oder eine unrichtige Angabe mache, zit. 
Prot. S. 2535, 2536. Dieſe Auffaſſung des Berichter⸗ 
ſtatters wurde vom Staatsminiſter der Finanzen ausdrücklich 
gebilligt und die Auffaſſung der Auskunftspflicht als eine 
auf den Arbeitgeber übertragene Faſſionspflicht abgelehnt, 
Prot. S. 2538; ſie iſt weiterhin wie ſchon geſagt ohne Wider⸗ 
ſpruch von irgend einer Seite geblieben. Dieſe Auffaſſung 
kam ſpäter noch ſchärfer und in einer die Auslegung des 
Reviſionsklägers direkt widerlegenden Weiſe zum Ausdruck 
in dem über eine Petition des Württ. Handelskammertags 
zu Art. 43 erſtatteten Bericht desſelben Referenten vom 
8. April 1903, worin ausgeführt wird (vgl. Beil. 147 vom 
Jahr 1903 S. 532): 

„unrichtig iſt jedenfalls die Annahme, daß durch die be— 
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anſtandete Beſtimmung (des Art. 43) die Klaſſe der 
Lohnarbeiter beſonders ungünſtig behandelt werde, denn 
die Vorſchrift bezieht ſich auf das Berufs-, 
Dienſt⸗ und Arbeitseinkommen überhaupt 
und hat ihre Hauptbedeutung weniger in der Ermittlung 
des Einkommens der Lohnarbeiter als vielmehr in 
der Ermittlung des Einkommens der beſſer 
bezahlten Angeſtellten und Beamten, für 
deren Einſchätzung äußere Anhaltspunkte fehlen, die bei 
dem Handwerker, Landwirt, Kaufmann in dem Umfang 
des Geſchäfts liegen“. 

Am Schluß dieſes Kommiſſionsberichts wird auf die 
Beratung der Abgeordnetenkammer vom 27. Juni 1902, in 
welcher die Frage eingehend geprüft und im Sinn der 
Regierungsvorlage entſchieden worden ſei, Bezug genommen 
mit dem Anfügen, daß ein Grund zur Abänderung der von 
beiden Kammern übereinſtimmend angenommenen Beſtimmung 
nicht vorliege. Irgend einen Widerſpruch haben dieſe Aus⸗ 
führungen nicht gefunden. Bei der Beratung in der Erſten 
Kammer ſowohl über den I. als den II. Geſetzentwurf war 
gegen die fragliche Vorſchrift nichts erinnert worden, vgl. 
Kommiſſſonsber. von 1898, Beil. Bd. S. 533, Prot. Bd. II. 
S. 853, Kommiſſ.ber. 1902 Beil. XIV. S. 92 (Beil. Bd. J. 
S. 319) und Prot. Bd. I S. 530. In dem Konmmiſſions⸗ 
bericht von 1902 wird angeführt: die Kommiſſion verkenne 
nicht, daß der Artikel eine läſtige Verpflichtung auferlege, 
könne aber die Beſtimmung nicht für entbehrlich halten. 

Nach dem Ausgeführten kann der Auffaſſung der Reviſion 
nicht beigepflichtet werden, daß wenn auch nicht der Wort: 
laut des Geſetzes ſo jedenfalls der Wille der geſetzgebenden 
Faktoren auf eine Beſchränkung des Art. 43 auf die Ein⸗ 
kommen unter 2600 M. gerichtet war; das Gegenteil iſt 
vielmehr durch die Entſtehungsgeſchichte dieſes Artikels dar— 
getan. Der Vorgang der Novelle vom 18. Juni 1907 zum 
preußiſchen Einkommenſteuergeſetz, worin die Auskunftspflicht 
ſpeziell auf die Einkommen unter 3000 M. beſchränkt wird, 
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könnte nur vom Standpunkt einer Geſetzesänderung, nicht 
aber von dem der Anwendung des geltenden württ. Geſetzes 
in Betracht kommen. Zuzugeben iſt der Reviſion nur, daß 
die Beurteilung ob es ſich im Einzelfall um ein ſteuerbares 
Einkommen von 2600 M. und mehr handle, im Geſetz nicht 
dem Arbeitgeber anheimgegeben iſt, er vielmehr nur inner⸗ 
halb der Grenzen des Geſetzes das Material zur betreffenden 
Entſcheidung der Steuerbehörde zu liefern hat. Innerhalb 
der Grenzen des Geſetzes aber fällt die dem Angekl. hier 
angeſonnene Auskunftserteilung, deren Verweigerung eine 
Beſtrafung nach $ 74 Eink. Steuer⸗Geſ. nach ſich zieht. Ander⸗ 
ſeits ergäbe ſich aber vom Standpunkt der Reviſion leicht 
die unhaltbare Konſequenz, daß in allen Fällen, in welchen 
der Steuerpflichtige von ſeinem Dienſtherrn zwar 2600 M. 
und mehr an Gehalt bezieht, aber infolge von Abzügen nach 
Art. 9 Z. I. Eink. St. Geſ. das ſteuerbare Einkommen unter 
2600 M. beträgt, weder eine Faſſionspflicht des Angeſtellten 
noch eine Auskunftspflicht für den Arbeitgeber als beſtehend 
angenommen würde. 

Nach dem Ausgeführten war der Reviſion ein Erfolg zu 
verſagen. 

Urt. des Strafſenats vom 6. Juli 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen E. K. in St. wegen Verfehlung wider das 

Eink. ſteuergeſetz. 


2. 


Sind die von den Handwerkskammern gebildeten 

Rrüfungsausſchüſſe eine Behörde und kann der Nor- 

ſtand der Handwerkskammer wegen Beleidigung der 
Ausſchußmitglieder Strafantrag ſtellen? 


Aus den Gründen: 

Im vorliegenden Falle ſteht die Frage zur Entſcheidung, 
ob der Vorſtand einer Handwerkskammer berechtigt iſt, wegen 
Beleidigung eines an der betreffenden Handwerkskammer 
gebildeten Prüfungsausſchuſſes auf Grund des § 196 StGB.. 
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Strafantrag zu ſtellen, und es wäre die Rechtsgültigkeit des 
geſtellten Strafantrags dann nicht zu beanſtanden, wenn der 
Prüfungsausſchuß als eine Behörde oder ſeine Mitglieder 
als Beamte und der Vorſtand der Handwerkskammer als 
der amtliche Vorgeſetzte des Prüfungsausſchuſſes anzuſehen 
wären. 

Nach § 131 Gew. iſt den Lehrlingen Gelegenheit zu 
geben, ſich nach Ablauf der Lehrzeit der Geſellenprüfung zu 
unterziehen; die Abnahme der Prüfung erfolgt durch Prü- 
fungsausſchüſſe; ſoweit nicht anderweitig für Prüfungsbe⸗ 
hörden geſorgt ift, hat die Handwerkskammer die erforder⸗ 
lichen Prüfungsausſchüſſe zu errichten. Bei den von den 
Handwerkskammern errichteten Prüfungsausſchüſſen, welche 
aus einem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Beiſitzern be- 
ſtehen, werden der Vorſitzende und die Beiſitzer von der 
Handwerkskammer in der Regel auf 3 Jahre beſtellt ($ 131 a 
der GO.). Das Verfahren vor dem Prüfungsausſchuſſe, 
der Gang der Prüfung und die Höhe der Prüfungsgebühr 
wird durch eine Prüfungsordnung geregelt, welche von der 
höheren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen mit der 
Handwerkskammer erlaſſen wird ($ 131 b der GO.). Der 
Prüfungsausſchuß hat das Ergebnis der Prüfung auf dem 
Lehrzeugnis oder Lehrbrief zu beurkunden und bei nicht be⸗ 
ſtandener Prüfung den Zeitraum zu beſtimmen, vor deſſen 
Ablauf die Prüfung nicht wiederholt werden darf (8 1310 
GO.) . Der Vorſitzende ift berechtigt, Beſchlüſſe des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes mit aufſchiebender Wirkung zu beanſtanden; über 
die Beanſtandung entſcheidet die Handwerkskammer (§ 132 
BSD.) Die Landeszentralbehörden find befugt, die Beſtellung 
des Prüfungsausſchuſſes uſw. abweichend von den Bor: 
ſchriften der 88 131 bis 132 zu regeln ($ 132a Go.). 

Die Handwerkskammern ſind zur Vertretung der Inter⸗ 
eſſen des Handwerks ihres Bezirkes errichtet ($ 103 GO .). 
Ihre Mitglieder werden von den Handwerkerinnungen und 
ſonſtigen Vereinigungen, welche die Förderung der gewerb— 
lichen Intereſſen des Handwerks verfolgen, gewählt (5 103 a). 
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Zu den im 8 103 b angeführten Obliegenheiten der Hand⸗ 
werkskammer gehört unter anderem auch die Bildung von 
Prüfungsansſchüſſen zur Abnahme der Geſellenprüfung und 
die Bildung von Ausſchüſſen zur Entſcheidung über Bean⸗ 
ſtandungen von Beſchlüſſen der Prüfungsausſchüſſe (§ 132). 

Nach dem auf Grund des § 103 m GO. für die württ. 
Handwerkskammern erlaſſenen Statut des Miniſteriums des 
Innern vertritt der von der Handwerkskammer aus ihrer 
Mitte gewählte Vorſtand die Kammer nach außen in allen 
gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten (8 15 des 
Statuts). Als höhere Verwaltungsbehörde, deren Aufſicht 
die Handwerkskammer nach § 1030 GO. unterliegt, iſt der 
Verwaltungsausſchuß der K. Zentralſtelle für Gewerbe und 
Handel beſtimmt. Aus dem Statut iſt noch hervorzuheben, 
daß in den SS 33 ff. „gemeinſame Beſtimmungen für die 
Aemter in der Handwerkskammer“ getroffen ſind, und daß 
dort unter dieſen Aemtern in der Handwerkskammer die 
Prüfungsausſchüſſe angeführt ſind. 

Wenn man dieſe Beſtimmungen bei der Beantwortung der 
zur Entſcheidung ſtehenden Frage zugrunde legt, ſo kann 
zunächſt nicht angenommen werden, daß die Mitglieder der 
Prüfungsausſchüſſe zu den im 8 196 StGB. genannten Be⸗ 
amten gehören, denn nach $ 359 StGB. find unter Be⸗ 
amten im Sinne des StGB.3 zu verſtehen alle im Dienſte 
des Reiches oder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienſte 
eines Bundesſtaats angeſtellte Perſonen; es können daher 
als Beamte nur ſolche Perſonen angeſehen werden, welche 
von der zuſtändigen Amtsſtelle zur Wahrnehmung ſolcher 
öffentlicher Funktionen, die den Staatszwecken unmittelbar 
oder mittelbar dienen, berufen ſind. Wenn gleich nun nicht 
zu verkennen iſt, daß durch die eingehende Regelung, welche 
das Lehrlingsweſen, namentlich das Lehrlingsweſen im Hand- 
werk, in den maßgebenden Vorſchriften der Gewerbeordnung 
gefunden hat, ſowie insbeſondere durch die Beſtimmungen, 
welche das Prüfungsweſen ordnen, die ſtaatliche Fürſorge 
für eine gedeihliche Entwicklung des Handwerks zum Aus— 
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druck gekommen iſt, ſo iſt doch andererſeits erſichtlich, daß 
die Geſetzgebung die Ausübung dieſer Fürſorge, insbeſondere 
ſoweit ſie durch Beſtimmungen über das Prüfungsweſen die 
Heranbildung eines fachlich tüchtigen Handwerkerſtands im 
Auge hat, nicht als Gegenſtand einer dem Reiche oder einem 
Bundesſtaat zufallenden Tätigkeit anſieht, dieſelbe vielmehr 
den Organen gewerblich korporativer Verbände überlaſſen 
hat. Die Tätigkeit der in Frage ſtehenden Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe ſteht hienach nicht im Dienſte des Reichs oder im 
unmittelbaren oder mittelbaren Dienſte eines Bundesſtaats, 
ſondern in dem einer gewerblichen Korporation. Indem die 
nach Maßgabe der Gewerbeordnung gebildeten Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe Prüfungen vornehmen, handeln fie nicht als Or— 
gane der Staatsgewalt, ſondern als ſolche derjenigen Ver⸗ 
bände, aus denen ſie nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
ihre Entſtehung ableiten (Entſch. d. RG. in Strafſ. Bd. 36 
S. 434, Landmann⸗Rohmer $ 131 a der G.). 

Aus denſelben Gründen kann auch der Prüfungsaus⸗ 
ſchuß ſelbſt nicht als ein mittelbares oder unmittelbares 
Organ der Staatsgewalt und daher nicht als eine Behörde 
im Sinne des $ 196 StGB. angeſehen werden. 

Aber auch davon kann keine Rede fein, daß die Hand- 
werkskammer oder deren Vorſtand als Vorgeſetzter der 
Prüfungsausſchüſſe anzuſehen ſei. Der Prüfungsausſchuß 
iſt ein Organ der gewerblichen Selbſtverwaltung, der Hand⸗ 
werkskammer; ſeine Mitglieder ſind Inhaber von Aemtern 
der Handwerkskammer (Landmann⸗Rohmer Anm. 2 zu 
8 131 a der GO.). Sind aber die Prüfungsausſchüſſe Or⸗ 
gane der Handwerkskammer und die Mitglieder der Prüfungs⸗ 
ausſchüſſe Inhaber von Aemtern der Handwerkskammer, ſo 
kann die Handwerkskammer nicht zugleich Vorgeſetzter ſein, 
vielmehr handelt es ſich um Aemter in der Handwerkskammer, 
wie dies auch in dem Statut zum Ausdruck gebracht iſt. 

Der ſeitens des Vorſtands der Handwerkskammer ge: 
ſtellte Strafantrag entbehrt daher der Rechtswirkſamkeit. 

Beſchluß des Strafſenats vom 19. Oktober 1908 in 
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der Strafſache gegen A. D. in M. wegen Beleidigung. 


3. 


Was iſt unter „Amtshandlungen außerhalb der Sitzung“ 
im Sinn des § 182 G Perf. zu verſtehen? 


Ein zu Freiheitsſtrafe Verurteilter hatte dem ihm die 
Ladung zum Strafantritt mündlich eröffnenden Amtsrichter 
in frechem Ton erklärt, er werde am bezeichneten Tag nicht 
kommen; hiewegen wurde eine Ordnungsſtrafe wegen Un⸗ 
gebühr gemäß § 182 GVG. gegen ihn verhängt. Auf er⸗ 
hobene Beſchwerde wurde dieſer Beſchluß aufgehoben aus 
folgenden Gründen: 

Inſoweit die Beſchwerde die ausdrücklich auf Grund 
der SS 182, 179 GWG. verhängte Ungebührſtrafe angreift, 
it zu ihrer Erledigung nach $ 183 Abſ. 3 GVG. das Ober⸗ 
landesgericht, im gegebenen Falle der Strafſenat, zuſtändig. 
In dieſem Teil iſt die Beſchwerde inſofern begründet, als 
auf Grund des vom Amtsgericht feſtgeſtellten Tatbeſtands 
eine Ungebührſtrafe gemäß SS 182, 179 GVG. gegen S. 
nicht erlaſſen werden konnte. Denn unter den Amtshand⸗ 
lungen, welche der einzelne Richter außerhalb der Sitzung 
vornimmt (GVG. § 182), find lediglich gerichtliche Ver⸗ 
handlungen wie Vernehmungen von Beſchuldigten, 
Zeugen, Sachverſtändigen, ferner Augenſcheinseinnahmen, 
Hausſuchungen u. dergl. zu verſtehen. Inſoweit der einzelne 
Richter — Amtsrichter, Unterſuchungsrichter, erſuchter oder 
beauftragter Richter — ſolche Termine wahrnimmt, ſollen 
ihm zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den betreffenden 
Verhandlungen dieſelben Befugniſſe zuſtehen, wie ſie nach 
88 177 —181 bei der Sitzung des erkennenden Gerichts 
dieſem bezw. dem Vorſitzenden eingeräumt ſind. Die Be⸗ 
ſchränkung des § 182 a. a. O. auf ſolche Verhandlungen 
ergibt ſich aus deſſen Stellung im Syſtem des Ger. Verf. Geſ. 
im Titel über „Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei“; ſie iſt 
auch in Literatur und Rechtſprechung anerkannt. Eine rich⸗ 
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terliche Amtshandlung außerhalb der Sitzung im Sinne des 
§ 182 GG., d. h. eine in geſetzlich geregelten Formen ſich 
vollziehende gerichtliche Verhandlung liegt nun aber nicht 
vor, wenn, wie hier, lediglich ein gelegentlicher mündlicher 
Verkehr zwiſchen einem Richter und einem zum Strafantritt 
erſchienenen Verurteilten bezw. deſſen verſpätetes Erſcheinen 
zum Strafantritt in Frage ſteht. Eine bei ſolcher Gelegen⸗ 
heit vorkommende Ungebühr iſt nicht auf Grund der ge⸗ 
nannten Vorſchriften des GWGeſ. ſondern nach Art. 33 
Abſ. 1 Satz 1 des Ausf. Geſ. zum GWG. (vgl. Art. 271 III 
des Ausf. Geſ. zum BGB.) zu ahnden; gegen amtsgericht⸗ 
liche Strafverfügungen, die auf Grund dieſer Vorſchrift er: 
gangen find, findet aber nicht, wie im Falle des § 183 
Abſ. 3 GVG. Beſchwerde bei dem Oberlandesgericht, ſondern 
ſofortige Beſchwerde beim Landgericht ſtatt, vgl. 8 33 Abſ. 3 
Ausf. Geſ. zum GVG. Der angefochtene Beſchluß, inſoweit 
er auf Grund der SS 182, 179 GWG. eine Ungebührſtrafe 
feſtſetzt, unterlag daher der Aufhebung. Auf die Frage, ob 
der Beſchwerdeführer, wie das Amtsgericht annimmt, ſich 
einer Ungebühr ſchuldig gemacht hat, war bei dieſer Sach— 
lage nicht einzugehen. | 

Beſchl. des Strafſenats v. 19. Oktober 1908 in der Be⸗ 

ſchwerdeſache S. in W. wegen Ungebühr. 


4. 
Jagdaunsübung durch Treiber. 


Der Angekl. hat in Gemeinſchaft mit drei andern Per— 
ſonen vom 1. April 1906 an auf ſechs Jahre die Gemeinde— 
jagd in St. gepachtet. Am 14. Juni 1906 iſt dem Angekl. 
von dem Oberamt die ihm für das Etatsjahr 1906/1907 
ausgeſtellte Jagdkarte nach Art. 9 Z. 2 und Art. 11 des 
Jagdgeſetzes entzogen worden, für das Etatsjahr 1907/1908 
hat er eine Jagdkarte nicht erhalten. Am 23. Oktober 1907 
iſt der Angekl. in Begleitung des im Beſitze einer Jagdkarte 
befindlichen J. R., den er, wie das angefochtene Urteil ſagt, 
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zum Zwecke der Ausübung der Jagd durch R. auf die von 
ihm gepachtete Gemeindejagd eingeladen hatte, in den Ge- 
meindebezirk St. gegangen, wobei ſie einen Drilling und eine 
Stockflinte, beide dem Angekl. gehörig, mitnahmen. Im 
Jagdgebiet hat der Angekl. ſeinen Hühnerhund zum Zwecke 
des Aufſuchens und Stellens von Hühnern von der Leine 
gelaſſen und es hat hierauf R. mit der Stockflinte ein Huhn 
erlegt, das von dem Hund des Angekl. dieſem apportiert 
worden iſt. Nunmehr hat ſich R. von dem Angekl. den 
Drilling geben laſſen und mit dieſem zunächſt ein zweites 
Huhn erlegt. Im weiteren Verlauf hat der Angekl. den R. 
an einer Kultur angeſtellt, während er ſelbſt dieſe mit dem 
wieder an die Leine genommenen Hund abgetrieben hat. Er 
hat dabei dem R. ein Reh zugetrieben, auf das dieſer drei 
Schüſſe aus dem Drilling abgegeben hat. Auf Zuruf des 
R. hat ſodann der Angekl. zum Zweck der Erbeutung des 
Rehs ſeinen Hund von neuem von der Leine gelaſſen. 

Die Strafkammer hat angenommen, es könne dem Angekl. 
nicht nachgewieſen werden, daß er ſein Jagdgebiet mit der 
Abſicht durchſtreift habe, etwa ihm begegnendes Wild mit 
der Schußwaffe zu erlegen; ſie iſt weiter davon ausgegangen, 
der Angekl. habe die Jagd nicht ſelbſt ausüben, vielmehr 
lediglich dem R. bei deſſen Jagdausübung Hilfe leiſten 
wollen, und ſie iſt zur Freiſprechung des Angekl. gelangt, 
da nicht erweislich ſei, daß er am 23. Oktober 1907 ſelbſt 
die Jagd ausgeübt habe. 

Mit Recht wird von der Reviſion die Verletzung des 
Art. 7 Abſ. 1 bezw. Art. 17 Ziff. 1 des Jagdgeſ. gerügt. 
Dem Urteile iſt zu entnehmen, daß in der Tat der Begriff 
der Jagdausübung verkannt worden iſt. Unter dieſen Be— 
griff fallen nicht nur Handlungen, durch die jemand Jagd— 
wild, ſei es nun für ſich, ſei es für einen anderen, in Be— 
ſitz nimmt, ſondern auch Handlungen, durch die dem Wilde 
nachgeſtellt wird, um es in Beſitz zu nehmen. Im Gegen⸗— 
ſatz hiezu ſtehen Handlungen, die zur Vorbereitung der 
Jagdausübung vorgenommen werden. Aus dem feſtgeſtellten 
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Sachverhalt geht nun mit Sicherheit hervor, daß der Angekl. 
Handlungen der erſteren Art vorgenommen hat. Dies gilt 
zweifellos für das Apportierenlaſſen des erlegten, noch nicht 
in Beſitz genommenen Huhnes; der Angekl. hat hiermit 
Wild in Beſitz genommen. Es trifft dies aber auch für die 
weitere Tätigkeit des Angekl. zu; denn es hat der Angekl. 
mit derſelben und zwar mit dem Anſtellen des R., dem Zu⸗ 
treiben des von dieſem zu erlegenden Wildes, dem Loslaſſen 
des Hundes zum Zwecke der Erbeutung des angeſchoſſenen 
Rehs, dem Wilde, um es in Beſitz zu nehmen, nachgeſtellt. 

Das angefochtene Urteil unterſcheidet nun zwiſchen dem⸗ 
jenigen, der die Jagd als ſeine eigene Tat wolle, und dem⸗ 
jenigen, der einem andern, der die Jagd ausübe, hiebei Hilfe 
leiſte. Einen ſolchen Unterſchied kennt indeſſen das Jagd⸗ 
geſetz nicht; die Art. 7 und 17 desſelben ſprechen nur von 
Ausübung der Jagd, ohne irgendwie zu unterſcheiden, in 
welcher Weiſe, in welchem Maße, in welcher Abſicht, ob für 
eigene oder für fremde Zwecke, dieſe Ausübung erfolgt. 
Auch aus der Entſtehungsgeſchichte des Jagdgeſetzes laſſen 
ſich Anhaltspunkte für die von der Strafkammer unterſtellte 
Unterſcheidung in keiner Weiſe gewinnen. Endlich iſt auch 
das von der Strafkammer verwertete Argument, daß Treiber 
nicht mit einer Jagdkarte verſehen ſein müſſen, nicht geeignet, 
ihre Anſicht zu ſtützen. Der Begriff des Treibers iſt über⸗ 
haupt kein feſtſtehender, es wird ſtets von den Umſtänden 
des einzelnen Falles abhängen, was unter einem Treiber zu 
verſtehen iſt, wie denn auch diejenigen Perſonen, die bei der 
unberechtigten Jagdausübung — 88 292 ff. StGB. — 
Treiberdienſte leiſten, je nach den Umſtänden entweder als 
Mittäter oder als Gehilfen des Jagdvergehens erſcheinen, 
zu vgl. Goltdammer Arch. Bd. 54 S. 480. Die Verpflich⸗ 
tung zum Beſitz einer Jagdkarte beſtimmt ſich ferner für 
den Treiber nicht darnach, ob er die Jagd ſelbſt ausübt oder 
ob er hiebei einem andern Hilfe leiſtet; ſie hängt vielmehr 
lediglich davon ab, ob er zu den in Art. 7 Abſ. 1 des 
Jagdgeſetzes genannten Perſonen gehört. Das Jagdgeſetz 
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verlangt den Beſitz einer Jagdkarte nicht von jedem, der 
die Jagd ausübt, ſondern nur von demjenigen, der ſie als 
Eigentümer, Pächter, Teilhaber, Stellvertreter, Verwalter, 
Jäger oder Jagdgaſt ausübt. Der Vorſchrift des Art. 7 
Abſ. 1 des Jagdgeſetzes entſpricht aber auch die Straf⸗ 
beſtimmung in Art. 17 Z. 1 daſ. Im vorliegenden Falle 
hat nun der Angekl. als Pächter der in Frage ſtehenden 
Gemeindejagd die Jagd ausgeübt; er benötigte hiezu einer 
Jagdkarte. Eine ſolche hatte er nicht gelöſt, er unterliegt 
alſo der Strafbeſtimmung des Art. 17 Ziff. 1 des Jagd⸗ 
geſetzes. 

Die von der Strafkammer ausgeſprochene Freiſprechung 
des Angekl. iſt hiernach zu Unrecht erfolgt. 

Urt. des Strafſenats vom 27. April 1908 in der Straf: 

ſache gegen F. W. in W. wegen Jagdgeſetzübertretung. 


. 
Das Strafantragsrecht aus § 196 H16B. 


Der Angeklagte war vom Amtsdiener H. in einer Wirt⸗ 
ſchaft wörtlich und tätlich beleidigt worden und hat hievon in 
einer Beſchwerdeeingabe an das zuſtändige Stadtpolizeiamt 
E. mit dem Anfügen Anzeige erſtattet, daß dem H. noch 
weitere Verſchulden zur Laſt fallen, ſofern er in einer ſein 
dienſtliches Anſehen ſchädigenden Weiſe zuviel in Wirtſchaften 
herumtrinke, ſich dabei zuweilen betrinke und von beliebigen 
Dritten zechfrei halten laſſe, auch ſich einmal gegen eine 
Wirtin unanſtändig benommen habe. Das Berufungsgericht 
hat den Angeklagten wegen der auf „weitere Verſchulden“ 
bezüglichen Anzeige aus $ 185 StGB. unter Verſagung 
des Schutzes des § 193 wegen Beleidigung verurteilt, das 
Urteil wurde in der Reviſionsinſtanz aufgehoben, weil die 
Begründung dieſer Verſagung ſowie die Gültigkeit der Straf— 
antragſtellung zu Bedenken Anlaß gab. In letzterer Bezie⸗ 
hung beſagen 
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die Gründe: 

Zweifelhaft mußte ſchon erſcheinen, ob der zur Beſtra⸗ 
fung eines Vergehens nach $ 186 StGB. erforderliche 
Strafantrag, deſſen Vorhandenſein der Reviſionsrichter 
zu prüfen und feſtzuſtellen hat — vergl. Württ JJ. 18, 330 
— in rechtsgültiger Weiſe geſtellt worden iſt. Der unmittel⸗ 
bar Beteiligte, Amtsdiener H., hat gegen den Angeklagten 
Strafantrag nicht geſtellt, dagegen iſt ein ſolcher von dem 
Polizeiamtmann L. in E., dem amtlichen Vorgeſetzten des 
H., rechtzeitig geſtellt worden. Die allgemeine Zuſtändigkeit 
dieſes Beamten hiezu iſt nach Art. 30 Abſ. 2, Art. 63 Abſ. 3 
und Art. 165 Abſ. 1 der Gemeindeordnung vom 28. Juli 
1906 (Reg. Bl. S. 323 ff.) nicht zu beanſtanden. Wohl aber 
fragt es ſich, ob derſelbe im vorliegenden Falle nach § 196 
StGB. zur Strafantragſtellung berechtigt geweſen iſt. 
Der § 196 beſtimmt, daß bei Beamtenbeleidigungen außer 
den unmittelbar Beteiligten auch deren amtliche Vorgeſetzte 
das Recht haben, den Strafantrag zu ſtellen, wenn die Be⸗ 
leidigung gegen einen Beamten, während er in der Ausübung 
ſeines Berufes begriffen war, begangen, oder wenn die Be⸗ 
leidigung in Beziehung auf ſeinen Beruf begangen iſt. So⸗ 
weit letzterer Fall in Frage kommt, liegt nach feſtſtehender 
Rechtſprechung — vergl. insbeſondere Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 26 S. 34 und Urteil des Strafſenats Jahrb. 
Bd. 21 S. 331 — eine in Beziehung auf den Beruf be- 
gangene Beleidigung dann vor, wenn die amtliche Tätigkeit 
eines Beamten Grundlage oder Gegenſtand der Beleidigung 
iſt oder wenn es ſich bei einer außeramtlichen Tätigkeit des 
beleidigten Beamten um deſſen Verfehlung gegen beſonders 
auferlegte Berufspflichten handelt. Das angefochtene Urteil 
läßt nun im Unklaren, ob und inwieweit nach den von der 
Strafkammer getroffenen, für das Reviſionsgericht maßge⸗ 
benden Feſtſtellungen der Angeklagte den Amtsdiener H. be⸗ 
ſchuldigt hat, in der oben hervorgehobenen Weiſe ſich ver- 
fehlt zu haben, während er ſich in Ausübung ſeines Berufes 
als Amtsdiener befand, oder ob die Vorwürfe des Ange— 
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klagten nur dahin gehen, er habe ſich außerhalb ſeines 
Dienſtes dieſe Verfehlungen zu Schulden kommen laſſen. 
Im erſteren Falle würden die Vorwürfe des Angeklagten 
unzweifelhaft in derjenigen Beziehung zu dem Berufe und 
zu der amtlichen Tätigkeit des Amtsdieners H. ſtehen, die 
ſeinen amtlichen Vorgeſetzten zur Strafantragſtellung berech⸗ 
tigen würde. Im letzteren Falle dagegen läge eine ſolche 
Beziehung nicht vor, jedenfalls ſoweit es ſich um den Vor⸗ 
wurf des zu häufigen Wirtshausbeſuchs und gelegentlichen 
Betrinkens — beides je außerhalb der Berufsausübung — 
nach der Beſchwerdeſchrift handeln würde, da inſoweit dem 
Amtsdiener H. nicht die Verletzung beſonders auferlegter 
Berufspflichten vorgeworfen wäre, ſondern nur eine Ver⸗ 
fehlung gegen allgemeine Anſtands⸗ und Sittengeſetze. Die 
Annahme der Strafkammer, der § 196 StGB. treffe über⸗ 
haupt zu, weil ein das amtliche Anſehen des Amtsdieners 
H. ſchädigendes, disziplinariſche Ahndung erforderndes Ver⸗ 
halten desſelben behauptet ſei, wäre rechtsirrtümlich und der 
von dem Polizeiamtmann L. hiewegen geſtellte Strafantrag 
müßte für rechtsunwirkſam erachtet werden; vergl. E. RG. 
26 ©. 36. Bei dem weiteren Vorwurf, H. laſſe ſich von 
beliebigen Dritten zechfrei halten, kann es ſich unter Umſtän⸗ 
den um den Vorwurf der Verletzung einer beſonders her⸗ 
vorgehobenen dienſtlichen Vorſchrift handeln, inſoweit näm⸗ 
lich damit eine unterſchiedsloſe Geſchenkannahme im Sinne 
des § 331 StGB. ihm vorgeworfen oder ſolche Geſchenk⸗ 
annahme auch außerhalb der Dienſtausübung zur Sicherung 
einer nach allen Seiten unparteiiſchen Amtsbetätigung dem 
Gemeindeunterbeamtenperſonal in E. ſpeziell unterſagt wäre. 

Urt. des Strafſenats vom 22. März 1909 in der Straf⸗ 

ſache gegen E. F. W. von W. wegen Beleidigung. 


6. 


Unterſchlagung einer zur Berwahrung erhaltenen 
Barfumme. 


Durch die angefochtene Entſcheidung iſt die Angell. 
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wegen eines Vergehens der Unterſchlagung zu Gefängnis— 
ſtrafe verurteilt worden und es hat die Strafkammer hiebei 
folgenden tatſächlichen Sachverhalt feſtgeſtellt: Die Dienſt⸗ 
magd M. H., welche zuſammen mit der Angeklagten im 
Katharinenhoſpital in S. geweſen war, hat am 22. April 
1908 daſelbſt der Angeklagten, welche am folgenden Tage 
zur Entlaſſung kam, 35 M. mit der Bitte übergeben, das 
Geld für ſie aufzubewahren und es ihr nach Bedarf zu 
ſchicken. Obwohl die Angeklagte dies zugeſagt hatte, konnte 
die H. weder auf ihr von dem Spital aus an die Ange⸗ 
klagte gerichtetes ſchriftliches Verlangen noch auf ihre nach 
der Entlaſſung aus dem Spital erfolgten mündlichen und 
ſchriftlichen Anforderungen das Geld von der Angeklagten 
zurückerhalten; dieſe gebrauchte zunächſt verſchiedene andere 
Ausflüchte und ſchrieb dann am 30. Mai an die H., die 
35 M. ſeien ihr ſamt ihrem Portemonnaie nach ihrer Ent⸗ 
laſſung aus dem Katharinenhoſpital auf der Heimfahrt nach 
Z. am 23. April abhanden gekommen. 

Auf Grund von Erwägungen tatſächlicher Natur ge⸗ 
langte die Strafkammer zu der Annahme, daß das Vor⸗ 
bringen der Angeklagten über das Verlieren des Geldes 
eine unwahre Ausflucht ſei, daß vielmehr dieſelbe die der 
H. gehörige, ihr von der H. zur Aufbewahrung anvertraute 
Geldſumme für ſich behalten und verbraucht, alſo ſich rechts⸗ 
widrig zugeeignet habe. Die Strafkammer hat daher ein 
Vergehen der Unterſchlagung im Sinne des § 246 Abſ. 1 
zweiter Fall des StGB.3 für vorliegend erachtet. 

Abgeſehen von hier nicht beachtlichen Angriffen der Re⸗ 
viſion erſcheint erheblich die Einwendung, es fehle in dem 
angefochtenen Urteile eine Feſtſtellung darüber, zu welchem 
Zeitpunkt die Angeklagte den Entſchluß gefaßt habe, ſich 
die Geldſtücke zuzueignen; wenn die Angeklagte das Geld 
der H. mit ihrem eigenen Gelde ſofort vermiſcht habe, und 
dies ſei zweifellos geſchehen, ſo könne es ſich um keine Unter⸗ 
ſchlagung handeln. Wenn nun auch dieſe von der Reviſion 
vertretene Anſicht rechtsirrig iſt, ſo geben doch die in dieſer 
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Beziehung ungenügenden Ausführungen der Strafkammer 
dem Verdgcht Raum, daß die Strafkammer den Begriff der 
fremden And denjenigen der rechtswidrigen Zu- 
eignung BL und damit das Geſetz nicht richtig ange- 
wendet habe. 

Die Ausführungen der Strafkammer laſſen zunächſt 
eine Feſtſtellung darüber vermiſſen, wem das Geld zu der 
Zeit, als es von der H. der Angeklagten übergeben wurde, 
gehört hat; dieſer Mangel ließe ſich allerdings aus der 
Schlußfeſtſtellung ergänzen, wenn angenommen werden könnte, 
daß die Angeklagte ſoſort nach Empfang des Geldes ſich 
dasſelbe zugeeignet habe. Da dies aber nicht die Anſicht 
der Strafkammer zu ſein ſcheint, ſo fehlt es an einer Feſt⸗ 
ſtellung darüber, wann die rechtswidrige Zueignung ſeitens 
der Angeklagten erfolgt iſt, und in weſſen Eigentum das 
Geld zu dieſer Zeit ſtand. Aus den Feſtſtellungen der Straf⸗ 
kammer iſt zu entnehmen, daß die Angeklagte geltend ge- 
macht hat, ſie habe das Geld in ihren Geldbeutel getan; 
es wäre nun weiter zu erheben und feſtzuſtellen geweſen, 
ob die Angeklagte dieſes Geld dort geſondert verwahrt oder 
mit ihrem eigenen Gelde vermiſcht hat. Den gemeinrecht- 
lichen Satz, daß derjenige, welcher fremdes Geld mit dem 
ſeinigen vermiſcht, durch dieſe Vermiſchung Eigentümer 
der vermiſchten fremden Geldſtücke wird, kennt allerdings 
das BGB. nicht; vielmehr iſt dieſer Satz, wie die Motive 
zu § 948 BGB. ergeben, als unbillig abgelehnt worden. 
Dagegen würde, wenn die Angeklagte das Geld der H. mit 
ihrem Gelde vermiſcht hat, in Frage kommen, ob die Geld— 
ſtücke untrennbar vermiſcht worden ſind, und ob damit die 
Angeklagte und die H. zu entſprechenden Anteilen Miteigen⸗ 
tümer an dem geſamten Gelde geworden ſind, oder aber ob 
die von der H. der Angeklagten übergebenen Geldſtücke trotz 
der Vermiſchung mit ſolchen der Angeklagten beſtimmt be⸗ 
zeichnet und unterſchieden werden konnten, in welchem Falle 
an den Eigentumsverhältniſſen eine Aenderung nicht einge- 
treten wäre (vergl. SS 948 und 947 BGB.). Endlich 
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hätte die Strafkammer auch darüber Feſtſtellungen treffen 
ſollen, welcher Sinn dem zwiſchen der Angeklagten und der H. 
geſchloſſenen Verwahrungsvertrag beizulegen iſt, insbeſondere 
ob die Angeklagte auf Grund dieſes Vertrags verpflichtet 
war, gerade die ihr von der H. übergebenen Geldſtücke auf⸗ 
zubewahren und der H. zurückzugewähren, oder ob nicht 
das Eigentum an den Geldſtücken mit der Uebergabe auf 
die Angeklagte überging und dieſe nur verpflichtet ſein ſollte, 
einen gleich großen Geldbetrag der H. zurückzugeben. 

Da das angefochtene Urteil in allen dieſen Beziehungen 
jede Ausführung vermiſſen läßt, ſo beſteht der begründete 
Verdacht, daß die Strafkammer den Begriff der fremden 
Sache nebſt demjenigen der rechtswidrigen Zueignung ver⸗ 
kannt und den § 246 StGB. zu Unrecht angewendet habe. 

Urt. des Strafſenats vom 23. Nov. 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen K. H. in Z. wegen Unterſchlagung. 


7. 
Zum Tatbeſtand der Hehlerei. 


Die Angeklagte und die Dienſtmagd F. waren im Januar 
1908 in Dienſten des Wirts L. M. in St., erſtere als Köchin, 
letztere als Küchenmagd. Beide waren bei M. in Koſt und 
Wohnung und ſchliefen in zwei verſchiedenen Kammern im 
Dachſtock des Hauſes. Im Januar 1908 nahm die F. im 
Wohnzimmer des M., wo dieſer eine Anzahl voller Zigarren⸗ 
kiſtchen aufbewahrt hatte, drei volle, dem M. gehörige Zi— 
garrenkiſtchen im Geſamtwerte von etwa 12 M. in der Ab⸗ 
ſicht, ſich die Zigarren nebſt Kiſtchen anzueignen und über 
ſie gleich dem Eigentümer zu verfügen, weg, obwohl ihr, 
wie ſie wußte, ein Recht hiezu nicht zuſtand. Sie trug die 
drei Kiſtchen mit Zigarren in den Dachſtock des Hauſes hin⸗ 
auf und ſchenkte ſie in der Kammer der Mitangekl. S. dieſer 
letzteren. Die S. nahm die drei Kiſtchen an ſich, verwahrte 
ſie zunächſt in ihrer Kammer und ſchenkte in der Folge zwei 
davon ihrem Geliebten, das dritte einem Schwager von ihr. 

6 * 
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Die Strafkammer ſtellt weiter feſt, die Angeklagte S. habe 
bei Annahme der drei Zigarrenkiſtchen von der F. gewußt, 
daß dieſe ſie mittels Diebſtahls erlangt habe, und geht im 
übrigen von der Möglichkeit aus, daß die S. ſchon bei Ent⸗ 
gegennahme der Zigarrenkiſtchen die Abſicht gehabt habe, 
ſie auch ihrerſeits wieder zu verſchenken. Die Reviſion rügt 
Verletzung materiellen Rechts, nämlich des $ 259 StGB. 
Der Erfolg war ihr zu verſagen. 

Zunächſt laſſen die Ausführungen des Berufungsrichters, 
auf Grund deren er feſtſtellt, die drei Kiſten mit Zigarren, 
welche die F. der Angeklagten S. übergab, ſeien von der 
erſteren mittels Diebſtahls erlangt geweſen, einen Rechtsirr⸗ 
tum nicht erkennen. Wie die Strafkammer einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt hat, wußte dies die Angekl. S., als ſie die drei Kiſt⸗ 
chen von der F. ausgefolgt erhielt, und es kann ſich hienach 
nur noch fragen, ob ſie dieſelben auch dann, wenn ſie ſchon 
bei deren Annahme die (ſpäter ausgeführte) Abſicht des 
Weiterſchenkens hatte, ihres Vorteils wegen an ſich 
gebracht hat, wie es § 259 StGB. verlangt. Auch dieſes 
Erfordernis hat die Strafkammer mit Recht als erfüllt an⸗ 
geſehen. Das Erſtreben eines eigenen Vorteils wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß derjenige, der eine Sache an ſich 
nimmt, von vornherein die Abſicht hat, ſich früher oder 
ſpäter ihrer durch Verſchenkung wieder zu entäußern. Der 
Vorteil beſteht in dieſem Falle gerade darin, daß der An⸗ 
nehmende die Sache ſeinem Vermögen zuführt und ſich da— 
durch in die vermögensrechtlich günſtigere Lage verſetzt, über 
die Sache durch Weiterſchenken wie ein Eigentümer ver⸗ 
fügen zu können. Jedenfalls alſo bis zu dem Zeitpunkte 
des Weiterſchenkens ſoll die Sache nach Abſicht deſſen, der 
ſie an ſich bringt, Beſtandteil ſeines Vermögens ſein. Zum 
mindeſten einen ſolchen, wenn auch von Anfang an zeitlich 
begrenzten Vermögensvorteil hat die Angekl. nach den tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer erſtrebt und ſich 
verſchafft. Im übrigen braucht der erſtrebte eigene Vorteil 
im Falle des 8 259 StGB. kein Vermögens vorteil 
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zu ſein; es genügt, daß ſich die Angekl. in die ihr angenehm 
erſcheinende Lage bringen wollte, Dritten gegenüber als 
Schenkgeberin auftreten zu können. Es iſt daher unerheb⸗ 
lich, ob die von der Angekl. beabſichtigte Schenkung einer 
Pflicht (ſei es ſittlichen, Anſtands⸗ oder Rechtspflicht) ent⸗ 
ſprach und ob ihr eine als materieller Vorteil zu betrachtende 
Gegenleiſtung ſeitens der Beſchenkten gefolgt iſt oder nicht. 
In dieſen beiden von der Reviſion angedeuteten Richtungen 
brauchte die Strafkammer irgendwelche Feſtſtellungen nicht 
zu treffen, weil der Vorteil im Sinne des § 259 StGB. 
bei der Angekl. S. ſchon damit erreicht war, daß ſie die 
drei Kiſtchen mit Zigarren behufs ee Verſchenkung ihrem 
Vermögen zuführte. 

Urt. des Strafſenats v. 23. Novbr. 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen E. St. von F. wegen Hehlerei. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


1. 


Ueber die Heranziehung von Spekulationsgewinnen 
zur Einkommenſtener 


iſt an der Hand eines Spezialfalls in den Gründen aus⸗ 
geführt: 

I. Der Beſchwerdeführer, deſſen Veranlagung für das 
Steuerjahr 1907 mit einem ſteuerbaren Einkommen von 
16 807 M. durch die Beſchwerdeentſcheidung des K. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 19. Februar 1909 aufrecht erhalten worden 
iſt, hat dieſe Miniſterialentſcheidung mit der Rechtsbeſchwerde 
nur in dem einen Punkte angefochten, daß dem in ſeiner 
Steuererklärung angegebenen, inſoweit außer Streit befind- 
lichen ſteuerpflichtigen Einkommen in Uebereinſtimmung mit 
der Einſchätzungskommiſſion ein Spekulationsgewinn von 
10000 M. hinzugerechnet worden iſt. 

Die Rechtsbeſchwerde, welche rechtzeitig und ordnungs⸗ 
mäßig erhoben iſt, muß für begründet erachtet werden. 

1. In der Einkommenſteuererklärung des Beſchwerde— 
führers auf 1. April 1907 war von einem Einkommensbezug 
aus Spekulationsgeſchäften (Ziff. III 2a des Formulars) 
überhaupt nichts enthalten. Trotzdem hat die Einſchätzungs⸗ 
kommiſſion des Hauptſteueramts von ſich aus und ohne 
eine vorgängige Erörterung mit dem Steuerpflichtigen, in— 
dem fie den Tatbeſtand gewohnheitsmäßigen Spekulierens 
mit Grundſtücken bei ihm zu Grunde legte, den Gewinn aus 
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der im Steuerjahr 1906 von ihm vollzogenen Veräußerung des 
Anweſens Straße in St. dem ſteuerbaren Ein⸗ 
kommen des Beſchwerdeführers zugerechnet und dieſen Ge⸗ 
winn mangels näherer Anhaltspunkte im Wege freier Schät⸗ 
zung auf 10000 M. angenommen. 

Daß dieſes Verfahren den Veranlagungsvorſchriften 
des Einkommenſteuergeſetzes und namentlich den Beſtim⸗ 
mungen des Art. 54 zuwiderlief, ergibt ſich von ſelbſt. Dieſe 
Ungeſetzlichkeit und die Wirkung eines ſolchen Vorgehens 
insbeſondere auch im Hinblick darauf, daß die Höhe des 
von der Steuerbehörde angenommenen Spekulationsgewinns 
nicht ſo ſehr durch Berechnung unter Gegenüberſtellung von 
Einnahmen und Ausgaben (§ 10 Abſ. 2 Ziffer 3 der Voll⸗ 
zugsverfügung zum Einkommenſteuergeſetz vom 9. Juni 1904, 
Reg. Bl. S. 117) als durch Schätzung gewonnen wurde, 
kann indeſſen im vorliegenden Fall außer Erörterung bleiben. 
Denn ganz abgeſehen hievon erſcheint die Annahme, daß 
dem Beſchwerdeführer aus dem Verkauf des Hauſes 
Straße ein Gewinn im Sinn von Art. 7 Abſ. 2 Ziffer 2 
und Art. 13 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes als ſteuer⸗ 
bares Einkommen für 1907 angerechnet werden könne, nach 
den konkreten Verhältniſſen dieſes Falles nicht haltbar. 

2. Der Gewinn aus zu Spekulationszwecken abgeſchloſ— 
ſenen Geſchäften abzüglich etwaiger in dem betreffenden 
Jahre bei derartigen Geſchäften erlittenen Verluſte gilt nach 
Art. 7 Abſ. 2 a u. a. dann als ſteuerbares Einkommen, 
wenn der Abſchluß ſolcher Geſchäfte oder die Beteiligung 
hieran von dem Steuerpflichtigen gewohnheitsmäßig betrie- 
ben wird. Der Zuſammenhang und die Faſſung („gilt“) 
dieſer Geſetzesbeſtimmungen, beſonders auch das Verhältnis 
von Abſ. 1 und Abſ. 2 des Art. 7 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes läßt deutlich erkennen, daß die Einführung der Ein⸗ 
kommensbeſteuerung für die Gewinne aus gewohnheitsmäßig 
betriebenen Spekulationsgeſchäften eine Ausnahmebeſtimmung 
im Syſtem des Einkommenſteuergeſetzes inſofern bedeutet, 
als es ſich bei ſolchen Einnahmen nicht ſowohl um den Er— 
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trag einer Quelle mit Einkommen im wirtſchaftlichen Sinne, 
ſondern um Erwerbungen handelt, die ſich im Bereich des 
Vermögens vollziehen, die aber — wenn ſchon an ſich nur 
Vermögensvermehrung — doch zufolge ausdrücklicher Son: 
derbeſtimmung dem ſteuerbaren Einkommen gleich behandelt 
und ihm zugezählt werden kann. (Gö z, Eink.St. 2. Aufl. 
S. 75; Entſcheidungen des Preuß. Oberverwaltungsgerichts 
in Staatsſteuerſachen Bd. X S. 70; Bd. XIII, S. 107). 
Dieſer Umſtand in Verbindung mit der Tatſache, daß das 
Geſetz ſelbſt einer Begriffsbeſtimmung des Spekulationsge⸗ 
ſchäfts ſich enthalten hat, muß von ſelbſt eine behutſame, 
im Zweifel eher einſchränkende Handhabung der geſetzlichen 
Vorſchriften nahelegen (Göz, a. a. O. S. 75, 79). Auch 
den Geſetzgeber haben, wie die Entſtehungsgeſchichte der ein- 
ſchlägigen Beſtimmungen lehrt, ähnliche Erwägungen gelei- 
tet; in der Erkenntnis, daß äußere Merkmale für die ſpeku⸗ 
lative Abſicht im Einzelfall meiſt fehlen, hat er — von Dif- 
ferenzgeſchäften und gewerbsmäßiger Spekulation, Art. 7 
Abſ. 2 Ziff. 2 b bezw. Ziff. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
abgeſehen — als weſentliches Erfordernis für die Steuerpflich⸗ 
tigkeit eines Spekulationsgeſchäfts die Vorausſetzung auf⸗ 
geſtellt, daß der Steuerpflichtige den Abſchluß von Spekula⸗ 
tionsgeſchäften oder die Beteiligung an ſolchen gewohn— 
heits mäßig betreibt. 

Verh. der Kammer der Abg. 1897, Prot. S. 3263 ff. 

der Standesherrn 1898 S. 800; 

Komm. Bericht der Kammer der Abg. Beil. 161 von 1902 

S. 478 und 479. 

Aber auch innerhalb dieſer Begrenzung bleibt für den 
Einzelfall immer zu prüfen, ob das Vorhandenſein eines 
Spekulationszwecks bei Vornahme eines konkreten Rechtsge⸗ 
ſchäfts, das mit ſeinem beim Abſchluß erzielten Gewinn zur 
Einkommenſteuer gezogen werden ſoll, ausreichend nachge— 
wieſen werden kann. Die bloße Vermutung der Spekula⸗ 
tionsabſicht im einzelnen Fall etwa mit Rückſicht darauf, 
daß für andere Geſchäfte eine derartige Abſicht feſtgeſtellt 
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iſt, kann nicht genügen. 

3. Zu der Frage, unter welchen Vorausſetz⸗ 
ungen in einem konkreten Rechtsvorgang ein „z u Spe— 
kulationszwecken abgeſchloſſenes Geſchäft“ 
erblickt werden kann, hat die preußiſche Rechtſprechung bei 
im weſentlichen gleicher Rechtslage in ſtändiger Praxis die 
Auffaſſung vertreten, daß aus den das einzelne Geſchäft 
begleitenden Umſtänden das Vorwalten der Spekulations⸗ 
zwecke, d. h. insbeſondere der Ankauf mit der Abſicht ge- 
winnbringender Wiederveräußerung in poſitiver Weiſe tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt ſein muß. Das Geſchäft müſſe ein reines 
Spekulationsgeſchäft darſtellen, alſo die ſpekulative Abſicht 
der Gewinnerzielung durch ſpätere Veräußerung die ein⸗ 
zig maßgebende Urſache für den Erwerb geweſen 
ſein. Wo die ernſtliche Abſicht einer Vermögensanlage, ſei 
es auch einer vorteilhaften, vorhanden geweſen ſei, wenn es 
ſich insbeſondere um den Erwerb behufs eigener Nutzung 
oder Benutzung gehandelt habe und dabei auch zugleich an 
die Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit einer ſpäteren Wert⸗ 
ſteigerung des Erworbenen gedacht wurde, ſei ſelbſt im Falle 
einer ſpäter eingetretenen und realiſierten Werterhöhung die 
Annahme eines ſteuerpflichtigen Spekulationsgewinns ausge⸗ 
ſchloſſen. Zu vergl. namentlich Entſch. in Staatsſteuerſachen 
Bd. X, S. 64 und die andern bei Göz a. a. O. S. 79 
Anm. 2 angeführten Urteile. 

Dieſem aus allgemeinen Erwägungen geſchöpften Er⸗ 
gebnis, das dem natürlichen Sprachgebrauch und einer ver⸗ 
ſtändigen Würdigung der in Betracht kommenden wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe entſpricht, auch bei Beurteilung vom 
Standpunkt des württ. Rechts aus ſich anzuſchließen, liegt 
kein Bedenken vor; auch nach der Vollzugsverfügung zum 
Einkommenſteuergeſetz §8 10 Abſ. 2 Ziffer 2 (Reg. Bl. S. 117) 
iſt ein Spekulationsgeſchäft nur dann vorhanden, wenn der 
Gegenſtand ſchon mit der Abſicht erworben wurde, durch die 
Wiederveräußerung desſelben einen Gewinn zu erzielen (ſ. 
auch Göz a. a. O. S. 79/80; Piſtorius, Eink. St., 
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2. Aufl. S. 37). Legt man aber dieſen Maßſtab bei Prü⸗ 
fung des vorliegenden Falles zu Grunde, ſo fehlt nach der 
Auffaſſung des Verwaltungsgerichtshofs eine genügende 
Grundlage dafür, um mit der Steuerbehörde das Vorhanden⸗ 
ſein eines ſteuerbaren Spekulationsgeſchäfts bei dem Ver⸗ 
kauf des Hauſes . . . . Straße feſtzuſtellen. Der 
Umſtand freilich, daß der Erwerb dieſes Grundſtücks noch 
lange vor Inkrafttreten des Einkommenſteuergeſetzes ſtattfand, 
würde die Heranziehung des beim Verkauf erzielten Gewinns 
nicht hindern; es genügt, wenn der eine Teil des Spekula⸗ 
tionsgeſchäfts, derjenige, der den beim Ankauf vorhandenen 
Spekulationszweck zur Verwirklichung brachte, alſo die ge- 
winnbringende Veräußerung unter der Herrſchaft des Ein- 
kommenſteuergeſetzes ſich vollzogen hat. (Götz, Piſtorius 
je a. a. O.; Entſch. in Staatsſteuerſachen Bd. VIII. S. 37). 

4. Dagegen iſt ein Nachweis dafür, daß der Erwerb 
und die Veräußerung des Grund ſtücks. Straße durch 
den Beſchwerdeführer in ſpekulativer Abſicht in 
dem oben dargelegten Sinne erfolgt iſt, nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe nicht als geführt zu erachten. 

Die angefochtene Entſcheidung iſt zu dem entgegenge⸗ 
ſetzten Ergebnis auf folgende Weiſe gekommen: Es wird 
aus der Tatſache, daß der Steuerpflichtige ſeit mehr als 20 
Jahren teils allein, teils gemeinſchaftlich mit andern, ihm 
naheſtehenden Perſonen in einer Mehrzahl von Fällen Grund⸗ 
ſtücke auf Stuttgarter Markung angekauft, auf denſelben 
Wohnhäuſer errichtet und ſpäter wieder veräußert hat, das 
Vorhandenſein einer gewohnheitsmäßigen Spekulationstätig⸗ 
keit i. S. von Art. 7 Abſ. 2 Ziff. 2a des Eink. St. Geſ. gefolgert 
und weiterhin angenommen, daß ſofern nicht im einzelnen Fall 
ein anderes nachgewieſen werde, in allen Fällen, und ſo auch 
bei Haus . . . . Straße die Abſicht des Beſchwerdeführers 
beim Erwerb der Grundſtücke auf den durch die Wiederver⸗ 
äußerung in überbautem oder nicht überbautem Zuſtand zu er- 
zielenden Gewinn gerichtet geweſen und daß die Wiederveräuße⸗ 
rung in Ausführung dieſer Spekulationsabſicht erfolgt ſei. 
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Mit Grund wird aber in der Rechtsbeſchwerde eine 
derartige Auffaſſung als rechtsirrtümlich bezeichnet. Es iſt hie⸗ 
bei verkannt, daß die Spekulationsabſicht in jedem einzelnen 
Fall, auch in denjenigen, welche für den gewohnheitsmäßigen 
Betrieb in Anſpruch genommen werden, zuvor einwandfrei 
feſtgeſtellt ſein muß. Nicht der Steuerpflichtige hat den Nach⸗ 
weis zu erbringen, daß er eine Erwerbung von Wertobjekten 
nicht in ſpekulativer Abſicht, alſo zu dem hauptſächlichen 
Zweck nutzbringender Wiederveräußerung vorgenommen habe; 
vielmehr umgekehrt kann ein Spekulationsgewinn außerhalb 
eines Gewerbebetriebs oder Differenzgeſchäfts nur dann zur 
Steuer gezogen werden, wenn es der Steuerbehörde gelingt 
darzutun, daß im Einzelfall der Spekulationszweck, alſo nicht 
in erſter Linie die Erlangung eines geeigneten Anlagewerts 
die maßgebende Erwerbsurſache gebildet hat. Ein derartiger 
Nachweis iſt von der Steuerbehörde bei keinem der dem ge⸗ 
wohnheitsmäßigen Betrieb eingereihten Fälle bisher dem Steuer⸗ 
pflichtigen gegenüber unternommen worden. Ob er hätte 
gelingen können und ob diesfalls die Annahme eines gemohn- 
heitsmäßigen Treibens gerechtfertigt wäre, kann unentſchieden 
bleiben; nur darauf iſt hinzuweiſen, daß eine Mehrzahl von 
Fällen an und für ſich zum Tatbeſtandsmerkmal der Ge⸗ 
wohnheitsmäßigkeit noch nicht zureicht, und daß anderer: 
ſeits das Finanzminiſterium ſelbſt bezüglich zweier im Jahre 
1905 durch den Beſchwerdeführer vorgenommenen Gebäude— 
verkäufe die Spekulationsabſicht im Zeitpunkt des Erwerbs 
als nicht nachweisbar angeſehen zu haben ſcheint, wie der 
Begleiterlaß bei Mitteilung der Miniſterialentſcheidung an 
das Steuerkollegium ergibt. 

Jedenfalls aber reichen die Erhebungen, die zur Beur— 
teilung der tatſächlichen Verhältniſſe aus den vorliegenden 
Akten entnommen werden können, nicht aus, um anläßlich 
des Verkaufs des Hauſes . ... Straße die Annahme 
eines zu Spekulationsgeſchäften abge⸗ 
ſchloſſenen Geſchäfts zu begründen. Gerade weil 
außer einer Mehrzahl von Grundſtücksan⸗ und »verkäufen 
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des Steuerpflichtigen ſeit Mitte der 1880 er Jahre keine 
ſchlüſſigen Anhaltspunkte gegen ihn vorliegen, wird von 
Wert, was er ſelbſt gegen die Annahme gewohnheitsmäßiger 
Spekulation im allgemeinen und einer Spekulationsabſicht 
in dem zur Erörterung ſtehenden ſpeziellen Falle anführt. 
Sowohl der Steuerbehörde gegenüber, wie in der Rechts⸗ 
beſchwerde hat er ſtets den Standpunkt vertreten, daß nicht 
die Gewinnerzielung durch Weiterveräußerung, ſondern die 
Erlangung von günſtigen, für ſeine Zwecke geeigneten Ver⸗ 
mögensanlagen das treibende Motiv, die hauptſächliche Ur⸗ 
ſache ſeines Grundſtückserwerbs geweſen ſei. Statt in Miete 
zu wohnen, habe er zwecks vorteilhafterer Vermögensanlage 
— teilweiſe, und ſo auch bezüglich des Grundſtücks zu 
. . . . Straße, in Gemeinſchaft mit Angehörigen — Grund 
und Boden ſelbſt erworben, und ſtatt von Zeit zu Zeit in 
neuere Miethäuſer umzuziehen, ſich einigemale ein ſeinen je⸗ 
weiligen Bedürfniſſen entſprechendes Haus ſelbſt erbauen 
laſſen; An⸗ und Verkauf ſei zeitlich ſehr lange, zum Teil 
bis zu 20 Jahren auseinandergelegen. Was insbeſondere 
das Haus .... Straße anlange, fo habe er den Platz 
ſchon 1896 erworben und nach erfolgter Ueberbauung das 
Anweſen eine Reihe von Jahren ſelbſt bewohnt; verkauft 
habe er es im Sommer 1906, um es ſich leichter zu machen; 
wenn er den Erlös und ſeinen Aufwand gegenüberſtelle, 
habe er keinen Gewinn, eher noch Verluſt zu verzeichnen, 
aber ein beſſerer Käufer ſei damals nicht zu finden geweſen. 

Den Umſtand, daß der Beſchwerdeführer ſelbſt mehrere 
Jahre lang in dem fraglichen Hauſe gewohnt hat, hat auch 
die Steuerbehörde gekannt und verwertet. Wenn aber in 
der angefochtenen Entſcheidung mit Beziehung hierauf ge- 
ſagt iſt, dieſe Tatſache ſei kein Beweis für das Fehlen einer 
Spekulationsabſicht, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß aller⸗ 
dings dann, wenn das Grundſtück nicht zur Erzielung einer 
dauernden laufenden Nutzung, alſo nicht als Kapitalanlage 
angeſchafft worden wäre, auch ein mehrjähriges Selbſtbe⸗ 
wohnen der Erfaſſung des bei der Veräußerung erzielten 
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Spekulationsgewinns für die Einkommensbeſteuerung des Be⸗ 
ſchwerdeführers nicht im Wege ſtünde. Allein gerade die 
Annahme, daß das Grundſtück entgegen der Behauptung 
des Steuerpflichtigen nicht als Vermögensanlage, ſondern 
in rein ſpekulativer Abſicht erworben wurde, iſt nach dem 
Ausgeführten unbewieſen. Daß den Beſchwerdeführer bei 
dieſem Erwerb ſeinerzeit die Hoffnung geleitet haben mag, 
eine ſpätere Wertſteigerung des Grundſtücks werde ſich er⸗ 
zielen und realiſieren laſſen, iſt nicht nur möglich, ſondern 
ſogar naheliegend und wahrſcheinlich, genügt aber nicht zur 
Annahme eines Spekulationsgeſchäfts, ſolange dem Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht widerlegt werden kann, daß er den Platz 
nicht zu Spekulationszwecken, ſondern zur vorteilhaften Ka⸗ 
pitalanlage, alſo in erſter Linie zur Erzielung dauernder 
Einnahmen aus den laufenden Nutzungen nach erfolgter 
Ueberbauung und behufs Benützung für die eigene Familie 
erworben habe. Endlich geben aber auch die näheren Um: 
ſtände bei der Veräußerung des Anweſens, insbeſondere der 
Verkaufserlös gegenüber den Koſten für Bauplatz und Er- 
ſtellung des Hauſes — ſoweit hier überhaupt zuverläſſige 
Angaben vorliegen — keinerlei Anhaltspunkte für die An⸗ 
nahme einer Spekulation; denn nicht nur hat der Beſchwerde⸗ 
führer die Erzielung eines Gewinns bei dieſem Geſchäft 
durchaus in Abrede geſtellt, es kann vielmehr auch vom 
Standpunkt der von dem Finanzminiſterium vor Uebergang 
zu freier Schätzung eingeleiteten ziffermäßigen Berechnungen 
nicht geſagt werden, daß ſchon die Höhe des erzielten 
Gewinns, mag es ſich damit im übrigen verhalten wie es 
will, an und für ſich die Wahrſcheinlichkeit für ein Speku⸗ 
lationsgeſchäft nahe legen würde. (Zu vergl. noch Entſch. 
in Staatsſteuerſachen Bd. I S. 274 und 276; VI S. 277; 
VIII S. 33; XI S. 61; XII S. 81). 

II. Kann aber hienach aus den Umſtänden weder beim 
Kauf noch beim Verkauf des in Rede ſtehenden Grundſtücks 
auf ein Spekulationsgeſchäft in der dargelegten Bedeutung 
des Begriffs mit der erforderlichen Beſtimmtheit geſchloſſen 
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werden, ſo entfällt damit auch die Möglichkeit, einen durch 
vorteilhaften Verkauf etwa erzielten Nutzen der Einkommen⸗ 
ſteuer zu unterſtellen. 
Urteil vom 12. Mai 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſache des A. Br. in St. 


2. 


Eine ordnungsmüßig feſtgeſtellte Bilanz bildet die maß⸗ 
gebende Grundlage für die Einkommensbeſtenerung 
der Erwerbsgeſellſchaften. 


Die Gründe beſagen: 
I. Durch die angefochtene Entſcheidung, mit welcher 
das ſteuerbare Einkommen der Firma G. K., G. m. b. H. 
für 1908 gegenüber der durch das Steuerkollegium im Be- 
ſchwerdeverfahren auf 57 102 M. erhöhten Feſtſetzung auf 
den ſchon von der Einſchätzungskommiſſion angenommenen 
Betrag von 18 988 M. ermäßigt worden iſt, fühlt ſich die 
Beſchwerdeführerin inſofern benachteiligt, als ein nach der 
Bilanz auf 31. März 1907 ſich ergebender Gewinn von 6685 M. 
35 Pfg. zur Einkommenſteuer herangezogen worden iſt. 

Die angegriffene Entſcheidung und ſchon die Veranla⸗ 
gung durch die Einſchätzungskommiſſion ging davon aus, 
daß es ſich bei dem ſtrittigen Betrag um den Reingewinn 
des der Einſchätzung für 1908 zu Grunde gelegten Geſchäfts⸗ 
jahrs 1. April 1906/07 handle, der als geſchäftlicher Ueber⸗ 
ſchuß im Sinne des Art. 16 des Einkommenſteuergeſetzes 
ſteuerpflichtig ſei, ſofern er zu einem der dort genannten 
Zwecke, nämlich zu einer Rückſtellung, Reſerveanſammlung 
in Form des Vortrags auf neue Rechnung verwendet 
worden ſei. 

Dieſer Auffaſſung wurde von der Firma widerſprochen. 
Bei dem Betrag von 6685 M. 35 Pfg. handle es ſich noch 
gar nicht um einen eigentlichen Gewinnvortrag, dieſe Summe 
ſtelle ſich vielmehr als ein Teil des Bruttogewinns vor Vor: 
nahme von Abſchreibungen dar, welche nach dem Geſell⸗ 
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ſchaftsvertrag von der Geſellſchaftsverſammlung auf Vor⸗ 
ſchlag des Geſchäftsführers der Geſellſchaft feſtgeſetzt werden. 
Allerdings habe nun die Geſellſchaftsverſammlung den Brutto⸗ 
bilanzentwurf, ohne noch zuvor Abſchreibungen vorzunehmen, 
genehmigt; ſie habe ſich aber dabei vorbehalten, angeſichts 
des kleinen, aus dem Geſchäftsjahr 1906/07 ſich ergebenden 
Bruttoüberſchuſſes die Vornahme etwaiger Abſchreibungen 
bis zur Geſellſchaftsverſammlung des nächſten Jahres zu⸗ 
rückzuſtellen, und tatſächlich auch in dieſer nächſten Geſell⸗ 
ſchaftsverſammlung formell den Beſchluß gefaßt, den Be⸗ 
trag von 6685 M. 35 Pfg. zuſammen mit dem für das 
Betriebsjahr 1907%8 berechneten Bruttogewinn ganz zu not⸗ 
wendigen Abſchreibungen zu verwenden. | 

II. Die rechtzeitig und ordnungsmäßig erhobene Rechts⸗ 
beſchwerde gegen die Miniſterialentſcheidung kann indeſſen 
einen Erfolg nicht haben. 

Nach Art. 16 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes gelten 
als ſteuerbares Einkommen der in Art. 2 I Ziff. 4 genannten 
Geſellſchaften, zu welchen die Beſchwerdeführerin als Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung gehört, die geſchäftlichen 
Ueberſchüſſe, welche als Dividenden oder Gewinnanteile an 
die Mitglieder verteilt oder denſelben gutgeſchrieben, zur 
Tilgung der Kapitalſchulden oder des Grundkapitals, zur 
Verbeſſerung oder Erweiterung des Geſchäfts und zur Bil⸗ 
dung von Reſervefonds verwendet worden ſind. Ihre Feſt⸗ 
ſtellung im einzelnen Fall erfolgt auf Grund des für das 
maßgebende Betriebsjahr durch die Geſellſchaftsorgane auf: 
geſtellten Jahresabſchluſſes (vergl. Art. 45 Abſ. 4). Für 
die Beurteilung der Beſchwerde iſt demnach erheblich, daß 
ſich für die Beſchwerdeführerin nach der vorliegenden Ge— 
winn⸗ und Verluſtrechnung und der Bilanz auſ 31. März 
1907 in dem der Veranlagung für 1908 zu Grunde zu le 
genden Geſchäftsjahr 1906/07 ein Gewinn von 6685 M. 
35 Pfg. ergeben hat. Dieſe letztere Tatſache wird an und 
für ſich auch von der Beſchwerdeführerin nicht in Abrede ge- 
ſtellt. Unbeſtrittenermaßen haben ferner nach dem Proto⸗ 
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koll über die Aufſichtsratsſitzung vom 6. Juli 1907 die an⸗ 
weſenden Aufſichtsratsmitglieder der Firma G. K. „einſtim⸗ 
mig beſchloſſen, die vorhandene Bilanz mit Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung, abſchließend mit einem Gewinnſaldo von 
6685 M. 35 Pfg. zu genehmigen.“ Auch hat der geſetzliche 
Vertreter der Maſchinenfabrik E. als alleiniger Beſitzerin 
der ſämtlichen Geſchäftsanteile der Firma G. K., G. m. b. H. die 
genannte Bilanz nebſt Gewinn⸗ und Verluſtrechnung aner⸗ 
kannt und genehmigt. Indem nun die Steuerbehörde das 
ſteuerpflichtige Einkommen der Firma an der Hand ihres 
eigenen Jahresabſchluſſes, auf der Grundlage des aus dieſem 
unmittelbar ſich ergebenden Reingewinns feſtgeſtellt hat, be⸗ 
fand ſie ſich durchaus im Einklang mit der Vorſchrift des 
Geſetzes. 

Gegen dieſes Veranlagungsergebnis kann jedenfalls nicht 
eingewendet werden, daß der Betrag von 6685 M. deshalb 
keinen Reingewinn und kein ſteuerbares Einkommen darſtelle, 
weil er zu Abſchreibungen hätte verwendet werden müſſen. 
Ob dieſe Behauptung der Beſchwerdeführerin in tatſächlicher 
Beziehung zutrifft, ob alſo zur richtigen Bewertung gewiſſer 
Aktivpoſten der Bilanz eine Abſchreibung in jener Höhe not⸗ 
wendig geweſen ſein mag, iſt hier nicht zu unterſuchen. Es 
ſteht feſt, daß der Betrag in der allein maßgebenden Bilanz für 
das Geſchäftsjahr 1906/07 zu Abſchreibungen tatſächlich nicht 
verwendet worden iſt, bilanzmäßig ſich vielmehr in dieſer 
Höhe ein Betriebsüberſchuß, ein Reingewinn ergeben hat. 
Nicht darauf kann es ankommen, ob etwa bei Aufſtellung 
der Bilanz die 6685 M. hätten zu Abſchreibungen verwendet 
werden können, ſondern darauf, ob ſie wirklich abgeſchrieben 
worden ſind. Die Beſchwerdeführerin verweiſt auf den § 15 
ihres Geſellſchaftsvertrags; darnach find für die Aufſtellung 
der regelmäßigen Jahresbilanzen die handelsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend, die jährlichen Abſchreibungen werden 
auf Vorſchlag der Geſchäftsführer von der Geſellſchaftsver⸗ 
ſammlung feſtgeſetzt. Keines der Geſellſchaftsorgane aber 
hat bei Vorbereitung und Genehmigung der in Frage ſtehenden 
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Bilanz zu erkennen gegeben, daß es ſich bei jenen 6685 M. 
35 Pfg. nur um einen Bruttoüberſchuß handeln würde, daß 
noch Abſchreibungen notwendig wären, bevor der wirkliche 
Betriebsüberſchuß ſich zeigen könnte. Ohne Widerſpruch zu 
finden oder einer ſpäteren Anfechtung ſich auszuſetzen, iſt 
vielmehr die vom Geſchäftsführer entworfene Bilanz ſamt 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnung mit einem Gewinnſaldo von 
6685 M. 35 Pfg. vom Aufſichtsrat und der alleinigen Ge⸗ 
ſellſchafterin anerkannt und genehmigt worden. Abſchrei⸗ 
bungen, welche in einer auf ſolche Weiſe zuſtandgekommenen, 
unangefochten gebliebenen Bilanz nicht erfolgt ſind, dürfen 
aber auch ſteuerlich nicht zugelaſſen werden. Die Steuerbe⸗ 
hörde hat ſich demnach im vorliegenden Falle, ohne auf die 
Frage der Angemeſſenheit oder Nichtangemeſſenheit der im 
Veranlagungsverfahren nachträglich geltend gemachten Ab⸗ 
ſchreibung überhaupt näher einzugehen, mit Recht an die 
Tatſache gehalten, daß eine ſolche Abſchreibung bei Geneh⸗ 
migung der Bilanz von den maßgebenden Geſellſchaftsorganen 
nicht für erforderlich erachtet, vielmehr ohne ſie der Jahres⸗ 
überſchuß und ſeine Verwendung feſtgeſtellt wurde. Auch 
der Umſtand, daß ſpäterhin, bei Genehmigung der Bilanz 
des folgenden Betriebsjahres beſchloſſen wurde, den dem 
ſtreitigen Betrag entſprechenden Vortrag auf neue Rechnung 
zu Abſchreibungszwecken zu verwenden, ändert daran nichts, 
daß der Betrag in dem Jahr, aus dem er ſtammt und das für 
die Einſchätzung auf 1. April 1908 entſcheidet, tatſächlich 
Geſchäftsgewinn und nicht einen Abſchreibungspoſten gebil⸗ 
det hat. 

Wie aber hienach der Betrag von 6685 M. den ge- 
ſchäftlichen Ueberſchuß des Betriebsjahres 1906/07, keinen 
Abſchreibungspoſten darſtellt, ſo iſt auch ſeine Verwendung 
zu einem der in Artikel 16 des Einkommenſteuer⸗Geſetzes 
genannten ſteuerpflichtigen Zwecke zu bejahen. Die Geſell⸗ 
ſchaft hat, worüber kein Zweifel beſteht, über dieſe Summe 
bei Feſtſtellung der Bilanz am Schluß des maßgebenden 
Geſchäftsjahres nicht verfügt, ſie vielmehr auf un des 
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folgenden Jahres („Saldovortrag von 1907“) übernommen, 
alſo für eine künftige Verwendung in ihrem Vermögen zu⸗ 
rückbehalten. In dieſer Rückſtellung des Ueberſchuſſes, welche 
einer Vermehrung des Vermögens der Geſellſchaft gleichkam, 
liegt die Bildung einer Reſerve; die angefochtene Entſchei⸗ 
dung, die unter dieſem Geſichtspunkt die Steuerpflichtigkeit 
des Reingewinns beſtätigte, iſt demnach zu Recht ergangen. 
Die Art, wie in einem ſpäteren Jahre die Firma über den 
Saldovortrag verfügt hat, iſt demgegenüber ohne Belang; 
der Reſervefondscharakter des nicht verwendeten, ſondern als 
Gewinnvortrag für das folgende Jahr zurückgeſtellten reinen 
Betriebsüberſchuſſes würde auch nicht beeinflußt, wenn ſchon 
bei ſeiner Rückſtellung ein beſtimmter Zweck für ſeine ſpätere 
Verwendung von den Organen der Geſellſchaft ins Auge 
gefaßt worden wäre. 

Zu vergl. auch Göz, Einkommenſteuer 2. Aufl. S. 189 ff.; 
Fuiſting, preuß. Einkommenſteuer⸗Geſetz 7. Aufl. S. 277 ff., 
295 und 296; Entſcheidungen des Preuß. Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in Staatsſteuerſachen Bd. 11, S. 262, Bd. 12 S. 291. 

Urteil vom 12. Mai 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 

Rechtsbeſchwerdeſache der Firma G. K. in St.⸗B. 


3. 


Zur Entſcheidung über eine beſtrittene Verpflichtung 
zu einem Pfarrhans-Meuban find die bürgerlichen Ge⸗ 
richte zuſtündig. 

Aus den 

Gründen: 

I. Der Kirchengemeinde F. iſt anläßlich der Errichtung 
einer dritten Stadtpfarrſtelle daſelbſt, da eine geeignete 
Mietwohnung für den dritten Stadtpfarrer nicht vorhan⸗ 
den ſei, von dem K. Konſiſtorium mit Erlaß vom 28. Ok⸗ 
tober 1908 die Auflage gemacht worden, in tunlichſter 
Bälde eine Amtswohnung für die III. Stadtpfarrſtelle zu 
beſchaffen. Gegen dieſen Erlaß hat der Kirchengemeinderat 
F., welcher der Anſicht iſt, daß die Bauluſt des Pfarrge⸗ 
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bäudes für den dritten Stadtpfarrer nicht die Kirchenge⸗ 
meinde, ſondern den Staat treffe, am 15. November 1908 
Beſchwerde erhoben, welche durch Erlaß des K. Miniſteriums 
des Kirchen⸗ und Schulweſens vom 25. November 1908 als 
unbegründet abgewieſen wurde. Gegen dieſen, dem Kirchen⸗ 
gemeinderat F. am 8. Dezember 1908 eröffneten Erlaß hat 
derſelbe mittels eines am 15. Dezember 1908 bei dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshof eingekommenen Schriftſatzes die gegen⸗ 
wärtige Rechtsbeſchwerde erhoben. 

Das K. Miniſterium des Kirchen⸗ und Schulweſens hat 
ſich in ſeinem die Beſchwerde abweiſenden Erlaß dahin aus⸗ 
geſprochen, daß zwar das Bedürfnis für die Errichtung einer 
Dienſtwohnung für den dritten Stadtpfarrer vorliege, daß 
aber für die Befriedigung dieſes Bedürfniſſes nach allge- 
meinen kirchenrechtlichen Grundſätzen die Kirchengemeinde 
inſoweit aufzukommen habe, als nicht die Verpflichtung eines 
Dritten hiezu feſtſtehe; da die Staatsfinanzverwaltung eine 
Verpflichtung ausdrücklich beſtreite, auch eine Feſtſtellung 
ihrer Verpflichtung auf dem Rechtswege bis jetzt nicht ſtatt⸗ 
gefunden habe, habe es bei der von dem Konſiſtorium dem 
Kirchengemeinderat gemachten Auflage, in tunlichſter Bälde 
eine Amtswohnung für die dritte Stadtpfarrſtelle zu be- 
ſchaffen, ſein Verbleiben. Der Kirchengemeinderat F. ſeiner⸗ 
ſeits hält an ſeiner Auffaſſung feſt, daß den Staat als den 
Inhaber des allgemeinen Kirchengutes die Baulaſt für das 
fragliche Pfarrgebäude treffe. | 

II. Hienach wird, was zunächſt die Frage der Zuſtän⸗ 
digkeit des Verwaltungsrichters und die Zuläſſigkeit des 
eingelegten Rechtsmittels betrifft, von der Beſchwerdeführerin 
angefochten eine Entſcheidung, die ſich auf die Vorſchriften 
des heutigen öffentlichen Rechts ſtützt und in Anſehung welcher 
von der Beſchwerdeführerin behauptet wird, daß ſie durch 
dieſelbe mit einer ihr nicht obliegenden Verbindlichkeit be⸗ 
laſtet werde. Es ſcheint ſomit die gegenwärtige Rechtsbe⸗ 
ſchwerde gemäß Art. 13 Abſ. 1 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege als zuläſſig. 

| 7% 
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In Frage könnte kommen, ob der Verwaltungsrechtsweg 
nicht angeſichts der Beſtimmung des Art. 2 Ziff. 1 a. a. O. als 
ausgeſchloſſen zu gelten hat. Hier werden der bürgerlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit unterſtellt die Streitigkeiten über die an ſich dem öf⸗ 
fentlichen Rechte angehörigen Rechtsanſprüche der öffentlichen 
Diener auf Beſoldungen oder ſonſtige Bezüge und es kann kein 
Zweifel ſein, daß er den Genuß einer Amtswohnung zu den 
ſtändigen Bezügen des dritten Stadtpfarrers in F. gehört. 
Allein es handelt ſich in gegenwärtiger Streitſache nicht um 
die Frage, ob dem dritten Stadtpfarrer in F. der Genuß 
einer Amtswohnung zuſteht oder nicht; darüber, daß ihm 
eine ſolche zuſteht, ſind die Beteiligten einig und es wird 
ihm auch eine ſolche in Form einer Mietzinsentſchädigung 
gewährt; wie denn auch nicht etwa der Inhaber der dritten 
Stadtpfarrſtelle in F., wie die Geltendmachung eines der in 
Art. 2 Ziff. 1 bezeichneten Anſprüche vorausſetzen würde, einer 
der Streitteile iſt. Vielmehr iſt Gegenſtand der gegenwär⸗ 
tigen Streitſache die von der unbeſtrittenen Frage des dem 
dritten Stadtpfarrer in Form einer Amtswohnung oder 
einer Mietzinsentſchädigung zuſtehenden Nebenbezugs völlig 
verſchiedene Frage, ob die Baulaſt einer der dritten Stadtpfarr⸗ 
ſtelle in F. zu gewährenden Dienſtwohnung den Staat oder 
die Kirchengemeinde F. treffe. Hienach kann die Beſtimmung 
des Art. 2 Ziff. 1 nicht Platz greifen. 

III. Nach dem zur Zeit geltenden Recht (vergl. auch 
Art. 1 des kirchlichen Geſetzes betreffend die evangeliſchen 
Kirchengemeinden vom 29. Juli 1888) liegt die Beſtreitung 
der örtlichen kirchlichen Bedürfniſſe, darunter die Baulaſt 
von Pfarrhäuſern für neu errichtete Pfarrſtellen, der Kirchen⸗ 
gemeinde ob, ſoweit nicht die Verpflichtung eines Dritten 
feſtſteht. Die Beſchwerdeführerin macht nun eine ſolche 
Rechtspflicht eines Dritten geltend, indem ſie behauptet, die 
Baulaſt treffe den Staat als den Inhaber des allgemeinen 
Kirchenguts. Eine Verpflichtung des Staates als Inhabers 
des allgemeinen Kirchengutes erſcheint aber, da nach dem 
heutigen öffentlichen Recht die Baulaſt in erſter Linie die 
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Kirchengemeinde trifft, auch wenn eine ſolche Verpflichtung 
früher auf öffentlich rechtlichen Verhältniſſen beruht haben 
mag, nach dem heutigen Recht nicht mehr als eine öffent⸗ 
lich rechtliche, ſondern kann nur noch als eine privatrecht⸗ 
liche in Betracht kommen (vergl. v. Göz, Verwaltungsrecht 
S. 271 und 324). Ob eine ſolche privatrechtliche Verpflich⸗ 
tung des Staates beſteht oder nicht, iſt bis jetzt nicht feſt⸗ 
geſtellt; dem Verwaltungsrichter iſt die Feſtſtellung durch 
Art. 10 Ziff. 17 des Geſetzes über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege ausdrücklich entzogen. Beſteht aber zwiſchen den Be⸗ 
teiligten Streit über die Baulaſt, ohne daß geſagt werden 
kann, es ſtehe feſt, daß den Staat die Baulaſt nicht treffe, 
ſo konnte der Kirchengemeinde durch die angefochtene Ver⸗ 
waltungsverfügung die Baulaſt nicht ohne weiteres ange⸗ 
ſonnen werden. Dafür, daß etwa ein dringendes Bedürfnis 
die Erlaſſung der Auflage an die Beſchwerdeführerin ohne 
Rückſicht auf die Rechtspflicht rechtfertigen würde, fehlt jeder 
Anhaltspunkt. Es war ſomit die Verwaltungsbehörde zur 
Zeit nicht in der Lage, die angefochtene Verfügung zu 
erlaſſen und es erfcheint daher dieſelbe geſetzlich nicht 
begründet. Dieſelbe war demgemäß außer Wirkung zu 
ſetzen. 

Urteil vom 5. Mai 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

der Kirchengemeinde F. 


4. 


Wahlen der Amtsverſammlung — Ausſchließung 
beteiligter Mitglieder, Erſetzung derſelben 
durch Stellvertreter. 


Aus den Gründen: 

I. Am 25. April 1908 wurde von der Amtsverſamm⸗ 
lung in Kirchheim die Wahl des Verwaltungsaktuars für 
den 1. Bezirk des Oberamts Kirchheim vorgenommen. Als 
Bewerber waren aufgetreten Schultheiß St. von O., Stadt- 
ſchultheiß K. von O. und Schultheiß B. von H. Nachdem 


102 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


in den zwei erſten Wahlgängen keiner der Bewerber die 
abſolute Mehrheit erhalten hatte, im zweiten Wahlgang aber 
bei 29 Abſtimmenden auf St. 13 und auf K. 11 Stimmen 
gefallen waren, wurde gemäß Art. 32 Abſ. 5 der Bezirks⸗ 
ordnung zwiſchen dieſen eine engere Wahl vorgenommen, 
bei der 15 Stimmen auf St., 13 Stimmen auf K. fielen 
und 1 Stimmzettel leer abgegeben wurde. St. wurde hierauf 
für gewählt erklärt, ſeine Wahl jedoch von K. zunächſt mit 
der Verwaltungsbeſchwerde angefochten. Nachdem dieſe Be⸗ 
ſchwerde am 8. Mai 1908 von der Kgl. Kreisregierung in 
Ulm und bei ihrer weiteren Verfolgung am 15. Februar 
1909 von dem K. Miniſterium des Innern als unbegründet 
zurückgewieſen worden war, hat K. gegen die ihm am 
20. Februar 1909 eröffnete Miniſterialentſcheidung recht⸗ 
zeitig und ordnungsmäßig die Rechtsbeſchwerde an den K. 
Verwaltungsgerichtshof eingelegt und beantragt, unter Auf⸗ 
hebung der angefochtenen Entſcheidung die Ungültigkeit der 
beanſtandeten Wahl auszuſprechen. 

II. Der Beſchwerdeführer hat gemäß Art. 13 des Ge⸗ 
ſetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 
1876 darzutun, daß die angefochtene Entſcheidung rechtlich 
nicht begründet und daß er dadurch in einem ihm zuſtehen⸗ 
den Recht verletzt iſt. Dieſer Nachweis iſt nicht erbracht, 
der Rechtsbeſchwerde kann daher eine Folge nicht gegeben 
werden. | 

1. Wie in den Vorinſtanzen zutreffend ausgeführt wor⸗ 
den iſt, bezieht ſich der Art. 31 Abſ. 4 der Bezirksordnung 
auch auf die durch die Amtsverſammlung zu vollziehenden 
Wahlen, für welche der Art. 32 Abſ. 4—7 einzelne beſon⸗ 
dere Vorſchriften gibt; der Beſchwerdeführer und Schultheiß 
B. ſind daher gemäß Art. 31 Abſ. 4 Bez.⸗Ordn. mit Recht 
von der Teilnahme an der fraglichen Wahl ausgeſchloſſen 
worden, da fie als Bewerber für die zu beſetzende Ber- 
waltungsaktuarſtelle aufgetreten waren. Schultheiß B. durfte 
auch, nachdem er infolge des Ergebniſſes der beiden erſten 
Wahlgänge aus der Zahl der in Betracht kommenden Be— 
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werber ausgeſchieden war, zur Teilnahme an der engeren 
Wahl nicht zugelaſſen werden, denn die regelmäßig aus der 
Beratung und einem oder mehreren Wahlgängen beſtehende 
Wahlhandlung iſt der Natur der Sache nach ein einheit⸗ 
licher untrennbarer Akt, insbeſondere bildet die Beratung, 
welche die Entſchließungen der Abſtimmenden in maßge⸗ 
bender Weiſe zu beeinfluſſen beſtimmt iſt, einen ſo weſent⸗ 
lichen Beſtandteil der Wahlhandlung, daß ein von ihr nach 
dem Geſetz Ausgeſchloſſener nicht für fähig erachtet werden 
kann, an einem ſpäteren Wahlgang teilzunehmen, für den 
die vorangegangene Beratung die Grundlage abgeben ſoll. 

2. Auch mit der weiteren Behauptung des Beſchwerde⸗ 
führers, für die zwei wegen perſönlichen Intereſſen von der 
Teilnahme an der Wahl ausgeſchloſſenen ſtimmberechtigten 
Mitglieder der Amtsverſammlung hätten deren Stellvertreter 
beigezogen werden ſollen, läßt ſich die Rechtsbeſchwerde nicht 
rechtfertigen. In welcher Weiſe die Amtsverſammlung von 
dem Oberamtsvorſtand zu berufen iſt, iſt in Art. 29 Abſ. 2 
der Bezirksordnung genau beſtimmt; es wird vom Beſchwer⸗ 
deführer nicht beſtritten und ergibt ſich insbeſondere aus 
der von ihm vorgelegten Nr. 88 des Teckboten vom 14. April 
1908, daß dieſe geſetzlichen Vorſchriften bei der Einberufung 
der auf den 25. April 1908 anberaumten Amtsverſammlung 
eingehalten worden ſind; auch die beiden ſtimmberechtigten 
Mitglieder K. und B. haben Einladungen erhalten und ſind 
denſelben gefolgt, ohne eine Verhinderung anzumelden. Für 
den Fall aber, daß die ordnungsmäßig geladenen und er⸗ 
ſchienenen ſtimmberechtigten Mitglieder der Amtsverſamm⸗ 
lung verhindert ſind, an der Erledigung des einen oder 
anderen auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtands teil⸗ 
zunehmen, iſt im Geſetze nirgends die Einberufung der 
Stellvertreter vorgeſchrieben, eine ſolche Vorſchrift wäre auch 
mit einem zweckmäßigen raſchen Geſchäftsgang nicht wohl 
vereinbar; in Ermanglung einer hierauf bezüglichen gejeß- 
lichen Vorſchrift muß es im pflichtmäßigen Ermeſſen der 
Amtsverſammlung und deren Vorſitzenden ſtehen, ob ſie aus 
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beſonderen Gründen einzelne Gegenſtände, wenn ſtimmbe⸗ 
rechtigte Mitglieder von der Teilnahme an ihrer Erledigung 
ausgeſchloſſen ſind, von der Tagesordnung abſetzen und bei 
einem ſpäteren Zuſammentritt unter Beiziehung der Stell⸗ 
vertreter erledigen will. Iſt dies im vorliegenden Falle 
unterlaſſen worden, ſo liegt weder eine Verletzung einer 
geſetzlichen Vorſchrift im Sinne des Art. 87 der Bezirks⸗ 
ordnung noch eine Verletzung eines dem Beſchwerdeführer 
zuſtehenden Rechts im Sinne des Art. 13 Abſ. 1 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes vor. Wäre übrigens für den 
Beſchwerdeführer, deſſen Bewerbung um die Verwaltungs⸗ 
aktuarſtelle bei dem Oberamt am Tage vor der Sitzung der 
Amtsverſammlung abends 8 Uhr einkam, ſeitens des 
Oberamts — wie dies der Beſchwerdeführer für notwendig 
hält — in Beſchränkung auf den betreffenden einen Gegen— 
ſtand der Tagesordnung ein Stellvertreter einberufen worden 
und hätte dieſer dann bei der Wahl feine Stimme dem Be- 
ſchwerdeführer gegeben, ſo hätte dieſer Zuwachs von einer 
Stimme an dem Ergebnis der Wahl nichts geändert. Be⸗ 
züglich des ſtimmberechtigten Mitglieds B. aber, der erſt in 
der Sitzung der Amtsverſammlung als Bewerber um die 
Verwaltungsaktuarſtelle auftrat, beſtand keinenfalls für die 
Amtsverſammlung oder deren Vorſitzenden eine geſetzliche 
Verpflichtung, dem Stellvertreter des B. die Teilnahme an 
der Wahl zu ermöglichen. 

Urteil vom 7. April 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
des Stadtſchultheißen K. in O. 


5. 


Rechtliche Natur der einzelnen Gemeinden zugeſtan⸗ 
denen Mitwirkung bei der Beſetzung von Schulſtellen. 

Aus den Gründen: 

Die Beſchwerdeführerin geht davon aus, ſie habe durch 
die Verhandlungen mit der Oberſchulbehörde im Wege eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrags als Gegenleiſtung des Staats 
für die freiwillige Uebernahme von Schullaſten über das 
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geſetzliche Maß hinaus das ſubjektiv⸗öffentliche Recht auf 
Mitwirkung bei der Beſetzung der fraglichen Schulſtellen 
erworben und dieſes wohlerworbene Recht könne ihr die 
Unterrichtsverwaltung nicht einſeitig entziehen. Dieſer Auf⸗ 
faſſung kann nicht beigetreten werden. Nach Art. 49 Abſ. 1 
des Volksſchulgeſetzes vom 29. September 1836 kommt das 
Ernennungsrecht zu den Schullehrerſtellen, zu denen auch 
die Stellen an den ſogenannten Mittelſchulen gehören, von 
einigen wenigen hier nicht in Betracht kommenden Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, ausſchließlich der Oberſchulbehörde zu; 
dieſer Behörde iſt nirgends die Befugnis eingeräumt, das 
Ernennungsrecht an andere zu übertragen oder dabei an⸗ 
deren in irgend einer Form eine Mitwirkung zuzugeſtehen; 
der Abſ. 2 des Art. 48 des Entwurfs: „bei der Beſetzung 
jeder Schulmeiſterſtelle wird von der Oberſchulbehörde eine 
Aufforderung an die Bewerber erlaſſen und ein Verzeichnis 
derſelben dem der Schule zunächſt vorgeſetzten Kirchenkon⸗ 
vent, um ſeine Ausſtellungen oder Wünſche in Beziehung 
auf einzelne Bewerber vorbringen zu können, mitgeteilt“ iſt 
nicht in das verabſchiedete Geſetz übergegangen (vergl. Hepp, 
der ſogenannte Schulpatronat in Württemberg 1907, S. 58 
bis 61). Allerdings bleibt es der Oberſchulbehörde unbe- 
nommen, zum Zweck der Ausübung ihres Ernennungsrechts, 
zur Vorbereitung der einzelnen Ernennungen von anderen 
Behörden, insbeſondere von den nächſt beteiligten Gemein⸗ 
debehörden, gutächtliche Aeußerungen über die in Betracht 
kommenden Verhältniſſe und Bewerber einzuziehen und die 
Abgabe ſolcher Gutachten, wie dies namentlich für Schul⸗ 
ſtellen in Stuttgart, Cannſtatt, Ulm, Heilbronn geſchehen iſt, 
in eine feſte Ordnung, in ein Syſtem zu bringen (vergl. 
Glauner⸗Haller, Handbuch für den praktiſchen Schul: 
dienſt, 1906 S. 306-310). Solche Anordnungen, die zum 
Zweck der angemeſſenen Ausübung des Ernennungsrechts, 
alſo im öffentlichen Intereſſe getroffen werden, haben ledig⸗ 
lich einen reglementären, einen geſchäftsordnungsmäßigen 
Charakter; ſie ſind nicht dazu beſtimmt, den mit gutächt⸗ 
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lichen Aeußerungen betrauten Behörden oder gar den hinter 
dieſen ſtehenden Körperſchaften beſondere, feſte, unentziehbare 
Rechte zu verſchaffen, ſie binden auch als reglementäre An⸗ 
ordnungen die zu ihrer Erlaſſung befugte Behörde nicht, 
können vielmehr von dieſer jeder Zeit abgeändert und zurück⸗ 
genommen werden. Ihren Charakter als widerrufliche, reg⸗ 
lementäre Anordnungen verlieren ſie auch nicht dadurch, daß 
eine Gemeinde von ihrer Erlaſſung und ihrem Fortbeſtand 
die Fortdauer von vermögensrechtlichen Leiſtungen abhängig 
macht. Der Inhalt des angeblichen Vorſchlagsrechts, die 
Befugnis über einzelne Bewerber ſich gutächtlich zu äußern, 
ohne daß die Ernennungsbehörde irgendwie verpflichtet wäre, 
dieſe gutächtlichen Aeußerungen zu beachten, iſt auch nicht 
geeignet, die Grundlage für ein feſtes, verwaltungsrechtlich 
geſchütztes, ſubjektives Recht abzugeben. 

Während der Verhandlungen über das Vorſchlagsrecht 
iſt ſeitens der Beteiligten eine ähnliche Beurteilung ſeines 
rechtlichen Charakters hervorgetreten. Die Gemeindekolle— 
gien in H. haben von Anfang an die Einräumung des Vor⸗ 
ſchlagsrechts als eine „Vorausſetzung“ für die Uebernahme 
der erhöhten Schullaſten bezeichnet. Mit dieſem Ausdruck 
haben ſie nach dem Sprachgebrauch des gemeinen Rechts 
deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie bezüglich der Vorſchläge 
nicht mit der vertragsmäßigen Einräumung eines feſten, 
unentziehbaren Rechts als der Gegenleiſtung des Staats für 
die freiwillige Uebernahme erhöhter Schullaſten rechneten, 
ſondern nur gegenüber der Oberfchulbehörde die Uebernahme 
und Fortdauer dieſer Leiſtungen von der Einräumung und 
dem Fortbeſtand der Vorſchlagsvergünſtigung abhängig 
machen wollten. Sodann ergibt ſich aus dem Protokoll 
über die Verhandlungen der bürgerlichen Kollegien vom 
9. November 1899, daß der Stadtvorſtand auf das Vor— 
ſchlagsrecht kein großes Gewicht mehr legte und der Anſicht 
war, der Staat werde dieſes Recht der größeren Städte 
aufheben, denn je mehr das Syſtem der Dienſtaltersvor⸗ 
rückung zur Einführung gelange, deſto weniger könne der 
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Staat auf das Vorſchlagsrecht der Gemeinden eingehen, und 
daß ein Mitglied des Gemeinderats die Erwartung aus— 
ſprach, die Oberſchulbehörde werde ferner das Mitwirkungs- 
recht der Stadt nicht ſchmälern, wenn diefe in ſo liberaler 
Weiſe für die Lehrer ſorge. Auf der anderen Seite hat die 
Oberſchulbehörde in ihrem Erlaß vom 9. Dezember 1899 
den Gemeindekollegien zu erkennen gegeben, daß das Vor— 
ſchlagsrecht bei den Mittelſchulſtellen ihnen nur „bis auf 
weiteres“ belaſſen werde. Alle dieſe Erklärungen ſind mit 
der jetzt von der Beſchwerdeführerin vertretenen Annahme, 
daß mit der Vorſchlagsvergünſtigung der Stadt H. ein 
feſtes, ohne Einwilligung des Berechtigten nicht entziehbares, 
dem verwaltungsgerichtlichen Schutz unterliegendes Recht 
eingeräumt worden iſt, nicht vereinbar. 

Urteil vom 16. Juni 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
der Stadtgemeinde H. 


6. 
Zur Frage des doppelten ſtenerlichen Wohnſttzes. 


Aus den Gründen: 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. Weſentlich 
für ihre Entſcheidung iſt die Beantwortung der Frage, ob 
der Beſchwerdeführer in H. — abgeſehen von ſeinem außer 
Zweifel ſtehenden Wohnſitz in U. — eine Wohnung unter 
Umſtänden inne hat, welche auf die Abſicht der dauernden 
Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſe (Art. 1 Abſ. 3 
E. St. G.; 8 34 Ziffer 2 der Vollz.⸗Verf. zum Gemeinde⸗ 
ſteuergeſetz, Reg. Bl. S. 263, Württ. Jahrb. Bd. 20, 358). 

Die Annahme, daß ſein Landhaus in H. eine Wohnung 
in dieſem Sinne nicht ſei, wird vom Beſchwerdeführer 
darauf geſtützt, daß deſſen Benützung nur für den Sommer 
beabſichtigt und nach den baulichen Verhältniſſen auch nur 
während der günſtigeren Jahreszeit möglich ſei. Weil ein 
dauerndes, jederzeitiges Bewohnen ausgeſchloſſen, ſei auch 
die Abſicht nicht auf dauernde Beibehaltung dieſer Wohnung 
gerichtet. 
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Daß an und für ſich die Wohnräume des Landhauſes nach 
Bauart, Umfang und Inneneinrichtung den perſönlichen Be⸗ 
dürfniſſen, der geſellſchaftlichen Stellung und Lebenshaltung 
des Beſchwerdeführers und ſeiner Familie entſprechen, ihm 
alſo für ſich und ſeinen Haushalt ſtandesgemäße Unterkunft 
zu gewähren in der Lage ſind, iſt nicht beſtritten, auch nach 
der vorliegenden, in der Entſcheidung des Steuerkollegiums 
in der Hauptſache wiedergegebenen Beſchreibung des Hauſes 
nicht zu bezweifeln. 

Es ſteht auch feſt, daß nach Erſtellung des Anweſens 
im Jahre 1905/06 der Beſchwerdeführer es mit ſeiner Fa⸗ 
milie ſchon im Sommer 1906, ſodann wieder im Jahre 1907 
von Mitte Mai bis Ende September bewohnt hat; in der 
Rechtsbeſchwerde iſt ausdrücklich geſagt, daß es gerade in 
den erſten Jahren, wo das Haus den Reiz der Neuheit 
habe, regelmäßig und ausgiebig, namentlich auch zum Ueber⸗ 
nachten benützt werde, bezw. benützt worden ſei. 

Wenn aber unter dieſen Umſtänden der Beſchwerde⸗ 
führer mit der Begründung, daß es ſich immer nur um 
einen Sommeraufenthalt handle und das Wohnen im Winter 
nicht wohl möglich ſei, beſtreitet, daß eine Wohnung im 
ſteuerlichen Sinne vorliege, ſo geht dieſer Einwand fehl. 
Gewiß darf es ſich nicht bloß um ein lediglich vorüber- 
gehendes Aufenthaltnehmen handeln, die Benützung muß 
vielmehr auf eine gewiſſe Dauer berechnet ſein, wenn das 
eine Merkmal eines Wohnſitzes im ſteuerrechtlichen Sinne, 
das Innehaben einer Wohnung zutreffen ſoll. Allein eine 
für dauernden Aufenthalt genügende und hiezu beſtimmte 
Wohnung iſt nicht deshalb zu verneinen, weil ſie tatſächlich 
nicht ununterbrochen benützt wird oder weil ein fortwährend 
durch das ganze Jahr ſtattfindendes Bewohnen mit 
Rückſicht auf die Witterungseinflüſſe des Winters oder an⸗ 
dere Umſtände nicht ohne weiteres tunlich iſt. Eine von 
vornherein nur für die Benützung während der wärmeren 
Jahreszeit beſtimmte und dementſprechend eingerichtete Woh— 
nung ſteht der Annahme, daß die Räume nach ihrer tat- 
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ſächlichen Beſchaffenheit dem Beſitzer einen auf die Dauer 
entſprechenden Aufenthalt, alſo nicht bloß vorübergehendes 
Benützen (ſogenanntes Abſteigequartier) gewähren, nicht ent⸗ 
gegen. Eine jederzeitige unter allen Umſtänden und 
das ganze Jahr hindurch gleichmäßig vorhandene Bewohn⸗ 
barkeit wird zum Begriff des ſteuerlichen Wohnſitzes nicht 
erfordert (vergl. auch Fuiſting, preuß. Einkommenſteuergeſetz 
7. Aufl. S. 12; Entſch. des preuß. Oberverwaltungsgerichts 
in Staats ſteuerſachen Bd. 12 ©. 8). 

Und vollends iſt die Abſicht dauernder Bei⸗ 
behaltung mit einer regelmäßig nur zu beſtimmter Jah⸗ 
reszeit ſtattfindenden und beabſichtigten Benützung einer Woh⸗ 
nung wohl vereinbar. — Abſicht dauernder Beibehaltung iſt 
mit der Abſicht ſtändigen, fortwährenden Bewohnens 
nicht gleichbedeutend. Sowenig wie dauernde Benützung 
einer Wohnung, wird die Abſicht ihrer dauernden Beibehal- 
tung dadurch beſeitigt, daß das Bewohnen nur von Zeit zu 
Zeit, nur im Winter oder nur im Sommer, oder nur zu 
beſtimmten Zwecken, zum Aufenthalt jeweils während der 
günſtigeren Jahreszeit, während der arbeitsfreien Zeit uſw. 
ftattfindet. Deshalb alſo, weil nach den dermaligen Ver⸗ 
hältniſſen des Landhauſes und ſeiner Bewohner die Be⸗ 
nützung von vornherein nur auf die Sommerzeit beſchränkt 
iſt, fehlt es an der Abſicht der dauernden Beibehaltung nicht. 

Der Umſtand endlich, daß ſich die wirtſchaftliche und 
geſchäftliche Tätigkeit des Beſchwerdeführers in der Haupt⸗ 
ſache oder ausſchließlich in U., am Sitze ſeines gewerblichen 
Unternehmens abſpielt, daß dort und nicht in H. der Mit⸗ 
telpunkt ſeiner Lebensverhältniſſe iſt, iſt für den Begriff des 
ſteuerrechtlichen Wohnſitzes ohne Bedeutung. 

Die Einwendungen des Beſchwerdeführers ſind demnach 
nicht geeignet, die Feſtſt ellungen der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung zu erſchüttern. Indem vielmehr mit dieſer Ent⸗ 
ſcheidung anzunehmen iſt, daß das Landhaus in H. dem 
Beſchwerdeführer mit ſeiner Familie eine auf die Dauer ent⸗ 
ſprechende, ſeinen perſönlichen Verhältniſſen und Bedürf⸗ 
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niſſen, wie ſeiner Lebenshaltung genügende Benützung ge⸗ 
währt und daß ſowohl die fortdauernde Unterhaltung dieſer 
Wohnung als ihre wiederholte Benützung während der 
Jahre 1906 und 1907 die Abſicht ihrer dauernden Beibe⸗ 
haltung erkennen laſſen, iſt ein doppelter ſteuerlicher Wohnſitz 
und damit die Verteilung des Einheitsſatzes der ſtaatlichen 
Einkommenſteuer des Beſchwerdeführers zwiſchen U. und H. 
gemäß Art. 27 und 28 des Gemeindeſteuergeſetzes — ſo wie 
geſchehen — gegeben. 

Urteil vom 16. Juni 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
des Fabrikanten W. in U. 


7. 


Zur Frage des Beſtehens einer Einkommensquelle 
bei Beginn des Steuerjahrs. 


Hierüber beſagen die Gründe: 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. Nach Art. 10 
Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes iſt darüber allerdings 
kein Zweifel, daß die Einkommensquelle, deren Erträgniſſe 
zur Steuer gezogen werden ſollen, bei Beginn des Steuer⸗ 
jahres ſür den Steuerpflichtigen tatſächlich beſtanden haben 
muß. Eine in dieſem Zeitpunkt nicht oder nicht mehr vor⸗ 
handene Quelle darf für die Einkommenſteuerfeſtſetzung des 
betreffenden Jahres nicht berückſichtigt werden. Entgegen 
der Annahme des Beſchwerdeführers hat aber die Einkom⸗ 
mensquelle, deren Ertrag ihm für das Steuerjahr 1908 zur 
Einkommenſteuer angerechnet worden iſt, ſchon bei Beginn 
des 1. April 1908 beſtanden. Indem der Beſchwerdeführer 
am 30. März 1908 die Eröffnung über ſeine alsbaldige 
ſtaatliche Verwendung ſeitens der zuſtändigen Stelle erhielt 
und dieſe Beſtellung zum Dienſt bei dem Kameralamt T. 
annahm, war das öffentlich-rechtliche Dienſtverhältnis, wel⸗ 
ches die Einkommensquelle für ſeinen Taggeldsbezug im 
Sinne des Art. 6 Ziff. 4 und Art. 15 Ziff. 1 Eink. St. G. 
bildete, zur Entſtehung gelangt und damit zugleich der recht⸗ 
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liche Anſpruch auf Taggeldsbezug von dem Tag an, an 
welchem er der Weiſung folgend ſeinen Dienſt bei dem Ka⸗ 
meralamt T. tatſächlich aufnahm, für ihn begründet. Seine 
Steuerpflicht iſt damit gegeben. Daß im Augenblick 
des Beginns des 1. April der ſteuerbare Betrag ſeines 
Einkommens inſofern noch nicht feſtſtand, als der Dienſt⸗ 
antritt, von dem ab der Taggeldbezug ſich berechnete, in 
jenem Zeitpunkt noch nicht ſtattgefunden hatte, konnte nicht 
für das Beſtehen, ſondern höchſtens für den Umfang der 
Steuerpflicht von Erheblichkeit ſein. Allein gerade in letzterer 
Beziehung ſteht für den vorliegenden Fall feſt, daß der Be⸗ 
ſchwerdeführer ſchon vom 1. April an einſchließlich das 
Taggeld bezogen hat, wie er ja auch noch an dieſem Tage 
ſeinen Dienſt bei dem Kameralamt begonnen hatte; er iſt 
alſo auch nicht beſchwert, wenn ſeine Veranlagung der 
Höhe nach den Taggeldsbezug des Steuerjahrs unter Ein⸗ 
ſchluß des 1. April umfaßt. | 

Daß zu den feſtſtehenden Einnahmen im Sinne des 
Art. 10 Abſ. 4, die nach dem Stand der Einkommens⸗ 
quelle am maßgebenden Tage mit ihren im Laufe des 
Jahres zu erwartenden Beträgen in Rechnung zu 
nehmen ſind, auch die Bezüge des Beſchwerdeführers als 
fortlaufend gezahlte Taggelder gehören, eben weil dem 
Ausgeführten zufolge der Steuerpflichtige ſchon am 1. April 
einen Rechtsanſpruch auf ihren Bezug in beſtimmter Höhe 
vom Beginn ſeiner Tätigkeit an hatte, hat die Steuerbehörde 
mit Recht angenommen und iſt im übrigen auch vom Be⸗ 
ſchwerdeführer ſelbſt nicht beanſtandet. 

Zu vergl. Vollzugs verfügung zum Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz §8 5 Ziff. I.; Göz, Einkommenſteuer 2. Aufl. 
S. 123 ff., 127; Piſtorius, Einkommenſteuer 2. Aufl. 
S. 67. | 

Urteil vom 9. Juni 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſache des Finanzpraktikanten M. H. 
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8. 


Aenderungen des Stenerfußes innerhalb der geſetzlichen 
Wahlperiode begründen für die beteiligten Gemeinden 
nicht den Anſpruch auf ſofortige ſtürkere ̃ertretung 
| in der Amtsverſammlung. 


Gründe: 

I. Am 2. Juli 1907 hat im Oberamt H. die Amts: 
verſammlung beſchloſſen, auf Grund der vom Oberamt auf⸗ 
geſtellten Berechnung des Anteils der Gemeinden an der 
Körperſchaftsumlage für das Rechnungsjahr 1906/07 die 
Zahl der in die Amtsverſammlung zu wählenden Abgeord— 
neten für die Stadt H. auf 12, für die Stadt G. auf 3 
und für die übrigen 27 Gemeinden auf je 1, im ganzen 
auf 42 feſtzuſtellen. Gemäß dieſem Beſchluſſe wurden die 
Wahlen für die dreijährige Wahlperiode vom 1. Dezember 
1907 bis 31. Dezember 1910 in den einzelnen Gemeinden 
vollzogen, auch eine Einigung über die Ausübung des den 
kleineren Gemeinden mit 6 Stimmen verbleibenden Stimm⸗ 
rechts herbeigeführt. Im April 1908 beanſpruchte die Stadt⸗ 
gemeinde G. die Erhöhung der Zahl ihrer Abgeordneten 
auf 4, da ihr Anteil an der Körperſchaftsumlage für das 
Rechnungsjahr 1907/08 entſprechend geſtiegen ſei; vom Be⸗ 
zirksrat wurde dieſer Antrag am 4. April 1908 abgelehnt, 
weil innerhalb der dreijährigen Wahlperiode der Abgeord- 
neten Aenderungen des Steuerfußes nicht in Betracht kom⸗ 
men können. Der hiegegen ſeitens der Gemeindekollegien 
von G. am 31. Dezember 1908 erhobenen Beſchwerde gab 
die K. Kreisregierung in E. mit Beſcheid vom 24. Februar 
1909 ſtatt, davon ausgehend, daß Aenderungen in dem 
Beitragsverhältnis bezüglich des Amtsſchadens ſofort für die 
einzelnen Gemeinden den Anſpruch auf eine entſprechend 
ſtärkere Vertretung in der Amtsverſammlung begründen. 
Nachdem der Bezirksrat gegen dieſe Anordnung der Kreis— 
regierung am 16. März 1909 weitere Beſchwerde erhoben 
hatte, wurde diefer vom K. Miniſterium des Innern mit 
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der Entſcheidung vom 16. April 1909 ſtattgegeben: aus 
Art. 26 und Art. 27 Abſ. 2 der Bezirksordnung ergebe ſich, 
daß die Zahl der von den einzelnen Gemeinden in die Amts⸗ 
verſammlung zu entſendenden Vertreter ſich für die Dauer 
der Wahlperiode nach dem bei Beginn der letzteren feſtge⸗ 
ſtellten Verhältnis der Anteilnahme an dem Amtskörper⸗ 
ſchaftsbedarf zu richten hat; dies gehe auch daraus her⸗ 
vor, daß die Bezirksordnung für den Fall einer Aenderung 
der Anteile am Amtskörperſchaftsbedarf ein Ausſcheiden der 
gewählten Mitglieder nicht vorſchreibe, vielmehr ohne Vorbe⸗ 
halt die Wahl auf die Dauer von drei Kalenderjahren an⸗ 
ordne. Gegen die Miniſterialentſcheidung hat der Gemein⸗ 
derat G. rechtzeitig und ordnungsgemäß die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde an den K. Verwaltungsgerichtshof eingelegt. 

II. Der Rechtsbeſchwerde, deren Zuläſſigkeit nicht zu 
beanſtanden iſt, kann eine Folge nicht gegeben werden. 
Art. 26 der Bezirksordnung ſtellt den Grundſatz voran, daß 
jede einzelne Gemeinde die Amtsverſammlung nach dem Ver⸗ 
hältnis beſchickt, in welchem ſie zu dem Bedarf der Amts⸗ 
körperſchaft beiträgt; Art. 27 Abſ. 2 der Bezirksordnung 
gibt nähere Vorſchriften über die Art und Weiſe, wie dieſer 
Grundſatz zum praktiſchen Vollzug gelangt: die Wahl der 
Abgeordneten der Gemeinden erfolgt jeweils im Dezember 
auf die Dauer von drei Kalenderjahren; ſcheidet der Ge⸗ 
wählte vor Ablauf der Wahlperiode aus, fo iſt auf die reſtliche 
Dauer eine Erſatzwahl vorzunehmen. Damit, daß die Amts⸗ 
dauer der Abgeordneten der Gemeinden ohne Vorbehalt und 
ohne Ausnahme auf drei Jahre feſtgeſtellt wird, erfährt der 
Grundſatz des Art. 26 eine aus praktiſchen Erwägungen 
leicht erklärliche Einſchränkung; im Intereſſe der Stetigkeit 
der Geſchäftsführung der Amtsverſammlung und zur Ver⸗ 
meidung von ſonſt unter Umſtänden alljährlich auftauchenden 
weitläufigen Erörterungen und Verhandlungen ſoll der bei 
Beginn der Wahlperiode feſtgeſtellte Verteilungsmaßſtab für 
die Dauer der Wahlperiode maßgebend bleiben, inſolange 
alſo eine Veränderung des Verteilungsmaßſtabs außer Be⸗ 
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tracht bleiben. Auf dieſe, einem praktiſchen Bedürfnis ent⸗ 
ſprechende Auslegung des Geſetzes führt ſein Wortlaut hin; 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, insbeſondere aus 
den landſtändiſchen Verhandlungen über die angeführten 
geſetzlichen Beſtimmungen, läßt ſich keinerlei Anhaltspunkt 
für eine vom Wortlaut des Geſetzes ſich entfernende Aus⸗ 
legung gewinnen. Die Entſcheidung des K. Miniſteriums 
des Innern vom 20. Juli 1906 iſt für die Würdigung des 
vorliegenden Falles ohne Erheblichkeit, ſteht übrigens, wie 
in der angefochtenen Entſcheidung dargelegt iſt, mit dieſer 
nicht im Widerſpruch. 

Urteil vom 9. Juni 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

der Stadtgemeinde G. 


9. 


Wegfall der Wahlfühigkeit von Mitgliedern des Bor: 

ſtands einer Ortskrankenkaſſe. Einfluß von Ber: 

ſtüßen gegen die Wahlvorſchriften auf die Gültigkeit 
der Wahl ſolcher Vorſtands mitglieder. 


Aus den 
Gründen: 

Im weſentlichen ſind zwei Fragen im Streit: erſtens, 
ob die noch jetzt als Vorſtandsmitglieder handelnden Per⸗ 
ſonen durch den Wegfall der Vertreter⸗Eigenſchaft ſeit Be⸗ 
ginn des Jahres 1909 ihrer Vorſtandsmitgliedſchaft verluſtig 
gegangen ſind, und zweitens, ob die Neuwahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder vom 24. Februar 1909 rechtsgültig iſt. 

1. Aus $ 38 Abſ. 2 des Statuts in Verbindung mit 8 49 
Abſ. 1 und 2 ergibt ſich, daß Kaſſenmitglieder (Arbeitnehmer), 
um als Vorſtandsmitglieder gewählt werden zu können, fol⸗ 
gende Eigenſchaften haben müſſen: ſie müſſen volljährig ſein, 
ſie müſſen die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzen und ſie müſſen 
zu den in der Generalverſammlung ſtimmberechtigten Kaſſen⸗ 
mitgliedern, den ſogenannten Vertretern gehören; dieſe drei 
Eigenſchaften ſind für die Wählbarkeit in gleicher Weiſe 
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weſentlich; es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß der 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte nach erfolgter Wahl die 
Wählbarkeit aufhebt, in gleicher Weiſe muß angenommen 
werden, daß die Wählbarkeit auch durch die Fortdauer der 
Vertreter⸗Eigenſchaft bedingt iſt; weder aus dem Weſen der 
Sache noch aus der Faſſung der Statuten ergibt ſich ein 
Anhaltspunkt dafür, daß dieſer Vertreter⸗Eigenſchaft in An⸗ 
ſehung der Wählbarkeit eine geringere Bedeutung zukommt 
als den übrigen Erforderniſſen. Wenn das Statut davon 
ausgeht, daß zur Wahl in den Vorſtand die auf der un⸗ 
mittelbaren Wahl der Kaſſenmitglieder beruhende Vertrauens⸗ 
ſtellung als Vertreter notwendig iſt, ſo erſcheint es folge⸗ 
richtig, daß mit dieſer Vertrauensſtellung auch die dadurch 
bedingte Vorſtandsmitgliedſchaft wegfällt und daß nicht zwei 
Klaſſen von Vorſtandsmitgliedern geſchaffen werden, ſolche, 
die in der Generalverſammlung ſtimmberechtigt ſind und ſolche, 
die dieſes Stimmrecht entbehren. 

Hiernach haben die Vorſtandsmitglieder, die in der ord⸗ 
nungsmäßig verlaufenen Wahlverſammlung vom 8. Novem⸗ 
ber 1908 nicht wieder als Mitglieder⸗Vertreter gewählt worden 
ſind, wegen dieſes Umſtandes die Fähigkeit als Mitglieder 
des Vorſtands gewählt zu werden verloren und ſind infolge 
dieſes Verluſtes gemäß § 39 Abſ. 3 des Statuts mit dem 
Ablauf des Jahres ohne weiteres von ſelbſt aus dem Vor⸗ 
ſtand ausgeſchieden. 

2. War nach dem Ausgeführten die außerordentliche 
Generalverſammlung vom 24. Februar 1909 zur Wahl von 
neuen Vorſtandsmitgliedern befugt, ſo fragt es ſich, ob der 
von ihr vollzogenen Wahl Rechtsgültigkeit zukommt. Dieſe 
Wahl wurde geleitet von dem Mitglieder⸗Vertreter M. K., 
der nicht dem Kaſſenvorſtand angehörte; hierin liegt ein 
Verſtoß gegen § 38 Abſ. 6 des Statuts, wonach die Wahl 
im Auftrage des Vorſtands von einem dem Vorſtand ange⸗ 
hörenden Mitglieder⸗Vertreter geleitet wird. Wie ſich jedoch 
offenſichtlich aus dem Verſammlungsprotokoll ergibt, hat 
dieſer Verfahrensmangel die Freiheit und das Ergebnis der 
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Wahl in keiner Weiſe beeinflußt; der Wahlleiter wurde 
vom Kaſſenvorſtand ſelbſt beſtimmt, nachdem ſich vorher 
mehrere Mitglieder desſelben hartnäckig geweigert hatten, der 
Leitung der Verſammlung ſich zu unterziehen; irgendwelche 
ungehörige Einwirkung auf die Wahlberechtigten hat nicht 
ſtattgefunden; auch wurden die acht neuen Vorſtandsmit⸗ 
glieder nahezu mit allen abgegebenen Stimmen gewählt. 
Weder das Krankenverſicherungsgeſetz, noch das Statut der 
G . . . . er Ortskrankenkaſſe ſchreiben vor, daß jeder Ver: 
ſtoß gegen die Wahlvorſchriften die Ungültigkeit der Wahl 
begründe; nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen haben dieſe 
Wirkung nur ſolche Verfahrensmängel, welche geeignet ſind, 
das Ergebnis der Wahl zu beeinfluſſen. Auch Hahn, 
Krankenverſicherungsgeſetz 6. Aufl. 1909 S. 202 vertritt dieſe 
Anſicht, ſofern er ausführt: 

„Findet die Aufſichtsbehörde, daß einzelne Stimmen zu 
Unrecht für gültig oder zu Unrecht für ungültig erachtet 
worden ſind, ſo braucht das noch nicht zur Ungültigkeitser⸗ 
klärung der Wahl ſelbſt zu führen, wenn der Fehler ohne 
entſcheidenden Einfluß auf das Ergebnis war. Entſprechendes 
gilt von ſonſtigen Mängeln des Wahlverfahrens.“ 

Somit iſt die Rechtmäßigkeit der Wahl der neuen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder anzuerkennen, dieſe ſind ſeit dem Beginn 
des laufenden Jahres berechtigt, als Mitglieder des Vor⸗ 
ſtands der Ortskrankenkaſſe in Tätigkeit zu treten und ſind 
verpflichtet, an Stelle der ausgeſchiedenen Vorſtandsmitglieder 
die ihnen nach Geſetz und Statut obliegenden Pflichten aus⸗ 
zuüben, ohne daß es zur ordnungsmäßigen Beſtellung des 
Kaſſenvorſtands einer weiteren Generalverſammlung bedürfte. 

Urteil vom 19. Mai 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſ. des 

Vorſtands der Ortskrankenkaſſe der Bijouteriearbeiter 

in G. 
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10. 
Kückforderung einer zu Unrecht bezahlten Gemeinde⸗ 
Einkommenſteuer. 
Aus den 
Gründen: 


Es ſteht feſt, daß die Heranziehung der Klägerin zur 
Gemeindeeinkommenſteuer für 1905 und 1906 mit dem Ein⸗ 
kommen aus ihrem Domanialbeſitz auf der Markung der 
Teilgemeinde F. ſeitens der beklagten Geſamtgemeinde nicht 
hätte erfolgen dürfen, allein dieſe Feſtſtellung reicht nicht 
aus zur Begründung der Rückforderung ſchon bezahlter Steuer⸗ 
beträge. Für das Gebiet der Gemeindeeinkommenſteuer kommen 
nach Art. 24 des Gemeindeſteuergeſetzes in Beziehung auf 
Steuerpflicht, Steuerbefreiung und Erhebung der Steuer die 
Beſtimmungen des Geſetzes über die ſtaatliche Einkommen⸗ 
ſteuer zur Anwendung, auch die Rückerſtattung bereits ent⸗ 
richteter Gemeindeeinkommenſteuern regelt ſich demnach nach 
den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes. Wie der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſchon wiederholt ausgeſprochen hat (Ur— 
teile vom 29. April 1908 und vom 20. Januar 1909, vergl. 
Württ. Jahrb. Bd. 20 S. 368), iſt es nun aber für den An⸗ 
ſpruch auf Rückerſatz ſowohl von Staats- wie von Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer ein weſentliches Erfordernis, daß die An⸗ 
fechtung des Steueranſatzes, welche in der Zurückforderung 
zum Ausdruck kommt, rechtzeitig innerhalb der geſetzlich vor— 
geſehenen Beſchwerdefriſten geltend gemacht wird. Die im 
Einſchätzungsverfahren erfolgte Feſtſetzung des Steuerbetrags 
wird nach fruchtloſem Ablauf der Anfechtungsfriſt unanfecht⸗ 
bar oder rechtskräftig; eine nachträgliche Rückforderung iſt 
daher ebenſo wie eine verſpätete Anfechtung unwirkſam, mag 
nun der Angriff bloß gegen die Höhe des Steueranſatzes 
oder gegen die Steuerpflicht überhaupt ſich richten. 

Im vorliegenden Falle hat die Klägerin, wie außer 
Zweifel ſteht, die im Streit befindlichen Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuerbeträge nach Anfordern ohne Einwendung bezahlt, es 
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alſo unterlaſſen, im Beſchwerdeweg gegen das Ergebnis der 
Veranlagung nach Maßgabe des Art. 32 des Gemeindeſteuer⸗ 
geſetzes (§8 AO u. 42 der Vollzugsverfügung vom 22. Sep⸗ 
tember 1904, Reg. Bl. S. 263) vorſtellig zu werden. Ihre 
Veranlagung in den beiden Jahren 1905 u. 1906 hat da⸗ 
mit Rechtskraft erlangt, eine Rückforderung der bezahlten 
Beträge iſt demnach im jetzigen Zeitpunkt ausgeſchloſſen. 
Urteil vom 30. Juni 1909 in der Beruf.⸗Sache der 
Geſamtgemeinde D. OA. H., Bekl. Beruf.⸗Klin., gegen 
die K. Staatsfinanzverwaltung, Klin. Beruf.⸗Bekl. 


17; 


Moransfebungen der Anwendung des $ 30 Abf. 1 lit. b 
zweiter Satz des Unterſtütz.⸗Mohnfitzgeſetzes. 


Aus den 
Gründen: | 

Der § 30 Abſ. 1b zweiter Satz UWG., auf den der 
Kläger ſeinen Anſpruch ſtützt, legt die Erſtattung der durch 
die Unterſtützung eines Landarmen erwachſenen Koſten, der 
hilfsbedürftig aus einer Straf⸗, Kranken⸗, Bewahr⸗ oder 
Heilanſtalt entlaſſen worden iſt, demjenigen Landarmenver⸗ 
band auf, aus dem ſeine Einlieferung in die Anſtalt erfolgt 
iſt. Vorausſetzung der Anwendung dieſer Vorſchrift iſt, daß 
die Hilfsbedürftigkeit am Ort und im Zeitpunkt der Ent⸗ 
laſſung oder doch fo kurze Zeit nachher hervorgetreten iſt, 
daß an ihrem unveränderten Fortbeſtand ſeit der Entlaſſung 
nicht gezweifelt werden kann. Dieſe Vorausſetzung iſt im 
vorliegenden Fall gegeben. 

Der am 2. 4. 06 wegen chroniſchen Magenleidens und 
dadurch bedingter völliger Arbeitsunfähigkeit aus dem Arbeits- 
haus in Vaihingen entlaſſene J. Gg. K. von M. wurde von 
der Arbeitshausverwaltung ſofort bei ſeiner Entlaſſung der 
Ortsarmenbehörde V. zugeführt, von dieſer unter Aus— 
ſtellung einer Verpflichtungsurkunde für die durch ſeine Ver— 
pflegung entſtehenden Koſten noch an dem gleichen Tag in 
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das Bezirkskrankenhaus daſebſt verbracht und hier mit einem 
Geſamtaufwand von 75 M. 60 Pf. bis 26. 5. 06 verpflegt. 
Dieſen Aufwand, ſowie einen weiteren ſolchen von 2 M. 50 Pf. 
für ein dem K. am 23. April beſchafftes Hemd hat der Kläger 
getragen, doch wurden ihm hieran 3 M. aus den Barmitteln, 
die K. bei ſeiner Entlaſſung aus dem Arbeitshaus im Be⸗ 
trag von 5 M. 22 Pfg. bei ſich hatte, erſetzt. Eben wegen 
dieſes Beſitzes an barem Geld, der bei einem täglichen Ver⸗ 
pflegungsſatz von 1 M. 40 Pf. hingereicht hätte, die Koſten 
ſeines Aufenthaltes im Bezirkskrankenhaus auf die Dauer 
der erſten 3½ Tage zu decken, ſetzen der Beklagte und mit 
ihm der Unterrichter den Eintritt der armenrechtlichen Hilfs⸗ 
bedürftigkeit bei K. erſt auf den zweiten oder dritten Tag 
nach ſeiner Entlaſſung aus dem Arbeitshaus an und kommen 
ſo zu dem Ergebnis, daß der Eintritt ſeiner Hilfsbedürftigkeit 
nicht mit dem Zeitpunkt ſeiner Entlaſſung aus dem Arbeits⸗ 
haus zuſammenfällt. Dieſer Anſicht vermag ſich der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof nicht anzuſchließen. Bei ſeiner Ueber⸗ 
gabe an die Ortsarmenbehörde V. war K. nach dem Zeug⸗ 
nis des Arbeitshausarztes infolge eines chronischen Magen⸗ 
leidens in feinem Ernährungs- und Kräftezuſtand fo herunter: 
gekommen, daß er zu jeder Arbeit unfähig war und daß bei 
ihm, wenn überhaupt, ſo doch erſt nach monatelanger Be— 
handlung Beſſerung zu erwarten ſtand. Sofortige Kranken- 
hauspflege war daher für K. notwendig. Solche vermochte 
er ſich aber aus ſeinen eigenen Mitteln trotz des — übrigens 
ſehr geringen — Beſitzes an Bargeld nicht zu verſchaffen, 
denn die Krankenhausverwaltung in V. hätte ihn, wie 
zweifellos feſtſteht, mit dieſem geringen Geldbeſitz nicht in 
das Krankenhaus aufgenommen. Da der Hilfsbedürftige 
demnach tatſächlich nicht in der Lage war, ſich die nötige 
Krankenpflege ſelbſt zu verſchaffen, ſolche auch von dritter 
Seite nicht erhielt, war er auf die öffentliche Armenpflege 
angewieſen und es war für den Ortsarmenverband V. nach 
828 UWG. die Pflicht zu ſofortigem Einſchreiten, d. h. zur 
ſofortigen Unterbringung des Kranken im Krankenhaus auf 
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öffentliche Koſten gegeben. Die armenrechtliche Hilfsbedürftig⸗ 
keit des K. im Zeitpunkt und am Ort ſeiner Entlaſſung 
lag hienach vor und es vermag hieran der Umſtand nichts 
zu ändern, daß der Armenverband aus dem Geldbeſitz des 
Unterſtützten 3 M. für ſeine Aufwendungen zum Erſatz 
bringen konnte. Mögen dieſe, auf die Leiſtung des Klägers 
verrechnet, auch den Unterhalt des Hilfsbedürftigen im Kran⸗ 
kenhaus für etwa 2 Tage decken, ſo waren ſie doch, und hier⸗ 
auf iſt das Hauptgewicht zu legen, unter den vorliegenden 
Verhältniſſen in der Hand des Hilfsbedürftigen ſelbſt kein 
hinreichendes Mittel, um ihm ohne ſofortiges Eintreten der 
öffentlichen Armenpflege auch nur auf einen Tag die erforder⸗ 
liche Krankenhauspflege zu verſchaffen. 

Hienach iſt der Erſatzanſpruch des Klägers an den Be— 
klagten jedenfalls dem Grunde nach gerechtfertigt. 

Urteil v. 16. Juni 1909 in der Beruf.⸗Sache des Orts⸗ 

armenverbands V., Klers. Beruf.⸗Klers., gegen den Land⸗ 

armenverband f. d. ..... ⸗Kreis, Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


12. 


Zur Auslegung des 8 57 Abſ. 5 des Krankenverſtich.⸗ 
Geſetzes. 


Aus den 
Gründen: 

Streit iſt lediglich darüber, in welchem Umfang nach 
Maßgabe des §8 57 KVG. die Erſatzverpflichtung einer 
Krankenkaſſe gegen einen Ortsarmenverband beſteht, welcher 
durch Gewährung von Krankenhausverpflegung ſeine Unter⸗ 
ſtützungspflicht gegenüber einem Hilfsbedürftigen erfüllt hatte. 

Nun ergibt ſich aus dem Abſatz 2 des 8 57 KVG. ohne 
weiteres, daß die Krankenkaſſen nicht etwa ſchlechthin allen 
Aufwand zu beſtreiten haben, welcher einem Armenverband 
vermöge der ihm obliegenden Armenfürſorge für ein kranken— 
verſicherungspflichtiges Mitglied erwachſen iſt; vielmehr geht 
lediglich der dem Unterſtützten nach dem Kran: 
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kenverſicherungsgeſetz gegen eine Kranken⸗ 
kaſſe zuſtehende Unterſtützungsanſpruch im 
Betrage der vom Armenverband geleiſteten Unterſtützung auf 
den letzteren über. Deſſen Forderung hat ſich alſo ſtets 
innerhalb des dem Unterſtützten ſtatutenmäßig zuſtehenden 
Anſpruchs an die betreffende Krankenkaſſe zu halten. Es 
kommt demnach auf Inhalt und Geldwert dieſes An⸗ 
ſpruchs des Verſicherten entſcheidend an. Inſoweit aber iſt 
in Uebereinſtimmung mit dem Unterrichter und der in Lehre 
und Rechtſprechung vorherrſchenden Auffaſſung davon aus⸗ 
zugehen, daß ein Recht auf Krankenhausbehandlung nach 
Lage des Krankenverſicherungsgeſetzes (88 6 und 7) ein er⸗ 
krankter Verſicherter nicht hat, die Gewährung von Kranken⸗ 
hauspflege vielmehr grundſätzlich dem Ermeſſen einer Kranken⸗ 
kaſſe überlaſſen iſt; und jedenfalls ſtimmt damit das Statut 
der beklagten Krankenkaſſe in § 6 überein. Auch die bis⸗ 
herige Rechtſprechung des Verwaltungsgerichtshofs ſteht auf 
dieſem Standpunkt (zu vergl. Urteil vom 9. 5. 1906; Württ. 
Jahrb. Bd. 18, 346). 

Da aber hienach dem verſicherten Mitglied der Beklagten 
weder ein Rechtsanſpruch auf Anſtaltsbehandlung zukam, 
noch die Krankenkaſſe ſich tatſächlich zugunſten der erkrankten 
Perſon für Krankenhauspflege entſchieden hatte, waren deren 
Anſprüche an die beklagte Kaſſe durch die in $ 6 Abſ. 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes und § 4 der Statuten vorge⸗ 
ſehenen Kaſſenleiſtungen begrenzt, ſie beſchränken ſich m. a. 
W. vom Krankengeld abgeſehen auf freie ärztliche Behand⸗ 
lung, Arznei und Heilmittel im Sinne von $ 6 Abſ. 1 Ziff. 1 
des Geſetzes. Als Erſatz dieſer Leiſtungen zu Gunſten 
eines unterſtützenden Armenverbandes gilt aber gemäß § 57 
letzter Abſatz des Krankenverſicherungsgeſetzes die Hälfte des 
geſetzlichen Mindeſtbetrags des Krankengelds, es ſei denn, 
daß höhere Aufwendungen nachgewieſen würden. Der Er— 
ſatzanſpruch des Klägers beſchränkt ſich demnach, wie die 
Kreisregierung zutreffend angenommen hat, auf den Betrag 
des anderthalbfachen Krankengelds der G. H. Mehrausgaben 
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könnte er nur erſetzt verlangen, wenn dargetan wäre, daß 
ihm durch Gewährung von Arzt und Arznei, 
und nicht durch den Verpflegungsſatz in der Heilanſtalt höhere 
Aufwendungen erwachſen wären. Daß etwas derartiges für 
den vorliegenden Fall zuträfe, iſt weder behauptet noch liegen 
dafür tatſächliche Anhaltspunkte vor. 

Vergl. auch Hahn, Krankenverſicherungsgeſetz 5. Auf⸗ 
lage zu 8 57 Anm. 2d und 5a und d S. 297 und 301 ff.; 
Hoffmann, Krankenverſicherungsgeſetz 1908 S. 397 und 
404 und je die dort mitgeteilten Entſcheidungen; Reger 
Bd. 28, S. 226. 

Urteil vom 9. Juni 1909 in der Beruf.⸗Sache des Orts⸗ 

armenverbandes Pf., Kler.s Beruf.⸗Kler.s geg. die Fa⸗ 

brikkrankenkaſſe der Firma A. A. K. in Pf., Bekl. Be⸗ 
ruf.⸗Bekl. 


13. 


Morausfehnngen der Anwendung des 8 33 des Unter⸗ 
ſtützungswohnſitzgeſetzes. 


Gründe: 

Mit Recht hat der Unterrichter ſeine Entſcheidung dar⸗ 
auf abgeſtellt, ob die aus N. . . ausgewieſene F. S. 
und ihre Kinder bei ihrer Rückkehr nach Württemberg aus 
Bayern durch die hierzu berufene württembergiſche Staats- 
behörde übernommen worden ſind oder nicht. Denn der vom 
Kläger als Unterlage ſeiner Klage in Anſpruch genommene 
§ 33 UWG. trifft abgeſehen von feinen übrigen hier nicht 
zu erörternden Vorausſetzungen mit ſeinen armenrechtlichen 
Folgen nur dann zu, wenn der Hilfsbedürftige, für den die 
völkerrechtliche Pflicht zur Uebernahme ſeitens des Heimat⸗ 
ſtaats anerkannt iſt, auch tatſächlich ſeitens einer inländiſchen Be⸗ 
hörde übernommen worden iſt. Dieſe Auslegung des $ 33 
ergibt notwendig ſowohl ſein früherer bis 31. 3. 09 in Gel⸗ 
tung geweſener Wortlaut, als auch ſeine jetzige Faſſung. 
Der frühere Wortlaut bezieht ſich ausdrücklich auf den Fall 


Vorausſetzungen der Anwendung des $ 33 d. Unterſt.⸗wohnſitzgeſ. 123 


der Hilfsbedürftigkeit, der „bei der Uebernahme“ vorhanden 
iſt oder innerhalb 7 Tagen „nach erfolgter Uebernahme“ ein⸗ 
tritt; noch deutlicher aber weiſt die jetzige Faſſung: „Wird 
ein Deutſcher .. .. übernommen, fo liegt, wenn bei der 
Uebernahme uſw.“ darauf hin, daß der Anwendung des 
§ 33 immer die Vornahme einer ſolchen Rechtshandlung 
ſeitens einer inländiſchen Behörde vorausgegangen ſein muß, 
die als Erfüllung der völkerrechtlich begründeten Uebernahme⸗ 
pflicht aufgefaßt werden kann. Dieſe Auslegung des $ 33 
iſt in Lehre und Rechtſprechung anerkannt. 

Entſch. des Bundesamts für das Heimatweſen 20 
S. 163, 28 S. 158; Urteile des Württ. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs vom 4. 11. 91 und 17. 4. 07, Min. A. Bl. 1891 
S. 313 und Württ. Jahrb. 19 S. 340, auch Min. A. Bl. 
1882 S. 91; Bad. Verwaltungsgerichtshof 20. 6. 99, Bad. 
Verw. Z. 31 S. 243; Wohlers⸗Krech 11. Aufl. S. 203; Eger 
5. Aufl. S. 290; Scharpff S. 153/154. 

Betrachtet man nun die Vorgänge, die dem Hervor⸗ 
treten der Hilfsbedürftigkeit der S... in C. .. am 5. 9. 08 
vorausgegangen ſind, insbeſondere die Art und Weiſe der 
Rückkehr der S. .. auf das württ. Gebiet, jo muß dem 
Unterrichter auch darin beigeſtimmt werden, daß von Hand⸗ 
lungen württ. Staatsbehörden, die als Betätigung einer 
völkerrechtlichen Uebernahme von einem Staat zum andern 
aufgefaßt werden könnten, im vorliegenden Fall nicht die 
Rede ſein kann. 

Die S. .. war durch einen Beſchluß des Polizeiſenats 
des Stadtmagiſtrats N. .. vom 26. 8. 08 aus armenpolizei⸗ 
lichen Gründen aus N. .. ausgewieſen worden und es 
waren dieſer Ausweiſung Verhandlungen zwiſchen dem Stadt⸗ 
magiſtrat N. .. und der Kreisregierung L. .. vorausge- 
gangen, bei denen die Kreisregierung die Pflicht zur Ueber— 
nahme der Familie S. .. im Falle deren begründeter Aus⸗ 
weiſung aus Bayern anerkannt, das Oberamt C. .. als Ueber: 
nahmebehörde beſtimmt und am 22. 8. 08 noch ausdrücklich 
beſtätigt hatte, daß der Uebernahme kein Hindernis im Wege 
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ſtehe. Das Oberamt C. .. ſodann war angewieſen worden, die 
Familie nach ihrer Uebernahme der Ortsarmenbehörde C... 
zur vorläufigen Fürſorge zu übergeben. Die hier vorgeſehene 
Tätigkeit des Oberamts C. . . iſt aber nicht eingetreten. Am 
3.9.08 hatte die S. .. bei Eröffnung ihrer Ausweiſung 
aus N. . . vor dem Stadtmagiſtrat daſelbſt erklärt, fie werde 
freiwillig N. .. verlaſſen, um über C... nach L. .. zu 
reiſen. Um dies ausführen zu können, erhielt ſie von der 
Armenbehörde N... das Fahrgeld nach C. ., während 
ihre Fahrnis auf ihren Wunſch zur unmittelbaren Beförde⸗ 
rung nach L. .. der Bahn übergeben wurde. Hievon wurde 
die Ortsarmenbehörde C. .. von N. .. mit dem Anfügen 
benachrichtigt, die S. .. werde am 5. 9. 08 in C. .. ein⸗ 
treffen und dort um die Mittel zur Weiterreiſe nach L... 
nachſuchen. So geſchah es auch. Die S. .. begab ſich in 
C. . . unmittelbar von der Bahn auf die Ortsarmenbehörde 
und wurde hier in Unterſtützung genommen. 

Es mag nun dahingeſtellt bleiben, ob bei dem Umſtand, 
daß die S. . . ſofort bei Eröffnung der Ausweiſung aus 
N. . . ſich freiwillig bereit erklärte, das Königreich Bayern 
zu verlaſſen und daß ſie dies ausführte, ſobald ſie die Mittel 
dazu erhalten hatte, überhaupt noch von einem Fall der 
Uebernahme auf Verlangen einer ausländiſchen Staats⸗ 
behörde die Rede ſein kann, und es mag weiter dahingeſtellt 
bleiben, ob nicht eine Uebernahme i. S. des § 33 überhaupt 
nur im Weg der zwangsweiſen Zuführung (durch Reiſebe— 
gleiter oder Zwangspaß) erfolgen kann. Denn jedenfalls 
fehlt es an einer ſolchen Tätigkeit einer württ. Staatsbe⸗ 
behörde, die als Uebernahmehandlung in Anſpruch 
genommen werden könnte. Die von der Kreisregierung ge— 
pflogenen Verhandlungen können als ſolche nicht bezeichnet 
werden. Sie beziehen ſich nur auf das Anerkenntnis der 
Uebernahmepflicht und die Vorbereitung der tatſäch⸗ 
lichen Uebernahme. Das Oberamt C. ., dem letztere aus⸗ 
drücklich obgelegen wäre, iſt weder in Tätigkeit getreten, 
noch überhaupt von der bayriſchen Staatsbehörde hierfür 
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in Anſpruch genommen worden. Diejenige württembergiſche 
Behörde aber, die ſich nach dem Eintreffen der S... in 
C. . . ſofort mit dieſer zu beſchäftigen hatte und die auch 
von der bayr. Armenbehörde von deren Eintreffen benach⸗ 
richtigt worden war, die Ortsarmenbehörde, hatte ſich mit 
dem ſtaatlichen Uebernahmeakt lediglich nicht zu befaſſen. Sie 
war von Anfang an nur dazu beſtimmt, nach der ſtaatlichen 
Uebernahme ihrer ordentlichen Aufgabe gemäß die vorläufige 
Fürſorge zu übernehmen. 

Hat hienach der Unterrichter die Klage mit Recht zu⸗ 
rückgewieſen, ſo war auch die erhobene Berufung als unbe⸗ 
gründet zurückzuweiſen. 

Urteil vom 9. Juni 1909 in der Beruf.⸗Sache des 

OAVerbands Cr., Klers Beruf.⸗Klgers, gg. den Land⸗ 

AVerband für den N. . . Kreis, Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


14. 
Erforderniſſe einer Feſtſtellungsklage. 


Gründe: 

Nach § 256 ZPrOrdn. kann auf Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen eines Rechtsverhältniſſes geklagt werden, wenn der 
Kläger ein rechtliches Intereſſe daran hat, daß das Rechts⸗ 
verhältnis durch richterliche Entſcheidung alsbald feſtgeſtellt 
wird. Gegenſtand der von der Klage verlangten Feſtſtellung 
muß demnach ein Rechtsverhältnis ſein und zwar muß das 
feſtzuſtellende Rechtsverhältnis ein — wenn auch nur be⸗ 
dingt oder betagt — beſtehendes ſein. Die bloße Befürch⸗ 
tung eines künftig entſtehenden Rechtsverhältniſſes gewährt 
noch kein Recht auf richterlichen Schutz, ſofern der künftige 
Anſpruch ſich nicht als Folge eines bereits beſtehenden 
Rechtsverhältniſſes darſtellt. 

Gaupp⸗Stein, ZPrOrd. 8/9. Aufl. S. 570. 

Vergl. auch Urteil des Reichsgerichts vom 2. 7. 87, Entſch. 

in Zivilſachen Bd. 18. S. 172. 

An einem ſolchen Rechtsverhältnis fehlt es aber im vor⸗ 
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liegenden Fall zwiſchen dem Kläger und der Beklagten. 
Denn faßt man als Rechtsverhältnis auf ein durch die Herr⸗ 
ſchaft einer Rechtsvorſchrift über einen beſtehenden Tatbe⸗ 
ſtand als Rechtsfolge dieſes Tatbeſtands entſtandenes recht⸗ 
liches Verhältnis einer Perſon zu einer andern (Gaupp a. a. 
O. S. 568), ſo ergibt ſich, daß auf Grund des zwiſchen dem 
Kläger und der Beklagten erwachſenen Tatbeſtands nach der 
vorliegenden Falls in Betracht kommenden Vorſchrift des 
Art. 15 Abſ. 1 BO. in Verbindung mit 88 3—5 des Stutt⸗ 
garter Ortsbauſtatuts das vom Kläger zur Erkenntnis des 
Gerichts geſtellte Schuldverhältnis bisher überhaupt nicht 
entſtehen konnte. Hinſichtlich der Verpflichtung zum Erſatze 
der von einer Gemeinde auf die Herſtellung einer Bauſtraße 
verwendeten Koſten, die den an die Straße angrenzenden 
Eigentümern in Gemäßheit des Art. 15 BO. erwächſt, hat 
der Verwaltungsgerichtshof in neuerer Zeit wiederholt da⸗ 
hin entſchieden, daß ein ſolches Verpflichtungs verhältnis der 
Anlieger zwei Vorausſetzungen habe, einmal den Ausbau 
der Straße durch die Gemeinde und die Möglichkeit, die 
Koſten des Ausbaus zu berechnen, und dann die Errichtung 
eines Gebändes an der Straße ſeitens des Anliegers. 

Urteil vom 27. 9./4. 10. 05, Württ. Jahrbücher Bd. 18 

S. 97. 

Ob die öffentliche Straße an dem Grundſtück Nr. 2862, 
wegen deſſen die Klage erhoben iſt, zur Zeit ſchon ausge⸗ 
baut iſt, und ob die Koſten ihrer Herſtellung berechnet werden 
können, entzieht ſich der Kenntnis des Gerichts. Jedenfalls fehlt 
aber von den beiden Vorausſetzungen für die Entſtehung 
einer Erſatzverpflichtung des Klägers noch die zweite, inſo⸗ 
fern der Kläger auf dem genannten Grundſtück bis heute 
noch kein Gebäude erſtellt hat. Da aber die Verpflichtung 
der Anlieger keinenfalls früher entſtehen kann, als bis beide 
Vorausſetzungen vorliegen, ſo gebricht es im vorliegenden 
Fall an der Möglichkeit des Beſtehens eines Rechtsverhält⸗ 
niſſes der vom Kläger behaupteten Art, es fehlt alſo ein 
Haupterfordernis für die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage. 
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Dabei iſt gegenüber der abweichenden Rechtsanſchauung des 
Klägers noch ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß die Er⸗ 
faßforderung der Gemeinde keineswegs mit dem Augenblick 
entſteht, in dem ſie den Aufwand für die Straße macht und 
daß es nicht an dem iſt, daß die Erſtellung des Gebäudes 
durch den Straßenanlieger nur die Fälligkeit der Forderung 
bedingt. Die Erſtellung des Gebäudes iſt vielmehr, wie 
ſchon oben ausgeführt, eine Vorausſetzung für die Entſtehung 
der Forderung; es handelt ſich alſo im vorliegenden Fall 
auch nicht um eine nur betagte Forderung. 

Ein Rechtsverhältnis kann zwiſchen dem Kläger und 
der Beklagten auch nicht durch Eintrag des der Beklagten 
nach Erſtellung eines Gebäudes auf Grundſtück Nr. 2862 
erwachſenden Erſatzanſpruchs in das nach 8 16 der Vollz. 
Verfügung zur Bau⸗Ordnung angelegte Vormerkungsbuch 
entſtanden und es kann von einer Belaſtung des genannten 
Grundſtücks durch einen derartigen, gänzlich rechtsunerheb⸗ 
lichen Eintrag keine Rede ſein. 

Nach dem Ausgeführten war die erhobene Klage als 
unzuläſſig abzuweiſen, ohne daß es eines Eingehens auf das 
übrige Vorbringen des Klägers bedurfte. 

Urteil vom 7./ 14. Juli 1909 in der Beruf.⸗Sache des 

G. F. in E., Kler.s Beruf.⸗Kler.s, gegen die Stadtgemeinde 

St., Bekl. Beruf.⸗Bekl. | 
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Literariſche Anzeigen. 


Staudingers Kommentar zum BGB. ift nunmehr in der 
3./4. Auflage vollſtändig erſchienen und ſchon hat das Erſcheinen der 
5./6. neubearbeiteten Auflage begonnen (1. Lieferung: Sachenrecht 
SS 854 — 873, 2. Lieferung: Allg. Teil SS 1— 13). Dieſe Tatſache be⸗ 
weiſt am beſten die Anerkennung, die das große Werk (Preis etwa 
170 M.) in weiten Kreiſen mit Recht ſich erworben hat. 

In demſelben (Sch weitze r'ſchen) Verlag iſt (zum Preis von 
2 M. geb.) eine Ausgabe der ZPO., in ihrer neueſten Faſſung (No⸗ 
velle vom 1. Juni 1909) mit 14 Nebengeſetzen — darunter das 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß — erſchienen. Ebenſo hat 
der Kohlhammer'ſche Verlag (zum Preis von 2 M. geb.) eine 
gut ausgeſtattete, handliche Ausgabe der ZPO. nebſt GVG. in der 
neueſten Faſſung erſcheinen laſſen, die namentlich bei den württ. 
Richtern und Anwälten Eingang finden wird. Auch Warneyers 
ZPO. erläutert durch die Rechtſprechung (mit Literaturangaben) — 
Leipzig, Roßberg, geb. 7 M.) bringt in ihrer eben erſchienenen zwei⸗ 
ten Auflage den neuen Text der ZPO. und den vollſtändigen Text 
der Novelle vom 1. Juni 1909. Von Warneyers Jahrbuch der 
Eutſcheidungen D. Verwaltungsrecht (mit Ausschluß des Arbeiterver⸗ 
ſicherungsrechts) — derſ. Verlag, geb. 5 M. — iſt der zweite Jahr⸗ 
gang (1908) erſchienen, zur raſchen Orientierung über die einſchlägige 
Literatur und Rechtſprechung betreffs der behandelten 78 Geſetze 
wohl geeignet. 

Ein umfaſſendes Werk iſt die Gemeindeordnung und die Bezirks⸗ 
ordnung für das Königreich Württemberg nebſt den hiezu ergangenen 
Vollzugsbeſtimmungen, erläutert von Dr. jur. Michel, Reg. Rat 
im K. Miniſt. des Innern (Stuttgart, Kohlhammer, 22 M. 80 Pf., 
geb. 24 M.). In erſter Linie ſelbſtverſtändlich den Verwaltungsbe⸗ 
amten dienlich und ohne Zweifel willkommen, wird das Buch — das 
in feinem zweiten Teil (S. 764 — 1228) in 107 Beilagen den Text von 
Geſetzen, Verordnungen und Verfügungen enthält, die mit der Ge⸗ 
meinde⸗ und Bezirksverwaltung in Zuſammenhang ſtehen — auch 
dem Richter und Anwalt nicht ſelten von Nutzen ſein, zumal da ein 
Regiſter die Auffindung der einzelnen Normen erleichtert. Pf. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


20. 
Zur Anslegung des § 723 BGB. 


In einem Rechtsſtreit, in dem es ſich darum handelte, 
ob die Beſtimmungen des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen 
Geſellſchaftsvertrags über Dauer und Kündigung der Ge— 
ſellſchaft rechtlich unwirkſam ſeien und deshalb der Vertrag 
nichtig ſei, iſt in den — den Sachverhalt ergebenden — 

Grün den 
geſagt: 

Die für die Frage, worauf ſich die Verhandlung be— 
ſchränkt hat, maßgebenden Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
vertrags des Verbands deutſcher Trikotwarenfabrikanten, 
einer Geſellſchaft i. S. der §§ 705 ff. BGB. (§ 1 Abſ. 1) 
gehen dahin: § 1 Abſ. 2: „Die Dauer des Verbands iſt 
auf eine beſtimmte Zeit nicht beſchränkt.“ § 18 Abſ. 1: 
„Jedes Mitglied iſt berechtigt, ſeine Mitgliedſchaft“ — auf 
den Schluß eines Geſchäftsjahrs, ſpäteſtens am 30. April 
des betr. Jahres — „zu kündigen“. Abſ. 2: „Vor dem 
30. April 1910 iſt jedoch für ſämtliche Mitglieder eine Kün⸗ 
digung ausgeſchloſſen.“ Nach § 20 wird die Geſellſchaft 
durch die Kündigung eines Mitglieds nicht aufgelöſt, beſteht 
vielmehr unter den übrigen Mitgliedern fort und es ſcheidet 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 9 
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nur das betreffende Mitglied, das keinerlei Rechte an das 
Verbandsvermögen haben ſoll, aus dem Verband aus. 

Die Kl. machen geltend: nach dieſen Beſtimmungen ſei 
die Geſellſchaft zunächſt unter Ausſchluß des Kündigungs⸗ 
rechts auf beſtimmte Zeit (bis 30. April oder — vgl. 8 16 
des Geſ. Vertr. — 31. Oktober 1910) eingegangen, zugleich 
aber Vorſorge getroffen für den Fall der Fortſetzung der 
Geſellſchaft nach Ablauf der beſtimmten Zeit. 

Eine auf beſtimmte Zeit geſchloſſene Ge⸗ 
ſellſchaft kann nach Ablauf dieſer Zeit ſtillſchweigend (§ 724 
Satz 2 BGB.) oder ausdrücklich fortgeſetzt werden. Sie 
endigt aber, wenn auch nur ein Geſellſchafter mit der 
Fortſetzung nicht einverſtanden iſt. Eine Kündigung 
liegt in einer einſchlägigen Erklärung eines Geſellſchafters 
nicht, ſondern nur eine Ablehnung der Abänderung (Ver⸗ 
längerung) des Geſellſchaftspvertrags. Es muß alſo in dem 
Fall, da nicht alle Geſellſchafter mit Fortſetzung der Geſell⸗ 
ſchaft einverſtanden ſind, eine Auseinanderſetzung in An⸗ 
ſehung des Geſellſchaftsbermögens (in Ermangelung einer 
andern Vereinbarung gemäß 88 732— 735 BGB.) erfolgen: 
88 730, 731 BGB. Die 88 736, 738 find nicht anwend⸗ 
bar, denn ſie gelten nur für den Fall der Kündigung, nicht 
aber für den Fall, daß die Geſellſchaft durch Ablauf ihrer 
Lebenszeit ihr Ende erreicht. Will ein Teil der Geſellſchafter 
die Geſellſchaft „fortſetzen“, ſo kann dies nur durch Ein⸗ 
gehung einer neuen Geſellſchaft geſchehen. 

Die angeführten Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags 
gehen nun augenſcheinlich davon aus, daß die Geſellſchaft 
nicht durch Ablauf einer beſtimmten Zeit von ſelbſt endigt 
(falls nicht alle Mitglieder in die Fortſetzung willigen); ſagt 
ja doch §8 18 Abſ. 2: „vor dem 30. April 1910 iſt für 
ſämtliche Mitglieder eine Kündigung ausgeſchloſſen“. 
Die Folgen einer ſolchen „Kündigung“ find aber in $ 20 
beſtimmt. Sollte nun der Vertrag dahin zu verſtehen ſein: 
Die Geſellſchaft ſolle (zunächſt — vorbehaltlich einer ſpäter 
zu vereinbarenden Fortſetzung) bis 30. April oder 31. Ok⸗ 
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tober 1910 abgeſchloſſen ſein, ſo wären die Beſtimmungen 
des § 18 Abſ. 2 und des § 20 nichtig; denn dann bedurfte 
es keiner Kündigung ſeitens eines Geſellſchafters auf den 
genannten Zeitpunkt, ſondern die Geſellſchaft hörte mit die⸗ 
ſem Zeitpunkt von ſelbſt auf, falls nicht alle Geſellſchafter 
ſich ausdrücklich oder ſtillſchweigend dahin einigten, die Ge⸗ 
ſellſchaft ſolle fortgeſezt werden; an die „Kündigung“ — 
d. h. die Erklärung eines Geſellſchafters, er wolle die Ge⸗ 
ſellſchaft nicht fortſetzen — durften auch nicht die in § 20 
feſtgeſetzten Rechtsfolgen geknüpft werden, vielmehr mußte 
jetzt eine Auseinanderſetzung des Geſellſchaftsvermögens er— 
folgen. | 

Iſt aber der Geſellſchaftsvertrag dahin zu verſtehen, die 
Geſellſchaft ſolle — wie dies Abſ. 2 des § 1 unzweideutig 
ausſpricht — nicht auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt ſein, 
fo iſt ohne Frage die Beſtimmung des Abſ. 2 des 8 18 
angeſichts der zwingenden Vorſchrift des 8 723 Abſ. 3 BGB. 
nichtig. 

Es wäre vielleicht möglich geweſen, im Geſ. Vertrag zu 
beſtimmen: die Geſellſchaft dauere bis 31. Oktober 1910; 
werde ſie über dieſen Zeitpunkt hinaus fortgeſetzt, ſo gelten 
die Beſtimmungen wie fie in $ 1 Abſ. 2 und $ 20 getroffen 
ſind; unmöglich iſt es aber, den Vertrag ſo wie er lautet, 
in dem eben angegebenen Sinn zu verſtehen, alſo insbeſon⸗ 
dere den 8 20 nur auf eine während der Fortſetzung 
der Geſellſchaft über den 31. Okt. 1910 hinaus 
erfolgende Kündigung zu beziehen. Das verbietet die Faſ⸗ 
ſung des § 18 Abſ. 2. 

Die Nichtigkeit einzelner Vertragsbeſtimmungen, die die 
Endigung oder Kündigung der Geſellſchaft betreffen, hat die 
Folge, daß der ganze Vertrag nichtig iſt, wenn nicht anzu⸗ 
nehmen iſt, er wäre auch ohne den nichtigen Teil geſchloſſen 
worden. Das iſt aber im vorliegenden Fall nicht anzuneh⸗ 
men. Die Beſtimmung der Zeitdauer, für welche der Ver— 
trag gelten foll, iſt bei derartigen Kartellverträgen der Natur 
der Sache nach ſehr weſentlich: einen Geſellſchaftsvertrag 
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dieſes Inhalts, den jederzeit jeder Geſellſchafter kündigen 
könnte, würde wohl kaum ein Intereſſent eingehen; es iſt 
deshalb unglaubhaft, daß der Vertrag auch ohne den 
Abſ. 2 des § 18 geſchloſſen worden wäre, mögen auch die 
Vertragsverhandlungen ſich hauptſächlich mit den Verkaufs⸗ 
bedingungen beſchäftigt haben. Wiefern Notar H. in der 
Lage ſein ſoll, zu bezeugen, daß alle Geſellſchafter den Ver⸗ 
trag auch ohne den § 18 Abſ. geſchloſſen hätten, iſt nicht 
einzuſehen und hätte einer tatſächlichen Darlegung bedurft, 
an der es fehlt. Ebenſowenig läßt ſich andererſeits an⸗ 
nehmen, die Geſellſchaft wäre ohne die Beſtimmung 
des § 20 auf die Zeit bis 31. Oktober 1910 geſchloſſen 
worden — was übrigens eben nicht in dem Vertrag ge— 
ſagt iſt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 15. Juni 1909 i. S. 

Behr u. Gen. g. Conzelmann u. Gen. 


21. 


Rechtsverhältnis in Anſehnng des Forderungsüber⸗ 
gangs, wenn der Bürge an einen vermeintlichen 
Glünbiger des Hanptſchuldners zahlt. 


Der Architekt Schw., deſſen Schwiegervater der Be- 
klagte iſt, verkaufte i. J. 1905 an die offene Handelsgeſ. 
K. u. D. ein in Stuttgart belegenes Haus. Inhaber der 
Firma K. u. D. ſind die Eheleute Fr. u. E. D. Der Klä⸗ 
ger iſt der Vater der Ehefrau E. D. 

Die Firma K. u. D. belegte das Grundſtück zu Gunſten 
der Württ. Vereinsbank an erſter Stelle mit einer Siche- 
rungshypothek von 8000 Mk. wegen eines Kredits in lau⸗ 
fender Rechnung. Bei Beendigung des Kreditverhältniſſes 
ergab ſich eine Forderung der Bank von 6381 Mk. 10 Pfg. 
Der Beklagte tilgte durch Zahlung dieſe Schuld, gegen 
Abtretung von Forderung und Hypothek. Ueber dieſe Ab— 
tretung ſtellte die Bank eine notarielle Abtretungsurkunde 
aus, worin zugleich die Eintragung der Abtretung in das 
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Grundbuch bewilligt wurde. Die Eintragung in das Grund: 
buch iſt jedoch unterblieben. 

Für die Kreditſchuld der Firma K. u. D. bei der Ver⸗ 
einsbank hatte ſich der Architekt Schw. ſowie der Kläger 
verbürgt. Von den beiden Bürgen erhielt im Regreßweg 
der Beklagte für die von ihm erlegte Summe von 6381 Mk. 
10 Pfg. den Erſatz je des hälftigen Betrags (von je 3190 Mk. 
55 Pfg.). 

Kläger verlangt von dem Beklagten eine vor dem Grund— 
buchamt abzugebende Einwilligungserklärung dahin, daß an 
ſeiner Stelle der Kläger bezüglich des Betrages von 3190 Mk. 
55 Pfg. in das Grundbuch eingetragen werde. 

Dieſer Anſpruch wurde als berechtigt anerkannt. 

Aus den Gründen: 

Bei dem Abſchluß des Kreditverhältniſſes zwiſchen der 
Württ. Vereinsbank und der Firma K. u. D. ergab ſich eine 
Forderung der erſteren im Betrag von 6381 Mk. 10 Pfg. 
nebſt Zinſen. Die Höchſtbetragshypothek verwandelte ſich 
inſoweit, als die Forderung unter dem Betrag der Hypothek 
blieb, in eine Eigentümergrundſchuld der Firma K. u. D.; 
im übrigen beſtand Forderung und Hypothek fort. Die 
Vereinsbank und der Beklagte haben ſich nun geeinigt, daß 
Forderung und Hypothek auf den Beklagten als neuen Gläu- 
biger übergehen ſollen. Es liegt kein Grund vor, an der 
Ernſtlichkeit dieſer Einigung zu zweifeln. Der Beklagte 
wollte alſo, was ihn auch zu ſeinem Eingreifen veranlaßt 
haben mag, die Forderung erwerben, nicht fie durch Erfül- 
lung der geſchuldeten Leiſtung zum Erlöſchen bringen. Der 
Wille der Beteiligten war auch nicht darauf gerichtet, die 
Hypothek ohne die Forderung zu übertragen. Zum Ueber— 
gang von Forderung und Hypothek war nun nach SS 1154 
Abſ. 3, 873 BGB. neben der Einigung die Eintragung in 
das Grundbuch weſentliches Erfordernis. Da dieſe unter: 
blieb, iſt die Vereinsbank jetzt noch Gläubigerin. Dieſe er⸗ 
füllt aber durch Abgabe der für die Eintragung erforder: 
lichen Bewilligungserklärung ihre Vertragspflicht. Sache des 
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Beklagten iſt es, durch Stellung des Antrags beim Grund— 
buchamt die Eintragung zu bewirken, und es ſteht lediglich 
bei ihm, dies zu tun. 

Der Beklagte hat von dem Kläger in ſeiner Eigenſchaft 
als Bürge Zahlung des hälftigen Betrags der Forderung 
erlangt. Dafür, daß der Kläger hiebei auf das Recht des 
geſetzlichen Uebergangs der Forderung auf den Bürgen nach 
§ 774 BGB. habe verzichten wollen, ſpricht nichts. Wenn 
die Parteien ſich bewußt geweſen wären, daß die Forderung 
auf den Beklagten noch gar nicht übergegangen iſt, wäre 
der Beklagte verpflichtet, den Eintritt der Rechtsfolge des 
§ 774 durch feine Eintragung im Grundbuch herbeizuführen. 
Wahrſcheinlicher iſt, daß die Parteien ſich deſſen nicht be⸗ 
wußt und der Meinung geweſen find, der Beklagte ſei Gläu- 
biger. Dann könnte der Kläger ſeine Zahlung zurückfordern, 
müßte ſie aber, wenn der Beklagte Gläubiger geworden iſt, 
wieder leiſten. Auf dieſen Weg iſt der Kläger nicht ange- 
wieſen, wie auch der Beklagte die Rückgabe nicht angeboten 
hat. Dieſer ſoll vielmehr das Geld behalten. Dann iſt er 
aber auch verpflichtet, den geſetzlichen Uebergang der Forde⸗ 
rung, auf den der zahlende Bürge ein Recht hat, zugunſten 
des Klägers herbeizuführen. Er hat alſo den Eintrag der 
Forderung auf feinen Namen zu veranlaſſen und feine Ein- 
willigung in der für das Grundbuchamt erforderlichen Form 
zu geben, daß das Grundbuch, das durch den mit der Ein- 
tragung eintretenden geſetzlichen Uebergang der Forderung 
auf den Kläger unrichtig geworden iſt, berichtigt werde. 

Daß eine Anzeige an den Hauptſchuldner im Sinn des 
§ 409 BGB. oder eine Vorlegung der Urkunde erfolgt ſei, 
iſt nicht behauptet. Uebrigens geht aus der von der Vereins⸗ 
bank ausgeſtellten Urkunde hervor, daß die Abtretung erſt 
mit der Eintragung ins Grundbuch vor ſich geht. Auch 
wäre durch die Anzeige und Vorlegung an der wirklichen 
Rechtslage nichts geändert und der Schuldner und damit 
der Bürge nicht, wie der Gläubiger gezwungen, die nicht 
erfolgte Abtretung als erfolgt gelten zu laſſen. 
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Einen Uebergang der Forderung auf den Kläger in ent- 
ſprechender Anwendung des § 774 anzunehmen, wie der Be: 
klagte meint, iſt ausgeſchloſſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 8. Oktober 1909 i. S. 

H. c. B. U. 545/09. 


22. 


Bereicherungsklage des Eigentümers von Jubehür⸗ 
ſtücken gegen denjenigen, der im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren die Zubehürſtücke erworben hat? 


Die Klägerin hatte an den Fabrikanten St. in B. 
eine Sauggasmotoranlage unter Eigentumsvorbehalt verkauft. 
Zur Zeit des über St. ausgebrochenen Konkurſes war nur 
ein Teil des Kaufpreiſes bezahlt. Im Konkurſe des St. 
wurde das Fabrikgebäude nebſt Einrichtung zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gebracht und durch Beſchluß vom 28. Novem⸗ 
ber 1908 der Beklagten, einer Hypothekengläubigerin des 
St., zugeſchlagen worden. Die Beklagte hat mit dem er⸗ 
ſteigerten Fabrikgebäude auch die darin aufgeſtellten Ma⸗ 
ſchinen, insbeſondere die von der Klägerin gelieferte Saug- 
gasmotoranlage, in Beſitz genommen. Die Klägerin macht 
nun geltend, ſie ſei Eigentümerin dieſer Anlage geblieben, 
und verlangt von der Beklagten deren Herausgabe, eventuell 
Erſtattung ihres Wertes. 

Die Klage wurde abgewieſen. 

Gründe. 

Daß die Klägerin nach dem Verkauf der Sauggasmo— 
torenanlage an St. zunächſt noch Eigentümerin der Maſchine 
blieb, iſt unbeſtritten. Es iſt ihr auch darin Recht zu geben, 
daß der Motor durch die Aufſtellung in der St.ſchen Fa- 
brik nicht etwa, wie die Beklagte geltend macht, ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil des Fabrikgebäudes geworden iſt. Was 
die Beklagte zur näheren Begründung dieſer ihrer Behaup⸗ 
tung vorbringt, iſt nicht ſchlüſſig, denn es folgt daraus nicht, 
daß der Motor ſeine körperliche Selbſtändigkeit völlig ver— 
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loren habe und nur noch einen Teil des Fabrikgebäudes aus— 
mache. Eine feſte Verbindung des Motors mit dem Ge⸗ 
bäude hat nach der eigenen Darſtellung der Beklagten nicht 
ſtattgefunden, vielmehr war der Motor nur mit Schrauben 
am Boden befeſtigt, konnte alſo jederzeit durch Abſchrauben 
wieder entfernt werden. Ferner hat die Beklagte nicht etwa 
behauptet, daß der Motor der St.ſchen Fabrik beſonders 
angepaßt geweſen ſei; für das Gegenteil ſpricht der Inhalt 
des Kaufvertrags, wornach der „Original-Otto Motor Mo⸗ 
dell J“ lediglich als Marktware geliefert wurde. Der An- 
nahme einer untrennbaren Vereinigung des Motors mit dem 
Gebäude ſteht auch die Tatſache entgegen, daß nach der 
Zwangsverſteigerung die Maſchinen allein, ohne das Gebäude, 
zum Verkauf ausgeſchrieben wurden. Daß der Motor für 
den Fabrikations betrieb von weſentlicher Bedeutung war, 
läßt ihn noch nicht als weſentlichen Beſtandteil des Fabrik⸗ 
gebäudes erſcheinen ). 

Hienach iſt davon auszugehen, daß die Klägerin zur 
Zeit der Zwangsverſteigerung noch Eigentümerin des Gas— 
motors war. 

Die durch die Anordnung der Zwangsverſteigerung ge— 
mäß § 20 Abſ. 1 ZVG. bewirkte Beſchlagnahme des Grund— 
ſtücks erſtreckte ſich daher nicht auf den Gasmotor. War 
dieſer auch zweifellos als Zubehör des Fabrikgebäudes 
im Sinne der §§ 97, 98 Z. 1 BGB. zu betrachten, jo wurde 
er doch auch nach § 20 Abſ. 2 3G. von der Beſchlag— 
nahme nicht erfaßt, da wegen des fortdauernden Eigentums 
der Klägerin gemäß §S 1120 BGB. die Hypothek ſich nicht 
darauf erſtreckte. 

Dieſes Eigentumsrecht der Klägerin war jedoch, weil 
es aus dem Grundbuch nicht erſichtlich war, im Zwangs— 
verſteigerungsverfahren nicht ohne weiteres zu berückſichtigen 
(8 28 3 WG.), vielmehr war es Sache der Klägerin, auf 
Grund ihres Eigentums durch eine Klage nach 8 771 ZPO. 


) Vgl. RG. 67 S. 30 fg.; 69 S. 117 fg. 
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die Aufhebung des Verfahrens in Anſehung des Gasmotors 
herbeizuführen. Hierauf war die Klägerin nicht nur durch 
die in die Beſtimmung des Verſteigerungstermins aufgenom⸗ 
mene Aufforderung nach § 37 Z. 5 Z3VG., ſondern auch 
durch die beſondere Zuſchrift des Verſteigerungskommiſſärs 
vom 23. November 1908 hingewieſen worden. Da es der 
Klägerin nicht gelang, die Aufhebung oder auch nur die einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens zu erwirken, ſo mußte 
die Zwangsverſteigerung nach der ausdrücklichen Beſtimmung 
des § 55 Abſ. 2 ZG. auch auf den der Klin. gehörigen 
Gasmotor als Zubehör des Grundſtückes ſich erſtrecken, und 
durch den Zuſchlag des Grundſtückes hat die Beklagte nach 
S 90 Abſ. 2 ZVG. zugleich das Eigentum an dem Gas⸗ 
motor erworben, obgleich ſie bei der Verſteigerung Kenntnis 
davon erlangt hatte, daß bis dahin die Klägerin Eigentü⸗ 
merin des Motors geweſen war; die für rechts geſchäft⸗ 
lichte Eigentumsübertragung geltenden Beſtimmungen der 
SS 926, 932 BGB. finden auf den Erwerb durch Zwangs— 
verſteigerung keine Anwendung ). 

Der Eigentumserwerb der Beklagten an dem Gasmotor 
könnte nur dann in Frage geſtellt werden, wenn in dem 
Zuſchlagsbeſchluß zum Ausdruck gebracht wäre, der Gas— 
motor ſolle — entgegen den oben angeführten geſetzlichen 
Beſtimmungen — der Erſteherin des Grundſtücks nicht zu⸗ 
geſchlagen werden ). Daß der Verſteigerungskommiſſär eine 
ſolche, dem Geſetz widerſprechende Verfügung habe treffen 
wollen, iſt aber nicht anzunehmen. Im Gegenteil iſt ja im 
Verſteigerungsprotokoll auf ein Verzeichnis der Zubehörſtücke, 
worin auch der Gasmotor aufgeführt iſt, verwieſen und aus— 
drücklich beſtimmt, dieſe Zubehörden „werden mitverkauft“. 
Im Zuſchlagsbeſchluß ſodann iſt des Gasmotors lediglich 
unter Z. 6 der Bedingungen erwähnt, wo bemerkt iſt, der 
Erſteherin ſei bekannt, daß die Gasmotorenfabrik D. den 
Motor zu Eigentum beanſpruche. Damit wollte der Der: 


) Vgl. RG. 67 S. 381. 
2) Vgl. RG. 67 S. 381 fg., Henle im Recht 1909 S. 384. 
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ſteigerungskommiſſär offenſichtlich nicht den Motor vom Zu⸗ 
ſchlag ausnehmen, ſondern nur feſtſtellen, daß die Klägerin 
ihr Eigentumsrecht geltend gemacht habe und daß der Be— 
klagten hievon Kenntnis gegeben worden ſei. Dieſe tatſäch⸗ 
liche Erklärung konnte den Uebergang des Eigentums auf 
die Beklagte nicht hindern. 

Nach dem bisher Ausgeführten iſt ein Anſpruch der 
Klägerin gegen die Beklagte auf Herausgabe des Gas— 
motors nicht begründet. An die Stelle des nicht mit Erfolg 
geltend gemachten Eigentumsrechts der Klägerin iſt nach 
§S 37 3. 5, 92 Abſ. 1 3G. der Anſpruch auf Erſatz des 
Wertes des Gasmotors aus dem Verſteigerungserlöſe ge— 
treten. Dieſen Anſpruch hätte die Klägerin nach $ 114 3G. 
ſpäteſtens im Verteilungstermin anmelden ſollen. Da ſie 
dies unterlaſſen, auch keinen Widerſpruch gegen den Teilungs⸗ 
plan erhoben hat, fo war dieſer nach 88 115 Abſ. 1 ZVG. 
876 ZPO. ohne Berückſichtigung des klägeriſchen Anſpruchs 
zur Ausführung zu bringen und ſtand der Klägerin auch die 
in § 878 Abſ. 2 ZPO. vorgeſehene Befugnis nicht zu. Aller: 
dings könnte die Klägerin trotzdem ihren im Verteilungs⸗ 
verfahren nicht berückſichtigten Anſpruch auf einen Teil des 
Verſteigerungserlöſes auch nachträglich noch durch Klage ge— 
gen einen der zum Zug gelangten Gläubiger geltend machen ). 
Ob im vorliegenden Fall im allgemeinen die Vorausſetzungen 
einer ſolchen Klage gegeben wären, kann jedoch dahingeſtellt 
bleiben, denn jedenfalls könnte ſie nicht gegen die Beklagte 
gerichtet werden, da dieſe ihre Forderung gegen St. im Ver⸗ 
teilungsverfahren nicht angemeldet und vom Verſteigerungs— 
erlös nichts erhalten hat. 

Auch aus irgend einem ſonſtigen Geſichtspunkte läßt 
ſich eine Bereicherungsklage gegen die Beklagte nicht begrün⸗ 
den. Dieſe hat die St.ſche Fabrik im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren durch den rechtskräftigen Zuſchlagsbeſchluß erworben, 
es kann deshalb nicht davon die Rede ſein, daß ſie damit 


) Vgl. RG. 58 S. 156 fg.; 64 S. 196. 
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„etwas ohne rechtlichen Grund erlangt“ habe). 

Eine Schadenserſatzpflicht der Beklagten aber — etwa 
auf Grund des § 826 BGB. — iſt von der Klägerin in 
keiner Weiſe dargetan. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 15. Oktober 1909 i. S. 

Gasmotorenfabrik D. g. St. U. 286/09. 


23. 


Haftung eines öffentlichen Motars für Anskunftser⸗ 
teilung. — Amtspflicht oder Vertrag? 


Die Klin. hatte am 27. Auguſt 1902 bei dem Verkauf 
eines ihr gehörigen Hauſes eine ungeſicherte Forderung ge⸗ 
gen den Aktuar E. in Höhe von 2000 Mk. an Zahlungs⸗ 
ſtatt angenommen. Vor der Auflaſſung des Hauſes begab 
ſie ſich zu dem Bekl., deſſen Aſſiſtent jenen Kaufvertrag be⸗ 
urkundet hatte, und erhielt auf die Frage nach der Güte des 
Schuldſcheins von dem Bekln. eine beruhigende Auskunft. 
Sie bewilligte demgemäß die Auflaſſung. In der Folge 
ging die Forderung gegen E. in vollem Umfang verloren. 
Der Beklagte wurde zur Zahlung von 2000 Mk. verurteilt. 

Aus den Gründen: 

Die Behauptung der Klin., es ſei eine Haftung des 
Bekln. auf Schadenerſatz ſchon zufolge des Verhaltens des 
Aſſiſtenten Sch. anläßlich der Beurkundung des Kaufvertrags 
vom 27. Auguſt 1900 begründet, iſt deshalb nicht haltbar, 
weil Sch. ſeiner nicht unglaubhaften Angabe nach mit den 
in Betracht kommenden Verhältniſſen nicht vertraut und ſchon 
deshalb zu einer näheren Auskunft über die Güte des E.- 
ſchen Schuldſcheins nicht befähigt, überdies aber auch hiezu 
bei der Erklärung der Klin., über E.s Vermögensverhält⸗ 
niſſe unterrichtet zu ſein, nicht veranlaßt war. 

Sofern der Bekl. ſelbſt bei dem Beſuch, den ihm vor 
der Auflaſſung des Hauſes die Klin. in Begleitung des Sch. 


1) Vgl. a. RG. 69 S. 279. 
) Vgl. RG. a. a. O. 
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machte, ſich darauf eingelaſſen hat, auf die Frage nach der 
der Klin. durch den Schuldſchein in der Perſon des E. ge- 
währten Sicherheit Rede und Antwort zu ſtehen, iſt er zu 
der Klin. — außerhalb des Rahmens der durch feine Amt3- 
pflicht gedeckten Beurkundungstätigkeit — in ein Vertrags⸗ 
verhältnis eingetreten, und es kommen alſo hier nicht die 
Vorſchriften über Haftung aus Amtspflicht (BGB. § 839), 
ſondern diejenigen über Vertragshaftung, insbeſondere alje 
auch der S 276 BGB. zur Anwendung. 

Zwar iſt der Anſicht nicht beizutreten, daß der öffent⸗ 
liche Notar in allen Fällen, in denen er auf Grund Er: 
ſuchens der ſeine amtliche Tätigkeit in Anſpruch nehmenden 
Perſonen tätig wird, in ein privatrechtliches Vertragsver⸗ 
hältnis zu dieſen treten würde. Dies trifft dann nicht zu, 
wenn ſeine Tätigkeit dem geſtellten Antrag entſprechend auf 
ſolche Akte ſich beſchränkt, die ihrer Art und Bedeutung nach 
den eigentlichen Bereich der den öffentlichen Notaren zuge⸗ 
wieſenen, für ihre rechtliche Stellung als Beamte!) maßge⸗ 
benden amtlichen Akte bilden, wie dies insbeſondere für die 
Beglaubigungen, die Beurkundungen, die Proteſterhebungen 
(nicht dagegen beiſpielsweiſe für das privatſchriftliche Ent— 
werfen von Urkunden: RG. 49 S. 273) zutrifft. Dieſe 
Geſchäfte ſind den Notaren von Staatswegen übertragen, 
in Erfüllung der dem Staat kraft ſeiner öffentlich-rechtlichen 
Aufgabe obliegenden Pflicht, die nötigen Hilfskräfte zur Vor⸗ 
nahme dieſer Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu be— 
ſchaffen und ſie der Allgemeinheit zur Verfügung zu ſtellen. 
Inſoweit der Notar Geſchäfte dieſer Art vornimmt, die von 
einer Privatperſon nicht vorgenommen werden können, viel⸗ 
mehr den Charakter der Urkundsperſon als Beamten vor— 
ausſetzen (womit die Wirkung des ſolchen Akten zukommen⸗ 
den öffentlichen Glaubens i. S. der SS 415 ZPO. und 268! 
StGB. im Zuſammenhang ſteht), tritt in der Stellung des 
Notars das öffentlich-rechtliche Moment in ſo überwiegender 


1) S. für Württemberg: Württ JJ. Bd. 20 S. 22 ff. 


A. in Civilſachen. 141 


Weiſe hervor, daß ſeine Handlung ausſchließlich als 
Amtshandlung erſcheint. Es liegt hier die Sache nicht 
weſentlich anders, als bei dem Gerichtsvollzieher, der eine 
durch öffentlich⸗rechtliche Norm geregelte Handlung, insbe— 
ſondere eine Pfändung, wenn auch im Auftrag und Intereſſe 
der Partei, vornimmt). 

Es mag nun nach Maßgabe des Einzelfalls zweifelhaft 
fein, wie weit bei Vornahme einer Amtshandlung die amt- 
liche Pflicht des Notars zur Erteilung einer Auskunft ſich 
erſtreckt. Soweit hiebei ſolche Auskünfte von ihm erbeten 
werden, die im unmittelbaren Zuſammenhang mit der Amts⸗ 
handlung ſtehen und wobei die zur Beantwortung erforder— 
liche Kenntnis bei ihm als Ausfluß ſeiner Beamteneigen⸗ 
ſchaft vorausgeſetzt werden darf (wie z. B. bei einer Aus⸗ 
kunftserteilung über formelle Mängel des von ihm zu pro: 
teſtierenden Wechſels), wird gleichfalls der amtliche Charakter 
ſeiner Handlung vorwiegen und dementſprechend nur die 
Haftung aus § 839 BGB. eingreifen. Läßt ſich dagegen, 
wie hier, der Notar nur anläßlich einer Amtshandlung 
darauf ein, außerhalb feines eigentlichen amtlichen Geſchäfts— 
kreiſes, alſo außerhalb ſeiner notariellen Beurkundungs- und 
Beglaubigungstätigkeit, durch Auskunftserteilung für die 
Partei und in ihrem Intereſſe tätig zu werden, ſo tritt er 
damit zu der Partei in ein privatrechtliches Vertragsverhält⸗ 
nis ). Sein Rat wird zwar in ſolchen Fällen auch mit 
Rückſicht auf das Vertrauen, das er im allgemeinen kraft 
feiner öffentlich-rechtlichen Stellung als Beamter genießt, 
beſonders hoch eingeſchätzt, vielleicht fogar nur gerade 
deshalb erbeten werden. Allein dieſer Umſtand vermag 
nicht, eine an ſich des amtlichen Charakters entbehrende pri— 
vate Auskunft zu einer Amtshandlung und demgemäß die 
für Handlungen dieſer Art gegebenen Normen hier anwend— 


1) S. Württ J. 18 S. 145 ff. 

2) Urt. des RG. vom 20. Juni 1901 in RG. 49 S. 259 und Ur⸗ 
teil des Kammergerichts vom 21. November 1905 in OLG. Rechtſpr. 
Bd. 13 S. 348. 
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bar zu machen (RG. 49 S. 274). Andrerſeits kann dann, 
wenn eine ſolche Auskunftserteilung nicht aus bloßer pri⸗ 
vater Gefälligkeit einem Dritten gegenüber geſchieht, ſondern 
die Auskunft — wie hier — aus Anlaß einer für den An- 
fragenden vorgenommenen amtlichen Beurkundungstätigkeit 
und im Zuſammenhang hiemit, alſo in Ausübung ſeiner Be⸗ 
rufstätigkeit, von dem Notar ſelbſt oder durch den Stell: 
vertreter gegeben wird, nicht von einer unverbindlichen Rats⸗ 
erteilung im Sinne des 8 676 BGB. geſprochen werden. 
Vielmehr macht ſich der Notar einer ſolchen Partei gegen⸗ 
über, wenn er ſich zu der erbetenen Auskunfts⸗ oder Rats⸗ 
erteilung herbeiläßt, vertragsmäßig verantwortlich. Es wird 
in dieſem Fall durch die Annahme des auf Auskunftsertei⸗ 
lung gerichteten Erſuchens ein Vertragsverhältnis, und zwar, 
je nachdem die Auskunftserteilung gegen Entgelt oder ohne 
ſolches geleiſtet werden ſoll, ein Dienſtvertrag oder ein Auf: 
trag mit der an dieſe Vertragsformen gefnüpften Haftungs— 
pflicht (vgl. BGB. §§ 276. 278) begründet). Es iſt da⸗ 
her unerheblich, ob die Klin., wie ſie behauptet, dem Bekln. 
für die Auskunftserteilung eine Gebühr von 1 Mk., deren 
Erhebung übrigens dem Bekln. nach §§ 3 ff. der Not. Geb.⸗ 
Ord. freigeſtanden wäre, bezahlt hat oder ob dies nicht ge- 
ſchehen iſt. 

Urteil des OLG. I. Zivilſenat vom 13. Oktober 1909 

i. S. H. g. D. 474/09. 


24. 


Baftpflichtgeſetz. — Wer iſt Betriebsunternehmer im 
Berhältnis zu den im Jugbetrieb verwendeten Ange: 
ſtellten der Internationalen Schlafwagengeſellſchaft! 
— Ber Kechtsübergang nach S 140 Gewerbennfallgeſ. 
erſtreckt ſich nur auf die von der Berufsgenoſſenſchaft 
bereinigten Anſprüche des Berlebten. — Rur notwen⸗ 


) Staudinger, Anm. Ta zu 8 676. 
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dige und angemeſſene Heilungskoſten find zu erſetzen. 

Am 4. November 1905 entgleiſte der Orientexpreßzug 
auf dem Gebiet der württ. Staatseiſenbahnen durch Zuſam⸗ 
menſtoß mit einem teilweiſe entgleiſten Wagen eines ent⸗ 
gegenkommenden Zugs. Dabei erlitt der damals als Hilfs⸗ 
kellner der Internationalen Schlafwagengeſellſchaft angeſtellte 
Kläger, der ſich in dem erheblich beſchädigten Speiſewagen 
befunden hatte, Verletzungen. 

Nach dem Vertrag, den die Internationale Schlafwagen⸗ 
geſellſchaft mit den Eiſenbahnverwaltungen der vom Orient: 
expreßzug berührten Staaten, darunter Württemberg, im 
Jahre 1899 geſchloſſen hat, haben die letzteren die Lokomo⸗ 
tiven, Zugführer und Schaffner, die erſtere die Speiſe- und 
Schlafwagen und das für den inneren Dienſt nötige Ber: 
ſonal ohne gegenſeitige Vergütung zu ſtellen; erſteren fällt 
der Fahrpreis I. Klaſſe, letzterer ein tarifmäßiger Zuſchlag, 
ſowie der Gewinn aus dem Verkauf von Speiſen und Ge— 
tränken zu (Art. 14, 15). Nach Art. 17 werden die Be⸗ 
dienſteten für den inneren Dienſt der Schlaf- und Speiſe⸗ 
wagen von der. Intern. Schlafwagengeſellſchaft angeſtellt 
und beſoldet. Dieſe verpflichtet ſich, jeden Bedienſteten, der 
von einer Eiſenbahnverwaltung als für den Dienſt nicht ge⸗ 
eignet erklärt wird oder zu begründeten Klagen Anlaß ge— 
geben hat, ſeines Poſtens zu entheben; auch haben ſich die 
Bedienſteten allen Anordnungen der Bahnbeamten zu unter⸗ 
werfen. Die Bedienſteten ſind von der Schlafwagengeſell⸗ 
ſchaft mit einer Ausweiskarte zu verſehen. Endlich ſtellt 
Art. 11 Abſ. 2 die Verpflichtung der Intern. Schlafwagen⸗ 
geſellſchaft feſt, daß ſie, wenn ihre Bedienſteten während der 
Ausübung des Dienſtes verletzt werden, allen Eiſenbahnver⸗ 
waltungen die von dieſen an die verunglückten Bedienſteten 
geleiſteten Entſchädigungen und ſonſtige Koſten zurückzuer⸗ 
ſtatten haben. Mit Rückſicht hierauf hat der Bekl. der 
Intern. Schlafwagengeſellſchaft den Streit verkündet und 
dieſe iſt als Nebenintervenientin des Bekln. dem Rechtsſtreit 
beigetreten. 
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Der württembergiſche Eiſenbahnfiskus wurde zur Zah: 
lung einer Geldrente und der Heilungskoſten nach 88 1, 3a, 7 
des Reichshaftpflichtgeſ. verurteilt, ſoweit nicht die Privat⸗ 
bahn⸗Berufsgenoſſenſchaft Erſatz geleiſtet hatte. 

Aus den Gründen: 

Der Beklagte haftet dem Kläger gemäß $ 1 HaftpflG. 
für den durch den Betriebsunfall entſtandenen Schaden. 
Dieſe Schadenserſatzpflicht würde allerdings auf Grund der 
Beſtimmungen des Gew G. dann nicht platzgreifen, wenn 
der Bekl., wie er behauptet, der Betriebsunterneh⸗ 
mer des Klägers zur Zeit des Unfalls geweſen wäre. Denn 
die in einem Betrieb verſicherten Perſonen haben gegenüber 
dem Unternehmer dieſes Betriebs gemäß $ 135 Gew G. nur 
im Fall vorſätzlicher Herbeiführung des Unfalls und unter 
der weiteren dort aufgeführten Vorausſetzung einen Ent— 
ſchädigungsanſpruch. Mit Recht hat aber die Zivilkammer 
dieſe Behauptung des Bekln. als unzutreffend zurückgewieſen. 
Der Unfall ereignete ſich im Eiſenbahnbetrieb des 
Bekl., die Beſchäftigung des Klrs. fand aber nicht in dieſem, 
ſondern in dem Wirtſchaftsbetrieb der Intern. Schlafwagen⸗ 
geſellſchaft ſtatt, bei welcher der Klr. als Hilfskellner ange⸗ 
ſtellt war. Der Schlafwagenbetrieb iſt begrifflich vom Eiſen⸗ 
bahnbetrieb verſchieden, techniſch und ökonomiſch von ihm 
getrennt, insbeſondere geht der Schlafwagenbetrieb, in dem 
allein der Klr. angeſtellt war, lediglich auf Koſten der In⸗ 
tern. Schlafwagengeſellſchaft. An der Verantwortlichkeit und 
Leitung für den gefährlichen Eiſenbahnbetrieb nimmt die 
Intern. Schlafw. Geſ. nicht teil. Dies läßt ſich auch nicht 
aus dem Vertrag zwiſchen letzterer und den Eiſenbahnver⸗ 
waltungen der Länder, welche der Orientexpreßzug durch— 
fährt, ableiten. Hier ſind lediglich die Grundſätze aufgeſtellt, 
nach denen ſich der Schlafwagenbetrieb innerhalb des Bahn⸗ 
betriebs abwickeln ſoll; nirgends iſt aber geſagt, daß die 
Intern. Schlafwagengeſellſchaft, wenn ſie auch die Wagen 
ſtellt, an der Leitung und der Verantwortung für den Eiſen— 
bahnbetrieb ſich beteilige, daß alſo ein fog. kombinierter oder 
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Konkurrenzbetrieb ſtattfinde. Die Behauptung des Bekl. 
rechtfertigt ſich auch nicht durch die Beſtimmung des Art. 17 
Abſ. 1 und 2 des Vertrags, wonach die Bedienſteten der 
Intern. Schlafw. Geſ. in mancherlei Beziehungen den Bahn⸗ 
beamten unterworfen find, und wonach die Geſellſchaft ver: 
pflichtet wird, unter beſtimmten Vorausſetzungen auf An⸗ 
weiſung der Eiſenbahnverwaltungen Bedienſtete zu entlaſſen. 
Denn hieraus ergibt ſich weder ein Dienſtverhältnis der Be⸗ 
dienſteten zu den Eiſenbahnverwaltungen noch, was entſchei— 
dend iſt, eine Beſchäftigung derſelben im Eiſenbahndienſt ). 

Die von dem Bekl. angeführten Entſcheidungen des 
öfterreich. oberſten Gerichtshofs?) find hieher ohne Bedeu⸗ 
tung; ſie beruhen auf den hier nicht maßgebenden öſterreich. 
Geſetzen über die Unfallverſicherung und find in ihrer Be- 
gründung nicht überzeugend; ebenſo nicht die Ausführungen 
des Direktionsaſſeſſors Reindl ). 

Uebrigens kommt noch eine weitere Erwägung hinzu, 
die das Reichsgericht“) angeſtellt hat. Durch das Reichsver⸗ 
ſicherungsamt iſt hinſichtlich der Unfallverſicherung die Intern. 
Schlafw. Geſ. an die Privatbahn-Berufsgenoſſenſchaft zuge: 
wieſen worden. Dieſe nicht angefochtene Zuweiſung iſt für 
die Gerichte unter Ausſchluß der Nachprüfung bindend. Durch 
die Zuweiſung wird aber der Eiſenbahnbetrieb außerhalb des 
Betriebs der Intern. Schlafw. Geſ. geſtellt. Auch der Bekl. 
hat dieſen Standpunkt eingenommen, inſofern er nicht ſelbſt 
gemäß § 128 Gew. die Verſicherungspflicht gegenüber 
dem Kläger übernommen hat. 

Fand daher die Beſchäftigung des Klägers nicht im 
Eiſenbahnbetrieb des Klägers ſtatt, in dem der Unfall ſich 
ereignete, ſo iſt der Bekl. ein Dritter im Sinne des § 140 
GewÜUDVG., gegen den vom Verletzten die Anſprüche aus dem 
HaftpflGeſ. geltend gemacht werden können. Dieſe Anſprüche 


) Eger, HaftpflG. S. 94, 108. 
2) Reger, Eiſenbahnentſch. 18 S. 65, 19 S. 108. 
3) In Reger daſ. 18 S. 367, 19 S. 88. 
4) In Reger daſ. 18 S. 15. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 10 
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find unabhängig davon, ob der Verletzte in einem Rechts- 
verhältnis zur Eiſenbahnunternehmerin ſtand ). 

Selbſtverſtändlich ſind ſie auch nicht durch Art. 11 Abſ. 2 
des erwähnten Vertrags ausgeſchloſſen; denn hier iſt ledig⸗ 
lich im Weg der Uebereinkunft zwiſchen dem Bekl. und der 
Intern. Schlafw. Geſ. die Beſtimmung getroffen, daß letztere 
im Verhältnis beider den durch die Verletzung eines Be⸗ 
dienſteten entſtandenen Schaden ſchließlich zu tragen habe. 
Durch dieſe Vereinbarung konnten aber die Rechte des Klä⸗ 
gers nicht berührt werden; gemäß § 5 HaftpflGeſ. waren 
dieſe durch Vertrag überhaupt nicht auszuſchließen. 

Gemäß SS 7, 3a, 1 HaftpflGeſ. hat ſonach der Bekl. 
dem Kläger durch Entrichtung einer Geldrente 
Schadenserſatz zu leiſten, wenn infolge der beim Unfall er⸗ 
littenen Verletzung ſeine Erwerbsfähigkeit zeitweiſe oder 
dauernd aufgehoben oder gemindert worden iſt. (Es wird 
ausgeführt, daß dies zutrifft und daß demgemäß der Be⸗ 
klagte für die Rente inſoweit hafte, als nicht durch die Pri⸗ 
vatbahn⸗Berufsgenoſſenſchaft eine Teilrente geleiſtet wird. 
Sodann wird fortgefahren:) Dem Anſpruch auf die nach 
dem HaftpflGeſ. dem Kläger gleichfalls zuſtehenden Hei⸗ 
lungskoſten tritt der Bekl. zunächſt mit dem Einwand 
entgegen, daß dieſer Anſpruch vollſtändig auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft übergegangen ſei und daß deshalb der Kläger 
zur Geltendmachung auch eines ſolchen Betrags, der den ihm 
im Verfahren vor den Verſicherungsbehörden gewährten Be⸗ 
trag überſteige, nicht legitimiert ſei. Dieſer Einwand war 
zurückzuweiſen. Gemäß § 140 Gew. geht der dem Ber: 
ſicherten erwachſene geſetzliche Anſpruch gegen Dritte auf Er— 
ſatz des ihm durch den Unfall erwachſenen Schadens auf die 
Berufsgenoſſenſchaft im Umfang ihrer, durch das genannte 
Geſetz begründeten Entſchädigungspflicht über. Da nun die 
Berufsgenoſſenſchaft nach 89 Abſ. 1 GewuVG. vom Be⸗ 
ginn der 14. Woche nach dem Eintritt des Unfalls ab freie 
ärztliche Behandlung, Arznei und ſonſtige Heilmittel zu ge: 

1) Reger S. 61. 
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währen hat, und zwar im ganzen Umfang, nicht wie bei der 
Rente nach Ziff. 2 daſ. nur im Betrag von 66 % des 
Jahresarbeitsverdienſtes, ſo würde, wenn im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes ein vollſtändiger und unbeſchränkter Rechtsübergang 
ſtattfände, allerdings der geſamte, in die Zeit nach der 14. 
Woche fallende Anſpruch auf Heilungskoſten auf die Berufs⸗ 
genoſſenſchaft übergehen und zwar auch dann, wenn im Ver⸗ 
ſicherungsverfahren dem Verſicherten nicht der volle Betrag 
der ihm rechtlich zuſtehenden Heilungskoſten zugeſprochen 
worden wäre. Eine ſolche Folgerung entſpricht aber nicht 
dem Sinn und Zweck des Geſetzes. Dasſelbe will nicht über 
die in andern Geſetzen dem Verſicherten gewährleiſteten An⸗ 
ſprüche entſcheiden und verfügen, ſowie bezüglich dieſer neues 
Recht ſchaffen, es will nur der Berufsgenoſſenſchaft für die 
Leiſtungen Regreß ſchaffen, die ſie dem Verſicherten gemacht 
hat, nicht aber darüber hinaus die Rechte des Verſicherten 
einſchränken. Wenn nun auch mit der neuerdings vom 
Reichsgericht angenommenen und feſtgehaltenen !) Anſicht ent⸗ 
gegen der bisherigen Praxis in Württemberg?) davon aus⸗ 
zugehen wäre, daß die Forderung gegen den Dritten zu— 
nächſt in der Perſon des Verletzten zur Entſtehung gelange 
und durch dieſe hindurch ſofort nach der Entſtehung im 
Wege wirklichen Rechtsübergangs auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft übergehe, ſo bezieht ſich doch dieſer Uebergang auf 
einen ſeinem Umfang nach noch nicht feſtſtehenden Anſpruch 
und er erfolgt vorbehältlich der künftigen ziffernmäßigen 
Feſtſtellung im Verſicherungsverfahren lediglich in Höhe die- 
ſer Feſtſtellung. Im Geſetze iſt nicht geſagt, daß ein dem 
Verſicherten zuſtehender, über dieſe Feſtſtellung hinausgehen⸗ 
der Anſpruch des Verſicherten gegen Dritte ausgeſchloſſen 
werde. Es beſteht auch keine allgemeine Vorſchrift, daß das 
ordentliche Gericht an die Feſtſtellung der Verſicherungsbe— 
hörde gebunden ſei. Daraus, daß für den beſonderen Fall 
des § 135 Abſ. 3 daf. eine ſolche Bindung der Gerichte an 
y K. 60 nr. 49, 50. 


2) Württ JJ. 19 S. 49. 195 
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die Entſcheidung der Verſicherungsbehörde geſetzlich feſtge— 
legt iſt, darf geſchloſſen werden, daß im übrigen eine Bin⸗ 
dung nach dem Willen des Geſetzgebers nicht ſtattfinden ſoll, 
was auch gegenüber nicht zu dem Unternehmen gehörigen 
Dritten durch die Zwecke des Geſetzes nicht veranlaßt iſt. 
Soweit alſo der Kläger in der Lage iſt, den Nachweis zu 
erbringen, daß er über die ihm von der Verſicherungsbe— 
hörde gewährte Entſchädigung für Heilungskoſten hinaus 
Aufwendungen für ſeine Heilung gehabt habe, iſt er an der 
Geltendmachung dieſes weiteren Schadens durch den Rechts- 
übergang und durch die Feſtſtellung der Verſicherungsbehörde 
jedenfalls vom Zeitpunkt dieſer Feſtſtellung an nicht gehindert. 
Die Erſatzverbindlichkeit des Bekl. für die Koſten der 
Heilung erſtreckt ſich nur auf die vom Kläger aufgewendeten 
Koſten, welche notwendig und angemeſſen waren!). Der 
Kläger hat alſo nur dann einen Anſpruch auf Erſatz des 
von den 5 Wiener Aerzten verlangten Honorars, wenn die 
Behandlung durch dieſelben zweckmäßig und ihre Honorar— 
ſätze unter Berückſichtigung der Tarife und der Verhältniſſe 
des Klägers angemeſſen ſind. Selbſtverſtändlich durfte der 
Kläger ſich in feiner Heimat kurieren laſſen. Auch die Be⸗ 
ratung mehrerer Aerzte iſt bei der Schwere der Unfallfolgen 
nicht zu beanſtanden. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 18. Juli 1909 i. S. des 
Württ. Fiskus, Bekl. (Nebenintervenientin: die Intern. 
Schlafwagengeſ.) g. Vogg. (Kl.) U. 889/08. 


25. 


Gebraunchsmuſterſchntz. — Keine Klagänderung i. 5. 

des S 527 35hO.; wenn das Berufungsgericht auf eine 

ſchun in I. Inſtanz geltend gemachte, dort nicht er: 

ledigte Klagebegründung eingeht. — Verbotene Eigen⸗ 
macht. 


Die Parteien hatten im Dezember 1907 einen „Lizenz: 
) Eger HaftpflichtR. S. 328. 
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Vertrag“ abgeſchloſſen, wonach die Bekln. (W.ſche Eheleute) 
von dem Klr. eine Lizenz zur alleinigen Ausbeutung der 
„Reklameidee Familienchronik“ im Bezirk Pforzheim und 
Umgebung gegen die einmalige, ſpäteſtens am 1. Januar 
1908 zu bewirkende Zahlung von 2000 Mk. erwarben. In 
der „Familienchronik“ wechſelt je eine mit einem Vordruck 
für Familiennotizen verſehene Seite mit einer mit Reklamen 
zu bedruckenden Seite ab. Die Inſerenten der Reklamen 
hat der Lizenznehmer beizubringen und er hat auch die Koſten 
des Drucks der Reklamen zu tragen, wogegen ihm die In⸗ 
ſertionsgebühren zufallen. 

Am 3. Januar 1908 fand eine Beratung zwiſchen dem 
Klr. und dem bekl. Ehemann ſtatt. Hiebei verhandelten ſie 
über die Rückgängigmachung des Vertrags und es kam ſo— 
weit, daß Klr. 750 Mk. bar erhielt, das Geld in die Taſche 
ſteckte und eine Quittung ausſtellte, wonach er „im Vergleichs⸗ 
weg“ 750 Mk. erhalten zu haben beſcheinte. Nach der wei⸗ 
teren Darſtellung des Klrs. ſoll ihm ſodann der bekl. Ehe⸗ 
mann das Geld unter Drohung mit Erſtechen wieder abge— 
nommen haben. Dies beſtreiten die Bekln., nach deren Be- 
hauptung der Klr. die 750 Mk. mitgenommen hätte. 

Kir. hat die Anfechtung der Vereinbarung vom 3. Ja⸗ 
nuar 1908 erklärt und auf die Bezahlung der in dem ur⸗ 
ſprünglichen Vertrag genannten Summe von 2000 Mk. ge⸗ 
klagt. 

Die Klage gegen die Ehefrau wurde in vollem Umfang, 
gegen den Ehemann bezüglich des die Summe von 750 Mk. 
überſteigenden Betrags abgewieſen. Im übrigen wurde auf 
einen richterlichen Eid erkannt, den der Kläger darüber leiſten 
ſollte, daß nach Auszahlung der Vergleichsſumme von 750 Mk. 
der beklagte Ehemann ihn wider ſeinen Willen zur Rückgabe 
des Geldes beſtimmt habe. 

In den 

Gründen 
wird zunächſt ausgeführt, daß es am 3. Januar 1908 zwi⸗ 
ſchen dem Klr. und dem bekl. Ehemann zum Abſchluß 
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eines Vergleichs gekommen ſei, ohne daß es hiebei noch 
auf die Erfüllung einer (vom Bekln. behaupteten) Bedingung 
angekommen wäre. Sodann wird fortgefahren: 

Wäre es zum Abſchluß eines Vergleichs nicht gekom⸗ 
men, ſo müßte die Klage abgewieſen werden. Der im De⸗ 
zember 1907 abgeſchloſſene „Lizenzvertrag“ iſt als Kauf: 
vertrag über das Lizenzrecht!) aufzufaſſen. Die Behaup⸗ 
tung des Klrs., es habe ſich um Uebertragung eines 
völlig eingerichteten Unternehmens gehandelt, iſt willkür⸗ 
lich. Ein ſolches Unternehmen beſtand nicht. Das We⸗ 
ſentliche für die Gegenkontrahenten des Klrs. lag in dem 
Erwerb des Schutzrechts aus dem Gebrauchsmuſter. Dieſes 
Schutzrecht beſtand aber trotz des Eintrags in der Gebrauchs— 
muſterrolle nicht, weil es an einem ſchutzfähigen Gegenſtand 
im Sinn des § 1 des Gebrauchsmuſtergeſ. fehlte. Denn die 
durch die eingeſtreuten Annoncen bewirkte Erhöhung des Ge⸗ 
brauchswerts — ſofern man überhaupt eine ſolche anerfen- 
nen will — ſtellt nicht eine Erhöhung des techniſchen und 
wirtſchaftlichen Gebrauchswerts des Buchs (etwa hinſichtlich 
ſeiner Form oder Handlichkeit) dar, ſondern iſt lediglich ge⸗ 
danklicher Art und daher durch ein Modell nicht darſtellbar. 
Ueberdies muß das Vorliegen eines ſchöpferiſchen, erfinde- 
riſchen Gedankens ſelbſt in dem beſchränkten Umfang, wie 
er im Gebiet des Gebrauchsmuſterſchutzes genügt, verneint 
werden. Es handelt ſich lediglich um eine routinemäßige 
Verwendung des längſt bekannten Gedankens, Reklamen in 
Druckſchriften einzuſtreuen. Fehlt es aber an dem Schutz 
recht, ſo kann der Klr. das für die Gewährung eben dieſes 
Rechts vereinbarte Entgelt nach der Natur des Kaufs als 
eines gegenſeitigen, d. h. auf Austauſch gerichteten Vertrags 
nicht verlangen. 

Aus eben dieſem Grund wäre für den Klr. nichts er⸗ 
reicht, wenn es ihm gelingen würde, mit der Anfechtung 
wegen Betrugs oder Drohung die ganze Vergleichsabrede zu 
beſeitigen. | 
93%. 1907 S. 136. 
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Die Klage kann daher in dem beabſichtigten Umfang, 
d. h. dahin, daß der Klr. die in dem Lizenzvertrag feſtge⸗ 
ſetzte Summe zu fordern berechtigt wäre, keinen Erfolg haben. 
Es kann ſich nur darum handeln, ob nach dem Abſchluß 
des (in ſeiner Gültigkeit durch das Nichtbeſtehen des Schutz⸗ 
rechts nicht berührten) Vergleichs, worin der Klr. auf den 
die ſofort bezahlte Summe von 750 Mk. überſteigenden Betrag 
der Forderung aus dem Lizenzvertrag (und zwar, wie ſich von 
ſelbſt verſtand, beiden Beklagten gegenüber) verzichtet hatte, 
dem Klr. die Vergleichsſumme gegen ſeinen Willen wieder 
entzogen worden iſt. Bei dieſer Vorausſetzung wäre die 
Klage in Höhe von 750 Mk., aber auch in dieſer Höhe nur 
gegen den Ehemann W., begründet, da die Ehefrau an 
den weiteren Vorkommniſſen keinen Anteil hatte. Die Ein⸗ 
rede der Klagänderung gegen dieſe Klagbegründung iſt zu⸗ 
rückzuweiſen. Da der Klr. ſchon in I. Inſtanz den Klag⸗ 
grund geltend gemacht hatte und das Landgericht nur nicht 
in die Lage kam, über die Klagänderung zu entſcheiden, ſo 
iſt es Sache des Berufungsgerichts, die Entſcheidung zu 
treffen. Dieſe ergeht hiermit nach $ 264 ZPO. auf Zurück⸗ 
weiſung der Einrede, da durch die Erlaſſung des neuen Klage— 
grunds die Verteidigung der Bekln. in keiner Weiſe erſchwert 
iſt. (Der § 527 ZPO. kann hier keine Anwendung finden.) 

Wäre nun der Klr., wie er behauptet, von Karl W. 
beſtimmt worden, die bereits in ſeinem Beſitz befindliche 
Summe von 750 Mk. unter dem Druck der auf ſeinen Willen 
eingeübten Einſchüchterung an Ort und Stelle zurückzulaſſen, 
ſo würde ein Fall der verbotenen Eigenmacht im Sinn des 
§ 858 BGB. vorliegen, wodurch neben der Klage aus Be— 
ſitzentziehung und aus Bereicherung hier, da auf ſeiten des 
Karl W. ſchuldhaft gehandelt worden wäre, eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Karl W. auf Grund des § 823 Abſ. 1 BGB.!) 
und damit nach § 249 BGB. die Pflicht zur Rückgabe eben 
dieſes Geldbetrags begründet ſein würde. 

) Vgl. Staudinger, Komm. 2/3. Aufl. Vorbem. VII zum 
3. Buch (Bd. 3 S. 13/14); ferner Bd. II 2 S. 1422. 
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Urteil des I. Zivilſenats vom 10. Dezbr. 09 i. S. W. 
g. B. U. 78/09. 


26. 
Notweg (SS 917, 918 BGB.). 


Klin. hat auf Markung Börſtingen eine Reihe von 
Grundſtücken erworben, um dort nach Kohlenſäurequellen zu 
graben. Da der einzige dieſe Grundſtücke mit der Staats⸗ 
ſtraße verbindende Feldweg ein Privatweg iſt, der nur für 
land wirtſchaftliche Zwecke benützt werden darf, hat 
Klin. gegen die 3 Bekln. — die A. G. Eyacher Kohlenſäure⸗ 
induſtrie, die Gemeinde Börſtingen und den Frherrn. v. R. — 
Klage auf Einräumung eines Notwegs erhoben. Die Bekln. 
haben Abweiſung der Klage beantragt. Die beklagte A. G. 
hat ein kleines Stück Feld, durch das der erwähnte Feld⸗ 
weg läuft, erworben, um zu verhindern, daß Klin. dieſen 
Weg für ihre Bohrungszwecke benützen kann; fie hat vor: 
ſorglich mit der Behauptung, daß ihr Grundbeſitz auf der 
Markung Börſtingen, auf dem fie Kohlenſäure gewinnt, un: 
ter Umſtänden völlig entwertet würde, wenn die Bohrungen 
der Klin. von Erfolg wären, eine Rente von 20000 Mk. 
beanſprucht. 

Im Berufungsverfahren ſind die Bekln. für ſchuldig 
erklärt worden, der Klin. den beanſpruchten Notweg einzu⸗ 
räumen; die Rente iſt für die A.G. auf 3 Mk., für die an⸗ 
dern Bekln. auf 20 und 10 Mk. feſtgeſetzt worden. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Iſt der Feldweg ein Privatweg, ſo fehlt, da Klin. den 
Weg zur Zeit nur zu landwirtſchaftlichen Zwecken benützen 
darf, unbeſtrittenermaßen den Grundſtücken der Klin. die zur 
Benutzung zwecks Gewinnung von Kohlenſäure mittels Boh— 
rung notwendige Verbindung mit einem öffentlichen Weg; 
die Vorausſetzungen des §S 917 BGB. find daher gegeben, 
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falls eine ſolche Benutzung als eine „ordnungsmäßige“ i. S. 
des § 917 anzuſehen iſt. Das iſt aber zu bejahen. Es iſt 
„ordnungsmäßig“ d. h. vernünftig, naturgemäß, im Inter⸗ 
eſſe des betr. Grundſtückseigentümers wie der Geſamtheit 
gelegen, daß ein Grundeigentümer die in ſeinem Grundſtück 
verſchloſſenen Naturſchätze ausbeutet, alſo z. B. auf ſeinem 
— bisher landwirtſchaftlich benützten — Grundſtück ein Gold-, 
Kupfer⸗ oder Kohlenbergwerk anlegt, wenn er annehmen darf, 
es finde ſich Gold, Kupfer oder Kohle darin. Man würde 
es nicht verſtehen, wenn z. B. in Württemberg einem Grund⸗ 
beſitzer die Ausbeutung eines mutmaßlich ergiebigen Kohlen⸗ 
lagers des halb unmöglich wäre, weil es ihm für ſein bis⸗ 
her zu landwirtſchaftlichen Zwecken benützten Grundſtück an 
einer Zufahrt fehlt, die er für andere als landwirtſchaftliche 
Fuhren benützen darf und kann, und es läßt ſich deshalb 
nicht annehmen, daß das Geſetz die Ermöglichung einer jol- 
chen Ausbeutung hindern will. Daß ein Notweg nicht bloß 
zum Zweck der Benützung des Grundſtücks in der bis he⸗ 
rigen Weiſe beanſprucht werden kann, iſt allgemein an⸗ 
erkannt, vergl. auch S 863 EBGB. Wenn — wie nicht 
beſtritten iſt — für die Klin. ein Notweg ſchon zur Erſtel⸗ 
lung der zur Kohlenſäuregewinnung erforderlichen Anlagen, 
zum Herbeiſchaffen der Bohrgeräte u. dgl. notwendig iſt, ſo 
kann ſie nach Lage der Sache einen ſolchen beanſpruchen, 
obwohl ſie noch keine Kohlenſäure gefunden hat: denn nach 
den örtlichen Verhältniſſen der dortigen Gegend iſt es wahr⸗ 
ſcheinlich, daß fie auf ihren Grundſtücken Kohlenſäure finden 
wird; Sicherheit hierüber kann aber eben erſt ein aus rei⸗ 
chender Bohrverſuch geben, der eben deshalb nach dem 
oben Geſagten der Klin. nicht verwehrt werden darf. 

Die von den Bekln. für ſich angerufene Beſtimmung 
des $ 918 BGB. trifft auf einen Fall der vorliegenden Art 
nicht zu. Daß der Wortlaut des 8 918 nicht zutrifft, 
iſt ohne weiteres klar; eine Aufhebung einer bisherigen Ver⸗ 
bindung der Grundſtücke der Klin. mit einem öffentlichen 
Weg ſteht ja nicht in Frage. Der Fall aber, daß durch eine 
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„willkürliche Handlung“ des Eigentümers eine bisher nicht 
vorhandene Wegverbindung notwendig wird, iſt durch 
den Wortlaut des $ 918 nicht getroffen. Anders wäre es, 
wenn der (bei Beratung des BGB. geſtellte) Antrag zum 
Beſchluß erhoben worden wäre, der lautete: „Die Verpflich⸗ 
tung iſt ausgeſchloſſen, wenn das Bedürfnis der Verbindung 
durch eine willkürliche Aenderung der bisherigen Benutzung 
des Grundſtücks hervorgerufen iſt“ (wobei immer noch frag⸗ 
lich wäre, was unter der „willkürlichen“ Aenderung 
zu verſtehen wäre). Aber dieſer Antrag iſt abgelehnt und 
ſtatt deſſen eine der jetzigen Faſſung des 8 918 dem Sinn 
nach gleichſtehende angenommen worden; es geht nicht an, 
den Sinn des abgelehnten Antrags in das Geſetz, ſo wie es 
nunmehr lautet, hineinzutragen oder (wie in der Literatur 
zum Teil geſchieht) die Beſtimmung des 8 918 Abſ. 1 ſchlecht⸗ 
hin in dem Fall entſprechend anzuwenden, da die veränderte 
Art der Benützung des Grundſtücks das Bedürfnis nach 
einem Notweg hervorruft. Vielmehr iſt das Geſetz, ſo wie 
es lautet, dahin zu verſtehen: die Verpflichtung zur Duldung 
eines Notwegs tritt auch dann ein, wenn eine willkürliche 
d. h. nicht notgedrungene Aenderung in der Benützung des 
Grundſtücks das Bedürfnis nach einem Notweg hervorruft, 
vorausgeſetzt, daß die neue Benützungs⸗ 
weiſe als eine „ordnungsmäßige“ anzuſe⸗ 
hen iſt. 

Auch die weiteren Einwendungen der Bekln. gegen ihre 
Pflicht zur Duldung eines Notwegs ſind nicht ſtichhaltig. 
Die Möglichkeit, daß die Ausbeutung einer auf den Grund» 
ſtücken der Klin. ſich findenden Kohlenſäurequelle oder das 
Bohren nach einer ſolchen die Bekl. Ziff. 1 ſchädigt (und um 
mehr als eine Möglichkeit handelt es ſich nicht), kann 
kein Anlaß ſein, der Klin. das Bohren nach ſolchen Quellen 
auf ihrem Eigentum zu unterſagen oder ihr den — eine 
Vorbedingung der Bohrarbeiten bildenden — Notweg zu 
verweigern. 

Was ſchließlich die Höhe der den Bekln. zuzuſprechen⸗ 
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den Rente anlangt, fo iſt fie ſelbſtverſtändlich nicht zu be⸗ 
meſſen nach dem Schaden, der den Bekln., insbeſondere der 
Bekln. Ziff. 1, möglicherweiſe dadurch erwächſt, daß Klin. auf 
ihren Grundſtücken nach Kohlenſäure bohrt; ſondern nach 
dem Schaden, den die Bekln. dadurch erleiden, daß die für 
die Benützung durch Fuhren der Klin. erforderlichen Teile 
ihrer Grundſtücke künftig als Weg nicht bloß für 
landwirtſchaftliche Fuhren, ſondern auch für die zu dem von 
der Klin. geplanten Betrieb erforderlichen (ſchweren) Fuhren 
benützt werden. Die Herſtellung und Unterhaltung eines 
hiezu geeigneten Weges iſt ſchon nach dem Geſetz ($ 917 
verb. „zu dulden“) Sache der Klin., die zudem ausdrück⸗ 
lich ſich bereit erklärt hat, die einſchlägigen Koſten zu tragen. 
Bei Bemeſſung der Rente können alſo die Koſten für In⸗ 
ſtandſetzung und Unterhaltung des Feldwegs für die Zwecke 
der Klin. nicht, wie der Sachverſtändige getan hat, berück⸗ 
ſichtigt werden. Hievon abgeſehen hat der Sachverſt. die 
Rente für den Belln. Ziff. 2 auf 20 Mk. berechnet, worin 
ihm beizutreten iſt, während er in betreff der Bekl. Ziff. 1 
und 3 einen Schaden oder eine Wertverminderung ihrer in 
Betracht kommenden Grundſtücke zufolge der Duldung des 
Notwegs ziffermäßig anzugeben nicht in der Lage war (weil 
ſich eine Wertsverminderung überhaupt nicht feſtſtellen laſſe). 
Der erkennende Senat hat bei dieſer Sachlage unter Wür⸗ 
digung aller Umſtände die an die Belln. Z. 1 und 3 zu 
zahlende Rente auf jährlich 3 und 10 Mk. feſtgeſetzt. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 27. Oktbr. 1908 i. S. 

Rommenhöller g. Eyacher Kohlenſäureinduſtrie u. Gen. 

Das Reichsgericht hat die Reviſion der Bekln. als un⸗ 
zuläſſig verworfen, weil die Reviſionsſumme nicht vorhanden 
ſei, und in den Gründen bemerkt: daß der Ertrag oder Wert 
des Grundſtücks der A. G., das durch den Notweg berührt 
werde, durch den Notweg über die feſtgeſetzte Rente hinaus 
geſchmälert werde, behaupte die A. G. ſelbſt nicht; auch ſonſt 
gebe die Rentenfeſtſetzung des Berufungsgerichts keinen An⸗ 
laß zu Bedenken. 
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8. 


Bedarf der Ausländer für ſeinen ambulanten Ge⸗ 
werbebetrieb am Riederlaſſungsort eines Wander⸗ 
gewerbeſcheins? 


Aus den 
Gründen 
des Reviſionsurteils, in welchem eine entſprechende Ver⸗ 
fügung der höheren Verwaltungsbehörde für rechtsunwirkſam 
erklärt wurde: 

Nach der Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat der 
Angekl. als Einkaſſierer des Abzahlungsgeſchäfts S. S. in 
Stuttgart, deſſen Inhaber gleich ihm öſterreichiſcher Staats 
angehöriger iſt, innerhalb ſeines Wohnſitzes, nämlich in St., 
ohne vorgängige Beſtellung von Haus zu Haus zwar nicht 
Waren feilgeboten, dagegen Warenbeſtellungen bei Privat- 
perſonen, näherhin bei Perſonen, in deren Gewerbebetrieb 
Waren der angebotenen Art keine Verwendung finden, auf— 
geſucht. Neben dieſer ohne erſichtlichen Rechtsirrtum ge— 
troffenen und von der Reviſion auch nicht angefochtenen 
Feſtſtellung hat das Berufungsgericht angenommen, daß der 
Angekl. als Ausländer zur Ausübung dieſes ambulanten 
Gewerbebetriebs innerhalb des Gemeindebezirks ſeines Wohn— 
orts nach dem Geſetz eines Wandergewerbeſcheins nicht be— 
dürfe und deshalb der von ihm innerhalb ſeines Wohnſitzes 
ausgeübte Gewerbebetrieb nicht unter die Beſtimmungen des 
Wandergewerbeſteuergeſetzes falle, der Mangel eines Wander— 
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gewerbe⸗ und Steuerſcheines ihn alſo auch nicht ſtraffällig 
mache. Die vom K. Steuerkollegium erhobene Reviſion ver⸗ 
tritt den gegenteiligen Standpunkt unter Berufung auf 
§ 42 b Abſ. 4 und Art. 56 d der GewO. in Verbindung 
mit der Bekanntmachung des Bundesrats vom 27. Nov. 1896 
(RGeſ. Bl. S. 745) und einer Bekanntmachung der K. Stadt- 
direktion Stuttgart vom 9. Mai 1885 betr. den ambulanten 
Gewerbebetrieb in Stuttgart wohnhafter Ausländer inner— 
halb des Stadtbezirks. 

Nach 8 56d GO. kann den Ausländern der Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen geſtattet werden und iſt der Bundes— 
rat befugt die deshalb nötigen Beſtimmungen zu treffen. 
Solche Beſtimmungen wurden am 31. Oktober 1883 vom 
Bundesrat erlaſſen; die jetzt in dieſem Betreff geltenden 
ſind in der Bekanntmachung vom 27. November 1896 — 
im weſentlichen gleichlautend mit den früheren, enthalten. 
Nach denſelben bedürfen die ein Gewerbe im Umherziehen 
betreibenden Ausländer eines Wandergewerbeſcheins (Ziff. 1), 
in 3. 2 find Ausnahmen für den Verkauf gewiſſer roher 
Erzeugniſſe zugelaſſen, nach Z. 3 finden auf die Ausübung 
des Gewerbebetriebs im Umherziehen, ebenſo auf die Er— 
teilung, Verſagung und Zurücknahme des Wandergewerbe— 
ſcheines die Beſtimmungen des Titels III der GewO. An⸗ 
wendung ſoweit nicht in den folgenden Ziffern anderes be- 
ſtimmt iſt. Die Z. 4, 5 und 7 geben Vorſchriften über 
die Verſagung der Erteilung, die Z. 6 über die Berechtigung 
des Inhabers des Wandergewerbeſcheines, Z. 8 über die 
Dauer ſeiner Geltung, Z. 9 über die Form der Ausſtellung, 
die Z. 10 über das Mitführen anderer Perſonen und Z. 11 
über das Beſchwerderecht gegen ergangene Verfügungen. 

Während nach § 42 GO. die zum ſelbſtändigen Betrieb 
eines ſtehenden Gewerbes befugte Perſon dasſelbe innerhalb 
und unbeſchadet der Beſtimmungen des III. Teils auch 
außerhalb des Gemeindebezirks ſeiner gewerblichen Nieder— 
laſſung ausüben darf, enthält der § 42 b die einſchränkende 
Vorſchrift, es könne für einzelne Gemeinden beſtimmt wer— 
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den, daß Perſonen, welche in dem Gemeindebezirk einen 
Wohnſitz oder eine gewerbliche Niederlaſſung haben, und 
welche innerhalb des Gemeindebezirks auf öffentlichen 
Straßen, Plätzen oder ohne vorgängige Beſtellung von Haus 
zu Haus Waren feilbieten oder ... Warenbeſtellungen bei 
Perſonen, in deren Gewerbebetrieb Waren der angebotenen 
Art keine Verwendung finden, aufſuchen ... der Erlaubnis 
bedürfen. Nach Abi. 4 daſ. iſt die höhere Verwaltungsbe⸗ 
hörde befugt, die vom Bundesrat gemäß $ 56d getroffenen 
Beſtimmungen auf diejenigen Ausländer ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, welche innerhalb 
des Gemeindebezirks ihres Wohnorts oder ihrer 
gewerblichen Niederlaſſung auf öffentlichen Straßen, Plätzen 
oder an anderen öffentlichen Orten, oder ohne vorgängige 
Beſtellung von Haus zu Haus eines der vorbezeichneten 
Gewerbe betreiben wollen. Die diesfalls als höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde zuſtändige K. Stadtdirektion Stuttgart 
(vgl. §S 36 MVerf. vom 9. XI. 83 und $ 4 MVerf. vom 
12. XII. 1896) hat unterm 9. Mai 1885 eine Verfügung 
dahin bekannt gegeben, daß auf Antrag der Gemeindekol— 
legien in Anwendung des zit. Abſ. 4 8 42 b GewO. künftig 
die laut der angeführten Bekanntmachung vom 31. Oktober 
1883 über den Gewerbebetrieb der Ausländer im Umher⸗ 
ziehen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen auch auf die⸗ 
jenigen Ausländer entſprechend anzuwenden ſeien, welche 
innerhalb des Stadtdirektionsbezirks St. einen Wohnſitz 
oder eine gewerbliche Niederlaſſung beſitzen und in denſelben 
auf öffentlichen Straßen ꝛc. oder ohne vorgängige Beſtel⸗ 
lung von Haus zu Haus Waren feilbieten oder ... Waren⸗ 
beſtellungen bei Perſonen aufſuchen, in deren Gewerbebetrieb 
Waren der angebotenen Art keine Verwendung finden, ſowie 
daß deshalb die im Stadtdirektionsbezirk wohnenden Aus— 
länder, welche ein Gewerbe der vorbezeichneten Art betrei— 
ben, nunmehr Wan dergewerbeſcheine bei der Stadt⸗ 
direktion auch dann zu löſen haben, wenn ſie 
dieſen Gewerbebetrieb auf den Stadtdirek— 
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tionsbezirtbefhränfen. 

Von der Rechtsgültigkeit dieſer Verfügung hängt vor⸗ 
liegend auf Grund der oben angeführten, auf die Tätigkeit 
des Angekl. bezüglichen tatſächlichen Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsgerichts die Strafbarkeit des Angekl. ab. Denn das 
Wandergewerbeſteuergeſetz vom 15. Dezember 1899 hat im 
engen Anſchluß an die Reichsgewerbeordnung die Wander: 
gewerbeſteuerpflicht im allgemeinen von der reichsgeſetzlich 
im § 55 Gew. ausgeſprochenen Verpflichtung zur Löſung 
eines Wandergewerbeſcheines abhängig gemacht, im Art. 2 
im weſentlichen unter wörtlicher Aufnahme des zit. § 55 
Z. 1—4 den Begriff der Wandergewerbe ſeinem Umfang 
nach feſtgeſtellt und zugleich die Wandergewerbeſteuerpflicht 
für alle darunter fallenden Gewerbebetriebe, vorbehältlich 
gewiſſer Ausnahmen nach Art. 3—5, ausgeſprochen. Im 
Art. 6 iſt die Wandergewerbeſteuerpflicht ſpeziell auf die 
Reichsausländer inſoweit ausgedehnt, als ſie nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Reichsgewerbeordnung und den hiezu er⸗ 
gangenen Ausführungsbeſtimmungen zur Ausübung des 
Wandergewerbes im Inland eines Wandergewerbeſcheins be⸗ 
dürfen. 

Das Berufungsgericht hat die Verfügung der K. Stadt⸗ 
direktion Stuttgart vom 9. Mai 1885 weil gegen das Reichs⸗ 
geſetz verſtoßend für rechts un wirkſam erklärt mit 
der Begründung, daß in der GewO. zwiſchen ſtehendem 
Gewerbebetrieb und Gewerbebetrieb im Umherziehen genau 
unterſchieden und für letzteren ſoweit er innerhalb des Ge- 
meindebezirks des Wohnorts erfolge, nur ein Erlaubnis⸗ 
ſchein, ſofern dies nach 8 42 b überhaupt zuläſſig ſei und 
nicht ein Wandergewerbeſchein erfordert werde, ſowie daß 
die „entſprechende Anwendung“ der für den ambulanten 
Gewerbebetrieb der Ausländer erlaſſenen bundesrätlichen 
Vorſchriften nach Wortlaut, Zweck und äußerer Anordnung 
der hier einſchlägigen Vorſchrift des Abſ. 4 § 42 b nicht 
auch geſtatte, den Ausländern in den Fällen des § 42 b 
d. h. beim ambulanten Gewerbebetrieb innerhalb des Wohn⸗ 
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ortes ſelbſt, die Löſung eines Wandergewerbeſcheines aufzu⸗ 
erlegen, ſondern es könne nur die Erlaubnisein⸗ 
holung nach Abſ. 1 diesfalls von ihnen verlangt werden, 
für deren Erteilung oder Verſagung jene Vorſchriften des 
Bundesrats Geltung haben. 

Dieſe Auffaſſung entſpricht der in der Literatur vor- 
herrſchenden Meinung. Sie iſt vertreten von den Kommen⸗ 
tatoren Landmann zu $ 42 b Anm. 17, Bd. I S. 367 
(4. Aufl.), Schenkel Bd. I S. 333 (daſelbſt), Reger Bd. I 
S. 120, Hoffmann Note 13 daſ., Berger-Wilhelmi Note 9 
daſ. —, welche übereinſtimmend erklären, daß nicht ein Wan⸗ 
dergewerbeſchein ſondern nur ein Erlaubnisſchein von den 
Ausländern gefordert werden könne; ferner in der bayeri— 
ſchen Vollzugsanweiſung vom 7. Februar 1898, ebenſo in 
dem preußiſchen Miniſterialerlaß vom 26. Juli 1901 (Hand. 
MBl. S. 172) und in der preuß. Ausführungsanweiſung 
vom 1. Mai 1904 zur GewO., worin zu § 42 b angeordnet 
iſt, daß die Scheine, durch die die Erlaubnis zur Ausübung 
des ambulanten Gewerbebetriebs erteilt wird, nicht als Ge— 
werbeſcheine ſondern als Erlaubnisſcheine auszufertigen ſind 
und daß über die Erteilung, Verſagung und Zurücknahme 
der Erlaubnisſcheine an Ausländer der Regierungspräſident 
entſcheidet, im übrigen auf dieſe Erteilung ꝛc. die Beſtim⸗ 
mungen der Bekanntmachung vom 27. November 1896 An— 
wendung finden. Schicker, Komm. z. GewO. § 42 b N. 14 
jagt allerdings, „es dürfte die Auffaſſung von Landmann zc. 
nicht richtig ſein“; nach ihm ſoll der Wandergewerbeſchein 
von den Ausländern auch dann zu erwirken ſein, wenn ſie 
ihr ambulantes Gewerbe nur am Wohnort ausüben wollen. 

Der Strafſenat vermochte ſich der letzterwähnten, von 
Schicker übrigens ohne nähere Begründung gelaſſenen An 
ſicht nicht anzuſchließen und trat der Auffaſſung des Be— 
rufungsgerichts aus folgenden Erwägungen bei. 

Schon der Wortlaut des maßgebenden Abſ. 4 8 42 b 
und der Umſtand, daß die darin enthaltene Beſtimmung im 
unmittelbaren Anſchluß an die Beſtimmungen über die Not— 
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wendigkeit eines Erlaubnisſcheines in Abſ. 1—3 dieſes § 42 b 
getroffen worden iſt, ſprechen dafür, daß lediglich die vom 
Bundesrat für den von Ausländern auszuübenden Gewerbe— 
betrieb im Umherziehen nach $ 56 a erlaſſenen verſchärften 
Beſtimmungen auf den ambulanten Gewerbebetrieb der Aus: 
länder am Wohnort Anwendung finden ſollen, alſo dieſe 
verſchärften Beſtimmungen gegenüber den Ausländern auch 
für die Erteilung und Verſagung des Erlaubnisſcheins 
Geltung haben. Denn der Abſ. 4 § 42b ſpricht von einer 
„entſprechenden Anwendung“ jener bundesrätlichen Beſtim— 
mungen; dieſe haben für den Gewerbebetrieb der Ausländer 
im Umherziehen erhebliche Beſchränkungen materieller 
Art gegenüber ſolchem Gewerbebetrieb von Reichsinländern, 
ſpeziell in Abſicht auf die Erteilung und Verſagung des 
Wandergewerbeſcheins eingeführt, — die Löſung eines 
Wandergewerbeſcheins dagegen iſt als Regel ſchon für die 
Inländer in $ 55 GewO. vorgeſchrieben, wie fie in Z. IIa 1 
der bundesrätlichen Beſtimmungen den Ausländern zur Pflicht 
gemacht iſt. Gerade dieſe weitergehenden Beſchränkungen 
ſollen, im Unterſchied von den nach Abſ. 3 § 42 b für die 
Erteilung und Verſagung des Erlaubnisſcheins ſowie für 
das dabei einzuhaltende Verfahren zunächſt allgemein ge— 
gebenen Vorſchriften, nach Abſ. 4 gegenüber den Ausländern 
Platz greifen. Hiebei iſt nun in dieſem ganzen $ 42 b nur 
von der Einholung ein er beſonderen Erlaub- 
nis, von der Erteilung eines Erlaubnisſcheins für den hier 
behandelten ambulanten Gewerbebetrieb innerhalb des Ge— 
meindebezirks des Wohnorts die Rede; nirgends iſt in dieſer 
geſetzlichen Vorſchrift geſagt oder der Verwaltungsbehörde 
die Ermächtigung erteilt, daß den Ausländern auch in den 
hier geregelten Fällen des $ 42 b die Löſung eines Wander⸗ 
gewerbeſcheins an Stelle des bloßen Erlaubnisſcheins aufer⸗ 
legt werden dürfe. Wenn der Geſetzgeber letzteres gewollt 
hätte, ſo hätte er dies ſpeziell zum Ausdruck bringen müſſen 
und nicht bloß von einer „entſprechenden Anwendung“ der 
verſchärften Beſtimmungen des Bundesrats ſprechen dürfen. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 11 
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Aus dieſer Ausdrucksweiſe geht angeſichts des ſonſtigen In⸗ 
halts dieſer Geſetzesvorſchrift klar hervor, daß damit die 
Verwaltungsbehörde für befugt erklärt wurde, Ausländer 
auch beim ambulanten Gewerbebetrieb innerhalb des Wohn⸗ 
bezirks gemäß den für ihren Gewerbebetrieb im Umherziehen 
getroffenen Beſtimmungen des Bundesrats materiell weiter⸗ 
gehend zu beſchränken als die Inländer, ohne daß aber 
gleichzeitig für die Erteilung der Erlaubnis zu erſterem 
Gewerbebetrieb eine ganz andere Form, nämlich die Form 
des Wandergewerbeſcheins irgendwie erkennbar vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen worden wäre. 

Unter Gewerbebetrieb im Umherziehen wird ſodann 
durchweg der Betrieb gewiſſer in S 55 GewO. bezeichneten 
Gewerbe und Gewerbeformen außerhalb des Wohn⸗— 
orts ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaſſung 
und ohne vorherige Beſtellungen verſtanden; unbeſtritten 
gehört ein ambulanter Gewerbebetrieb am Wohnort, 
beſtehend im Umherziehen von Haus zu Haus, nicht zu den 
Begriffsmerkmalen des Gewerbebetriebs im Umherziehen 
(Landmann Aufl. 4 S. 441 Bd. I, Goltd. Arch. Bd. 40 
S. 197), vielmehr wird das Hauſieren am Ort der Nieder⸗ 
laſſung vom Geſetz als ein Ausfluß des ſtehenden Gewerbes 
betrachtet und gilt als freigegeben ſoweit nicht gerade der 
§ 42 b eine Erlaubniseinholung vorſchreibt. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht insbeſondere auch die Vollzugsverfügung 
vom 18. Dezember 1899 zum Wandergewerbeſteuergeſetz 
(RBl. 1899 S. 1185), welche in S 5 ausſpricht, daß der 
Wandergewerbeſteuer nicht unterworfen ſei, ſondern als Aus- 
übung des ſtehenden Gewerbes gelte ein im Gemeindebezirk 
des Wohnorts ſtattfindender Gewerbebetrieb, auch wenn 
dieſer Betrieb ohne Begründung einer feſten Niederlaſſung 
oder mittels Umherziehens von Haus zu Haus erfolgt. 

Nun ſteht der mehrzitierte §S 42 b in dem vom ſtehenden 
Gewerbebetrieb handelnden Teil II der RED. und für 
dieſen iſt auch ſoweit er in ambulanter Weiſe erfolgt, nir— 
gends ein Wandergewerbeſchein vorgeſchrieben; nur ſoweit 
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beim ſtehenden Gewerbebetrieb gewiſſe gewerbliche Hand⸗ 
lungen außerhalb des Wohnorts vorgenommen werden, wird 
hiefür der Beſitz einer Legitimationskarte, nicht eines Wan⸗ 
dergewerbeſcheins erfordert. Im Gegenſatz zum ſtehenden 
Gewerbebetrieb ſteht der Gewerbebetrieb im Umherziehen 
und er iſt im beſonderen Teil III R Gew. geregelt; für 
ihn iſt der Beſitz eines Wandergewerbeſcheins durchweg vor: 
geſchrieben, ſoweit nicht der in § 44a beſonders geregelte 
legitimationskartenpflichtige Gewerbebetrieb der Handlungs⸗ 
reiſenden und ferner die dem Marktverkehr (Teil IV GewO.) 
nahe kommenden Ausnahmefälle des § 59 in Betracht kom⸗ 
men. Der im Abſ. 4 § 42 b in Bezug genommene $ 56 d 
ſteht aber in dem zit. Teil III GewO. und der Begriff des 
Gewerbebetriebs im Umherziehen iſt dort für die Ausländer 
nicht anders gemeint als wie im § 55 und für den hievon 
begrifflich verſchiedenen ambulanten Gewerbebetrieb der Aus⸗ 
länder innerhalb des Gemeindebezirks ihres 
Wohnorts kommt lediglich der mehrerwähnte § 42 b in Be⸗ 
tracht, welcher die fakultative Vorſchrift der Einholung eines 
Erlaubnisſcheines enthält und zwar in klarer Unterſcheidung 
von dem in Teil III behandelten Wandergewerbeſchein. 
Findet hienach die Auslegung der Reviſion keine Grund⸗ 
lage in dem § 42 b Abſ. 4 und in 8 56d Gew., jo er⸗ 
ſcheint auch ihre Berufung auf die Motive der Novelle 
von 1883 zu dem durch letztere eingeführten Abſ. 4 des 
§ 42 b verfehlt. Nach dieſen verfolgt die Beſtimmung den 
Zweck, die Umgehung der auf Grund des § 56d für den 
Gewerbebetrieb der Ausländer im Umherziehen erlaſſenen 
beſonderen Vorſchriften durch die beliebte Art der Nieder: 
laſſung in größeren Städten zu verhindern. Denn dieſer 
Zweck wird offenſichtlich in derſelben Weiſe und in dem 
gleichen Umfang erreicht, wenn dem Ausländer für den 
ambulanten Geſchäftsbetrieb am Wohnort die Einholung 
einer behördlichen Erlaubnis vorgeſchrieben iſt und für deren 
Erteilung bezw. Verſagung die ſchärferen materiellen, für 
die Ausſtellung von Wandergewerbeſcheinen an Ausländer 
11 * 
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gegebenen Beſtimmungen angewendet werden können. Ob 
hiebei die Erlaubnis in der Form des Wandergewerbeſcheins 
oder des Erlaubnisſcheines nach § 42b erteilt wird, bleibt 
jedenfalls für die Erreichung jenes Zweckes völlig unerheb— 
lich, wie der Vorrichter zutreffend ausgeführt hat. 

Die von der Reviſion hiegegen angeführte praktiſche 
Erwägung, daß nicht dieſelben Behörden für die Ausſtellung 
des Erlaubnisſcheines wie für die Ausſtellung des Wander- 
gewerbeſcheines zuſtändig ſeien und ſo die wünſchenswerte 
einheitliche Behandlung der Ausländer, ſoweit ſie nicht ein 
ſtehendes Gewerbe betreiben, erſchwert würde, bildet kein 
für die vorliegende Entſcheidung durchſchlagendes Moment 
und kann nur de lege ferenda in Betracht kommen. Uebrigens 
iſt zu beachten, daß wo ein ambulanter Gewerbebetrieb 
lediglich innerhalb des Gemeindebezirks eines beſtimmten 
Wohnorts wie vorliegend in Frage ſteht, die Polizeibehörde 
dieſes Ortes aus rein ſachlichen Gründen wie aus ſolchen 
der Zweckmäßigkeit für die Erlaubniserteilung an ſich ge— 
eigneter erſcheint als eine regelmäßig für eine größere An⸗ 
zahl von Gemeinden zuſtändige Bezirksbehörde. Im ge 
gebenen Fall, in welchem es ſich um den Stadtdireftions- 
bezirk Stuttgart handelt, wäre allerdings der Bezirk der 
den Wandergewerbeſchein erteilenden Behörde nicht verſchie— 
den von dem Gemeindebezirk, für welchen gemäß § 42 b 
Abſ. 4 GewO. durch die Verfügung der K. Stadtdirektion 
eine die Ausländer beſchränkende Beſtimmung getroffen wer— 
den wollte. Von dieſem in Württemberg einzigen Sonder— 
fall abgeſehen würde die Anwendung der Beſtimmungen des 
Bundesrats von 1896 in Z. II A. 6, wonach der Inhaber 
des Wandergewerbeſcheins zur Ausübung ſeines Gewerbes 
im Umherziehen in dem ganzen Bezirk der den Wander— 
gewerbeſchein erteilenden Behörde berechtigt iſt, an ſich zu 
einem Widerſpruch mit einer nach 8 42 b jeweils nur für 
einen Gemeindebezirk getroffenen Anordnung führen, ſofern 
die K. Oberämter für die Ausſtellung von Wandergewerbe— 
ſcheinen zuſtändig find, 8 63 MVerf. 9. Nov. 1883. Indes 
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iſt der Reviſion zuzugeben, daß die für die Anordnung nach 
§ 42 b Abſ. 4 gegenüber den Ausländern gleichfalls zuſtän⸗ 
digen K. Oberämter (§ 36 zit. MVerf.) eine ſolche Anord⸗ 
nung auch auf beſtimmte Teile ihres Verwaltungsbezirks, 
ſpeziell auf eine einzelne Gemeinde und ſelbſt auf eine be- 
ſtimmte Straße beſchränken können, ſ. Landmann, a. a. O. 
S. 367 Note 17, weshalb die Annahme des Vorrichters 
nicht zutreffend iſt, daß bei Ausſtellung eines Wanderge⸗ 
werbeſcheins für den ambulanten Gewerbebetrieb der Aus⸗ 
länder am Wohnort dieſen ein über ihren eigenen Willen 
hinausreichendes Mehr an Machtvollkommenheit geradezu 
geſetzlich aufgedrängt würde. 

Endlich vermag auch der Hinweis der Reviſion auf die 
Verpflichtung der ausländiſchen Handlungsrei⸗ 
ſenden zur Löſung von Wandergewerbeſcheinen den Stand— 
punkt der Steuerbehörde nicht zu begründen. Denn einmal 
ſind in Z. II B der nach §8 56d GewO. erlaſſenen Bekannt⸗ 
machung des Bundesrats für den Geſchäftsbetrieb der aus⸗ 
ländiſchen Handlungsreiſenden ganz beſondere Vorſchriften 
erlaſſen, welche eben nur den Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen betreffen (vgl. die Ueberſchrift dieſer Bekanntmachung 
zu Z. II) und damit nicht ohne weiteres auch den ambu— 
lanten Gewerbebetrieb am Niederlaſſungsort; ſodann ſind 
auf Grund der beſtehenden Handelsverträge dieſe fremden 
Reiſenden im allgemeinen in derſelben Weiſe zu behandeln 
wie die einheimiſchen Reiſenden und ſie benötigen regelmäßig 
zum Bereiſen des Inlandes nur einer ſog. Gewerbelegiti— 
mationskarte, nicht eines Wandergewerbeſcheines. In den 
Motiven zu Art. 6 des Wandergewerbeſteuergeſetzes iſt aus— 
geführt, daß bei den dermaligen Verhältniſſen der Beſteue⸗ 
rung der ausländiſchen Handlungsreiſenden ebenſowenig eine 
praktiſche Bedeutung zukommt, wie den Beſtimmungen in 
betreff der auf inländiſche Meſſen und Märkte ziehenden 
Ausländer, welche letzteren nach Art. 4 und 6 daſ. ſteuerfrei 
gelaſſen worden ſind, Beil. 37 S. 451 zu Verhdl. d. Abg.⸗ 
kammer von 1895.) 
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Bei dieſer Sach- und Rechtslage entbehrt die Verfügung 
der K. Stadtdirektion Stuttgart vom 9. Mai 1885 der 
geſetzlichen Grundlage, inſoweit ſie den im Stadtdirektions⸗ 
bezirk wohnhaften Ausländern auch für den auf dieſen Be⸗ 
zirk beſchränkten ambulanten Gewerbebetrieb die Verpflich⸗ 
tung zur Löſung eines Wandergewerbeſcheins auferlegt. Der 
Angeklagte war daher für die von ihm nach der Feſtſtel⸗ 
lung des Vorrichters ausgeübte Gewerbetätigkeit zur Löſung 
eines ſolchen Scheines nicht verpflichtet und kann die Straf⸗ 
beſtimmung des Art. 23 oder 22 WGStGeſ. gegen ihn 
nicht zur Anwendung kommen. Denn nach dem für die 
Steuerpflicht der Ausländer maßgebenden Art. 6 des zit. 
Geſetzes unterliegen dieſe der Wandergewerbeſteuer in ſo— 
weit als fie zur Ausübung des Wandergewerbes im In⸗ 
land nach der Reichsgewerbeordnung und den hiezu ergan— 
genen Ausführungsbeſtimmungen eines Wandergewerbeſcheins 
bedürfen. Dieſer Art. 6 bildet, wie der Reviſion zuzugeben 
iſt, die geſetzliche Grundlage für die Steuerpflicht der Aus— 
länder und er behandelt erſchöpfend in teilweiſer Abweichung 
von den für die Inländer geltenden Vorſchriften der Art. 2—5 
das für die Ausländer geltende Sonderrecht. Aber gerade 
nach ihm entfällt vorliegend die behauptete Steuerpflicht des 
Angekl., eben weil dieſer weder nach der Gewerbeordnung 
noch nach den Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer ſoweit 
ſolche rechtswirkſam erlaſſen ſind, eines Wandergewerbeſcheins 
bedurfte. 

Nachdem eine Zuwiderhandlung gegen das Steuergeſetz 
nicht in Betracht kommt, hat das Berufungsgericht zutreffend 
die weitere Frage geprüft, ob nicht eine ſtrafbare Verfehlung 
wider die Gewerbeordnung im Sinn des $ 148 vorliegt. 
Denn für die zahlreichen, im § 148 mit Strafe bedrohten 
Fälle ſchließt nach Abſ. 2 daſelbſt eine nach den Steuer: 
geſetzen zu erkennende Strafe die in der GewO. angedrohte 
Strafe aus und kommt alſo die letztere in Frage ſobald die 
erſtere ausgeſchloſſen iſt. Eine Strafbarkeit iſt auch nach 
dieſer Richtung vom Vorrichter ohne erſichtlichen Rechts— 
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irrtum verneint worden. Allerdings folgt mittelbar aus der 
Verfügung der K. Stadtdirektion vom 9. Mai 1885, daß 
ſie den ambulanten Gewerbebetrieb von Ausländern nach 
& 42b GewO. der vorgängigen behördlichen Erlaubnis 
unterwerfen wollte und zu dieſer Anordnung war ſie nach 
Abſ. 4 daſ. befugt. Die Strafbarkeit einer Zuwiderhand⸗ 
lung gegen § 42 b, welche in Z. 5 des § 148 GewO. vor⸗ 
geſehen iſt, hat jedoch zur weſentlichen Vorausſetzung, daß 
die — hier unterbliebene — Einholung der Erlaubnis in 
einer dem Geſetz entſprechenden rechtswirkſamen Weiſe vor⸗ 
geſchrieben, die Erteilung oder Verſagung der Erlaubnis 
innerhalb des durch das Geſetz gezogenen Rahmens gewähr⸗ 
leiſtet war. Dies traf im vorliegenden Fall nicht zu, nach: 
dem von der Verwaltungsbehörde die Erlaubnis in geſetz⸗ 
lich unzuläſſiger Weiſe von der Löſung eines Wandergewerbe— 
ſcheines abhängig gemacht worden war. Beſtand aber für 
die Ausländer im Stadtdirektionsbezirk Stuttgart keine 
rechtsgültige Anordnung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
in Gemäßheit des Abſ. 4 §S 42 b Gew., fo konnte nur die 
für Inländer und Ausländer zunächſt gleichmäßig geltende 
Beſtimmung des Abſ. 1 dieſes § in Betracht kommen; eine 
auf Grund dieſer Beſtimmung zuläſſige Anordnung der Ver: 
waltungsbehörde für den ambulanten Gewerbebetrieb inner⸗ 
halb des Stadtbezirks beſteht jedoch nicht. Hienach war der 
Reviſion ein Erfolg zu verſagen. 

Urteil des Strafſenats vom 28. September 1908 in 

der Strafſache gegen A. J. in St. wegen Wander⸗ 

gewerbeſteuergefährdung. 


9. 


Anbieten gewerblicher Leiſtungen im Pinne des Man⸗ 
der gewerbeſtenergeſetzes. Begriff des Marktverkehrs. 


Die Strafkammer hat folgenden Sachverhalt feſtge— 
ſtellt: 
Der Angeklagte hat ſich ſeit ſeiner früheſten Jugend 
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mit dem Ausſchneiden von Porträtſilhouetten befaßt und 
verſchafft ſich hiedurch ſeinen Lebensunterhalt. Zu dieſem 
Zwecke beſucht er Meſſen und Märkte, bietet dort von einem 
Stande aus den Marktbeſuchern ſeine Leiſtungen an, ſchneidet 
die beſtellten Silhouetten ſofort aus und überläßt ſie den 
Beſtellern gegen Bezahlung von 30—50 Pfg. für das Stück; 
ausnahmsweiſe läßt er ſich auch etwas mehr für das Stück 
bezahlen. Die ſo gelieferten Silhouetten weiſen nach der 
Feſtſtellung des Berufungsgerichts eine bald mehr bald 
weniger entfernte, regelmäßig aber eine noch erkennbare 
Aehnlichkeit mit den Perſonen, die ſie darſtellen ſollen, auf. 
Dieſe Tätigkeit übt der Angeklagte ſeit mehr als 10 Jahren 
auf Meſſen und Märkten der verſchiedenen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten aus, ohne bisher von einer Behörde dazu angehalten 
worden zu fein, daß er ſich einen Wandergewerbeſchein (vgl. 
8 55 GewO.) oder einen Steuerſchein (vgl. Art. 7 und 11 
des württ. Geſetzes vom 15. Dez. 1899 betr. die Wander: 
gewerbeſteuer) verſchaffe. 

Die Strafkammer iſt zur Freiſprechung des Angeklagten 
gelangt, weil deſſen Tätigkeit auf den Märkten nach der 
Beſchaffenheit der von ihm gefertigten Silhouetten ein An— 
bieten gewerblicher Leiſtungen im Sinne des Art. 2 
Z. 3 des württ. Geſetzes betr. die Wandergewerbeſteuer 
vom 15. Dezbr. 1899 nicht darſtelle. Selbſt bei Zutreffen 
dieſes Erforderniſſes wäre aber — ſo führt der Berufungs⸗ 
richter weiter aus — eine Beſtrafung des Angeklagten auf 
Grund des Art. 22 des genannten Geſetzes unzuläſſig, weil 
die Beſtimmung des Art. 2 Z. 3 daſelbſt im Widerſpruch 
ſtehe mit dem in den §§ 64 und 68 der GewO. aufgeſtellten 
Grundſatze der Marktfreiheit, wonach der Marktverkehr mit 
anderen als den in § 67 a. a. O. bezeichneten Abgaben 
nicht belaſtet werden dürfe. Der württ. Geſetzgeber — vgl. 
Art. 4 des Geſetzes vom 15. Dezbr. 1899 — hätte daher 
die Steuerfreiheit nicht auf den Handel auf Meſſen, Jahr⸗ 
und Wochenmärkten im Sinne des Verkaufs und Ankaufs 
von Waren und des Suchens von Warenbeſtellungen be— 
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ſchränken, ſondern auf das Anbieten von gewerblichen Lei⸗ 
ſtungen ausdehnen ſollen. 

Mit Recht macht hiegegen die Reviſion geltend, daß 
der Berufungsrichter, indem er die geſchilderte Tätigkeit des 
Angeklagten auf dem Jahrmarkt nicht als Anbieten gemerb- 
licher Leiſtungen im Sinne des WanderGGewStGeſ. Art. 2 
Z. 3 auffaßt, dieſen Begriff verkannt habe. Ohne Frage 
iſt die freie künſtleriſche Betätigung, auch wenn ſie gegen 
Vergütung oder mit der Abſicht ſpäteren Verkaufs der Er⸗ 
zeugniſſe ausgeübt wird, nicht als gewerbliche Tätig⸗ 
keit anzuſehen, und dasſelbe gilt von den (hier übrigens 
nicht in Betracht kommenden) perſönlichen Dienſtleiſtungen 
höherer Art, mögen ſie, wie z. B. die Erteilung von Unter⸗ 
richt, gegen Entlohnung oder ohne ſolche erfolgen. Es kann 
auch mit der Strafkammer davon ausgegangen werden, daß 
die Erzeugung ſolcher Silhouetten, wie ſie der Angeklagte 
„im allgemeinen“ liefert, eine nicht unerhebliche künſtleriſche 
Befähigung, Uebung und Fertigkeit vorausſetzt und daß 
dies insbeſondere auch auf die am 25. April 1907 auf dem 
Jahrmarkt zu J. gefertigten Exemplare zutrifft (in Bezug 
auf welche der Vorderrichter eine ſolche Feſtſtellung nicht 
ausdrücklich getroffen hat). Allein dieſer Geſichtspunkt, der 
künſtleriſche Zug, der nach den Ausführungen des Berufungs⸗ 
richters den Erzeugniſſen des Angeklagten innewohnt, iſt 
nicht ausſchließlich entſcheidend, ſonſt wären auch kunſt⸗ 
gewerbliche Leiſtungen und Verrichtungen, die allgemein als 
Ausübung gewerblicher Tätigkeit aufgefaßt werden, 
von vornherein in weitem Umfang hiervon auszunehmen. 
Es kommt vielmehr auch auf die Art und Weiſe der 
Ausübung der Tätigkeit des Angeklagten an; erſt unter 
Heranziehung dieſes Geſichtspunkts läßt ſich entſcheiden, ob 
bei ſeiner Berufsarbeit das künſtleriſche oder das gewerb— 
liche Moment vorwiegt, und für ihre rechtliche Beurteilung 
den Ausſchlag gibt. Die Tätigkeit des Angeklagten beſteht 
darin, daß er auf Jahrmärkten von einem Marktſtand aus 
jedem beliebigen Marktbeſucher um den Preis von 
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30 Pfg. bis 1 Mk. zweierlei bietet und leiſtet: einmal das 
in wenigen Minuten ſich vollziehende Ausſchneiden der Sil⸗ 
houetten vor den Augen der Beſteller und ſonſtiger in der 
Nähe befindlicher Leute und weiterhin die Ueberlaſſung des 
fertigen Bildes zu Eigentum des Beſtellers. Bei einer 
ſolchen Berufsausübung kann von freier künſtleriſcher Be⸗ 
tätigung, von höherer künſtleriſcher Erwerbstätigkeit nicht 
wohl die Rede ſein. Indem der Angeklagte ſeine künſtleriſche 
Fähigkeit in der erwähnten Weiſe in den Dienſt der Menge 
ſtellt, gibt er ſeiner Tätigkeit zu ſehr den Zug des Reklame⸗ 
haften, Geſchäftsmäßigen und einer Art von Maſſenproduk⸗ 
tion, als daß ſie unter dem Geſichtspunkte des freien künſt⸗ 
leriſchen Schaffens aufgefaßt werden dürfte. Daraus folgt, 
daß die Leiſtungen, welche der Angeklagte dem Jahrmarkt⸗ 
publikum gegen Entgelt anbietet, trotz des künſtleriſchen Ge⸗ 
präges, das die Silhouetten im einzelnen Falle aufweiſen 
mögen, gewerbliche Leiſtungen ſind. Dieſer Auslegung 
ſteht die Faſſung des Art. 2 Z. 3 u. 4 WGStG. und des 
dieſer Vorſchrift zu Grunde liegenden § 55 Abſ. 1 Z. 3 u. 4 
der GewO. (nach der Novelle vom 1. Juli 1883) zum 
mindeſten nicht entgegen. Ein „Feilhalten“ von „Fabri⸗ 
katen“ im Sinne des § 67! GewO. kann in der Tätigkeit 
des Angeklagten, der die beſtellten Silhouetten auf dem 
Jahrmarkt ſelbſt herſtellt, nicht erblickt werden. 

Der Strafſenat vermag übrigens auch der Auffaſſung 
des Berufungsgerichts, daß die Vorſchrift des Art. 2 Z. 3 
vgl. mit Art. 4 des württ. WGStG. in einem ihre geſetz⸗ 
liche Verbindlichkeit aufhebenden Widerſpruch mit 8 68 Gew. 
ſtehe, nicht beizutreten. 

Ueber den Begriff des Marktverkehrs (ſ. GewO. 
§ 68, auch § 64) und namentlich darüber, ob der Markt⸗ 
verkehr außer dem Kauf und Verkauf von Waren und etwa 
noch dem Aufſuchen von Warenbeſtellungen auch das An— 
bieten von gewerblichen Leiſtungen umfaſſe oder nicht, herrſcht 
Streit. Beide Meinungen haben ſtets namhafte Vertreter 
gefunden (für die erſtere Auslegung Landmann-Rohmer, 
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GewO. 4. Aufl. 8 64 Note 3a S. 522; für die letztere 
Auslegung Schicker, GewO. 4. Aufl. 8 64 Note 4 ©. 340). 
Jedenfalls iſt aus den Vorſchriften der GewO. nicht mit 
Sicherheit zu entnehmen, ob der Geſetzgeber auf dem einen 
oder dem andern Standpunkt geſtanden iſt. Im § 55 Abſ. 2 
GewO. wird zwar für die in Abſ. 1 Z. 4 genannten Bor: 
führungen ein Wandergewerbeſchein auch für den Marktver— 
kehr vorgeſchrieben und hieraus ergibt ſich, daß es zu den 
in Abſ. 1 Z. 1—3 erwähnten Tätigkeiten, alſo auch zum 
Anbieten von gewerblichen Leiſtungen für den Marktverkehr 
des Wandergewerbeſcheins nicht bedarf. Hiemit iſt jedoch 
darüber, ob das Anbieten gewerblicher Leiſtungen von dem 
(erſt im Titel IV der GewO. geregelten) Begriffe des Markt⸗ 
verkehrs mitumfaßt fein und abgabenfrei im Sinne des § 68 
Gew. bleiben ſolle, nicht entſchieden; denn die Befreiung 
vom Wandergewerbeſchein iſt lediglich eine polizeiliche Ver⸗ 
günſtigung und geſtattet an ſich noch keinen Schluß auf 
irgendwelche Befreiung in ſteuerlicher Beziehung. Wie die 
Vergleichung des 8 59 Abſ. 1 3. 1 GewO. und des Art. 3 
Z. 1 WG Sta. ergibt, decken ſich denn auch die Befreiungen 
vom Wandergewerbeſchein nicht durchaus mit den Fällen 
der Befreiung von der Wandergewerbeſteuer. Richtig iſt 
aber, daß der württ. Geſetzgeber bei dem Geſetze vom 
15. Dezember 1899 einen „möglichſt engen Anſchluß“ an 
die Beſtimmungen der GewO. angeſtrebt und durchgeführt 
hat; vgl. Motive zu Art. 2 u. 3 des WGStG. Dieſer 
Geſetzgeber ſtand alſo, was die Zugehörigkeit des Anbietens 
gewerblicher Leiſtungen zum Marktverkehr betrifft, vor einer 
durch die GewO. nicht unmittelbar geregelten, in der Lite⸗ 
ratur beſtrittenen Frage, und wenn er der Anſicht beitrat, 
daß das Anbieten von gewerblichen Leiſtungen zum Markt⸗ 
verkehr nicht gehöre, ſo kann nach dem Geſagten von 
einem Widerſpruch, in welchen er ſich zu einer Beſtimmung 
des Reichsrechts (GewO. § 68) geſetzt hätte, nicht die 
Rede ſein. 

Hienach war das angefochtene Urteil ſamt den ihm zu 
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Grunde liegenden Feſtſtellungen aufzuheben und die Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Dieſes wird nunmehr 
zu prüfen haben, ob ſich der Angeklagte der wiſſentlichen Aus⸗ 
übung eines ſteuerpflichtigen Wandergewerbes (Art. 22 Abſ. 1 
Z. 1 des WGStG.) oder etwa einer Zuwiderhandlung im 
Sinne des Art. 23 Abſ. 1 oder Abf. 2 daſ. ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

Urteil des Strafſenats vom 7. Dezember 1908 in der 

Strafſache gegen W. W. in Straßburg wegen Wander⸗ 

gewerbeſteuergefährdung. 


10. 


Die Hilfsbereitſchaft Dritter bei Motmehrannahme. 
Autatiunatmehr. 


Nach dem vom Berufungsgericht feſtgeſtellten Sachver- 
halt hat der 17 Jahre alte Angeklagte am 31. Mai 1908 
in der Kronenwirtſchaft zu D. dem J. B. von dort mit 
einem Bierglas, einem ſog. Henkelglas einen Schlag auf 
den Kopf verſetzt und dem B. dadurch eine 6 em lange 
Kopfwunde mit der Folge dreitägiger Arbeitsunfähigkeit 
beigebracht. Das Bierglas wurde, weil nach ſeiner objek⸗ 
tiven Beſchaffenheit und nach der Art ſeiner Benützung zur 
Bewirkung erheblicher Verletzungen geeignet, als gefährliches 
Werkzeug im Sinne des § 223 a StGB. angeſehen und 
ausgeſprochen, daß der Angeklagte zwar in Notwehr, nämlich 
zur Verteidigung ſeines von B. angegriffenen Vaters zuge— 
ſchlagen, aber einer Ueberſchreitung der Notwehr ſich ſchuldig 
gemacht, auch die zur Erkenntnis der Strafbarkeit ſeiner 
Handlung erforderliche Einſicht beſeſſen habe. Die Annahme 
einer Ueberſchreitung der Notwehr wurde wie folgt be— 
gründet: 

Der Vater L., ein großer kräftiger Mann, ſei nur von B. 

und zwar ohne Waffen angegriffen geweſen und die 
Tochter des erſteren habe ſich zwiſchen die beiden ge— 
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worfen, um abzuwehren; von einer weiteren Seite habe 
ein Angriff nicht gedroht; bei dieſer Sachlage hätte es, 
wie auch 3 Augenzeugen bekunden, genügt, wenn der An- 
geklagte mit unbewaffneter Hand zur Verteidigung ſeines 
Vaters gegen B. vorgegangen wäre; deſſen habe ſich der 
Angeklagte, dem dieſe Umſtände bekannt waren, bewußt 
ſein müſſen und er habe außerdem darauf rechnen können, 
daß die zwei ſchon beim erſten Streit vermittelnd aufge⸗ 
tretenen Zeugen nötigenfalls abwehrend eingreifen würden, 
endlich habe der Angeklagte nicht in Furcht, Beſtürzung 
oder Schrecken gehandelt, ſondern in unerſchrockenem Kam⸗ 
pfeseifer die Notwehr bewußter Weiſe, alſo vorſätzlich und 
bewußt rechtswidrig überſchritten. 

Nach dieſen Ausführungen iſt der Vorrichter bei Beur⸗ 
teilung der Frage einer Anwendbarkeit des 8 53 StGB., 
insbeſondere des Vorliegens einer ſtrafbaren Ueberſchreitung 
der Notwehr, welche eine gerechtfertigte Notwehr voraus: 
ſetzt, an ſich von rechtlich zutreffenden Geſichtspunkten aus⸗ 
gegangen. Denn es iſt die objektive Sachlage, ſpeziell die 
Perſönlichkeit und das Stärkeverhältnis des Angreifers und 
des Angegriffenen ſowie die Art und Stärke des Angriffs 
und der Abwehr in ſachgemäßer Abwägung gegen einander 
in Betracht gezogen worden und das inſoweit lediglich auf 
dem Gebiet der Beweiswürdigung und tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung liegende Ergebnis iſt nach S 376 StPO. dem Re⸗ 
viſionsangriff entzogen. Anders verhält es ſich indes be⸗ 
züglich der nach den Urteilsgründen hiebei zur Entſcheidung 
mitherangezogenen Hilfsbereitſchaft dritter Per: 
ſon en, fofern fie als ein Verteidigungsmittel, welches im 
Sinn des 8 53 einem rechtswidrigen gegenwärtigen Angriff 
entgegengeſetzt werden kann, mitverwertet wurde. Solche 
Hilfsbereitſchaft ſcheidet unter dieſen Verteidigungsmitteln an 
ſich keineswegs aus, aber ſie darf im Einzelfall nicht als 
bloße Möglichkeit oder als bloße unſichere Ausſicht auf die 
Unterſtützung Dritter in Betracht kommen, vielmehr hat ihre 
Verwertung bei Beurteilung der Frage einer ſtrafbaren Ueber⸗ 
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ſchreitung der Notwehr zur notwendigen Vorausſetzung, daß 
ſich der Täter mit voller Sicherheit darauf verlaſſen konnte 
und ſich dieſer Tatſache klar bewußt war. Letzteres trifft 
aber nach den Urteilsgründen vorliegend nicht zu, es iſt bloß 
die an ſich zweifelhafte Möglichkeit des eventuellen Eingrei⸗ 
fens zweier Zeugen als ein für die Beurteilung der Sach— 
lage weſentlicher Entſcheidungsgrund mitherangezogen und 
eben dies genügt nicht. 

Sodann iſt die Annahme der ſog. Putativnot⸗ 
wehr durch die getroffene Feſtſtellung nicht ausgeſchloſſen, 
der Angeklagte habe ſich deſſen bewußt ſein müſſen, daß 
es genüge, mit unbewaffneter Hand zur Verteidigung ſeines 
Vaters gegen B. vorzugehen, hiezu iſt vielmehr die unzweifel⸗ 
hafte Feſtſtellung erforderlich, daß er ſich tatſächlich 
deſſen bewußt war. Begrifflich verſchieden von der Ueber⸗ 
ſchreitung der Notwehr iſt nämlich die Putativnotwehr d. h. 
die irrtümliche Annahme des Vorhandenſeins eines Notwehr⸗ 
zuſtandes oder die irrige Meinung, daß die vom Angeklagten 
gewählte Verteidigung zur Abwehr des Angriffs erforderlich 
ſei. Liegt ein ſolcher tatſächlicher Irrtum vor, iſt Ange⸗ 
klagter in dieſem Irrtum über das Maß der objektiv er⸗ 
forderlichen Verteidigung hinausgegangen, ſo fehlt es an dem 
zur Strafbarkeit aus $ 2232 StGB. erforderlichen rechts 
widrigen Vorſatz, näherhin an dem Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit ſeines Tuns. Es kommt hier darauf an, welche 
Vorſtellungen der Angeklagte von der Stärke des Angriffs 
hatte und was er an Art und Maß der Abwehr tatſächlich 
für geboten hielt und wenn ein in dieſer Richtung bei ihm 
unterlaufener Irrtum vermeidlich oder nicht entſchuldbar war, 
ſo iſt wohl der Vorſatz, nicht aber ein als Fahrläſſig⸗ 
keit anzurechnendes Verſchulden ausgeſchloſſen. Auf ein 
ſolches aber deutet die Feſtſtellung hin, der Angeklagte habe 
ſich jenes Umſtandes bewußt ſein müſſen, womit eben 
noch nicht gegeben iſt, daß er ſich deſſen in Wirklichkeit be— 
wußt war, wohl aber nahegelegt iſt, daß fein etwaiger Irr— 
tum vermeidbar geweſen ſei und hienach käme das Vorliegen 
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einer fahrläſſig verübten Körperverletzung unter Umſtänden 
in Betracht. 

Nach dem Ausgeführten vermag die nach der ſubjektiven 
Seite getroffene Feſtſtellung die ausgeſprochene Verurteilung 
nicht zu tragen, was zur Aufhebung des Urteils führen 
mußte, nicht aber zu der von der Reviſion beantragten ſo⸗ 
fortigen Freiſprechung führen konnte. 

Urteil des Strafſenats vom 30. Dez. 1908 in der Straf⸗ 

ſache g. F. L. in H. wegen Körperverletzung. 


11. 
Zum Begriff des Berfleigerers. 


Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsge⸗ 
richts hat der Angeklagte, der den Wohnſitz in D., die ge⸗ 
werbliche Niederlaſſung (Linoleumgeſchäft) in St. hat, am 
6. Juli 1907 im K.ſchen Hauſe zu U. — ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaſſung in dieſer Stadt — durch 
den ſtädtiſchen Auktionator E. einen Poſten Linoleum zur 
Verſteigerung bringen laſſen. Er übertrug dem E. die Vor⸗ 
nahme und Durchführung der Verſteigerung in der Weiſe, 
daß E. — nicht auch der Angeklagte ſelbſt — die bevor⸗ 
ſtehende Verſteigerung in der Zeitung ankündigte und am 
6. Juli mit dem Ausrufen der Waren begann; der Sohn 
A. E. führte das Verſteigerungsprotokoll; der Angeklagte 
war anweſend und hat in einzelnen Fällen durch Nicken 
oder Schütteln mit dem Kopf dem E. bedeutet, ob dieſer 
den Zuſchlag erteilen oder verweigern ſolle; im allgemeinen 
war hiefür eine Preisliſte maßgebend. Das Herbeiſchaffen 
der Ware in den Verkaufsraum und die Abfertigung der 
Käufer durch Uebergabe der Waren beſorgten Leute des An— 
geklagten; die Zahlung nahm A. E. entgegen, der die Kaſſe 
und das Verkaufsprotokoll führte. Der Angeklagte ſelbſt 
führte ein Kontrollbuch und fertigte Kontrollſcheine aus, die 
er dem A. E. übergab, damit dieſer darauf die Zahlung 
beſcheinige. Nach geſchehener Zahlung erhielt der Käufer 
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den Kontrollſchein, und konnte gegen Vorzeigung und Ab— 
lieferung desſelben die Ware in Empfang nehmen. Die 
Wandergewerbeſteuer hat E. bezahlt, bei dieſem Anlaß hatte 
ein Beamter des Kameralamts den E. und den Angeklagten 
zuvor dahin belehrt, daß, wenn E. der Verſteigerer und 
Steuerpflichtige ſei, der Angeklagte bei der Verſteigerung an⸗ 
weſend ſein könne, ohne „Weiteres beſorgen“, d. h. weitere 
Genehmigungen und Ausweispapiere ſich beſchaffen zu müſſen. 
Ein Aushang mit Angabe von Namen und Wohnort des 
Angeklagten war an der Verkaufsſtelle zunächſt nicht ange- 
bracht. — Die Verſteigerung wurde nach kurzer Zeit poli— 
zeilich eingeſtellt. 

In Würdigung dieſer äußeren Vorgänge iſt die Straf— 
kammer zu dem Ergebnis gelangt, daß der Angeklagte — 
und nicht, wie dieſer geltend macht, der Auktionator E. — 
es geweſen ſei, der die Ware verſteigert habe. 
Dieſes Ergebnis läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 
Die Beſtimmungen des Titels III der Reichsgewerbeordnung 
„Gewerbebetrieb im Umherziehen“ betreffen Perſonen, welche 
außerhalb des Gemeindebezirks ihres Wohnorts ohne Be— 
gründung einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vor— 
gängige Beſtellung in eigener Perſon Waren feilbieten. Dieſe 
Tätigkeit iſt mit der Pflicht zur Löſung eines Wanderge— 
werbeſcheins verbunden (8 55); fie wird gänzlich unterſagt, 
wenn ſie in der Art ausgeübt werden ſoll, daß die Waren 
verſteigert werden (§S 56% Abſ. 1). Der Zweck dieſer ge— 
ſetzlichen Beſtimmungen iſt der, die ortsanſäſſigen Gewerbe— 
treibenden vor dem Wettbewerb ſolcher auswärtiger Perſonen 
zu ſchützen, welche nicht durch diejenigen Rückſichten, welche 
die erſteren auf ihr einheimiſches Publikum zu nehmen haben, 
gebunden ſind. (RG. Strafſ. 29, 16, Gewerbe-Archiv 5, 
316, 6, 86 u. a. O.) Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
und insbeſondere auch von dem Geſichtspunkt der ſoeben 
dargelegten Zweckbeſtimmung des Geſetzes aus betrachtet, 
fällt die vom Angeklagten entwickelte Tätigkeit an ſich au— 
genſcheinlich unter die Beſtimmungen des III. Titels der 
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Gew.: er, der in St. — D. feinen Wohnſitz und feine ge⸗ 
werbliche Niederlaſſung hatte, hat kraft ſeines eigenen Ent⸗ 
ſchluſſes eine Partie Waren ſeines Gewerbebetriebs nach U. 
geſchafft, um ſie daſelbſt ohne dort eine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung zu begründen und, wie die Sachlage ergibt, ohne 
vorgängige Beſtellung von einer feſten Verkaufsſtelle aus feil⸗ 
zuhalten (Wanderlager) und zwar hat er für dieſes Feilhalten 
die Form der Verſteigerung gewählt. Für die äußere Durch⸗ 
führung der Verſteigerung hat er allerdings den in U. an⸗ 
ſäſſigen Auktionator E. zugezogen, der ſich ſeinerſeits wieder 
der Beihilfe ſeines Sohns bediente. Allein daß der Ange⸗ 
klagte dadurch die, wie gezeigt, nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen ihn ſelbſt treffende Verantwortlichkeit abgewälzt 
habe, kann dem Angeklagten um ſo weniger zugegeben wer— 
den, als, wie das Reichsgericht neueſtens (RG. Strafſ. 40, 
414) anerkannt hat, bei den Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung der wirtſchaftliche Zweck neben dem formal-jurifti- 
ſchen Geſichtspunkt beſondere Würdigung erheiſcht. Soll — 
und darauf läuft das Verhalten des Angeklagten hinaus — 
das aus wirtſchaſtlichen Erwägungen hieraus mißbilligte Er— 
gebnis einer Wanderverſteigerung dadurch entſchuldigt wer⸗ 
den, daß eine dritte ortsanſäſſige Perſon mit der Vornahme 
gewiſſer äußerer Verſteigerungshandlungen beauftragt wird, 
fo müſſen im Sinn des Geſetzes ganz beſonders ſtrenge An- 
forderungen geſtellt werden, wenn die Annahme gerechtfertigt 
ſein ſoll, nicht der auswärtige Inhaber des Lagers (der An⸗ 
geklagte), ſondern ein Dritter (der ortsanſäſſige Auktionator 
E.) habe verſteigert. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt es nicht als rechts⸗ 
irrtümlich zu beanſtanden, wenn das Berufungsgericht auf 
Grund der von ihm feſtgeſtellten weitgehenden perſönlichen 
Anteilnahme des Angeklagten an der Verſteigerungshand— 
lung zu dem Ergebnis gelangt, der Angeklagte ſelbſt ſei der 
Verſteigerer geweſen. Der Angeklagte hat das Ausrufen 
der Waren dem E., die Führung des Protokolls und der 
Kaſſe dem A. E. überlaſſen; dagegen hat er 1 mit meh⸗ 
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reren ſeiner Angeſtellten die Kontrolle geführt, Kontrollſcheine 
ausgeſtellt, die Ware dem Käufer aushändigen und den Em- 
pfang der richtigen Ware und die Zahlung des Kaufpreiſes 
überwachen laſſen; vor allem aber hat er ſelbſt durch Zeichen 
(Nicken oder Schütteln des Kopfs), die er dem E. alt gab, 
über Erteilung oder Verweigerung des Zuſchlags entſchieden, 
ſo daß inſoweit E. als bloßes Werkzeug des Angeklagten 
erſcheint. Dieſen tatſächlich eigenartig liegenden Fall konnte 
das Berufungsgericht, wie erwähnt, ohne Rechtsirrtum dahin 
beurteilen, daß Angeklagter der Verſteigerer war. Ob die 
entſcheidenden Worte der landgerichtlichen Urteilsbegründung: 
„Verſteigerer ſei derjenige, unter deſſen leitendem Willen die 
Verſteigerung ſtehe“ in ihrer allgemeinen Faſſung ohne wei⸗ 
teres zutreffend, andererſeits zur Rechtfertigung des gewon⸗ 
nenen Ergebniſſes hinreichend ſind, kann dahingeſtellt bleiben. 
Da, wie gezeigt, das Ergebnis von Rechtsirrtum nicht be⸗ 
einflußt iſt, ſo läge hier äußerſtenfalls ein Mangel in der 
Begründung vor, der gemäß § 380 StPO. im Reviſions⸗ 
verfahren vor dem Oberlandesgericht nicht gerügt werden 
kann, übrigens auch den Angeklagten nicht beſchweren würde. 
Urteil des Strafſenats vom 29. März 1909 in der 
Strafſache g. K. G. in St. wegen Uebertretung gegen 
die Gewerbeordnung. 
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| II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


15. 


Ein Ortsſtatut nach Art. 21 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes 

hat nicht einen waſſerpolizeilichen Charakter, ſondern 

iſt eine Anordnung auf dem Gebiete der Gemeinde⸗ 
vermöügensver waltung. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 

I. Die bürgerlichen Kollegien von A. haben mit Orts⸗ 
ſtatut vom ent auf Grund von Art. 21 Abſ. 2 
des Waſſergeſetzes angeordnet, daß die Gewinnung von Sand, 
Kies, Schlamm, Eis, Schilf und von ſonſtigen Stoffen und 
Pflanzen aus den öffentlichen Gewäſſern der Markung, der 
Fils und der Eyb, unter Ausſchluß des Gemeingebrauchs, 
ſoweit er von der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde abhängt, 
auf die Dauer von 5 Jahren für Rechnung der Gemeinde 
zu verpachten ſei. Dieſes Ortsſtatut wurde von der K. Re⸗ 
gierung des Donaukreiſes in Ulm am 19. 2. 08 genehmigt. 
Nachdem hierauf die Lehrersehefrau K. K. in K. als Päch⸗ 
terin des ihrem Vater, dem Fiſcher J. G., in der Eyb auf 
Markung A. zuſtehenden Fiſchwaſſers Beſchwerde erhoben 
hatte, wurde dieſe Genehmigung, ſoweit ſie ſich auf dieſes 
Fiſchwaſſer bezieht, durch Entſcheidung des K. Miniſteriums 
des Innern vom 29. 7. 09 wieder aufgehoben. Auf die am 
31. 7. 09 durch das Oberamt G. vollzogene Eröffnung die⸗ 

12 * 
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ſer Entſcheidung hat der Gemeinderat A. mit einem am 10. 
8. 09 bei dem K. Oberamt G. eingereichten Schriftſatz die 
Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof erhoben. 

II. Die Beſchwerdeführerin hat den ihr nach Art. 13 
des Geſetzes vom 16. 12. 76 über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege obliegenden Nachweis dafür erbracht, daß die ange- 
fochtene Verfügung des K. Miniſteriums des Innern recht⸗ 
lich nicht begründet iſt und daß ſie durch dieſelbe in einem 
ihr zuſtehenden Recht verletzt worden iſt. Der rechtzeitig 
und formrichtig erhobenen Beſchwerde war deshalb ftattzu- 
geben. 

Nach Art. 21 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes kann von den 
bürgerlichen Kollegien durch ortsſtatutariſche Vorſchrift mit 
Genehmigung der Kreisregierung für beſtimmte Zeit feſtge⸗ 
ſetzt werden, daß die Gewinnung aller oder einzelner der in 
Art. 18 des Waſſergeſetzes bezeichneten Stoffe oder Pflanzen 
in beſtimmten öffentlichen Gewäſſern des Gemeindegebiets 
unter Ausſchluß des Gemeingebrauchs, ſoweit er von der 
Erlaubnis der Ortspolizeibehörde abhängt, für Rechnung 
der Gemeinde zu verpachten ſei. Eine Beſtimmung, unter 
welchen Vorausſetzungen ſeitens der Kreisregierung die Ge— 
nehmigung für ein ſolches Ortsſtatut zu erteilen oder zu ver: 
jagen ſei, iſt im Waſſergeſetz nicht enthalten. Dem ange⸗ 
fochtenen Beſcheid iſt daher darin beizutreten, daß es im 
pflichtmäßigen freien Ermeſſen der Kreisregierung ſteht, ob 
ſie dem ihr vorgelegten Statut die Genehmigung erteilen 
will oder nicht, und daß ſie keineswegs bloß zu prüfen hat, 
ob das Statut äußerlich den Beſtimmungen des Art. 21 
Abſ. 2 des Waſſergeſetzes entſpricht, ſondern daß auch fluß- 
und waſſerpolizeiliche Rückſichten und die Beachtung privater 
Intereſſen für die Entſcheidung der Kreisregierung maßgebend 
ſein können. Hiemit iſt aber nur ein Teil der für die Ver⸗ 
fügung der Kreisregierung in Betracht kommenden Geſichts— 
punkte gewürdigt und zwar der vom Standpunkt der Ge— 
meinde aus weniger ins Gewicht fallende. Es erhellt aus 
einer Vergleichung des mit Abſ. 2 von Art. 21 im engſten 
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inneren Zuſammenhang ſtehenden Abſ. 1 von Art. 21, der 
der Gemeinde die Befugnis zur Erhebung einer Gebühr für 
die Erteilung der Erlaubnis zur Gewinnung der genannten 
Stoffe durch Private einräumt, daß es ſich bei der Anwen⸗ 
dung des Art. 21 für die Gemeinde weniger um fluß- oder 
waſſerpolizeiliche Rückſichten, als vielmehr um eine wirtſchaft⸗ 
liche Maßnahme (Geſetzesbegründung, Kammer der Standes⸗ 
herren 1899/1900, Beil. Bd. S. 90), um die Erſchließung 
einer Einnahmequelle für die Gemeinde, alſo in erſter Reihe 
um eine Maßregel auf dem Gebiet der Ge 
meindevermögens verwaltung handelt. Daß die⸗ 
ſer Geſichtspunkt auch für die Genehmigungsbehörde der 
überwiegende ſein muß, ergibt ſich aus Art. 18 im Zuſam⸗ 
menhalt mit Art. 21 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes. In Art. 18 
wird in Abſ. 1 die Entnahme von Sand, Kies u. ſ. w. aus 
einem öffentlichen Gewäſſer von der vorgängigen Erlaubnis 
der Ortspolizeibehörde abhängig gemacht und in Abſ. 2 
wird beſtimmt: „Die Erlaubnis kann, falls nicht Art. 21 
Abſ. 2 Platz greift, nur in widerruflicher Weiſe mit 
Beſchränkung auf eine beſtimmte Zeitdauer oder eine be⸗ 
ſtimmte Menge, ſowie nur innerhalb beſtimmter räumlicher 
Grenzen erteilt werden.“ Durch die Worte: „falls nicht 
Art. 21 Abſ. 2 Platz greift“, wird nicht beſtimmt, daß 
im Fall des Art. 21 Abſ. 2 die Erlaubnis des Art. 18 
Abſ. 1 überhaupt nicht mehr nötig ſei, ſondern nur vorge 
ſchrieben, daß hiebei für die Erlaubniserteilung die in Abſ. 2 
von Art. 18 bezeichneten Beſchränkungen wegfallen. Es un⸗ 
terliegt alſo auch die Entnahme von Sand u. ſ. w. durch den 
von der Gemeinde aufgeſtellten Pächter der vorgängigen 
ortspolizeilichen Erlaubnis. Hienach iſt auch im Fall des 
Art. 21 Abſ. 2 durch Art. 18 in Verbindung mit Art. 20 
Abſ. 1 des Waſſergeſetzes für Beachtung der fluß- und waſſer⸗ 
polizeilichen Intereſſen in ſolchem Maße geſorgt, daß ange⸗ 
nommen werden muß, die Kreisregierung handle bei Geneh⸗ 
migung des Ortsſtatuts in der Hauptſache in ihrer Eigen- 
ſchaft als ſtaatliche Aufſichtsbehörde über die Gemeindever⸗ 
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mögensverwaltung. Auch der Umſtand, daß die Verwaltung 
der Ortspolizei grundſätzlich dem Ortsvorſteher zukommt und 
eine Mitwirkung des Gemeinderats und des Bürgeraus— 
ſchuſſes nur unter beſtimmten, für den vorliegenden Fall 
nicht zutreffenden Vorausſetzungen vorgeſehen iſt (vergl. Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung Art. 162 und 163), weiſt darauf hin, daß 
die dem Ortsſtatut vorbehaltenen Anordnungen des Art. 21 
in der Hauptſache keine waſſerpolizeiliche, ſondern vermögens⸗ 
rechtliche Bedeutung haben. Daß die Kreisregierung im vor⸗ 
liegenden Fall trotzdem in die Genehmigungsverfügung auch 
polizeiliche Anordnungen im Sinne des Art. 20 des Waſſer⸗ 
geſetzes aufgenommen hat, anſtatt dieſe der Ortspolizei zu 
überlaſſen, vermag hieran nichts zu ändern, könnte vielmehr 
nur die Rechtmäßigkeit dieſer polizeilichen Anordnungen in 
Frage ſtellen. Mit der Auffaſſung der Genehmigungsver⸗ 
fügung der Kreisregierung als einer Verfügung von Ge— 
meindeaufſichtswegen iſt aber die von dem K. Miniſterium 
des Innern in dem angefochtenen Beſcheid für fich bean⸗ 
ſpruchte Befugnis unvereinbar, auf die von der K. erhobene 
Beſchwerde das von der Kreisregierung genehmigte Orts— 
ſtatut aufzuheben. Auf die Tätigkeit der Kreisregierung als 
ſtaatlicher Aufſichtsbehörde über die Gemeindevermögensver⸗ 
waltung ſind die Vorſchriften der Gemeindeordnung anzu— 
wenden. Dieſe beſtimmt in Art. 196 Abſ. 1: 

„Soweit nicht für einzelne Fälle abweichende Beſtim⸗ 
mungen getroffen ſind, ſteht den beteiligten Perſonen eine 
Beſchwerde gegen Beſchlüſſe der Gemeindebehörden oder 
gegen Verfügungen der Aufſichtsbehörden in Angelegen— 
heiten der Gemeinde⸗ und Stiftungsverwaltung mit Aus⸗ 
ſchluß der Ortspolizei nur inſoweit zu, als eine geſetzliche 
Vorſchrift zu ihrem Nachteil verletzt iſt.“ 

Da nun abweichende Beſtimmungen für den vorliegen: 

den Fall nicht getroffen ſind, insbeſondere auch nicht im 
Waſſergeſetz, auch keine ortspolizeiliche Angelegenheit, ſondern, 
wie ſchon ausgeführt, eine Verfügung der Aufſichtsbehörde 
in Angelegenheiten der Gemeindevermögensverwaltung vor— 
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liegt, ſo wäre eine Beſchwerde der K. und damit ein Ein⸗ 
greifen des K. Miniſteriums des Innern nur inſoweit zu⸗ 
läſſig geweſen, als bei Erlaſſung des Ortsſtatuts oder deſſen 
Genehmigung durch die Kreisregierung eine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift zum Nachteil der K. verletzt worden wäre. Dies iſt 
aber nicht geſchehen, insbeſondere verſtößt die von der Ge— 
meinde beſchloſſene, durch Art. 21 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes 
zugelaſſene Gewinnung der in Art. 18 bezeichneten Stoffe und 
Pflanzen nicht ſchon an ſich gegen das Fiſchereirecht der K. 
Soweit aber eine Schädigung der Fiſcherei durch die Aus⸗ 
übung des Rechts der Gemeinde zu befürchten wäre, wäre 
in erſter Reihe von der Ortspolizeibehörde Abhilfe zu ver⸗ 
langen, und daher eine Beſchwerde in dieſer Richtung über⸗ 
haupt noch nicht erwachſen. 

Urteil vom 10. Novemb. 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

der Gemeinde A. 


16. 


Die Einkommenſtenerpflicht des Münſterbaufonds und 
des evangel. Ortskirchen vermögens in Ulm. 


Aus den Gründen: 

I. Die evang. Kirchengemeinde Ulm iſt auf 1. April 07 
mit einem ſteuerbaren Geſamteinkommen von 83390 M. zur 
Einkommenſteuer veranlagt worden, wobei neben dem Er— 
trag der Kirchenpflege auch die Einkünfte aus dem Münſter⸗ 
baufonds in die Einkommensberechnung einbezogen waren. 
Auf erhobene Beſchwerde iſt ſodann einerſeits noch der Er— 
trag der in Verwaltung des Kirchengemeinderats ſtehenden 
J. G. Wieland⸗Murſchelſchen Armenſtiftung dem Einkommen 
der Kirchengemeinde hinzugeſchlagen, andererſeits aber unter 
teilweiſer Berückſichtigung der erhobenen Einwendungen das 
ſteuerpflichtige Geſamteinkommen der Kirchengemeinde auf 
den Betrag von 79209 M. ermäßigt worden. Dieſe am 
19. Februar 1909 erlaſſene Entſcheidung des K. Steuerkol⸗ 
legiums, Abt. für dir. Steuern, hat das K. Finanzminiſterium 
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auf erhobene weitere Beſchwerde mit Erlaß vom 2. Juni 
1909 beſtätigt. 

II. Gegen die Miniſterialentſcheidung hat der bevoll⸗ 
mächtigte Vertreter der Steuerpflichtigen, Rechtsanwalt X.. 
in Ulm, rechtzeitig und ordnungsmäßig die Rechtsbeſchwerde 
eingelegt; es wird darin in Uebereinſtimmung mit den Be⸗ 
ſchwerdeausführungen in den Vorinſtanzen und unter Bezug⸗ 
nahme auf dieſe völlige Steuerfreiheit in Anſpruch genommen. 

1. Der erſte Einwand der Beſchwerdeführerin, welcher 
ſich gegen die Zuſammenfaſſung des Einkom⸗ 
mens der Kirchenpflege und des Münſterbau⸗ 
fonds als des Einkommens eines und desſelben 
Steuerſubjekts, nämlich der evang. Geſamtkirchenge⸗ 
meinde Ulm wendet, iſt nicht begründet. Zutreffend hat 
vielmehr ſchon die Entſcheidung des K. Steuerkollegiums dar⸗ 
gelegt, daß der Münſterbaufonds, auch wenn er vom übrigen 
Kirchengemeindevermögen abgeſondert verwaltet wird, darum 
doch kein ſelbſtändiges, mit eigener Rechtsperſönlichkeit aus⸗ 
geſtattetes Zweckvermögen, keine rechtsfähige Stiftung oder 
ſonſt ein eigenes Steuerſubjekt im Sinne des Art. 2 Eink⸗ 
StGeſ. darſtellt, ſondern daß er entſprechend der Auffaſſung, 
welche namentlich auch anläßlich der Verhandlungen über 
die auf 1. April 1894 vollzogene Ausſcheidung des evang. 
Kirchenvermögens von Ulm zum Ausdruck und zu allſeitiger 
Anerkennung gekommen iſt — wie die Münſterkirche ſelbſt 
— im Eigentum der evang. Geſamtkirchengemeinde Ulm ſteht, 
die letztere demnach auch in Anſehung des Münſterbaufonds 
als eines Beſtandteils ihres Vermögens der verantwortliche 
Steuerträger nach Maßgabe des Einkommenſteuergeſetzes iſt. 
Der Umſtand, daß die zu dieſem Fonds gehörigen Kapitalien 
nach ihrer Herkunft nur für einen beſonderen, ein- für alle⸗ 
mal beſtimmten Zweck, den Ausbau und die Erhaltung des 
Münſters als eines nationalen Baudenkmals zu verwenden 
ſind, beweiſt nichts gegen die Zugehörigkeit dieſes Sammel⸗ 
vermögens zum Vermögen der Kirchengemeinde; die dauernde 
Erhaltung und beſtimmungsgemäße Verwendung des Fonds 
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iſt gleichwohl, auch ohne eigene Rechtsperſönlichkeit, durch 
den Anſchluß an die Kirchengemeinde und deren Verwaltung 
ausreichend ſichergeſtellt. Es hat denn auch nach dem In⸗ 
halt der vorgelegten Akten die evang. Kirchenpflege bei einem 
früheren Anlaß, gelegentlich der Einkommenſteuerveranlagung 
für das Steuerjahr 1905, ſelbſt erklärt, daß der Münſter⸗ 
baufonds als ein vom Kirchenvermögen zu beſtimmtem Zweck 
abgeſondertes Baukapital zwar vollſtändig getrennt verwaltet 
werde, daß aber Rechtsſubjekt des Fonds die evang. Kirchen⸗ 
gemeinde Ulm ſei, in deren Verwaltung er ftehe ( (2 Akt. des 
Kameralamts Ulm). 

Mit der Feſtſtellung, daß dem Münſterbaufonds eigene 
Rechtsperſönlichkeit nicht beizulegen iſt, entfällt aber auch die 
weiterhin von der Beſchwerdeführerin vertretene Annahme, 
daß ihm unter dem Geſichtspunkt einer Stiftung oder 
eines allgemeinen kirchlichen Fonds in Ge⸗ 
mäßheit des Art. 8 EStG. ganze oder teilweiſe Steuerbe⸗ 
freiung zu teil werden könnte. Denn abgeſehen von den 
ſonſt für Anwendung der Einzelbeſtimmungen dieſes Artikels 
beſtehenden Vorausſetzungen treffen die für Stiftungen vor⸗ 
geſehenen Steuervergünſtigungen, wie der Verwaltungsge⸗ 
richtshof in ſtändiger Rechtſprechung angenommen hat, nur 
auf die rechtsfähigen Stiftungen zu, und überdies bil⸗ 
det das ortskirchliche Vermögen, von dem die Münſterbau⸗ 
kaſſe dem Ausgeführten zufolge nur ein Teil iſt, geradezu 
einen Gegenſatz zu den allgemeinen kirchlichen Fonds im 
Sinne des Art. 8 Ziff. 8 EStG. 

Zu vgl. Göz, EinkSt. 2. Aufl. S. 87 ff.; Württ. 

Bd. 19, S. 108 u. 242; Bd. 20, S. 204; Bd. 21, 

S. 355 u. 373. 

Wenn endlich die Beſchwerdeführerin in dieſem Zuſam⸗ 
menhang noch auf den Dombaufonds in Rottenburg Bezug 
nimmt, für deſſen Erträge in dem Urteil des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs vom 28. November 1906 die Steuerfreiheit nach 
Maßgabe des Art. 8 Ziff. 8 EStG. anerkannt worden iſt 
(Württ J. Bd. 19 S. 100), fo hat ſchon das K. Finanzmi⸗ 


186 Eutſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


niſterium demgegenüber zutreffend hervorgehoben, daß dieſem 
Fonds lediglich deshalb, weil er einen Teil des als allge⸗ 
meiner kirchlicher Fonds anerkannten Geſamtvermögens des 
Bistums Rottenburg darſtellt, die Steuervergünſtigung des 
Art. 8 Ziff. 8 zugebilligt wurde. 

2. Dagegen ergibt ſich die Steuerfreiheit der 
Erträge des Münſterbaufonds aus einem an⸗ 
deren Grunde. Mit Recht wird von der Beſchwerdeführerin 
geltend gemacht, daß der Fonds, wenn er auch rechtlich als 
im Eigentum der Kirchengemeinde ſtehend angeſehen werden 
muß, doch jedenfalls kein freies Vermögen der Kirchenge⸗ 
meinde darſtellt. Der Münſterbaufonds iſt zur Unterhaltung 
und zum Ausbau des Münſters als eines kirchlich ⸗nationalen 
Baudenkmals beſtimmt, er iſt aus den Erträgniſſen einer zu 
dieſem Zweck genehmigten Lotterie und aus Einzelbeiträgen 
mit der gleichen Zweckbeſtimmung entſtanden. Die Grund- 
ſtockszuwendungen und Beiträge zu dieſem Fonds find mit 
der Maßgabe und unter der Auflage ſeitens der einzelnen 
Geber geſtiftet worden, daß ſie für die Unterhaltung und 
den weiteren Ausbau des Münſters am Aeußern und im 
Innern dienen ſollten, und unter der gleichen Vorausſetzung 
iſt für die Münſterbaulotterien die ſtaatliche Genehmigung 
erlangt worden, wie denn auch die fortdauernde, dieſem 
Zweck entſprechende Verwendung der Mittel des Fonds der 
Aufſicht der Behörden des K. Miniſteriums des Innern un⸗ 
terſtellt iſt. Es handelt ſich demnach um eine dieſem Fonds 
ſeit ſeiner Entſtehung anhaftende dauernde Laſt, um eine aus 
ſeiner Zweckbeſtimmung ſich ergebende beſondere Verbindlich— 
keit, welche die freie Verfügung über die Erträge zu Gunſten 
der Kirchengemeinde nicht aufkommen läßt. Die Verwaltung 
des Fonds beſteht im weſentlichen nur darin, daß der Kir— 
chengemeinderat für eine der Zweckbeſtimmung entſprechende 
Verwendung des jährlichen Ertrages, für ſachgemäße und 
gewiſſenhafte Erfüllung der auf ihm ruhenden Verbindlich— 
keit Sorge zu tragen hat. Wenn gleichwohl von der Steuer— 
verwaltung die Berückſichtigung der aus dem Münſter⸗— 
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baufonds zu leiſtenden Aufwendungen als 
einer abziehbaren Laſt im Sinne des Art. 9 
Ziff. 14 des Ein k StGeſ. mit der Begründung ver- 
ſagt wird, daß die Ausgaben für die Unterhaltung des Mün⸗ 
ſters nach Art. 44 Abſ. 1 des evang. Kirchengemeindegeſetzes 
vom 14. Juni 1887 zum ordentlichen Aufgabenkreis der 
evangeliſchen Kirchengemeinde Ulm gehören und deshalb nicht 
auf einem beſonderen Verpflichtungsgrund im Sinne 
des Art. 9 I Ziff. 4 EinkStGeſ. beruhen können, ſo iſt hie⸗ 
bei offenſichtlich verkannt, daß im vorliegenden Fall eine von 
jener geſetzlichen Obliegenheit völlig unabhängige und über 
ſie hinausgreifende Verbindlichkeit beſteht, gerade die Erträge 
dieſes Sammelvermögens feiner Entſtehung und Zweckbe⸗ 
ſtimmung entſprechend in beſonderer Weiſe zu verwenden. 
Aber auch die rechtliche Gebundenheit der Verwaltung zu 
ordnungsmäßiger Erfüllung der mit dem Fonds verbundenen 
dauernden Laſten iſt, obgleich dem Fonds nicht der Charakter 
einer juriſtiſchen Perſönlichkeit zukommt, vorhanden. Wie 
ſich aus dem bisher Geſagten ergibt, iſt ſchon durch den An⸗ 
ſchluß des Fonds an das Ortskirchenvermögen und deſſen 
Verwaltung die Erhaltung und zweckentſprechende Verwen⸗ 
dung der Mittel des Fonds geſichert. Zudem ſind nicht 
bloß die kirchlichen, ſondern auch die ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörden, welchen nach dem Ausgeführten die Ueberwachung 
der beſtimmungsmäßigen Verwendung der dem Münſterbau— 
fonds zur Verfügung ſtehenden Geldmittel zukommt, erfor⸗ 
derlichenfalls in der Lage, die dauernde Erfüllung der mit 
dem Fonds verbundenen Laſten durchzuſetzen. Es fehlt alſo 
auch nicht an der rechtlichen Erzwingbarkeit der auf beſon⸗ 
derem Verpflichtungsgrund beruhenden dauernden Leiſtungen 
der Kirchengemeinde als der Eigentümerin des Münſterbau— 
fonds. (Vgl. auch Württ J. Bd. 19, S. 111-113; Bd. 20, 
S. 206 ff.) 

Da nun nach der nicht zu beanſtandenden Erklärung 
der Beſchwerdeführerin — vgl. auch Münſterbaurechnung 
von 1906/07 S. 293 — die beſtimmungsmäßigen Aufwen⸗ 
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dungen aus dieſem Fonds für Unterhaltung und Ausbau 
des Münſters den Ertrag des maßgebenden Rechnungsjahres 
überſtiegen haben, ſodaß nach Abzug dieſer Laſt kein Ein⸗ 
nahmeüberſchuß verbleibt, ergibt ſich gemäß Art. 9 J Ziff. 4 
des Einkommenſteuergeſetzes die Freilaſſung des für das 
Steuerjahr 1907 mit 42 713 M. ausgewieſenen Kapitalertrags 
der Münſterbaukaſſe oder, da die Steuerbehörde einen Teil 
dieſes Betrags, nämlich 2000 M. als Verwaltungsaufwand 
unter dem Geſichtspunkt des Art. 9 I Ziff. 1 EinkStGeſ. 
ſchon ihrerſeits zum Abzug zugelaſſen hatte, eine Herabſetzung 
des der Beſchwerdeführerin angerechneten ſteuerbaren Ein⸗ 
kommens um (42 713 — 2000 ) 40 713 M. 

3. Was ſodann das Einkommen der Kirchen⸗ 
pflege aus dem eigentlichen Kirchenvermö⸗ 
gen anbelangt, ſo iſt zunächſt der Anſpruch auf Steuerfrei⸗ 
heit der Zinſen aus den Neubaukapitalien für 
kirchliche Gebäude mit Ausſchluß des Münſters in 
Höhe von 947 M. gemäß Art. 8 Ziff. 9 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes von der Steuerverwaltung mit Recht abgewieſen 
worden, da es ſich inſoweit weder um Einzelſtiftungen über: 
haupt, noch viel weniger um ſelbſtändige, rechts⸗ 
fähige Stiftungen, die nach dem früher Bemerkten 
allein für eine Steuerbefreiung im Sinne des Art. 8 Eink⸗ 
StGeſ. in Betracht kommen könnten, vielmehr lediglich um 
einen Teil des ſteuerlich nicht begünſtigten, allgemeinen Orts⸗ 
kirchenvermögens von Ulm handelt. 

4. Unbegründet iſt aber ferner der Anſpruch der Be⸗ 
ſchwerdeführerin auf Steuerfreiheit für diejeni⸗ 
gen Aufwendungen, welche ihr erwachſen für Be 
ſoldungsleiſtungen an die Geiſtlichen der 
Ulmer Kirchengemeinde, für das Steuerjahr 1907 
im geltend gemachten Betrage von 10 105 M. Dieſe Be⸗ 
ſoldungsleiſtungen, welche früher der Stiftungspflege obge⸗ 
legen hatten, find bei Ausſcheidung des evang. Kirchenge— 
meindevermögens im Jahre 1894 gemäß Art. 35 des evang. 
Kirchengemeindegeſetzes auf die Beſchwerdeführerin überge— 
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gangen. In der damals der Kirchengemeinde zugewieſenen 
Abfindungsſumme von einer Million Mark war auch zu⸗ 
gleich der ihr zukommende kapitaliſierte Jahresbetrag der 
bleibend fixierten Beſoldungsleiſtungen an Geiſtliche mit— 
enthalten. Stellt aber hienach die Reichung jener Beſol⸗ 
dungsteile ſeit der Kirchenvermögensausſcheidung eine dem 
Vermögen der Kirchengemeinde obliegende geſetzliche Ver— 
pflichtung dar, ſo ſcheidet damit die Annahme, daß es ſich 
hiebei um „Dotationen örtlicher Kirchenſtellen“, 
alſo um Pfründvermögen handeln könnte (vgl. Art. 8, Ziff. 8 
des EinkStGeſ.), von ſelbſt aus. 

Vgl. auch Württ J. Bd. 21, S. 375/76. 

Aber auch das Verlangen, den Aufwand für jene Be⸗ 
ſoldungsleiſtungen als eine dauernde Laſt gemäß 
Art. 9 I Ziff. 4 EinkStGeſ. am Einkommen der Beſchwerde⸗ 
führerin in Abzug zu bringen, iſt nicht begründet. Wie ins⸗ 
beſondere in der Vorentſcheidung des Kgl. Steuerkollegiums 
zutreffend ausgeführt iſt und ſich aus dem Geſagten von 
ſelbſt ergibt, beruhen dieſe Aufwendungen auf der geſetzlichen 
Verpflichtung der Kirchengemeinde im Sinne des Art. 35 
Ev. Kirchengemeindegeſ., die ihrerſeits zur Beſtreitung dieſer 
Ausgaben mit einem entſprechenden, in der vorgenannten 
Abfindungsſumme enthaltenen Kapitalbetrag ausgeſtattet wor⸗ 
den iſt. Irgend ein beſonderer, über die Verbindlichkeit auf 
Grund des geltenden Rechts hinausgehender Verpflichtungs⸗ 
grund für dieſe Leiſtungen iſt aber nicht vorhanden, ſie 
unterſcheiden ſich in nichts von den übrigen, dem ortskirch⸗ 
lichen Vermögen obliegenden, nicht abzugsfähigen Aufmwen- 
dungen für kirchliche oder gottesdienſtliche Zwecke, können 
ſomit auch nicht als auf beſonderem Verpflichtungsgrund 
beruhende dauernde Laſten im Sinne des Art. 9 J Ziff. 4 
EinkStGeſ. zum Abzug zugelaſſen werden. | 

Aus dem gleichen Geſichtspunkt iſt der von der Be⸗ 
ſchwerdeführerin weiter beanſpruchte Abzug des Auf⸗ 
wands für gottesdienſtliche Bedürfniſſe im 
Betrage von 21507 M. als unzuläſſig abzuweiſen; es han⸗ 
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delt ſich auch inſoweit nicht um einen beſonderen Verpflich⸗ 
tungsgrund im Sinne des Art. 9 Ziff. I 4 des EinkStGeſ., 
ſondern um Erfüllung der kraft Geſetzes der Kirchengemeinde 
obliegenden allgemeinen Verbindlichkeiten. 

5. Anlangend ferner die Höhe des abziehbaren 
Verwaltungs aufwand; der Kirchenpflege, der Ver— 
ſicherungsbeiträge und des Aufwands für 
Gebäudeunterhaltung, ſo ſcheiden dieſe Punkte 
für die Nachprüfung im Rechtsbeſchwerdeverfahren ohne 
weiteres aus, ſofern hier die Einſchätzungsbehörde zur Be— 
meſſung der gemäß Art. 9 Ziff. I 1 u. 2 EinkStGeſ. zu⸗ 
zulaſſenden Abzugspoſten nach Lage der Verhältniſſe auf 
Schätzung angewieſen war, in bezug auf die Höhe einer 
Steuerveranlagung aber ſolche tatſächliche Feſtſtellungen, 
welche durch Schätzung gewonnen werden, nach der Vor— 
ſchrift des Art. 64, Abſ. 1 EinkStGeſ. der Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofs nicht unterſtellt ſind. 

6. In einem anderen Punkte dagegen iſt die Steuer⸗ 
verwaltung dem berechtigten Verlangen der Beſchwerdefüh— 
rerin nicht gerecht geworden. Anläßlich der Kirchenvermö⸗ 
gensausſcheidung hat die Kirchengemeinde in einer Verein⸗ 
barung vom 12. April / 4. Mai 1894 den Gemeindekollegien 
von Ulm gegenüber ſich verpflichtet, die Münſterbaukaſſe 
dauernd abgeſondert von dem Kirchenvermögen zu verwalten, 
ſowie den bisher von der Kirchenſtiftungskaſſe an den 
Münſterbaufonds geleiſteten Jahres bei⸗ 
trag mit 10 286 M. für alle Zeiten alljährlich an die 
Münſterbaukaſſe abzuliefern. Mit Recht beanſprucht die 
Kirchengemeinde dieſen Betrag an ihren Einnahmen als. 
eine dauernde Laſt nach Maßgabe des Art. 9 I Ziff. 4 
EinkStGeſ. abziehen zu dürfen. Der Umſtand, daß dem 
Münſterbaufonds keine eigene Rechtsperſönlichkeit zukommt 
(ſ. oben II Ziff. 1), ſteht dem Abzug nicht entgegen. Nicht 
darauf kommt es an, daß ein Schuldverhältnis zwiſchen der 
Münſterbaukaſſe und der Kirchengemeinde nicht entſtehen 

kann, und daß die Kirchengemeinde deshalb auch von der 
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Verwaltung des Münſterbaufonds nicht gerichtlich belangt 
werden könnte, wenn ſie etwa den erwähnten Beitrag an die 
Münſterkaſſe nicht abführen würde. Entſcheidend iſt viel: 
mehr, daß die Kirchengemeinde im Ausſcheidungsvertrag der 
Stadtgemeinde gegenüber die rechtliche Verpflich— 
tung zu dieſer Aufwendung zu Gunſten des Münſters für 
alle Zeiten übernommen hat. Daß es nicht an der recht- 
lichen Erzwingbarkeit dieſer bedungenen Leiſtung gebricht, 
und daß andererſeits in dem Vertrag mit der Stadtgemeinde 
der alleinige Verpflichtungsgrund zu dieſer Aufwendung für 
die Kirchengemeinde, ſomit ein beſonderer Rechts⸗ 
titel im Sinne des Art. 9 I Ziff. 4 EinkStGeſ. — unbe⸗ 
ſchadet der den Kirchengemeinden obliegenden allgemeinen 
Baulaſt an kirchlichen Gebäuden gemäß Art. 44 des Evang. 
Kirchengemeindegeſetzes — zu erblicken iſt, bedarf in Ver⸗ 
bindung mit dem früher Bemerkten (oben II, Ziff. 2) wei⸗ 
terer Ausführung nicht. 

7. Beizutreten iſt der Steuerbehörde darin, daß die 
J. G. Wieland⸗Murſchel'ſche Armenſtiftung, 
da ſie anerkanntermaßen keine eigene Rechtsfähigkeit beſitzt, 
ſondern im Eigentum der evang. Kirchengemeinde Ulm ſteht, 
nicht als beſonderes Steuerſubjekt, vielmehr zuſammen mit 
dem Einkommen der Kirchengemeinde zur Steuer zu veran- 
lagen war; der Steuerbefreiungsgrund des Art. 8 Ziff. 13 
EinkStGeſ. konnte eben deshalb auf fie keine Anwendung 
finden, es genügt inſoweit auf die Gründe der Vorentſchei— 
dung Bezug zu nehmen. Gegen die Höhe der gemäß Art. 9 
1 Ziff. 4 EinkStGeſ. von der Steuerbehörde zugelaſſenen 
Abzüge an den Zinserträgniſſen der Stiftung iſt von der 
Beſchwerdeführerin keine Einwendung erhoben worden, wor— 
nach am Kapitalertrag von 3849 M. ein Betrag von 3034 M. 
als dauernde Laſt in Abzug gebracht worden iſt. 

Urteil vom 27. Oktober 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 

Rechtsbeſchwerdeſache der Evang. Geſamtkirchengemeinde 

Ulm. | 
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17. 


Die Rechtmüßigkeit der Miniſterialverfügung vom 
1. Sept. 1899, betr. die Erhaltung und Fortführung 
der Flurkarten und Primürkataſter. 


Aus den Gründen: 

Die Rechtsgültigkeit der Verfügung und na⸗ 
mentlich der in Rede ſtehenden Anordnung wird mit Unrecht 
von dem Beſchwerdeführer bezweifelt. 

Eine geſetzliche Regelung des Vermeſſungsweſens, 
jedenfalls ſoweit es ſich um die zur Fortführung und Er⸗ 
haltung der Flurkarten und Primärkataſter notwendigen Ver⸗ 
meſſungsarbeiten handelt, iſt bis jetzt in Württemberg 
nicht vorhanden; kein Geſetz enthält Anordnungen 
darüber, welchen Anforderungen eine als Grundlage für die 
Kataſterfortführung dienende Meßurkunde zu genügen hat 
und von welchen Technikern die hiefür erforderlichen Ber: 
meſſungsarbeiten vorzunehmen ſind. Aber damit iſt gegen 
die Wirkſamkeit einer im Wege der Verwaltungsverfügung 
auf dieſem Gebiet getroffenen Anordnung noch nichts ent⸗ 
ſchieden. Vielmehr find, inſolange und inſoweit die Rege- 
lung dieſer Verhältniſſe durch geſetzliche Vorſchriften nicht 
beſchränkt iſt, die hiefür zuſtändigen Verwaltungsbehörden 
im öffentlichen Intereſſe grundſätzlich für befugt 
zu erachten, zur Beförderung einer planmäßigen, einheitlichen 
und geordneten Behandlung der mit der Kataſtervermeſſung 
zuſammenhängenden Aufgaben und Geſchäfte innerhalb 
der geſetzlichen Schranken nach pflichtmäßigem Er⸗ 
meſſen und mit rechtsverbindlicher Wirkung für beteiligte 
Dritte die geeigneten Vorkehrungen zu treffen. So ſind 
in Württemberg von jeher, auch ſchon vor der Minifterial- 
verfügung vom 1. September 1899, zur Erreichung des mit 
der Fortführung der Flurkarten und Primärkataſter verfolg⸗ 
ten öffentlich-rechtlichen Zwecks beſondere Anordnungen ſei⸗ 
tens der beteiligten Miniſterien erlaſſen worden (Miniſterial⸗ 
verfügungen vom 12. November 1840, Reg. Bl. S. 509; 
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vom 12. Oktober 1849, Reg. Bl. S. 677; vom 1. Auguſt 
1894, Reg. Bl. S. 667); und die zur Ausführung 
des 8 36 der Reichsgewerbeordnung erlaſſene 
Königl. Verordnung vom 21. Oktober 1895, betref⸗ 
fend die Prüfung und Beſtellung öffentlicher Feldmeſſer und 
die Ausführung der Vermeſſungsarbeiten (Reg. Bl. S. 301), 
hat in § 19 — entſprechend dem § 17 der früheren Königl. 
Verordnung vom 20. Dezember 1873, Reg. Bl. S. 441, — 
dieſe Verwaltungsverfügungen unter ausdrücklicher Bezug⸗ 
nahme auf die Regelung des Flurkarten- und Primärkataſter⸗ 
weſens mit den Worten beſtätigt: „inſoweit für die Aus⸗ 
führung von Vermeſſungsarbeiten oder für das dienſtliche 
Verhalten der damit beauftragten Feldmeſſer von den zu: 
ſtändigen Behörden, in deren Dienſt oder unter deren Auf⸗ 
ſicht die Feldmeſſer ſtehen, beſondere Anweiſungen erlaſſen 
ſind, hat es hiebei ſein Bewenden. Dies gilt insbeſondere 
bezüglich der Ausführung von Vermeſſungsarbeiten, welche 
als Grundlage für die Fortführung der Flurkarten und der 
Primärkataſter zu dienen haben.“ 

Wenn demgemäß in der Miniſterialverfügung vom 
1. September 1899 im Intereſſe einer einheitlichen und ge⸗ 
ordneten Behandlung der Kataſtervermeſſungsgeſchäfte die 
Anordnung getroffen iſt, daß die hiefür erforderlichen geo— 
metriſchen Aufnahmen und Flächenberechnungen an den 
Grundſtücken der einzelnen Privateigentümer nicht von jedem 
geprüften und beſtellten Feldmeſſer, ſondern nur von eigens 
hiezu beſtimmten, für jeden einzelnen Gemeindebezirk aufge— 
ſtellten Geometern, den ſogenannten Kataſter⸗ 
geometern ausſchließlich ausgeführt werden dür— 
fen, ſo bewegt ſich eine ſolche Anordnung dem Ausgeführten 
zufolge durchaus im Rahmen des durch entgegenſtehende ge— 
ſetzliche Beſtimmungen nicht gehinderten, den Verwaltungs— 
behörden nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zuſtehenden 
freien pflichtmäßigen Ermeſſens und kann der Anfechtung 
im Wege der Rechtsbeſchwerde umſoweniger unterliegen, als 
dieſer Rechtsbehelf gemäß Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungs⸗ 


Jabrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 13 
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rechtspflegegeſetzes überall da ausgeſchloſſen iſt, wo die Ver⸗ 
waltungsbehörden nach ihrem Ermeſſen zu verfügen er⸗ 
mächtigt ſind. 

Vgl. auch Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 

10. März 1909, in Württ J. Bd. 21 S. 362. 

Der Einwand endlich, daß der Ausſchluß der freien 
Wahl des ſolche Meßurkunden aufnehmenden Geometers jei- 
tens der Grundeigentümer gegen eine reichsgeſetzliche 
Beſtimmung (§ 36 Gewerbeordnung) verſtoßen und einen 
Eingriff in die dort gewährleiſtete Gewerbefreiheit der Feld- 
meſſer bedeuten würde, iſt ſchon in den Vorentſcheidungen 
des Steuerkollegiums und des Finanzminiſteriums zutreffend 
und erſchöpfend widerlegt; der Grundſatz der Ge— 
werbefreiheit kann Staat oder Gemeinde nicht hindern, 
den in 836 der Gewerbeordnung genannten Gewerbetreibenden 
behufs Erfüllung gewiſſer öffentlichrechtlicher Obliegenheiten 
beſtimmte Bezirke mit der Maßgabe zuzuweiſen, daß nur die 
für ſie beſtellten Perſonen Verrichtungen mit der Wirkung 
behördlicher Anerkennung wahrnehmen können. (Vgl. Schicker, 
Kommentar zur Gewerbeordnung 4. Aufl. Bd. I S. 187ff. 
zu 8 36 Anm. 7 u. 9; Landmann, Kommentar zur Ge⸗ 
werbeordnung 5. Aufl. 1907 Bd. I S. 351 ff.; § 29 Abſ. 3 
der Verfügung des Miniſteriums des Innern, betreffend den 
Vollzug der Gewerbeordnung vom 9. November 1883, Reg.⸗ 
Bl. S. 234.) 

Urteil vom 13. Oktober 1909 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache des Oberamtspflegers N. in K. 


18. 


Stenerlicher Mohnſttz. 


Aus den Gründen: 

Es iſt nicht beſtritten, daß die Witwe P., ehe ſie nach 
O. zu ihrer Schweſter ſich begab, in H. ihren ſteuerlichen 
Wohnſitz hatte, daß ſie dort zuſammen mit ihren Kindern 
ein eigenes, ſtandesgemäß ausgeſtattetes Haus bewohnte. Es 
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ſteht auch feſt, daß dieſes Hausweſen während ihrer Ab— 
weſenheit auf ihre Rechnung weitergeführt wurde, daß ins⸗ 
beſondere ihre minderjährigen Söhne, die in H. die Schule 
beſuchten, in der elterlichen Wohnung in H. verblieben. Ge⸗ 
gen die württembergiſche Steuerpflicht für 1907 wird aber 
eingewendet, daß die Witwe P. für ihre Perſon jedenfalls 
am 1. April 1907 nicht mehr in H. gewohnt habe. Sie ſei 
polizeilich abgemeldet geweſen und habe damit ihre Abſicht 
zum Ausdruck bringen wollen, ihren Wohnſitz in H. aufzu⸗ 
heben. Der Wille zur Rückkehr, der anfänglich noch vor⸗ 
handen geweſen ſei, ſei jedenfalls ſchon vor 1. April 1907, 
wie die Abmeldung beweiſe, aufgegeben worden. Wenn ſie 
auch für ihre Kinder die Wohnung nebſt Einrichtung in H. 
noch weiter beibehalten habe, ſo habe ſie doch für ſich ſelbſt 
die Wohnung nicht mehr inne gehabt. 

Mit Grund hat aber die angefochtene Entſcheidung aus⸗ 
geführt, daß dieſe Einwendungen der Annahme der für 1907 
fortdauernden württembergiſchen Steuerpflicht der Witwe 
nicht entgegenſtehen. Einen Wohnſitz im Sinne des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes hat eine Perſon an dem Orte, an dem 
ſie eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, welche auf die 
Abſicht der dauernden Beibehaltung einer ſolchen ſchließen 
laſſen. Wohnen und Wohnſitz in der ebengenannten Bedeu⸗ 
tung des Wortes find gleichbedeutend (Art. 1 Abſ. 3 Eink.⸗ 
StGeſ.). | | | 

Beide Merkmale, das Innehaben einer Wohnung und 
die Abſicht ihrer dauernden Beibehaltung, trafen trotz der 
Abweſenheit der Steuerpflichtigen von H. im Steuerjahr 
1907 für ihre dortige Wohnung noch zu. Denn wenn auch 
ſie ſelbſt infolge ihres Aufenthalts in O. die Wohnung in 
H. nicht benützte, ſo hat ſie doch dieſe Wohnung auch nach 
ihrer Abreiſe von H. und während des Steuerjahrs 1907 
beibehalten. Die Kinder benützten ſie nach wie vor, der 
Haushalt wurde im Namen und für Rechnung der Mutter 
auch während ihrer Abweſenheit fortgeführt; die Wohnung 
ſtand insbeſondere den zwei minderjährigen Söhnen, die 
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noch unter ihrer elterlichen Gewalt ſtanden und die ſie in 
H. zurückließ, fortgeſetzt zur Verfügung. Dieſe Wohnung 
muß aber demnach auch fortdauernd als die Wohnung der 
Steuerpflichtigen ſelbſt gelten, ſofern ſie unbeſchadet ihrer 
perſönlichen Abweſenheit rechtlich und tatſächlich über ſie ver⸗ 
fügte. Daß die Räume nach Umfang und Einrichtung für 
ſie ſelbſt und die ihrigen genügten, nicht etwa bloß noch 
für die Kinder oder einen beſchränkten Haushalt hergerichtet 
waren, iſt nicht beanſtandet. 

Aber auch die Abſicht der dauernden Beibehaltung dieſer 
Wohnung in dem bisherigen Zuſtand, auch noch im Steuer— 
jahr 1907, iſt nicht in Abrede zu ziehen; es geht aus den 
Umſtänden zur Genüge hervor, daß die Wohnung im eigenen 
Hauſe trotz körperlicher Entfernung der Steuerpflichtigen von 
ihr im Intereſſe der Familie, insbeſondere für ihre minder: 
jährigen Kinder und den eigenen Haushalt beibehalten wer- 
den wollte, wie denn tatſächlich auch nach dem 1. April 1907 
der Haushalt in dieſen Räumen auf ihre Koſten meiterge- 
führt worden iſt. Ob die Steuerpflichtige ſelbſt wegen ihres 
krankhaften Zuſtands ſchon vor dem 1. April 1907 ent⸗ 
ſchloſſen war, während dieſes Steuerjahrs überhaupt nicht 
mehr nach H. zurückzukehren, iſt nicht entſcheidend, ſo wenig 
wie die polizeiliche Abmeldung von H., denn eine derartige 
Abſicht ſtünde dem Willen der Beibehaltung ihrer dortigen 
Wohnung nicht entgegen. Wer ſeine Wohnung trotz eigener 
Abweſenheit — gleichviel aus welchem Grunde — beibehält 
und damit die Möglichkeit, in dieſelbe zurückzukehren, offen 
hält, hat fie auch während der Entfernung inne; die Beit- 
dauer und der Grund der Abweſenheit ſpielen keine Rolle. 
Der Abſicht der Aufgabe einer Wohnung kann nicht eher 
Bedeutung zukommen, als bis ſie auch tatſächlich zur Aus⸗ 
führung gebracht wird. Der Verluſt eines einmal vorhan⸗ 
denen Wohnſitzes tritt erſt ein, wenn eine der Vorausſetzun⸗ 
gen für ſeine Begründung, die Innehabung einer Wohnung 
oder die aus den Umſtänden zu entnehmende Abſicht ihrer 
dauernden Beibehaltung weggefallen iſt. Im vorliegenden 
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Falle ſteht die Behauptung, die Wohnung der Witwe P. in 
H. ſei am 1. April 1907 aufgegeben geweſen oder habe auf— 
gegeben werden wollen, nach dem Ausgeführten nicht im 
Einklang mit den tatſächlichen Verhältniſſen. Ihr ſteuerlicher 
Wohnſitz in H. und damit ihre württembergiſche Staats- 
ſteuerpflicht für das Steuerjahr 1907 war demnach zu be— 
jahen, und zwar ſelbſt dann, wenn ſie etwa daneben auch 
in O. nicht bloß einen Aufenthalt, ſondern einen zweiten 
Wohnſitz im Jahre 1907 gehabt oder begründet haben ſollte. 
(Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 1 EinkStGeſ., § 2 Abſ. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung.) 
Vgl. Götz, EinkSt., 2. Aufl. S. 24 ff.; Piſtorius, 
2. Aufl. S. 9/10; Fuiſting, preuß. Einkommenſteuer⸗ 
Geſetz, 7. Aufl. S. 12/13 und die dortigen Zitate der 
Rechtſprechung; auch Entſch. des preuß. Oberverwal⸗ 
tungsgerichts in Staatsſteuerſachen Bd. 13 S. 1 und 7. 
Urteil vom 13. Oktober 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſache der Kaufm.⸗Witwe E. P. von H. 


19. 


Einfluß einer Höüherbewertung der Aktiven eines kauf- 
münniſchen Geſchüfts auf den einkommenſtenerpflich⸗ 
tigen Reingewinn. 


Aus den Gründen: 

Bei Würdigung der Rechtsbeſchwerde iſt von folgenden 
Erwägungen auszugehen: 

Es kann zunächſt in Uebereinſtimmung mit der ange- 
fochtenen Entſcheidung und dem Vorbeſcheid des K. Steuer⸗ 
kollegiums, wie auch mit der eigenen Auffaſſung des Be- 
ſchwerdeführers keinem Bedenken begegnen, daß die Bemeſ— 
ſung des ſteuerbaren Gewerbeertrags des Beſchwerdeführers 
für das Steuerjahr 1906 nach dem Ergebnis des zu⸗ 
letzt abgelaufenen Geſchäfts jahres 1. Juni 
1904/05 ſich zu richten hat (Art. 10 Abſ. 4 des EinkStGeſ.); 
der Umſtand, daß der Beſchwerdeführer im Laufe dieſes 
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Geſchäftsjahres den Anteil des damaligen Geſellſchafters M. 
zu dem ſeinigen hinzuerworben hat und dadurch alleiniger 
Inhaber des Gewerbebetriebes geworden iſt, vermag eine 
Aenderung in dieſer Richtung nach den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen dieſes Betriebs nicht zu begründen. 

Nach Art. 13 Abſ. 2 des EinkStGeſ. iſt der gewerb⸗ 
liche Reingewinn von Handel- oder Gewerbetreibenden mit 
einer den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches entſprechenden 
kaufmänniſchen Buchführung unter Berückſichti⸗ 
gung des Art. 9 II Ziff. 1—4 und Art. 13 Abſ. 1 Ziff. 2 
u. 3 nach den Grundſätzen zu berechnen, wie ſolche für die 
Inventur und Bilanz durch das Handelsgeſetzbuch vorge— 
ſchrieben ſind und ſonſt dem Gebrauch eines ordentlichen 
Kaufmanns entſprechen. Insbeſondere gilt dies einerſeits 
von dem Zuwachs des Anlagekapitals und andererſeits von 
den regelmäßigen jährlichen Abſchreibungen, welche einer an⸗ 
gemeſſenen Berückſichtigung der Wertverminderungen ent⸗ 
ſprechen ſollen. Daß dem Betriebe des Beſchwerdeführers 
eine geordnete kaufmänniſche Buchführung im Sinne dieſer 
Geſetzesbeſtimmung eigen iſt, ſteht feſt; nur über die Frage, 
ob das Ergebnis derſelben der für das Betriebsjahr 1904/05 
bilanzmäßig berechnete Reingewinn von 25 644 M. 34 Pf. 
ohne weiteres auch der Beſteuerung des Beſchwerdeführers 
zu Grunde zu legen ſei, beſteht Meinungsverſchiedenheit zwi⸗ 
ſchen dieſem und der Steuerbehörde. Die angefochtene Ent— 
ſcheidung vertritt nämlich die Auffaſſung, daß zu dem Bi⸗ 
lanzgewinn noch hinzugerechnet werden müſſe die Hälfte des 
Mehrwerts, welcher ſich durch die Höherbewertung der Bi⸗ 
lanzaktiven in der Bilanz auf 1. Juni 1905 gegenüber dem 
Vorjahr ergeben habe, d. h. der Betrag von 234 676 M. 
25 Pf. 

Gegen dieſe Annahme kann jedenfalls nicht eingewendet 
werden, daß der genannte Betrag nach den Buchungen 
des Beſchwerdeführers zu keinem Gewinn geführt 
habe, da er ja nicht über Gewinn- und Verluſtkonto ge⸗ 
laufen, ſondern unmittelbar durch Kapitalkonto ausgeglichen 
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worden ſei. Denn damit, daß die Erhöhung der Aktivwerte 
(Mobilien⸗, Immobilien-, Maſchinenkonto) im Gewinn⸗ und 
Verluſtkonto nicht zum Ausdruck kam, iſt noch nichts dar⸗ 
über entſchieden, ob dieſe Vermögensveränderung von einer 
Bilanz zur andern nach ſteuerlichen Geſichtspunkten nicht 
trotzdem auf die Höhe des ſteuerbaren gewerblichen Einkom⸗ 
mens des Beſchwerdeführers von Einfluß geweſen iſt. Die 
wirkliche Sachlage, nicht eine hievon ab: 
weichende buchmäßige Behandlung eines Steuer⸗ 
pflichtigen iſt allein maßgebend dafür, was als ſteuerbarer 
Geſchäftsertrag, als gewerblicher Reingewinn nach Maßgabe 
des Einkommenſteuergeſetzes anzuſehen iſt. Ob nach richti⸗ 
ger kaufmänniſcher Buchungsmethode die Höherbewertung 
der Aktivpoſten im vorliegenden Falle in dem bilanzmäßig 
ausgewieſenen Erfolg des Unternehmens hätte zur Erſchei⸗ 
nung kommen müſſen oder — entſprechend der Behandlung 
ſeitens des Beſchwerdeführers — unmittelbar durch entſpre⸗ 
chende Vermehrung von Paſſivkonten (Kapitalkonto S., 
Guthabenkonto L. M.) unter Umgehung des Gewinn- und 
Verluſtkontos ausgeglichen werden konnte, kann unerörtert 
bleiben; der von dem Beſchwerdeführer beantragten Verneh⸗ 
mung von Sachverſtändigen zu dieſem Punkte bedarf es des⸗ 
halb nicht. 

Die entſcheidende Frage iſt demnach die, ob der von der 
Steuerbehörde dem Bilanzgewinn zugeſchlagene, der hälftigen 
Aktivwerterhöhung entſprechende Betrag von 234 676 M. 
25 Pf. nach ſteuerrechtlichen Grundſätzen als Geſchäftsertrag, 
als ſteuerbarer gewerblicher Reingewinn des Beſchwerde— 
führers anzuſehen iſt. Dieſe Frage muß bejaht werden. 

Indem der Art. 13 Abſ. 2 des EinkStGeſ. für die 
Gewerbetreibenden mit kaufmänniſcher 
Buchführung vorſchreibt, daß die Inventur und Bilanz 
die maßgebende Grundlage für die Einkommensberechnung 
zu bilden hat, wird der handelsrechtliche Gewinnbegriff für 
die Ermittelung des gewerblichen Ertrages von unmittel⸗ 
barer Bedeutung. Die Inventariſierung und Bilanzierung 
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nach den Regeln der handelsrechtlichen Buchführung erfordert 
und bezweckt die Darſtellung des Vermögens⸗ 
jtand3, der aus der kaufmänniſchen Buchführung ſich 
ergebende Vermögenszuwachs eines Jahres bildet 
den ſteuerbaren gewerblichen Ertrag. Der geſchäftliche Nein- 
gewinn eines Unternehmens, welcher demnach zuſammenfällt 
mit dem Zuwachs des geſamten in dem Gewerbebetrieb an- 
gelegten Vermögens, ſetzt ſich aber nicht bloß aus den in 
einem Geſchäftsjahr tatſächlich erzielten und realiſierten Ge⸗ 
ſchäftserfolgen, dem Ueberſchuß der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben zuſammen, wird vielmehr auch ganz 
weſentlich beeinflußt durch die Bewertung der vor 
handenen Vermögensobjekte in der Inventur: 
eine aus Inventur und Bilanz hervorgehende, gegen das 
Vorjahr eingetretene Höherbewertung von Vermögensgegen⸗ 
ſtänden, welche zum Gewerbebetrieb gehören, ſteigert not— 
wendig den Wert des Geſchäftsvermögens und damit auch 
den Erfolg des abgelaufenen Betriebsjahres, mag dieſer Er⸗ 
folg nun in der Gewinn- und Verluſtrechnung dieſes Jahres 
zum Ausdruck kommen oder unmittelbar in der entſprechen⸗ 
den Vermehrung des Kapital- ꝛc. Kontos in den Bilanz⸗ 
paſſiven ſich äußern. 

Im vorliegenden Falle hat der Beſchwerdeführer in der 
für die Einkommensbeſteuerung maßgebenden Bilanz für das 
Geſchäftsjahr 31. Mai 1904/31. Mai 1905 eine Höherbe⸗ 
wertung von drei Aktivpoſten, Mobilien⸗, Immobilien- und 
Maſchinenkonto, um zuſammen 469 353 M. gegenüber der 
vorjährigen Bilanz durchgeführt. Den Anlaß hiezu bildete 
das Ausſcheiden des bisherigen Geſchäftsteilhabers L. M. 
im Laufe dieſes Geſchäftsjahrs und die damals erfolgte 
Neubewertung des geſamten Geſchäftsvermögens. Beide 
Teilhaber waren darüber einig, daß der innere Wert des 
Geſchäfts den Buchwert um die genannte Summe überſteige 
und der Beſchwerdeführer ſeinerſeits kam zu dem Ergebnis, 
daß die Verteilung dieſes Mehrwerts auf die drei Aktiv— 
poſten dem wahren Wert dieſer Conti entſpreche. Die Sach— 
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gemäßheit dieſer Neubewertung iſt von keiner Seite bean⸗ 
ſtandet, und insbeſondere iſt bezüglich der Verteilung des 
Mehrwerts auf die Anlagekonti die Steuerbehörde mit Recht 
davon ausgegangen, daß hier dem kaufmänniſchen Gebrauche 
und dem Ermeſſen des Steuerpflichtigen der gebührende 
Spielraum gelaſſen werden müſſe. 

Inſoweit nun dieſer Höherbewertung der Bilanzaktien 
eine Schuldverbindlichkeit des Beſchwerdeführers an den aus⸗ 
ſcheidenden Geſellſchafter L. M. zur Abfindung für ſeinen 
Geſchäftsanteil gegenübertrat, konnte naturgemäß der ge: 
ſchäftliche Reingewinn durch die neue Inventarbewertung in 
der auf die Auseinanderſetzung folgenden Jahresbilanz nicht 
beeinflußt werden; der Erlangung des bisher dem M. ge: 
hörigen Geſchäftsanteils durch den Beſchwerdeführer und der 
Erhöhung der auf dieſe Geſchäftshälfte entfallenden Aktiv⸗ 
werte ſtellte ſich der Aufwand für den Erwerb der neuen 
gegen früher erweiterten Einkommensquelle, das Guthaben 
des L. M. gleichwertig gegenüber. Der geſchäftliche Ertrag 
des gewerblichen Unternehmens wurde durch dieſe Ver⸗ 
mögensvermehrung ſowenig wie durch die hiedurch dem Be— 
ſchwerdeführer verurſachte Aufwendung berührt (Art. 9 Ziff. II 
1 des EinkStGeſ.). Der Mehrbetrag, welchen der Beſchwerde⸗ 
führer dem früheren Geſellſchafter M. über den Buchwert 
hinaus bezahlen mußte für den Erwerb des dieſem gehörigen 
Geſchäftsanteils, beſchränkte ſich aber auf die Hälfte des 
ſogenannten Aufgelds; die andere Hälfte dagegen, alſo der 
Betrag von 234 676 M. 25 Pf. bildete nicht etwa auch 
einen Aufwand, eine Ausgabe, die der Beſchwerdeführer an- 
läßlich der Uebernahme des M.ſchen Geſchäftsanteils zu be- 
ſtreiten gehabt hätte. Dieſer Teil des Geſchäftsmehrwerts 
verblieb vielmehr dem Beſchwerdeführer zufolge ſeiner bis— 
herigen Beteiligung an dem Geſchäft, ſein eigener Anteil 
ſtand, wie ſich bei dieſer Auseinanderſetzung herausſtellte, um 
234 676 M. 25 Pf. zu nieder zu Buch. 

Nun hat der Beſchwerdeführer, wie ſchon erwähnt, bei 
der auf die Auseinanderſetzung mit ſeinem früheren Teil⸗ 
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haber folgenden nächſten Jahresinventur und Bilanz den 
hiebei feſtgeſtellten Mehrwert des Geſchäfts in der geſchilder⸗ 
ten Weiſe eingeſtellt und damit die frühere, als zu nieder 
erkannte Schätzung der Aktivwerte in der vorhergehenden 
Bilanz beſeitigt. Ob er der durch den Austritt ſeines ehe⸗ 
maligen Teilhabers hervorgerufenen Veränderung ſeiner ge— 
ſchäftlichen Verhältniſſe auch in anderer Weiſe hätte Rech⸗ 
nung tragen können, iſt hier nicht zu unterſuchen. Jeden⸗ 
falls kann es nach handelsrechtlichen Grundſätzen keinem Be- 
denken begegnen, wenn er nicht etwa grundlos und willkür— 
lich, ſondern im Anſchluß an die Feſtſtellung der Vermögens⸗ 
lage des Geſchäfts bei der Auseinanderſetzung mit dem aus⸗ 
ſcheidenden Geſellſchafter die Aktiva nach ihrem hiebei ge— 
wonnenen Werte in die Bilanz einſetzte, umſomehr, als nach 
der eigenen Erklärung des Beſchwerdeführers dieſe Vermö— 
gensbewertung noch immer nicht dem wirklichen Werte der 
Aktiven gleichkam, ſich vielmehr unter dem wahren Wert 
bewegte (zu vgl. HGB. § 40; Staub, Kommentar 8. Aufl. 
Seite 214, 891 ff.). Die Einſtellung dieſes Mehrwerts in 
der maßgebenden Bilanz konnte nun aber, ſoweit es nicht 
durch das Guthaben des Teilhabers M. wieder aufgewogen 
wurde, alſo für den überſchießenden Betrag von 234 676 M. 
25 Pf. nur die Wirkung haben, daß um dieſen Betrag das 
eigene Geſchäftsguthaben des Beſchwerdeführers, d. h. ſein 
Kapitalkonto ſich erhöhte, und zwar ohne daß dem Geſchäft 
von außen neue Mittel zugeführt wurden, ohne Kapitalein⸗ 
zahlung, lediglich zufolge der gegen das Vorjahr erhöhten 
Inventarbewertung. Dieſer Zuwachs am Anlagekapital und 
damit am Geſchäftsvermögen, wodurch die früher auf die 
Anlagewerte zu ausgiebig bewirkten Abſchreibungen wieder 
zur Ausgleichung kamen, mußte mithin gleich wie andere im 
Zuſammenhang mit dem Gewerbebetrieb ſtehende Werter— 
höhungen ſonſtiger Vermögensgegenſtände den Geſchäftsertrag 
ſteigern, wie umgekehrt die Abſchreibungen früherer Jahre, 
welche zu dem ſchließlich erheblich unter dem wahren Wert 
ſich haltenden Buchwert der Anlagen beigetragen hatten, 
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den Geſchäftsertrag dieſer Jahre beeinträchtigten. Folglich 
muß aber auch dieſer Vermögenszuwachs in dem Jahr, in 
welchem er buchmäßig hervortrat und ſich in der entſprechen⸗ 
den Erhöhung des Kapitalkontos unmittelbar geltend machte, 
als ein über den ausgewieſenen Erfolg hinausgehender, bis⸗ 
her im Betrieb zurückgehaltener Reingewinn angeſehen und, 
da dem Ausgeführten zufolge nach Art. 13 Abſ. 2 des Eint.: 
StGeſ. grundſätzlich der aus der Bilanz ſich ergebende Ver: 
mögenszuwachs als gewerbliches Reineinkommen zu behan- 
deln iſt, dem ſteuerbaren Geſchäftsgewinn zugerechnet werden. 

Die Frage, ob Stammvermögensvermehrungen im Sinne 
des Art. 7 Abſ. 1 des EinkStGeſ., ſoweit fie in die Bilanz 
Eingang gefunden haben, bei Berechnung des gewerblichen 
Reingewinns nach Maßgabe von Art. 13 Abſ. 2 des Eink.⸗ 
StGeſ. zu berückſichtigen, d. h. am ſteuerbaren Gewerbeertrag 
abzurechnen ſind, bedarf im vorliegenden Falle keiner näheren 
Erörterung; denn jedenfalls kann der Zuwachs am Anlage- 
kapital, der wie hier lediglich einer ſachgemäßen, gegen früher 
zutreffenderen Abſchätzung des inneren Werts des 
Geſchäftsvermögens feine Entſtehung verdankt, nach 
der Vorſchrift des Art. 13 Abſ. 2 nicht als eine mit dem 
Gewerbebetrieb und der Geſchäftsgebahrung des Beſchwerde— 
führers nicht zuſammenhängende anorganiſche und in dieſem 
Sinne außerordentliche . (Art. 8) auf⸗ 
gefaßt werden. 

Damit, daß die prozentuale Höhe der früheren Ab— 
ſchreibungen auf die in Rede ſtehenden Aktippoſten kauf— 
männiſch angemeſſen und ſelbſt ſteuerrechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden geweſen ſein mag — wie der Beſchwerdeführer dies 
geltend macht —, ſteht es nicht in Widerſpruch, dann, wenn 
bei einer ſpäteren Bilanzierung der wahre Wert als ein den 
Buchwert ſehr erheblich überſteigender ſich erweiſt und wenn 
dementſprechend vom Geſchäftsinhaber ſelbſt nunmehr eine 
zutreffendere Bewertung in die Inventur und Bilanz einge: 
ſtellt wird, den dadurch buchmäßig ſich ergebenden Vermö— 
genszuwachs als eine aus dem Geſchäft herrührende Nein: 
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vermögensvermehrung des Jahres, in welchem der von früher 
her angeſammelte Gewinn als ſolcher in die Erſcheinung 
tritt, auch ſteuerlich zu behandeln. Dieſe Beurteilung liegt 
um ſo näher, als der Steuerpflichtige im vorliegenden Falle 
bei Bemeſſung der an den Anlagewerten erforderlichen Ab— 
ſchreibungen ſich ſelbſt an die durch die Bilanz ausgewieſenen 
Werterhöhungen, nicht aber an die alten Wertanſätze gehal- 
ten hat. Daß aber auch ein bloß buchmäßiger, noch nicht 
realiſierter Gewinn, wie er in der Aktivwertserhöhung zum 
Ausdruck kommt, nach Maßgabe des Einkommenſteuergeſetzes, 
welches die Einkommensermittlung i. S. von Art. 13 Abſ. 2 
an die aus Inventur und Bilanz zu entnehmende Vermeh⸗ 
rung des Geſchäftsvermögens anſchließt, der Beſteuerung zu 
unterſtellen iſt, kann nicht bezweifelt werden. 
Zu vgl. Göz, EinkStGeſ. 2. Aufl. S. 150, 158, 
163 ff., Staub, Kommentar zum HGB. 8. Aufl. 
S. 891, Maatz, Kaufm. Bilanz 4. Aufl. S. 96 ff., 
102, Reiſch⸗Kreibig, Bilanz und Steuer 2. Aufl. 
88 276, 280, 293/94, 317, 331, 362, 366 ff., R. 
Fiſcher, Bilanzwerte I S. 42 ff., 76, 79. 
Urteil vom 15. Septbr. 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſache des Fabrikanten L. S. in St. 


20. 


Welche Rechtsmittel ſtehen einer Gemeinde zur Geltend⸗ 
machung ihres Beſtenerungsrechts zu, wenn der Wohn⸗ 
ht eines Steuerpflichtigen beſtritten if? 


| Gründe: 

Die Fabrikantenwitwe E. O. iſt für das Steuerjahr 
1906 im Steuerbezirk des Kameralamts N. zur Einkommen⸗ 
und Kapitalſteuer veranlagt worden; hiebei war die Annahme 
maßgebend, daß die O. wie bisher, ſo auch zu Beginn des 
Steuerjahrs 1906 ihren Wohnſitz in der zu dieſem Steuer⸗ 
bezirk gehörigen Gemeinde U. gehabt habe. Die Gemeinde⸗ 
kapitalſteuer und der der Wohnſitzgemeinde gebührende An⸗ 
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teil am Einheitsſatz der ſtaatlichen Einkommenſteuer der 
Steuerpflichtigen O. für 1906 iſt demnach der Gemeinde U. 
zugewieſen worden. Die Veranlagung vollzog ſich, ohne daß 
von irgend einer Seite eine Einwendung erhoben wurde; 
auch der Steueranſatz für Kapital⸗ und Einkommenſteuer iſt 
unangefochten geblieben. 

Nachträglich aber, mit einer am 11. März 1907 bei 
dem K. Kameralamt N. eingereichten Eingabe, machte die 
Stadtgemeinde St. geltend, daß die Steuerpflichtige O. vom 
5. September 1905 bis 5. Juli 1906 in St. gewohnt und 
dort zu Beginn des Steuerjahrs 1906 ihren alleinigen Wohn⸗ 
ſitz gehabt habe; der Stadt St. komme demnach für 1906 
das ausſchließliche Beſteuerungsrecht als Wohnſitzgemeinde 
gegenüber der O. zu. Der Anſpruch auf Ueberweiſung des 
entſprechenden Gemeindeſteueranteils nach St. wurde indeſſen 
von dem K. Kameralamt N. abgelehnt, weil nach dem Er⸗ 
gebnis ſeiner Erhebungen der Wohnſitz der Steuerpflichtigen 
am 1. April 1906 ausſchließlich in U. ſich befunden habe. 
Auch die hiegegen erhobene Beſchwerde brachte keinen Erfolg. 
Das K. Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, ent⸗ 
ſchied mit Erlaß vom 8. Januar 1908, da ſich die Bes 
ſchwerde lediglich darum drehe, ob der Stadtgemeinde St. 
oder der Gemeinde U. das Beſteuerungsrecht als Wohnſitz⸗ 
gemeinde zukomme, müſſe es dem Gemeinderat St. über⸗ 
laſſen bleiben, ſeinen Anſpruch nach Maßgabe des Art. 10 
Ziff. 7 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezem⸗ 
ber 1876 weiter zu verfolgen. Die weitere Beſchwerde des 
Gemeinderats St. wurde von dem K. Finanzminiſterium mit 
Entſcheidung vom 25. Mai 1909 gleichfalls abgewieſen. Eine 
Verweiſung des Gemeinderats auf das Parteiſtreitverfahren 
des Art. 10 Ziff. 7 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes er⸗ 
ſcheine zwar nicht zuläſſig. Angeſichts des Charakters der 
Gemeindeeinkommen⸗ und Gemeindekapitalſteuer als Zu⸗ 
ſchlagsſteuern zur ſtaatlichen Einkommen⸗ und Kapitalſteuer 
könne aber die Frage des Orts der Steuerpflicht für die 
Staats⸗ und Gemeindeſteuer nur einheitlich entſchieden wer⸗ 
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den, eine abgeſonderte Entſcheidung über die Gemeindeſteuer⸗ 
pflicht der Witwe O. komme daher nicht in Betracht. Ein 
Einſpruchsrecht auf Grund des Einkommen- und Kapital⸗ 
ſteuergeſetzes gegen die Einſchätzung der O. durch die Ein- 
ſchätzungskommiſſion U. bezw. das Bezirksſteueramt N. komme 
dem Gemeinderat St. nicht zu, insbeſondere ſei die Veran⸗ 
lagung zur Einkommenſteuer gemäß Art. 56 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes, weil im Beſchwerdeweg von den Berechtigten 
nicht angefochten, in vollem Umfang rechtskräftig geworden 
und könne im Wege einer allgemeinen Verwaltungsbeſchwerde 
nach § 36 VerfUrk. oder durch eine Verfügung der Dienſt⸗ 
aufſichtsbehörde weder abgeändert noch aufgehoben werden. 
Auch materiell habe übrigens nach Auffaſſung des Finanz⸗ 
miniſteriums am 1. April 1906 zwar in U. nicht aber auch 
in St. ein Wohnſitz der Witwe O. im ſteuerrechtlichen Sinne 
beſtanden. 

Gegen dieſe Entſcheidung des K. Finanzminiſteriums 
richtet ſich die vom Gemeinderat namens der Stadtgemeinde 
St. erhobene Rechtsbeſchwerde, in welcher der Antrag ge: 
ſtellt iſt, unter Aufhebung der genannten Entſcheidung zu er⸗ 
kennen: die Witwe O. ſei für 1906 in St. zur Einkommen⸗ 
ſteuer und Kapitalſteuer zu veranlagen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt rechtzeitig und ordnungsmäßig 
eingelegt, es kann ihr aber eine Folge nicht gegeben werden. 

Die Beſchwerdeführerin erhebt den Anſpruch, als Wohn- 
ſitz gemeinde der Steuerpflichtigen O. für das Steuer⸗ 
jahr 1906 anerkannt und demgemäß auch in das Beſteue⸗ 
rungsrecht in Bezug auf Gemeindeeinkommen- und Gemeinde⸗ 
kapitalſteuer eingeſetzt zu werden. Unſtreitig iſt für beide 
Steuerarten die Steuerpflicht gegenüber der 
einzelnen Gemeinde abhängig von dem Wohnſitz, 
in Ermangelung eines ſolchen von dem Aufenthalt des 
Steuerpflichtigen in der betreffenden Gemeinde (Art. 20 Abſ. 1 
u. Art. 26 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Beſteuerungs— 
rechte der Gemeinden und Amtskörperſchaften vom 8. Auguſt 
1903, Reg Bl. S. 397); eine andere Frage aber iſt, in wel⸗ 
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cher Weiſe der Anſpruch der Wohnſitz⸗ oder Aufenthaltsge⸗ 
meinde nach Maßgabe dieſer Geſetzesvorſchrift im einzelnen 
Falle zur Befriedigung gelangt und welche Mittel zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Intereſſen der berechtigten Gemeinde vom 
Geſetz eingeräumt ſind. 

Die Gemeindeſteuerpflicht auch im Gebiet der Gemeinde⸗ 
einkommen⸗ und Kapitalſteuer iſt in weiteſtem Umfang ab⸗ 
hängig von der Staatsſteuerpflicht. In Beziehung auf die 
Steuerpflicht, Steuerbefreiung, Erhebung der Steuer und 
Beſtrafung von Steuergefährdungen kommen für die Ge— 
meindekapital⸗ und Gemeindeeinkommenſteuer die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über die ſtaatliche Kapital- bezw. Ein⸗ 
kommenſteuer zur entſprechenden Anwendung (Art. 19 und 
24 des Gemeindeſteuergeſetzes)v. Beide Arten von Gemeinde: 
ſteuern werden grundſätzlich — abgeſehen von den hier nicht 
in Betracht kommenden Beſonderheiten der Art. 25 und 31 
des Gemeindeſteuergeſetzes — in der Form von Zuſchlägen 
zu der Staatsſteuer erhoben (Art. 17 Abſ. 1 und Art. 22 
Abſ. 1 des Gemeindeſteuergeſetzes). Für den Zweck der Felt: 
ſtellung der Gemeindeſteuerſchuldigkeit iſt darum auch keine 
beſondere Steueraufnahme erforderlich; ſie erfolgt vielmehr 
für Gemeindekapital⸗ und Gemeindeeinkommenſteuer auf der 
Grundlage der für die Staatsſteuern bewirkten Veranlagung, 
wobei es keinen Unterſchied begründet, ob der Gemeinde⸗ 
ſteueranſatz von der Gemeinde ſelbſt beſorgt wird, oder den 
Staatsſteuerbehörden überlaſſen iſt (vgl. Vollzugsverfügung 
zum Gemeindeſteuergeſetz vom 22. September 1904, Reg Bl. 
S. 263, §§ 30 und 31; 58 39 und 45). 

Nun hat nach Art. 38 Abſ. 1 des EinkStGeſ. die 
Veranlagung zur ſtaatlichen Einkommen⸗ 
ſteuer regelmäßig zu erfolgen an dem Orte, wo der Steuer— 
pflichtige bei Beginn des Steuerjahres feinen Wohn: 
ſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen Aufenthalt 
hat, und für die Aufnahme der ſtaatlichen Kapitalſteuer iſt, 
wie ſich aus den Art. 11, 14 ff. des KapStGeſ. ergibt, das 
Gleiche vorgeſehen. Die Staatsſteuerbehörde iſt demnach 
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ſchon von Amts wegen veranlaßt, bei Vornahme der ſtaat⸗ 
lichen Einſchätzung behufs Prüfung ihrer Zuſtändigkeit im 
einzelnen Fall die auch für die Gemeindeſteuerpflicht erheb— 
liche Frage nach dem Wohnſitz bezw. dem Aufenthalt des 
Steuerpflichtigen mitzuentſcheiden. Ein Mitwirkungsrecht 
der intereſſierten Gemeinde bei dieſer Feſtſtellung iſt im Geſetz 
nirgends vorgeſehen, ſo wenig wie für das Zuſtandekommen 
des nach dem Ausgeführten für die Gemeindeſteuerpflicht 
maßgebenden ſtaatlichen Steueranſatzes. Das ſchließt frei⸗ 
lich nicht aus, daß auf dieſe Offizialtätigkeit von Seite der 
beteiligten Gemeinden durch geeignete Anträge eingewirkt 
wird, und ſo wäre auch im vorliegenden Falle nichts im 
Wege geſtanden, wenn die Stadtgemeinde St. ſchon im Laufe 
des Veranlagungsverfahrens dem Kameralamt N. gegenüber, 
bevor dieſes unter Bejahung des Wohnſitzes der Witwe O. 
in U. die Einſchätzung in ſeinem Steuerbezirk vorgenommen 
hatte, ihren gegenteiligen Standpunkt geltend gemacht hätte. 

Aber jedenfalls kam dem Gemeinderat St. nach 
Lage des Geſetzes keine Beſchwerde gegen die Veran⸗ 
lagung zu, nachdem dieſe entgegen ſeiner Auffaſſung im 
Bezirke des Kameralamts N. als am Sitz des Amts, zu dem 
die Gemeinde U. gehört, bewirkt und im Zuſammenhang 
damit das Beſteuerungsrecht als Wohnſitzgemeinde dieſer 
Gemeinde erwachſen war. Auch die Beſchwerdeerhebung 
gegen einen Steueranſatz betreffend Gemeindekapital⸗ oder 
Gemeindeeinkommenſteuer regelt ſich gemäß Art. 19 und 24 
des Gemeindeſteuergeſetzes durchaus nach den Geſetzen über 
die betreffende Staatsſteuer. Darnach iſt zwar dem Steuer- 
pflichtigen und in Einkommenſteuerſachen neben ihm auch dem 
Vorſitzenden der Einſchätzungskommiſſion, nicht aber einem 
Dritten, alſo auch nicht einer intereſſierten Gemeinde ein Be⸗ 
ſchwerderecht gegen die Feſtſtellung einer Gemeindeſteuerauf— 
lage eingeräumt. Mag demnach auch im vorliegenden Falle 
der Steuerpflichtigen an ſich das Recht zugeſtan⸗ 
den ſein, den Steueranſatz mit der Behauptung im Be— 
ſchwerdeweg anzufechten, daß ihr Wohnſitz nicht in U. ge⸗ 
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weſen ſei, ſie demgemäß von einer geſetzlich nicht zuſtändigen 
Kommiſſion zur Staatsſteuer eingeſchätzt und zu Unrecht der 
Gemeinde U. gegenüber für ſteuerpflichtig erklärt worden 
ſei — vergl. auch Göz, EinkSteuer, 2. Aufl. S. 229, 
Entſch. des Preuß. Oberverwaltungsgerichts in Staatsſteuer⸗ 
ſachen Bd. 6 S. 222 —, ſo war jedenfalls für die Be⸗ 
ſchwerdeführerin ein derartiger Rechtsbehelf nicht ge- 
geben (vergl. Art. 19 und 24 des Gemeindeſteuergeſetzes; 
Art. 57 ff. des EinkStGeſ.; Art. 19 des KapStcGeſ.h). 
Nur in einem Falle iſt im Gemeindeſteuergeſetz neben den 
Steuerpflichtigen auch den beteiligten Gemeinden das Recht 
der Beſchwerde nach Maßgabe der Art. 57 bis 64 des Eink⸗ 
StGeſ. zuerkannt, wenn es ſich nämlich um die Ver⸗ 
teilung des Einheitsſatzes der ſtaatlichen Einkommen⸗ 
ſteuer unter die in den Fällen der Art. 27, 28 und 30 des 
Gemeindeſteuergeſetzes konkurrierenden Beſteuerungsgemeinden 
3 (Art. 32 Abſ. 4 und 5 des GemStGeſ.). Aber 
ein derartiger Ausnahmefall liegt hier nicht vor, namentlich 
trifft auch der Art. 28 des Gemeindeſteuergeſetzes nicht zu, 
denn die Beſchwerdeführerin vertritt ja im Gegenteil den 
Standpunkt, daß ſie nicht neben der Gemeinde U. be⸗ 
rechtigt, ſondern vielmehr die einzige Wohnſitzgemeinde 
ſei und in dieſer Eigenſchaft das ausſchließliche Be⸗ 
ſteuerungsrecht gegenüber der Witwe O. habe. 

Hienach kommt der Stadtgemeinde St. gegenüber der 
Feſtſtellung der die Witwe O. für das Steuerjahr 1906 tref⸗ 
fenden Gemeindekapital⸗ und Gemeindeeinkommenſteuer — 
nicht nur bezüglich der Vorausſetzungen und des Umfangs 
der Steuerpflicht, ſondern auch in Anſehung der Zuerkennung 
des Gemeindeſteueranteils an U. als Wohnſitzgemeinde — 
ein Beſchwerderecht in der geſetzlich geregelten Ordnung 
der Art. 57 ff. des EinkStGeſ., Art. 19 des KapStGeſ., 
Art. 19 und 24 des GemStGeſ. überhaupt nicht 
zu. Noch weniger kann vollends die friſtenloſe, ſogenannte 
allgemeine Verwaltungsbeſchwerde des $ 36 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde in Frage kommen, die bei der Vollſtändigkeit, mit 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 14 
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welcher in den genannten Steuergeſetzen das Beſchwerderecht 
und Beſchwerdeverfahren geregelt iſt, ſelbſt dem Steuerpflich⸗ 
tigen ſowohl gegenüber der ſtaatlichen wie der kommunalen 
Beſteuerung nicht mehr zuſteht (Göz a. a. O. S. 244; Pi⸗ 
ſtorius in Württ. R. V. Bd. J S. 277 ff.). Die Zurück⸗ 
weiſung dieſer Beſchwerde in der angefochtenen Entſcheidung 
muß demnach als gerechtfertigt anerkannt werden. 

Bei dieſer Sachlage kann davon abgeſehen werden, daß 
das Verlangen der Beſchwerdeführerin nach einer Neuver⸗ 
anlagung der Witwe O. in St. für das Steuerjahr 1906 
auch ſchon deshalb ausſichtslos wäre, weil die Feſtſetzung 
ihres ſteuerbaren Kapitalertrags und Einkommens für dieſes 
Jahr längſt erfolgt und auch der Gemeindekapital⸗ und Ge⸗ 
meindeeinkommenſteueranſatz, da von keinem der hiezu ge⸗ 
ſetzlich Berechtigten eine Beſchwerde dagegen erhoben worden 
iſt, zu Gunſten der Gemeinde U. rechtskräftig geworden iſt, 
ſo daß die letztere damit einen unverlierbaren Anſpruch auf 
den ihr zugewieſenen Steueranteil, der ihr auch im Wege 
der Rückforderung nicht mehr entzogen werden könnte, gegen⸗ 
über der Steuerpflichtigen O. erlangt hat (Württ JJ. Bd. 20 
S. 370; Göz, EinkSt. 2. Aufl. S. 290). 

Und ebenſo kann unter den obwaltenden Umſtänden 
eine nähere Erörterung darüber unterbleiben, ob nicht die 
Stadtgemeinde S. in einem früheren Stadium 
des Verfahrens auf anderem Wege, nämlich im Par⸗ 
teiſtreitverfahren des Art. 10 Ziff. 7 des Verwaltungsrechts⸗ 
pflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 eine materielle Ent⸗ 
ſcheidung über den von ihr behaupteten Anſpruch hätte her⸗ 
beiführen können. Denn wenn auch grundſätzlich anzuer⸗ 
kennen iſt, daß der Anſpruch einer Wohnſitzgemeinde gegen⸗ 
über einem Steuerpflichtigen auf Beiziehung desſelben zur 
Gemeindekapital⸗ oder Gemeindeeinkommenſteuer auch in 
Fällen wie dem vorliegenden, wo Streit über die Berechti⸗ 
gung zwiſchen zwei verſchiedenen Gemeinden beſteht, auf 
Grund der genannten Geſetzesvorſchrift im Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten verfolgt werden kann, zu vergl. 
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Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 292/293; WürttJ. 

Bd. 13 S. 223, ä 
ſo ſtünde doch der Stadtgemeinde bei Erhebung einer 
derartigen verwaltungsgerichtlichen Klage im jetzigen 
Zeitpunkt der Einwand entgegen, daß der Steueran⸗ 
ſatz, auch ſoweit er die Schuldigkeit der Steuerpflichtigen 
O. der Gemeinde U. gegenüber betrifft, dem Ausgeführten 
zufolge bereits unanfechtbar geworden iſt; der in Rechts⸗ 
kraft übergegangenen Steuerfeſtſetzung kommt, wie bezüglich 
der Staats⸗, ſo auch bezüglich der Gemeindeſteuern die Be⸗ 
deutung einer bindenden Präjudizialentſcheidung zu. 

Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 507; Württ JJ. Bd. 

11 S. 346, 349. 

Die Beſchwerde der Stadtgemeinde iſt demnach in der 
angefochtenen Miniſterialentſcheidung mit Recht abgewieſen 
worden, die Rechtsbeſchwerde iſt folglich unbegründet. 

Urteil vom 15. Septbr. 1909 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache der Stadtgemeinde St. 


21. 


Inwieweit kann eine Entſcheidung der kirchlichen Ber- 

waltungsbehörden über das Bedürfnis zur Erweite⸗ 

rung kirchlicher Räume mit der Rechtsbeſchwerde an⸗ 
gefochten werden? 


Aus den Gründen: 

Die Rechtsbeſchwerde iſt innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſt ordnungsmäßig erhoben. Um mit ihr Erfolg zu 
haben, muß die Beſchwerdeführerin gemäß Art. 13 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 nach⸗ 
weiſen, daß die ergangene Entſcheidung ſich auf Gründe des 
öffentlichen Rechts ſtützt, daß fie jedoch rechtlich nicht be- 
gründet und daß die Beſchwerdeführerin durch ſie in einem 
ihr zuſtehenden Recht verletzt oder mit einer ihr nicht ob⸗ 
liegenden Verbindlichkeit belaſtet iſt. Nach Abſ. 2 des an⸗ 
geführten Art. 13 iſt die Beſchwerde ausgeſchloſſen, wenn 
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und ſoweit die Verwaltungsbehörden durch das Geſetz nach 
ihrem Ermeſſen zu verfügen ermächtigt ſind. Die Annahme, 
daß die angefochtene Verfügung ſich auf Gründe des öffent⸗ 
lichen Rechts ſtütze, unterliegt keinem Bedenken, ſoferne das 
K. Miniſterium ſeine Befugnis zur Kognition über die von 
ihm entſchiedene Frage nur aus öffentlich⸗rechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen ableitet und ableiten kann. Hat aber, wie die 
Beſchwerdeführerin in erſter Linie behauptet, das K. Mini⸗ 
ſterium ſeine Zuſtändigkeit zur Entſcheidung mit Unrecht an⸗ 
genommen, ſo iſt dieſe rechtlich nicht begründet und es iſt 
die Beſchwerdeführerin durch fie zugleich in einem ihr zu- 
ſtehenden Recht verletzt, da das rechtskräftige richterliche Ur⸗ 
teil ihr einen Anſpruch auf Entſcheidung der ſtreitigen Be⸗ 
dürfnisfrage durch die zuſtändige Behörde zuerkannt 
hat. Hienach ſteht ihr ein ſubjektives Recht auf eine Feſt⸗ 
ſtellung ſeitens der zuſtändigen Stelle und auf die Unter⸗ 
laſſung einer Abänderung der von dieſer getroffenen Ent- 
ſcheidung ſeitens einer unzuſtändigen Inſtanz zu. Die in 
dieſer Richtung erhobenen Angriffe der Beſchwerdeführerin 
find jedoch unbegründet, wie ſich aus dem nachſtehenden er⸗ 
geben wird. 

Daß zur Entſcheidung der in dem Urteilstenor vorbe> 
haltenen Frage jedenfalls zunächſt das Evangeliſche Konſi⸗ 
ſtorium berufen ſei, wird übereinſtimmend von dieſem ſelbſt, 
von dem K. Miniſterium des Kirchen- und Schulweſens 
und von der Beſchwerdeführerin angenommen, eine Differenz 
beſteht nur zwiſchen dem K. Miniſterium und der Beſchwerde⸗ 
führerin hinſichtlich der Frage der Endgültigkeit oder An: 
fechtbarkeit der Entſcheidung des Konſiſtoriums. Wenn die 
K. Domänendirektion, welche in ihrem Schreiben vom 29. 
November 1904 und 4. Januar 1906 ſelbſt das Konſiſtorium 
um eine Entſcheidung über die Bedürfnisfrage angegangen 
hat, in ihrer Beſchwerdeſchrift an das K. Miniſterium vom 
8. Auguſt 1908 das Vorhandenſein einer geſetzlichen Grund⸗ 
lage für die Zuſtändigkeit des Konſiſtoriums anzweifelt, ſo 
kann dieſem Zweifel eine Berechtigung nicht zugeſtanden 
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werden. Schon vor Erlaſſung des ſtaatlichen Evang. Kirchen⸗ 
gemeindegeſetzes vom 14. Juni 1887 und des kirchlichen Ge⸗ 
ſetzes vom 29. Juli 1888 lag dem Evang. Konſiſtorium die 
Sorge für die Erhaltung der evangel. Kirchengebäude ob. 

Mohl, Württ. Staatsrecht II S. 461. 

Durch Art. 11. des ebengenannten kirchlichen Geſetzes, 
betr. die evangeliſchen Kirchengemeinden, wurde ſodann aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß die Oberaufſicht über die Ver⸗ 
mögensverwaltung der Kirchengemeinden dem Konſiſtorium 
zukomme und daß die nach Art. 62 Ziff 1 und 2 des (ſtaat⸗ 
lichen) Evangel. Kirchengemeindegeſetzes (jetzige Faſſung vom 
22. Juli 1906, RegBl. S. 255) der Genehmigung der 
Kreisregierungen bedürfenden Beſchlüſſe des Kirchengemeinde⸗ 
rats, alſo insbeſondere erheblichere Neubauten an Gebäuden, 
deren Unterhaltung dem Kirchengemeinderat obliegt, ſowie 
die in Art. 69 lit. a und b desſelben Geſetzes bezeichneten 
Umlagebeſchlüſſe zuvor dem Konſiſtorium zur Genehmi⸗ 
gung vorzulegen ſeien. Es beſteht alſo neben der in Art. 
53, 62, 65 und 69 des ſtaatlichen Geſetzes feſtgeſetzten 
ſtaatlichen Aufſicht über die Vermögens verwaltung der Kirchen⸗ 
gemeinden eine kirchliche, dem Konſiſtorium übertragene Auf— 
ſicht. Die nähere Begrenzung dieſer letzteren Aufſicht ergibt 
ſich aus Art. 98 des von dem Evang. Konſiſtorium am 
17. April 1877 der Landesſynode vorgelegten Entwurfs 
einer Kirchengemeinde- und Synodal⸗Ordnung, welcher Art. 
98 im Jahr 1878 von der Landesſynode als Art. 111 in 
gleicher Faſſung angenommen wurde. Dieſer Entwurf iſt 
allerdings nicht kirchliches Geſetz geworden, es wurde aber 
bei den Verhandlungen über die ſtaatlichen Geſetze vom 
14. Juni 1887 betr. die Vertretung der evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinden und der katholiſchen Pfarrgemeinden der in dem 
genannten Art. 111 niedergelegte Inhalt und Umfang der 
kirchlichen Aufſicht allfeitig als maßgebend anerkannt. 

Vergl. Steinheil, die Geſetze und Verfügungen über 

die evangel. Kirchengemeinden, Bemerk. zu Art. 11 des 

kirchl. Geſetzes S. 270 ff., Note 4 zu Art. 62 des 
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ſtaatlichen Geſetzes, S. 110— 112. 

Der hienach für die Auslegung des Art. 11 des kirchl. 
Geſetzes vom 29. Juli 1888 heranzuziehende Art. 111 des 
Entwurfs der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗Ordnung von 
1878 (abgedruckt Beil. Bd. 44 der Kamm. d. Abg. S. 291) 
ſpricht in Abſ. 2 aus, es habe „die Oberkirchenbehörde dar⸗ 
auf zu achten daß die Kirchengemeinden die zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe (Art. 1) notwendigen Anſtalten und Einrich⸗ 
tungen beſchaffen und erhalten“ und ſetzt in Abſ. z feſt: 
Der Oberkirchenbehörde komme insbeſondere zu, „Kirchenge⸗ 
meinden, welche ihrer Verpflichtung zur Erhaltung und Er— 
neuerung der kirchlichen Gebäude und der ſonſtigen für den 
Gottesdienſt notwendigen Einrichtungen nicht nachkommen, 
nach fruchtloſer Ermahnung die erforderliche Auflage zu 
machen und auch ein nach techniſchem Gutachten nicht zweck⸗ 
entſprechendes Bauweſen vorläufig einzuſtellen“. Hiezu hat 
der Kommiſſionsbericht der II. Landesſynode bemerkt, die 
Kommiſſion gehe von der Annahme aus, daß unter den 
Worten „die erforderliche Auflage zu machen“ das zu ver⸗ 
ſtehen ſei, daß „von der Oberkirchenbehörde gegen die 
Kirchengemeinden nicht bloß dann, wenn ſie ſelbſt die 
Bau⸗ und Unterhaltungspflicht haben, in der bezeichneten 
Art vorzugehen ſei, ſondern auch in dem Falle, wenn dieſe 
Pflicht einem Dritten obliegt und die Kirchengemeinde⸗ 
kollegien verſäumen, dieſen in geeigneter Weiſe zur Erfüllung 
ſeiner Pflicht zu veranlaſſen und nötigenfalls Klage gegen 
ihn zu erheben.“ 

Komm.⸗Ber. der II. Landesſynode S. 140 ff. 

In der II. Landesſynode wurde der Art. 111 ohne De⸗ 
batte angenommen. (Steinheil a. a. O. S. 271.) 

Hienach kann es einem Bedenken nicht unterliegen, daß, 
wenn auf Grund eines zivilrichterlichen Urteils durch die 
zuſtändige Behörde die Frage zu unterſuchen und zu ent— 
ſcheiden iſt, ob und in welchem Umfang das kirchliche Be— 
dürfnis die Erweiterung kirchlicher Räume und damit einen 
Neubau erfordert, zur Entſcheidung dieſer die Erweiterungs— 
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pflicht der einen Prozeßpartei bedingenden Vorfrage auf der 
geſetzlichen Grundlage des Art. 11 des kirchlichen Geſetzes 
das Konſiſtorium berufen iſt. Hiezu kommt, daß auch Art. 
39 des ſtaatlichen Geſetzes für den Fall der Ausſcheidung 
des kirchlichen Vermögens die Entſcheidung der die Größe 
der kirchlichen Gebäude bedingenden Bedürfnisfrage im Streit⸗ 
fall dem Konſiſtorium zuweiſt und dabei den dem Art. 11 
des kirchlichen Geſetzes zugrund liegenden allgemeinen Ge⸗ 
danken gleichfalls zum Ausdruck bringt, daß zur Feſtſtellung 
des fraglichen Bedürfniſſes jedenfalls zunächſt die Ober⸗ 
kirchenbehörde berufen ſei. Auch die Kreisregierung hat bei 
der ihr nach Art. 62 letzter Abſatz des ſtaatlichen Geſetzes 
obliegenden Entſcheidung zuvor Rückſprache mit dem Konſi⸗ 
ſtorium zu nehmen, womit die Berückſichtigung der kirch⸗ 
lichen Intereſſen und Geſichtspunkte, deren Wahrung dem 
Konſiſtorium obliegt, ſichergeſtellt werden ſoll (zu vergl. Stein⸗ 
heil a. a. O. Note 16 zu Art. 62 S. 114). Endlich iſt zu 
beachten, daß dem richterlichen Urteil zufolge es ſich im vor⸗ 
liegenden Fall nicht um einen Neubau an einem Kirchen⸗ 
gebäude handelt, deſſen Unterhaltung der Kirchengemeinde 
obliegt, daß daher die in Art. 62 Ziff. 2 des Evang. Kirchen⸗ 
gemeindegeſetzes vorgeſehene Entſcheidung der Kreisregierung 
hier nicht erforderlich iſt und ſonach ein etwaiges Mitprü⸗ 
fungsrecht der Kreisregierung oder einer ſonſtigen ſtaatlichen 
Behörde bezüglich der Bedürfnisfrage in concreto nicht in 
Frage kommen kann. 

Steht dem Ausgeführten gemäß die Zuſtändigkeit des 
Konſiſtoriums zur Feſtſtellung des fraglichen Bedürfniſſes 
feſt, ſo iſt der Beſchwerdeführerin darin nicht beizutreten, 
daß die getroffene Feſtſtellung einer Anfechtung durch Be— 
ſchwerde an das Miniſterium des Kirchen- und Schulweſens 
entzogen ſei. Mit Grund hat vielmehr dieſes Miniſterium 
angenommen, daß es ſich bei der Entſcheidung des Konſi⸗ 
ſtoriums um eine gemiſchte, kirchlich -ſtaatliche Sache ge- 
handelt habe. Als eine rein innerkirchliche Angelegenheit 
kann eine Entſcheidung, in der feſtgeſtellt wird einmal, wie 
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viel weitere feſte Sitzplätze zur Deckung des kirchlichen Be⸗ 
dürfniſſes herzuſtellen ſind und ſodann, daß hienach neben der 
beſtehenden Kirche ein weiterer Neubau zu errichten iſt, bei 
ihrem in dieſen beiden Teilen engen und unlösbaren Zuſammen⸗ 
hang mit dem kirchlichen Bauweſen und mit dem Umfang 
der Baupflicht eines Dritten unmöglich angeſehen werden. 
Schon in der großen Kirchenordnung von 1559 wird das 
Bauweſen an geiſtlichen und Kirchengebäuden nicht zu den 
res mere ecclesiasticae gerechnet 

vergl. Rieker, die rechtliche Stellung der evang. Landes⸗ 

kirchen, S. 176, 

und in Abſ. 3 des oben erwähnten Art. 111 des Entwurfs 
der Kirchen⸗ und Synodal⸗Ordnung von 1878 wird den 
Kirchengemeinden gegen die in dieſem Abſatz enthaltenen 
oben angeführten Auflagen und Verfügungen der Ober⸗ 
kirchenbehörde ausdrücklich die Beſchwerde an das K. Mini⸗ 
ſterium des Kirchen- und Schulweſens eingeräumt. Die Ein⸗ 
räumung einer ſolchen Beſchwerde an eine Staatsbehörde 
gegenüber einer Verfügung der höchſten kirchlichen Inſtanz 
kann nur auf der Erwägung beruhen, daß die fraglichen, 
unter Umſtänden auch auf die vermögensrechtlichen Be⸗ 
ziehungen der Kirchengemeindegenoſſen einwirkenden Ver⸗ 
fügungen nicht dem rein innerkirchlichen Gebiet angehören. 
Hienach kann aber ein gleiches Beſchwerderecht an das Mini⸗ 
ſterium einem dritten Baupflichtigen, deſſen durch Richter⸗ 
ſpruch bedingt feſtgeſtellte Erweiterungspflicht durch die Ent⸗ 
ſcheidung des Konſiſtoriums überhaupt erſt praktiſche Be⸗ 
deutung erlangt und für den dieſe Entſcheidung eine ſehr 
erhebliche pekuniäre Belaſtung bedeutet, nicht verſagt werden. 
Auch die in Art. 62 Ziff. 2 des Evang. Kirchengemeinde⸗ 
geſetzes (in der Faſſung vom 22. Juli 1906) verlangte Ge⸗ 
nehmigung der Kreisregierung bei Neubauten mit einem Auf⸗ 
wand von mindeſtens 6000 Mk., die daſelbſt vorgeſchriebene 
vorherige Anhörung der bürgerlichen Kollegien und die gegen 
die Entſcheidung der Kreisregierung in Art. 89 zugelaſſene 
Beſchwerde an das K. Miniſterium des Kirchen- und Schul⸗ 
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weſens (deſſen nach Rückſprache mit dem K. Miniſterium des 
Innern zu treffende Entſcheidung in dieſem Fall endgültig 
iſt) läßt erkennen, daß das Bauweſen an Kirchengebäuden 
jedenfalls dann, wenn es mit einem nennenswerten Aufwand 
verbunden iſt, auch im Sinn des ſtaatlichen Kirchengemeinde⸗ 
geſetzes nicht zu den rein innerkirchlichen Angelegenheiten 
gehört. 

(Zu vergl. auch für das frühere Recht § 133 Abſ. 3 

des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822, Verfügung 

des K. Miniſteriums des Innern vom 19. April 1823, 

betr. die Behandlung der Amtskorporations⸗Gemeinde⸗ 

und Stiftungsbauten, RegBl. S. 319, und Bekannt⸗ 
machung des K. Miniſteriums des Innern vom 21. Mai 

1823, betr. Vornahme von Bauten an Kirchen, Pfarr⸗ 

häuſern und Schulbauten, RegBl. S. 376.) 

Iſt hienach die Zuläſſigkeit der von der K. Domänen⸗ 
direktion gegen die Verfügung des Konſiſtoriums an das K. 
Miniſterium des Kirchen⸗ und Schulweſens erhobenen Be⸗ 
ſchwerde und die hiemit gegebene Befugnis des Miniſteriums 
zur ſachlichen Nachprüfung und eventuellen Abänderung 
der Konſiſtorialentſcheidung vom Geſichtspunkt der ſoge— 
nannten causa mixta aus auf Grund des § 2 der K. Ver⸗ 
ordnung vom 20. Dezember 1867, betr. die Stellung des 
Miniſteriums des Kirchen: und Schulweſens bei Angelegen⸗ 
heiten der evangeliſchen Kirche, RegBl. S. 211, nicht zu be⸗ 
anſtanden, ſo kann die Frage unerörtert bleiben, ob die vom 
K. Miniſterium des Kirchen- und Schulweſens gegenüber 
dem Konſiſtorium im Namen des Landesherrn auszuübende 
Dienſtaufſicht ($ 1 der angeführten K. Verordnung) an ſich 
ſchon das K. Miniſterium zu einer ſachlichen Nachprüfung der 
Entſcheidung des Konſiſtoriums berechtigen würde und ob 
etwa die in § 36 der Verfafſungsurkunde gegen Verfügungen 
der Staats behörden zugelaſſene allgemeine Verwal— 
tungsbeſchwerde hier in Betracht kommen kann. 

Bei dem gewonnenen Ergebnis iſt die von der Be⸗ 
ſchwerdeführerin behauptete Rechtsverletzung durch Entſchei⸗ 
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dung einer unzuſtändigen Behörde nicht vorhanden. 

Auch der in zweiter Linie gegen den ſachlichen Inhalt 
der Verfügung des K. Miniſteriums erhobene Angriff geht fehl. 

Eine Rechtsbeſchwerde im Sinn des Art. 13 des Ver⸗ 
waltungsrechtspflegegeſetzes kann nur mit einer Verletzung 
eines Rechts, nicht mit einer bloßen Verletzung von In⸗ 
tereſſen des Beſchwerdeführers begründet werden. 

Göz, Verwgechtspfl. S. 98; Entſch. des Verw.⸗Ger.⸗ 

Hofs vom 12. März 1884, Amtsbl. des K. Min. 

des Innern S. 101, vom 4. Dezember 1889, Amtsbl. 

von 1890 S. 200, vom 17. Oktober 1894, Jahrb. 
der württ. Rechtspfl. Bd. 7 S. 234, und vom 7. Okt. 

1896, daſelbſt Bd. 9 S. 226. 

Wenn das richterliche Urteil der Beſchwerdeführerin den 
hypothetiſchen, durch eine Feſtſtellung der „zuſtändigen Be⸗ 
hörde“ bedingten Anſpruch auf Erweiterung der kirchlichen 
Räume zuſpricht, ſo hat dadurch die Beſchwerdeführerin 
allerdings ein ſubjektives Recht nicht nur darauf erhalten, 
daß die zuſtändigen Behörden überhaupt eine Feſtſtellung 
über die Bedürfnisfrage treffen, ſondern auch darauf, daß die 
Feſtſtellung unter Beachtung der für eine ſolche etwa gelten⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften vor ſich geht und daß ſie ſich 
nicht in Widerſpruch ſetzt mit dem, was der Richter mit 
Rechtskraftwirkung über den ſeiner Beurteilung unterliegen⸗ 
den Umfang der Baupflicht des Prozeßgegners feſtgeſetzt hat. 

Die Beſchwerdeführerin macht in dieſer Richtung geltend, 
daß das Miniſterium (im Gegenſatz zum Konſiſtorium) die 
Vorſchriften der anzuwendenden „Inſtruktion für das Ver⸗ 
fahren bei den zu Bemeſſung der auf dem Zehenten haften— 
den Baulaſten nötigen Schätzungen“ vom 28. Juni 1850, 
RegBl. S. 255, nicht richtig angewendet habe, ſofern es 
bei Unterſuchung der Bedürfnisfrage den § 16 dieſer In— 
ſtruktion ſtatt des vom Konſiſtorium angewandten § 17 
(tatſächliche Frequenz bei den Gottesdienſten) — aus der 
Seelenzahl der Kirchengemeinde zu berechnende Frequenz — 
zugrund gelegt habe. Allein es iſt zu beachten, daß die 
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Vorſchriften dieſer Inſtruktion zwar bei Ausſcheidung des 
Kirchenvermögens nach der geſetzlichen Vorſchrift des Art. 
39 Abſ. 3 des Evang. Kirchengemeindegeſetzes vom 14. Juni 
1887 und nach $ 22 der hiezu erlaſſenen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften vom 25. März 1889, Reg Bl. S. 65, anzuwenden 
ſind, für die im vorliegenden Fall ausgeführte Ermittlung 
aber nicht die Bedeutung einer Norm haben, an die das 
Konſiſtorium oder das K. Miniſterium des Kirchen- und 
Schulweſens geſetzlich gebunden wäre und auf deren An- 
wendung die Beſchwerdeführerin ein Recht hätte. Aber ſelbſt 
wenn man davon ausgehen wollte, daß der Beſchwerde— 
führerin ein Recht darauf zuſteht, daß bei der vorzunehmen⸗ 
den Ermittlung unter Anwendung dieſer Inſtruktion ver⸗ 
fahren werde (wie dies ja tatſächlich der Fall war) ſo kann 
die Beſchwerdeführerin jedenfalls ein Recht darauf, daß ge⸗ 
rade der § 17 und nicht der § 16 dieſer Inſtruktion ange⸗ 
wendet werde, nicht in Anſpruch nehmen. Denn darüber, 
ob die eine oder andere dieſer Beſtimmungen zu Grunde zu 
legen iſt, gibt die Inſtruktion keine ſtrikten, feſt abgegrenzten 
Vorſchriften, ſondern fie ſpricht in $ 16 davon, daß die 88 
17 bis 19 Anhaltspunkte geben, die im Zweifels⸗ 
fall zu benützen ſeien, daß die tatſächliche Frequenz zu⸗ 
nächſt zugrunde zu legen ſei, während der § 17 in Abſ. 1 
und 2 den Regel⸗ und Ausnahmefall unterſcheidet. Hie⸗ 
durch ergibt ſich deutlich, daß die Inſtruktion es dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der Behörden überlaſſen will, je nach 
Würdigung der tatſächlich vorliegenden beſonderen Verhält— 
niſſe den einen oder den anderen Maßſtab zu Grund zu 
legen, und es kann bei dieſer Sachlage angeſichts der Vor— 
ſchrift des Art. 13 Abſ. 2 des Verwaltungsrechtspflegege⸗ 
ſetzes inſoweit von einem Recht der Beſchwerdeführerin, 
das verletzt wäre, keine Rede ſein. 

Ebenſowenig kann eine Verletzung eines Rechts der Be- 
ſchwerdeführerin damit begründet werden, daß, wie dieſe 
behauptet, das K. Miniſterium die angeblich „rechtskräftig 
feſtgeſtellte Tatſache, daß die Wildbader Kirche nicht bloß 
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für den Beſuch der ſtändigen Einwohner, ſondern ebenſo auch 
für den der Badgäſte beſtimmt ſei“ außer Acht gelaſſen und 
bei Bemeſſung des Umfangs des Bedürfniſſes die Konkur⸗ 
renz der Badgäſte nicht in Betracht gezogen habe. Die Ent⸗ 
ſcheidungsgründe des oberlandesgerichtlichen Urteils ſprechen 
allerdings zur Begründung der Erweiterungspflicht des 
Staats davon, daß der Staat bei den früheren Neubauten 
ſich auch für verpflichtet angeſehen habe, für die kirchlichen 
Bedürfniſſe der Badgäſte zu ſorgen. Die für die Tragweite 
des Umfangs der Rechtskraft des Urteils maßgebende Ur- 
teilsformel (vergl. S 322 Abſ. 1 der CPO. und Bem. von 
Stein⸗Gaupp, Comm. I. Bd. Ziff. V zu § 322) läßt jedoch 
in einer Zweifel ausſchließenden Weiſe nicht erkennen, daß 
der Richter der Beſchwerdeführerin bei Bemeſſung des Um⸗ 
fangs der Baupflicht des Staats einen Rechtsanſpruch auf 
Berückſichtigung nicht nur einer Vermehrung der Zahl der 
Kirchengemeindegenoſſen, ſondern auch der am Gottesdienſt 
ſich beteiligenden Badgäſte zuſprechen wollte. Aber auch wenn 
dieſe Auslegung des entſcheidenden Teils des Urteils Platz 
zu greifen hätte, fo iſt die Behauptung der Befchwerde- 
führerin, es ſei in der Verfügung des K. Miniſteriums eine 
Berückſichtigung der Konkurrenz der Badgäſte unterlaſſen 
worden, nicht zutreffend. Vielmehr hat die Verfügung des 
Miniſteriums die durch die Mitbenützung der Kirche ſeitens 
der Kurgäſte gegebenen Verhältniſſe durchaus in den Kreis 
ſeiner Erwägungen gezogen und iſt nur mit Rückſicht auf 
die verhältnismäßig kurze Dauer der Kurzeit zu dem Er— 
gebnis gelangt, daß — zur Zeit wenigſtens — auf andere 
Weiſe als durch einen Neubau, insbeſondere durch doppelte 
Vormittagsgottesdienſte während der Hochſaiſon, den Bedürf⸗ 
niſſen der Kirchengemeinde Rechnung getragen werden könne. 

Wie endlich bei der auf dem Gebiet der tatſächlichen 
Erwägungen ſich bewegenden Würdigung der eingezogenen 
Beweiſe die Verletzung einer geſetzlichen Vorſchrift und eines 
Rechts der Beſchwerdeführerin geſchehen fein ſollte, oder wor 
auf ſich ein Recht der Beſchwerdeführerin auf Erhebung 
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der von ihr angebotenen weiteren Beweiſe gründen könnte, 
iſt nicht abzuſehen. Von einer Ergänzung der Beweisauf— 
nahme vor dem Verwaltungsgerichtshof im Rechtsbeſchwerde⸗ 
verfahren kann hienach keine Rede ſein. 
Urteil vom 21. Juli 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
der Evang. Kirchengemeinde Wildbad. 


22. 


Neue Banſtraße im Pinne des Art. 15 der Gauordnung. 


In den Gründen iſt bezüglich der Erforderniſſe einer 
neuen Bauſtra ße ausgeführt: 

Wenn der Unterrichter nach den vorliegenden tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen zu dem Ergebnis gelangt iſt, daß die 
fragliche Straßenſtrecke zur kritiſchen Zeit ſchon eine be- 
ſtehende Bauſtraße geweſen ſei, ſo kann dieſer Anſchauung 
nicht beigetreten werden. Die von dem Unterrichter hiefür 
geltend gemachten Umſtände (Breite der Staatsſtraße, Chauſ⸗ 
ſierung, Fahrbarkeit, Waſſerabzugsgräben), reichen zur An⸗ 
nahme des Beſtehens einer Ba uſtraße nicht aus, denn 
ſolche Verhältniſſe können in derſelben Weiſe wie bei Orts⸗ 
ſtraßen auch bei bloßen Landſtraßen (Chauſſeen) im Gegen⸗ 
ſatz zu Bauſtraßen vorliegen und liegen bei Bauſtraßen wohl 
regelmäßig vor. Zum Weſen einer Bauſtraße genügt die 
bloße Anbaufähigkeit eines ſeitherigen öffentlichen Wegs 
nicht, es gehört vielmehr dazu weiter noch, daß die Straße 
von den maßgebenden Faktoren, alſo den bürgerlichen Kol- - 
legien, zum regelmäßigen und geordneten Anbau mit Ge— 
bäuden beſtimmt iſt, — eine Beſtimmung, welche insbeſon⸗ 
dere aus der Aufnahme der Straße in den Orsbauplan 
hervorgeht, aber auch aus ſonſtigen Umſtänden entnommen 
werden kann — oder daß die fragliche Straße den Charakter 
einer Bauſtraße ſtillſchweigend, durch allmählich erfolgte Be⸗ 
ſetzung mit Gebäuden, erhalten hat. 

Zu vergl. den Kommiſſionsbericht der Kammer der Abg. 

zur Bauordnung (Anwendung des Art. 15 auf ältere, 
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angebaute Straßen ausgeſchloſſen) bei Bitzer, BO. 
S. 189; Keck, Straßenkoſtenbeiträge uſw. S. 24; Walz, 
Bad. Ortsſtraßenrecht S. 190 ff.; Entſch. des Preuß. 
Oberverw.⸗Gerichts Bd. 38 S. 147; Schultz enſtein, 
zu 88 12 und 15 des Preuß. Fluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875 im Preuß. Verwaltungsblatt von 1909, 
Nr. 43 S. 705 ff., S. 727 ff.; Sembritzki, eben⸗ 
daſelbſt Nr. 49, S. 821. 
Keines dieſer Merkmale trifft im vorliegenden Fall zu. 
Am 1. Juli 1879 war die Aufnahme der äußeren Bahn⸗ 
hofſtraße in den Ortsbauplan noch nicht erfolgt, vielmehr 
wurde dieſe Straßenſtrecke, welche damals und bis zur 
neueſten Zeit noch eine in der Verwaltung der Staats— 
ſtraßenbaubehörden ſtehende Landſtraße war, erſt durch Be⸗ 
ſchluß der bürgerlichen Kollegien vom 11. Juli 1891 in den 
Stadtbauplan aufgenommen und hiebei für die Straße eine 
Baulinie unter Erweiterung der ſeitherigen, 13 m betragen⸗ 
den Straßenbreite auf 19 m feſtgeſetzt. Sonſtige Kund⸗ 
gebungen der Organe der Stadtverwaltung vor dem 1. Juli 
1879, woraus auf die Abſicht geſchloſſen werden könnte, die 
Straße zum regelmäßigen ſtädtiſchen Anbau zu beſtimmen, 
liegen nicht vor. Insbeſondere ſind Anzeichen hiefür aus 
den Akten, betreffend die baupolizeiliche Genehmigung des 
Hintergebäudes Nr. 102 a in der Nähe des Bahnhofs aus 
den Jahren 1878 und 1881 nicht zu entnehmen. Im Gegen⸗ 
teil ſpricht die entſchiedene Weigerung der Stadtgemeinde, 
die in die Bahnhofſtraße einmündende B. . .. ſtraße mit 
Baulinien zu verſehen, und die Bezeichnung des Btſchen 
Hauſes als „außerhalb Etters an der Staatsſtraße nach 
L. gelegen“ dafür, daß damals ein Ausbau dieſer Straße 
als ſtädtiſche Bauſtraße von den Organen der Stadt- 
gemeinde noch nicht in beſtimmte Ausſicht genommen war. 
Hienach könnte zu Gunſten des Beſtehens einer Bauſtraße 
am 1. Juli 1879 nur die Tatſache verwertet werden, daß 
damals die drei Häuſer Nr. 16, 18 und 102 an der Staats⸗ 
ſtraße errichtet waren. Das bloße Vorhandenſein einiger 
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weniger Häuſer reicht aber noch nicht aus, um die be⸗ 
treffende Straßenſtrecke ſchon als eine angelegte Straße er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Vielmehr iſt in Art. 13 Abſ. 2 der Bau⸗ 
ordnung ausdrücklich die Möglichkeit vorausgeſetzt, daß das 
Vorhandenſein von Häuſern in der Verlängerung beſtehender 
Straßen erſt den Anſtoß zur Anlegung im Ortsbauplan 
vorgeſehener neuer Straßen geben kann. Auch iſt in Recht⸗ 
ſprechung und Literatur anerkannt, daß die Errichtung 
von Gebäuden der Neuanlegung einer projektierten Straße 
zeitlich vorangehen kann 

vergl. Motive zu Art. 15 der 80. Württ J., Bd. 8 

S. 357, S. 360 und Bd. 14 S. 360 
und daß das Vorhandenſein vereinzelter Gebäude nicht ohne 
weiteres einer beſtehenden Straße (Landſtraße, Chauſſee) den 
Charakter einer Bauſtraße verleiht. 

Keck a. a. O. S. 26; Walz a. a. O. S. 191 und 193; 

Sembritzki a. a. O. S. 821. 

Zieht man in Betracht, daß an der ganzen ca. 670 m 
langen Straßenſtrecke am 1. Juli 1879 nur an ihrem End⸗ 
punkt in der Nähe des Bahnhofs drei Häuſer ſtanden, wo— 
von zwei als Dienſtwohngebäude ihrer Zweckbeſtimmung nach 
im Zuſammenhang mit dem benachbarten Bahnhofgebäude 
nicht dem ſtädtiſchen inneren Verkehr, ſondern den Inter⸗ 
eſſen des Eiſenbahndienſtes zu dienen hatten, und daß wohl 
auch die Entſtehung des dritten, eines Reſtaurationsgebäudes, 
durch die Bahnanlage bedingt war, jo tft dieſer Sachver⸗ 
halt nicht geeignet, die Annahme zu rechtfertigen, daß die 
Straße ſchon am 1. Juli 1879 infolge der an ihrem End⸗ 
punkt vorhandenen geringfügigen Bebauung eine beſtehende 
Bauſtraße geweſen ſei. Die auf die gegenteilige Annahme 
ſich gründende Abweiſung des klägeriſchen Anſpruchs iſt 
daher nicht gerechtfertigt, vielmehr die grundſätzliche Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zur Beitragsleiſtung dann anzuer⸗ 
kennen, wenn der Grunderwerbungsaufwand der Stadt in 
der Tat behufs Anlegung einer neuen Straße gemacht worden 
iſt. Dieſe letztere Vorausſetzung trifft nach der Entwicklung, 
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die die äußere Bahnhofſtraße genommen hat, zu. Insbe⸗ 
ſondere iſt der Einwand nicht ſtichhaltig, daß es ſich nur 
um die nachträgliche Erbreiterung, um die Korrektur einer 
ſchon bei Erlaſſung des Statuts beſtehenden Bauſtraße ge- 
handelt habe (welchenfalls der Beklagte allerdings nicht bei⸗ 
tragspflichtig wäre), vielmehr iſt die Herſtellung der in den 
Ortsbauplan von 1891 aufgenommenen Straßenbreite und 
die Erwerbung der hiezu erforderlichen Grundfläche in Ver⸗ 
bindung mit den gleichfalls erſt in die neuere Zeit fallen⸗ 
den Veränderungen an der Straße (Kanaliſation, Waſſer⸗ 
leitung, Straßenbeleuchtung, Anlegung von Kandeln, Rand⸗ 
ſteinen und beiderſeitigen Gehwegen) als ein Akt der Neu— 
anlegung der Straße anzuſehen, wobei es nichts verſchlägt, 
daß dieſe Vorgänge ſich auf einen längeren Zeitraum ver⸗ 
teilen und daß insbeſondere die behufs Herſtellung der orts⸗ 
bauplanmäßigen Breite erfolgende Grunderwerbung nach 
Maßgabe des ſich zeigenden Bedürfniſſes erſt längere Zeit 
nach Feſtſtellung des Ortsbauplans einſetzte; denn es iſt an⸗ 
erkannt, daß die Ausführung der Neuanlegung einer Straße, 
ſofern fie nur unter der Herrſchaft des Ortsbauſtatuts er- 
folgt und ſich auf eine bei Inkrafttreten des Statuts nicht 
ſchon beſtehende Bauſtraße bezieht, nicht an einen beſtimmten 
Zeitpunkt nach Feſtſtellung des Ortsbauplans gebunden iſt 
und ſich in verſchiedenen Stadien auf einen längeren Zeit⸗ 
raum erſtrecken kann. 
Vergl. Keck a. a. O. S. 27, 29; Walz a. a. O. S. 193. 
Urteil vom 20. Oktober 1909 in der Beruf.⸗Sache der 
Stadtgemeinde B., Klin. Beruf.⸗Klin., gegen den Pri⸗ 
vatmann E. M. in B., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


23. 


Arbeitgeber und Fahrläſfſigkeit im Sinne des 58 50 
des Krankenverſicherungsgeſetzes. 


Aus den Gründen: 
Die Entſcheidung dreht ſich um die Frage, ob der 
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Kläger als Arbeitgeber des Maurers N. zu 
deſſen Anmeldung bei der beklagten Kaſſe nach Maßgabe 
des 8 49 KVG. verpflichtet war, und eventuell, ob er der 
unbeſtrittenermaßen verſpätet erfüllten Anmeldepflicht 
fahrläſſigerweiſe nicht genügt hat und darum aus 
§ 50 KWG. der Kaſſe erſatzpflichtig geworden iſt. 

Beide Fragen ſind in Uebereinſtimmung mit dem Unter⸗ 
richter zu bejahen. 

1. Allerdings iſt die Einſtellung des ſpäter erkrankten 
Maurers N. als Arbeiter bei dem von M. errichteten Neu⸗ 
bau und die Entlohnung desſelben nicht unmittelbar durch 
den Kläger ſelbſt erfolgt, ſondern durch den Steinhauer G. 
E. von D., der ſeinerſeits die Ausführung der Maurer- und 
Steinhauerarbeiten am Neubau vom Kläger im Ak!kord 
übernommen und die hiezu erforderlichen Arbeiter von ſich 
aus eingeſtellt hat. Allein dadurch iſt nicht, wie Kläger be⸗ 
hauptet, E. dem N. gegenüber zum verantwortlichen Arbeit⸗ 
geber im Sinne des Krankenverſicherungsgeſetzes geworden. 
Arbeitgeber im Sinne der §8 49, 50 KVG. iſt vielmehr der⸗ 
jenige, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt, dem als 
Unternehmer das wirtſchaftliche Ergebnis der Arbeit zugut 
kommt. Den Ausſchlag hiebei gibt, wie auch der Verwal⸗ 
tungsgerichtshof ſchon des öfteren entſchieden hat, nicht fo- 
wohl die rechtliche, ſondern vorwiegend die wirtſchaftliche 
Geſtaltung der Verhältniſſe im einzelnen Falle. 

Vergl. z. B. WürttJ. Bd. 20 S. 239; SächſJ. Bd. 

11 S. 154; Soergel, Rechtſprechung Bd. 1 S. 322; 

Hahn, Kommentar zum KVG. 5. Aufl. S. 22 und 207. 

Dadurch, daß E. auf Grund eines Werk⸗(Akkord)⸗Ver⸗ 
trags bei dem Kläger beſchäftigt war, war noch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß er ſelbſt zum Kläger in einem verſicherungs⸗ 
pflichtigen Lohnarbeitsverhältnis ſtehen konnte (Reger, 
Entſch. Bd. 28 S. 49). Und wenn auch E. tatſächlich den 
N. zur Arbeit angenommen und dieſem, wie den andern 
von ihm angeſtellten Hilfskräften den Lohn ausbezahlte, den 


er in dem ihm vertragsmäßig in regelmäßigen ae 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 
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zahlungen gewährten Akkordlohn vom Kläger erſetzt erhielt, 
ſo iſt er doch dadurch noch nicht zum Unternehmer, zum 
wirtſchaftlich ſelbſtändigen Arbeitgeber geworden. Vielmehr 
iſt, wie die Kreisregierung nach Lage der Verhältniſſe, nach 
der ganzen wirtſchaftlichen Stellung und der eigenen Tätig⸗ 
keit des E. im Dienſte des M. zutreffend angenommen 
hat, E. lediglich die wirtſchaftlich unſelbſtändige Mittels⸗ 
perſon zwiſchen dem eigentlichen Unternehmer, dem Klä— 
ger, und den in ſeinem Betrieb neben E. beſchäftigten 
ſonſtigen Arbeitern geweſen. Den tatſächlichen Anhalts⸗ 
punkten und Belegen, welche das Urteil erſter Inſtanz 
für dieſe Auffaſſung anführt, muß beigetreten werden. 
Namentlich ſteht es mit dieſer Auffaſſung auch ganz im 
Einklang, wenn nicht bloß E. ſelbſt, ſondern auch die von 
dieſem eingeſtellten Arbeiter — und verſpätet ja auch der 
erkrankte N. — von dem Kläger M. zur Verſicherung an⸗ 
gemeldet worden ſind. Ob M. zufolge beſonderer Verab— 
redung mit E. die für dieſe Arbeiter ausgelegten Beiträge 
zur Kranken⸗ und Invalidenverſicherung dem E. bei der 
(noch ausſtehenden) Endabrechnung wieder in Abzug bringen 
kann, wie Kläger behauptet, iſt demgegenüber ohne Belang. 

2. War aber hienach der Kläger der Arbeitgeber 
des N., ſo kann es ſich nur noch darum handeln, ob den 
Kläger die Schuld an der verſpäteten Anmeldung des N. 
trifft. Aber auch in dieſer Richtung hat die Kreisregierung 
einwandfrei und überzeugend ein fahrläſſiges Verhalten des 
Klägers feſtgeſtellt. Damit insbeſondere, daß Kläger dem 
E. die Auflage erteilte, ihn jeweils vom Eintritt und Aus⸗ 
tritt der Arbeiter unter Uebergabe der erforderlichen Papiere 
zu gehöriger Zeit in Kenntnis zu ſetzen, iſt Kläger nicht 
entſchuldigt, wenn tatſächlich dieſe Weiſung nicht befolgt 
oder jedenfalls die Anmeldung im einzelnen Falle (wie bei 
dem Maurer N.) nicht rechtzeitig erſtattet wurde. Ein dem 
E. oder einem von dem Kläger beauftragten Dritten hiebei 
zur Laſt fallendes Verſchulden kann den Kläger nicht von 
eigener Haftung der Kaſſe gegenüber befreien. 
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Hahn a. a. O. S. 257, Arbeiterverſorgung, Bd. 19 
S. 356. 

Urteil vom 20. Oktober 1909 in der Beruf.⸗Sache des 
Bauunternehmers G. M. in E., Klers. Beruf.⸗Klers., 
gegen die Bezirkskrankenkaſſe E., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


24. 


Gegen eine öffentlich⸗rechtliche Forderung kann die 
Aufrechnung mit einer privatrechtlichen Forderung 
nicht erzwungen werden. 


Aus den Gründen: 

Das angefochtene Urteil, wodurch die Klagforderung 
für begründet, die Widerklage als unzuläſſig erklärt wurde, 
geht davon aus, daß die Geltendmachung der Gegenan— 
ſprüche im gegenwärtigen Verfahren aus rechtlichen Gründen 
ausgeſchloſſen ſei. 

Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. 

Daß die mit der Klage geltend gemachte Forderung, 
weil ſie auf einen über einen öffentlichrechtlichen Anſpruch 
geſchloſſenen Vergleich ſich ſtützt, an ſich zur verwaltungs— 
richterlichen Zuſtändigkeit gehört, kann einem Bedenken nicht 
unterliegen. Dieſem öffentlichrechtlichen Anſpruch gegenüber 
kann eine auf privatrechtlichem Titel beruhende Gegenforde— 
rung nicht aufgerechnet werden. (Vergl. hiezu Göz, Ver⸗ 
waltungsrechtspflege S. 16.) Durch 8 395 BGB., wonach 
gegenüber Forderungen des Staats und der Gemeinden die 
Aufrechnung „nur“ zuläſſig iſt, wenn die Leiſtung an die⸗ 
ſelbe Kaſſe zu erfolgen hat, aus der die Forderung des Auf: 
rechnenden zu berichtigen wäre, iſt lediglich eine Grenze da⸗ 
hin gezogen, daß im gegenteiligen Fall die Aufrechnung un— 
zuläſſig ſein ſoll. Dagegen iſt hier über die Frage, ob 
gegenüber öffentlichrechtlichen Anſprüchen eine Aufrechnung 
mit privatrechtlichen Anſprüchen zuläſſig iſt, nichts entſchieden, 
da das BGB. die dem öffentlichen Recht angehörigen Fragen 
nicht berührt. Die Unzuläſſigkeit einer Aufrechnung der be- 

15 * 
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zeichneten Art folgt aus der Erwägung, daß die Zuweiſung 
der Privatrechtsanſprüche an die Zivilgerichte, diejenige der 
öffentlichrechtlichen Anſprüche an die Verwaltungsgerichte auf 
Gründen des öffentlichen Intereſſes beruht, die eine will⸗ 
kürliche Durchbrechung dieſer Ordnung nicht geſtatten. Hier⸗ 
aus folgt aber nicht nur die Unzuläſſigkeit einer auf privat- 
rechtlicher Grundlage beruhenden Widerklage, ſondern auch 
die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung mit Anſprüchen der eben 
bezeichneten Art, da durch dieſe Zulaſſung dem Willen des 
Geſetzes zuwider privatrechtliche Anſprüche zur Kognition der 
Verwaltungsgerichte gebracht würden und da ferner es dem 
öffentlichen Intereſſe entſpricht, daß die Verwirklichung öffent⸗ 
lichrechtlicher Anſprüche (insbeſondere der Steuern und Ab⸗ 
gaben) nicht von der oft eine ſchwierige und langandauernde 
Feſtſtellung im Prozeßweg erfordernden Durchführung privat⸗ 
rechtlicher Gegenforderungen abhängig gemacht wird. Da 
nun aber die von den Beklagten erhobene Gegenforderung 
auf den Vergleich vom 12. September 1908, wie ſchon 
deſſen Wortlaut zeigt, nicht geſtützt und demgemäß nicht in 
derſelben Weiſe wie für die Klagforderung eine öffentlichrechtliche 
Verpflichtung der Klägerin angenommen werden kann, da 
auch, wie der erſte Richter zutreffend ausführt, die Be⸗ 
rufung auf Art. 10 Ziff. 21 des Verwaltungsrechtspflege⸗ 
geſetzes verſagt, vielmehr nur eine zivilrechtliche Forderung 
nach §§ 31, 89 BGB. oder nach $ 839 BGB., vergl. mit 
Art. 202, 204 AG. BGB., in Frage kommen würde, fo hat 
das Gericht I. Inſtanz mit Recht dem Verteidigungsvor⸗ 
bringen der Beklagten jede Wirkung für das gegenwärtige 
verwaltungsrechtliche Verfahren verſagt. 

Urteil vom 27. Oktober 1909 in der Beruf.⸗Sache des 

H. D. und K. K. in W. gegen die Teilgemeinde O. 


25. 


IR zum Uebergang eines gemüß Ehevertrag in die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft fallenden Grundſtücks aus 


Iſt zum Uebergang eines gemäß Ehevertrag 2c. 229 


dem Sondereigentum eines Gatten in dieſe Gemein⸗ 
ſchaft die Anflalfung erforderlich und unterliegt dieſer 
Uebergang der Landesumſatzſtener? 


Die Frage wird verneint mit folgender Begründung: 

1. Die J. J.ſchen Eheleute in H., ſeit 21. Mai 1908 
verheiratet, haben mit notariell beurkundetem Ehevertrag vom 
26. Oktober 1908 die Errungenſchaftsgemeinſchaft des Bürgerl. 
Geſetzbuchs als ehelichen Güterſtand vereinbart; zugleich hat 
in dieſem Ehevertrag die Ehefrau Margarete, geb. M., ihre 
beigebrachten Grundſtücke, Gebäude Nr. 145 nebſt den Par⸗ 
zellen Nr. 509/4 und 509 /6 einſchließlich des Wirtſchafts⸗ 
inventars um den Preis von 14000 Mk. an das Geſamt⸗ 
gut abgetreten. An dem gleichen Tage fand vor dem Grund— 
buchamt H. Auflaſſung hierüber ſtatt; auch wurde für die 
Hälfte des Grundſtückswerts die Umſatzſteuer mit 84 Mk. 
für den Staat und 35 Mk. für die Gemeinde H. angeſetzt. 
Die von J. gegen den Steueranſatz erhobene Beſchwerde 
wurde am 11. Juni 1909 von dem K. Steuerkollegium und 
bei weiterer Verfolgung am 25. Auguſt 1909 vom K. Finanz⸗ 
miniſterium als unbegründet abgewieſen. Gegen die Mini⸗ 
ſterialentſcheidung hat J. rechtzeitig und ordnungsgemäß 
die Rechtsbeſchwerde an den K. Verwaltungsgerichtshof 
eingereicht. 

2. Wie ſich aus den landſtändiſchen Verhandlungen 
über den Entwurf des Liegenſchafts⸗Umſatzſteuergeſetzes, ins⸗ 
beſondere aus dem Kommiſſionsbericht der Kammer der 
Standesherren (Verhandlungen Beil. Bd. S. 545 und 557/8) 
und aus dem Protokoll über die Sitzung der Kammer der 
Standesherren vom 11. Dezember 1899 (Verhandlungen 
Prot. Bd. S. 592/594, 604/606) ergibt und wie der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſchon einmal in dem Urteil vom 26. 
Februar 1902 (vergl. Württ J. Bd. 14 S. 83/92) ausge⸗ 
ſprochen hat, ſind unter den in Art. 1. Abſ. 1 des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes vom 28. Dezember 1899 genannten Rechtsge⸗ 
ſchäften, ſoweit fie obligatoriſche Wirkung haben, alle die⸗ 
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jenigen zu beurkundenden Rechtsgeſchäfte zu verſtehen, zu 
deren Vollzug behufs Herbeiführung der dinglichen Wirkung 
vor der Eintragung im Grundbuch der dingliche Vertrag 
der Auflaſſung oder der öffentlichen Beurkundung der Eini- 
gung erforderlich wird; dagegen wird in den Fällen, in 
denen zum Zweck des Eintrags im Grundbuch der dingliche 
Vertrag der Auflaſſung nicht nötig iſt, ein beurkundeter 
obligatoriſcher Vertrag nicht ſchon aus dem Grunde ſteuer— 
pflichtig, weil der Inhalt und Gegenſtand des Vertrags 
auch für Rechte an Grundſtücken mittelbar von Bedeutung 
iſt. Entſcheidend iſt daher im vorliegenden Falle die Frage, 
ob die in Betracht kommenden Grundſtücke ſchon mit dem 
Abſchluß des Ehevertrags vom 26. Oktober 1908 in das 
Miteigentum der I.ſchen Eheleute übergegangen find oder 
ob hiezu noch die Auflaſſung erforderlich war. Für die Be- 
antwortung dieſer Frage ſind, da es ſich um einen vom 
Bürgerlichen Geſetzbuch geregelten Güterſtand und nicht um 
eine landrechtliche Errungenſchaftsgeſellſchaft handelt, aus— 
ſchließlich die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches 
maßgebend. 

Nach § 1432 BGB. können die Ehegatten ihre güter— 
rechtlichen Verhältniſſe durch den vor Gericht oder vor 
einem Notar abzuſchließenden Ehevertrag regeln, insbeſondere 
auch nach der Eingehung der Ehe den Güterſtand aufheben 
oder ändern. Es beſteht kein Streit darüber, daß mit den 
Eheverträgen die geſetzlich geregelten Güterſtände unver— 
ändert oder mit beliebigen, dem Weſen der Ehe und den 
guten Sitten nicht widerſtrebenden Modifikationen eingeführt 
werden können, daß die Eheverträge insbeſondere dazu be— 
ſtimmt ſind, den Umfang der zwiſchen den Ehegatten gel— 
tenden Gütergemeinſchaft feſtzulegen, einzelne Vermögensteile 
der Ehegatten dem Geſamtgut zuzuweiſen oder von dem Ge— 
ſamtgut auszuſchließen und ſo das Geſamtgut von den üb— 
rigen Vermögensſtücken, namentlich dem Sondergut und 
Vorbehaltsgut abzugrenzen (vergl. Planck, Kommentar 
3. Aufl. 1906, Bd. 4 S. 227 und 350; Dernburg, das 
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bürgerliche Recht, 2. Aufl. Bd. 4 S. 174 und 175; Coſack, 
bürgerliches Recht, Bd. 2 S. 461. Hiernach ſind im vor⸗ 
liegenden Falle die J.ſchen Eheleute befugt geweſen, mit 
notariell beurkundetem Ehevertrag die Errungenſchaftsge⸗ 
meinſchaft einzuführen und zugleich von der Ehefrau beige— 
brachte Grundſtücke an das Geſamtgut abzutreten oder mit 
anderen Worten zu einem Beſtandteil des Geſamtguts zu 
machen. Es entſpricht ſowohl dem Willen der Ehegatten, 
als der vom Geſetz dem Ehevertrag beigelegten Rechts⸗ 
wirkung, daß mit dem Abſchluß des Ehevertrags der Güter⸗ 
ſtand der von der Ehefrau beigebrachten Grundſtücke end⸗ 
gültig beſtimmt wurde, daß dieſe Grundſtücke kraft des 
Ehevertrags ohne weitere Förmlichkeiten in das Geſamtgut 
übergingen. Die Annahme, daß der Ehevertrag nur eine 
obligatoriſche Verpflichtung für die Ehegatten begründe, 
durch weitere Rechtshandlungen die bezeichneten Gegenſtände 
in das Geſamtgut zu überführen, wird weder dem Willen 
der Vertragſchließenden, noch. dem Wortlaut des Geſetzes 
gerecht, denn bei dieſer Unterſtellung würde durch den Ehe— 
vertrag bezüglich der darin bezeichneten Gegenſtände das 
güterrechtliche Verhältnis, der Güterſtand nicht „geregelt“, 
ſondern dieſe Regelung nur vorbereitet. 

Iſt ſo die Beſtimmung des Umfangs des Geſamtguts 
gemäß § 1432 dem Ehevertrag vorbehalten, ſo verfügt be⸗ 
züglich der Wirkungen des Uebergangs in das Geſamtgut 
§ 1438 Abſ. 2 zunächſt für die allgemeine Gütergemeinſchaft: 
„die einzelnen Gegenſtände werden gemeinſchaftlich, ohne daß 
es einer Uebertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf“ und der 8 
1519 Abſ. 2 erklärt dieſe Anordnung auch für anwendbar 
bei dem Geſamtgut der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Unbe⸗ 
ſtritten iſt hiernach, daß bei der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft das von den Ehegatten beigebrachte und während der 
Ehe erworbene Vermögen, bei der Errungenſchaftsgemein— 
ſchaft das während derſelben erworbene Vermögen kraft der 
geſetzlichen Vorſchrift ohne weiteres, namentlich ohne die 
ſonſt erforderliche Auflaſſung in das Miteigentum der Ehegatten 
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übergeht. Dagegen gehen die Anſichten darüber auseinander, 
ob dies auch zutrifft für Gegenſtände, die bei der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft durch Ehevertrag dem Geſamtgut zuge- 
wieſen werden. In dieſer Hinſicht findet ſich in den Mo⸗ 
tiven zu dem § 1412 des erſten Entwurfs, der dem jetzigen 
§ 1521 entſpricht, folgende Bemerkung: „Nicht ausgeſchloſſen 
iſt, daß von den Ehegatten auch ſolche Gegenſtände, welche 
an ſich zum Sondergute eines Ehegatten gehören würden, 
durch Ehevertrag dem Geſamtgute zugewieſen werden. Der 
Uebergang ſolcher Gegenſtände in das Geſamtgut erfolgt in- 
deſſen nicht in Gemäßheit der 8$ 1417, 1343 (jetzt 88 1519, 
1438) kraft des Geſetzes, ſondern nur nach Maßgabe der 
allgemeinen, für den Uebergang des betreffenden Rechts gel⸗ 
tenden Beſtimmungen. Ein Bedürfnis in dieſer Hinſicht 
für den bezeichneten Fall, die allgemeinen Grundſätze 
mit Rückſicht auf die wenigen, dem gemiſchten Syſtem der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft angehörenden Rechte zu durch— 
brechen, kann nicht anerkannt werden“ (vergl. Motive, 
Bd. 4, S. 496). 

Dieſer Auffaſſung hat ſich das Oberlandesgericht Colmar 
in Beſchlüſſen vom Jahr 1903 angeſchloſſen: der durch § 
1519 Abſ. 2 auf die Errungenſchaft ausgedehnte § 1438 
Abſ. 2 finde nur auf diejenigen Gegenſtände Anwendung, 
welche kraft geſetzlicher Beſtimmung Geſamtgut werden; nur 
bei dieſen erſetze die geſetzliche Beſtimmung die ſonſt zur 
Uebertragung des Eigentums erforderlichen Formalitäten; 
eine andere Auffaſſung würde dem Inhalt und Zweck des 
§ 1438 Abſ. 2 Gewalt antun; zu jenen Gegenſtänden aber 
gehören die in Betracht kommenden Grundſtücke nicht, da 
ſie kraft Vereinbarung Geſamtgut werden ſollen (vergl. Recht— 
ſprechung des O.⸗Landesger. 7, 55 und 10, 278 und Boſcher, 
Zeitſchrift für freiw. Gerichtsbarkeit, Jahrg. 1907, S. 265, 
Note 2). Unter Bezugnahme auf dieſe Rechtſprechung be⸗ 
kennt ſich Planck a. a. O. S. 350, Erl. 2 zu § 1520 zu 
derſelben Anſicht, wogegen Dernburg a. a. O. S. 206 
und Coſack a. a. O. S. 479 lehren, daß bei der Errungen- 
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ſchaftsgemeinſchaft Vermögen, ſoweit es materiell in das Ge⸗ 
ſamtgut gehört, dieſem von Rechtswegen einverleibt wird, 
ohne für den Fall der Uebertragung von eingebrachtem Gut 
in das Geſamtgut eine Ausnahme zu machen. Das Württ. 
Juſtizminiſterium hat in Grundbuchviſitationserlaſſen vom 
22. Oktober 1903 (vergl. Boſcher, Zeitſchrift Jahrg. 1904, 
S. 77) eine beſtimmte Stellung zu der Streitfrage vermieden 
mit dem Anfügen, daß es in den nicht ſeltenen Fällen der 
Uebertragung von Grundſtücken aus dem eingebrachten Gut 
eines Ehegatten in das Geſamtgut an einer geſetzlichen 
Grundlage für die Annahme fehlen werde, daß ein hierauf 
gerichteter Ehevertrag die gleiche Wirkung habe und daher 
Auflaſſung und Eintragung entbehrlich mache. Im Jahr⸗ 
gang 1907 der Boſcher'ſchen Zeitſchrift S. 235/241 und 
Seite 265/269 wird von einer Seite der Nachweis zu führen 
geſucht, daß in Fällen wie der vorliegende Auflaſſung er⸗ 
forderlich ſei, dagegen wird von anderer Seite in derſelben 
Zeitſchrift, Jahrgang 1908, S. 9/15 der entgegengeſetzte 
Standpunkt vertreten. 

Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof im Hinblick auf den Wortlaut und den Zweck der zur 
Anwendung kommenden geſetzlichen Vorſchriften an. Wenn 
die Ehegatten im Ehevertrag die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft vereinbaren, ſo geht unbeſtrittenermaßen gemäß § 1438 
Abſ. 2 BGB. ohne weiteres das geſamte vorhandene Ver⸗ 
mögen in ihr gemeinſchaftliches Eigentum über, wenn aber 
die Ehegatten — was ihnen das Geſetz freiſtellt — im Ehe⸗ 
vertrag neben der künftigen Errungenſchaftsgemeinſchaft be⸗ 
züglich ihres vorhandenen Vermögens die teilweiſe Güter⸗ 
gemeinſchaft vereinbaren, ſo liegen für den Uebergang der 
darunter fallenden Vermögensſtücke in das gemeinſchaftliche 
Eigentum genau die gleichen tatſächlichen und rechtlichen 
Vorausſetzungen vor; in gleichem Maße trifft auch das prak⸗ 
tiſche Bedürfnis zu, das anerkanntermaßen zu der aus⸗ 
nahmsweiſen Befreiung der Ehegatten von weiteren mit 
Umſtänden und Koſten verknüpften Förmlichkeiten geführt 
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hat; es beſteht auch darüber kein Zweifel, daß die in die be- 
ſchränkte Gütergemeinſchaſt fallenden Gegenſtände materiell zum 
Geſamtgut der Ehegatten gehören. Bei dieſer Gleichartig— 
keit der Vorausſetzungen erfordert die Folgerichtigkeit der 
Geſetzgebung die gleiche Behandlung; es fehlt an jedem 
inneren Grund, bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft die 
Auflaſſung nachzulaſſen, ſie dagegen bei der teilweiſen Güter⸗ 
gemeinſchaft zu verlangen. Irrig iſt die Annahme, als ob 
die beiden Fälle ſich dadurch von einander unterſcheiden, 
daß im erſteren der Uebergang in das Geſamtgut auf Ge⸗ 
ſetz, im letzteren dagegen auf der Vereinbarung der Ehe⸗ 
gatten beruhte; in Wirklichkeit iſt in beiden Fällen der 
Uebergang in das Geſamtgut gleichmäßig auf den im Ehe⸗ 
vertrag erklärten Willen der Ehegatten zurückzuführen, ein 
rechtlich durchaus unerheblicher Unterſchied beſteht nur darin, 
daß im erſteren Falle die Ehegatten mit der Bezugnahme 
auf eine im Geſetz geregelte Form des Güterſtands des 
Eingehens auf Einzelheiten enthoben ſind, während im 
zweiten Falle die Begrenzung der Gütergemeinſchaft die Be— 
zeichnung der darunter fallenden Gegenſtände erfordert. Einer 
der Folgerichtigkeit, der ratio legis und dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis entſprechenden Auslegung ſteht auch der Wortlaut 
des Geſetzes nicht entgegen. Der $ 1519 BGB., der die 
Beſtimmungen im § 1411 Abſ. 1 und im § 1417 des erſten 
Entwurfs in ſich aufgenommen hat, will, wie ſich auch aus 
einer Vergleichung mit den Vorſchriften des erſten Entwurfs 
ergibt, mit ſeinem Abſatz 1 keine erſchöpfende Norm über 
den Beſtand und den Umfang des Geſamtguts bei der Er: 
rungenſchaftsgemeinſchaft geben; hiefür iſt, wie eingangs 
ausgeführt worden iſt, auch der Inhalt der Eheverträge 
maßgebend; der Abſ. 2 aber bezieht ſich nach ſeinem Wort⸗ 
laut, zumal wenn man dieſen mit dem Wortlaut des 8 1417 
des erſten Entwurfs zuſammenhält, nicht bloß auf den— 
jenigen Teil des Geſamtguts, der gemäß dem Abſ. 1 des 
§ 1519 anfällt, ſondern auf das Geſamtgut bei der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft überhaupt ohne Rückſicht auf den Ent: 
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ſtehungsgrund. Hiermit iſt für das Geſamtgut überhaupt, 
alſo auch für ſolche Gegenſtände desſelben, die zum einge- 
brachten Gut eines Ehegatten gehörten und durch Ehever⸗ 
trag dem Geſamtgut überwieſen worden ſind, die Anwen— 
dung des § 1438 Abſ. 2 vorgeſchrieben, mit anderen Worten, 
die Uebertragung des Eigentums an ſolchen Gegenſtänden 
durch Rechtsgeſchäft für überflüſſig erklärt. Die abweichende 
Bemerkung in den Motiven hat in der jetzigen Faſſung des 
Geſetzes einen Ausdruck nicht gefunden; nach Lage der Sache 
kann ihr eine ausſchlaggebende Bedeutung nicht beigemeſſen 
werden. 

3. Nach dem Ausgeführten ſind die von der Ehefrau 
des Beſchwerdeführers beigebrachten mit dem Ehevertrag 
vom 26. Oktober 1908 an das Geſamtgut abgetretenen 
Grundſtücke ſofort kraft Geſetzes, ohne daß eine Auflaſſung 
erforderlich war, in das Miteigentum der Ehegatten über⸗ 
gegangen; damit ſcheidet der Abtretungsvertrag aus dem 
Bereich der gemäß Art. 1 Abſ. 1 des Umſatzſteuergeſetzes 
ſteuerpflichtigen Verträge aus; die Umſatzſteuerpflicht konnte 
auch durch Vornahme der zum Eigentumsübergang nicht er— 
forderlichen Auflaſſung nicht begründet werden. Dem An⸗ 
ſpruch des Beſchwerdeführers auf Freiſtellung von der an— 
geſetzten Umſatzſteuer iſt ſtattzugeben. 

Urteil vom 27. Oktober 1909 in der Landesumſatz⸗ 

ſteuer⸗Rechtsbeſchwerdeſache des Wirts J. J. in H. 


26. 


IR der Keichsmilitürſiskus verpflichtet, ans dem Er⸗ 
trage von Grundbeſitz in Württemberg Gemeindeein- 
kommenſtener zu entrichten? 


Die Frage wird bejaht mit nachſtehender Begründung: 
I. Die württembergiſche Militärverwaltung als Ver⸗ 
treterin des Reichsmilitärfiskus iſt in den Jahren 1905 bis 
1907 mit dem Ertrag aus dem im Reichseigentum ſtehenden, 
zum Truppenübungsplatz Münſingen und zum Remonte— 
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Depot Breithülen gehörigen Grundbeſitz zur Einkommenſteuer 
zu Gunſten der beklagten Gemeinden veranlagt worden und 
hat in den genannten Jahren insgeſamt 2458 Mk. 31 Pfg. 
Steuer an dieſe Gemeinden bezahlt, am 5. Oktober 1908 
aber im Wege der verwaltungsgerichtlichen Klage die Rück⸗ 
erſtattung dieſes Betrags und gleichzeitig die Feſtſtellung 
ihrer Gemeindeeinkommenſteuerfreiheit den Beklagten gegen⸗ 
über beantragt. 

Mit Urteil vom 5. April 1909 hat die K. Kreisregie⸗ 
rung Ulm als Verwaltungsgericht 1. Inſtanz folgendes Ur⸗ 
teil erlaſſen: 

1. Es wird feſtgeſtellt, daß der Kläger aus dem Ertrag 
des im Reichseigentum ſtehenden Truppenübungsplatzes Mün⸗ 
ſingen, ſowie des gleichfalls dem Deutſchen Reich gehörigen 
Remonte⸗Depots Breithülen, die auf den Markungen der 
Gemeinden Münſingen, Auingen, Böttingen, Ennabeuren, 
Feldſtetten, Ingſtetten und Magolsheim, OA. Münſingen 
gelegen ſind, den genannten Gemeinden Einkommenſteuer zu 
entrichten geſetzlich nicht verpflichtet iſt. 

2) Mit dem Anſpruch auf Rückerſtattung der für die 
Rechnungs jahre 1905, 1906 und 1907 vom Kläger den Be⸗ 
klagten bezahlten Gemeindeeinkommenſteuerbeträge im Ge: 
ſamtbetrag von 2458 Mk. 31 Pfg. wird der Kläger abgewieſen. 

3) Jede Partei hat ihre Koſten zu tragen. 

Die Sportel wird auf den Betrag von 14 Mk. feſtge⸗ 
ſetzt, wovon die Beklagten die Hälfte mit 7 Mk. zu bezahlen 
haben. Der Kläger iſt gemäß Art. 1 Abſ. 2 des Allgem. 
Sportelgeſetzes in der Faſſung vom 28. Dezember 1899 von 
der Zahlung einer Sportel befreit. 

Gegen die Ziffer 1 und 3 dieſes am 24. April 1909 
zugeſtellten Urteils haben die Beklagten am 17. Mai Be⸗ 
rufung erhoben mit dem Antrag, dieſes Urteil aufzuheben 
und die Gemeindeeinkommenſteuerpflicht des Klägers ihnen 
gegenüber ausdrücklich auszuſprechen, auch dem Kläger die 
Koſten des Rechtſtreits in beiden Inſtanzen zuzuſcheiden. 
Der Vertreter des Klägers hat um koſtenfällige Verwerfung 
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der Berufung gebeten. 

II. Den Gegenſtand der rechtzeitig und ordnungsmäßig 
erhobenen Berufung bildet, da die Abweiſung der Steuer⸗ 
rückforderung vom Kläger nicht angefochten iſt, nur noch die 
Frage, ob die Steuerfreiheit des Reichsfiskus gegenüber den 
beklagten Gemeinden im Urteil 1. Inſtanz mit Recht bejaht 
worden iſt. 

1. Die Grundlage für dieſe Entſcheidung iſt in 
den Art. 24 und 25 des Gemeindeſteuergeſetzes vom 
8. Auguſt 1903 (RegBl. S. 397) gegeben. Nach Art. 24 
kommen grundſätzlich die Beſtimmungen des Einkommenſteuer— 
geſetzes auch für die Frage, wer gemein de einkommen⸗ 
ſteuer pflichtig und wer gemeindeeinkommen ſteuerfrei 
iſt, zur Anwendung; doch unterliegt nach Art. 25 auch der 
Staat mit dem Einkommen aus feinem Grund- und Ge⸗ 
bäudebeſitz und Gewerbebetrieb mit Ausnahme des Ein⸗ 
kommens aus dem Betrieb der ſtaatlichen Verkehrsanſtalten 
und aus dem dieſem Betrieb dienenden Grund- und Ge⸗ 
bäudebeſitz der Gemeindeſteuerpflicht. Der Art. 25 des Gemeinde⸗ 
ſteuergeſetzes enthält demnach eine Ausnahme von der Regel 
des Art. 24, denn nach dem Geſetz über die ſtaatliche Ein⸗ 
kommenſteuer iſt kein Zweifel, daß der Staat ſteuerfrei iſt. 
Dies iſt zwar im Geſetz ſelbſt nirgends ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen (vergl. Art. 4 des EinkStGeſ.), ergibt ſich aber 
ohne weiteres aus der Erwägung, daß der Staat nicht Gläu⸗ 
biger und Schuldner in einer Perſon ſein kann, und iſt bei 
Beratung des Geſetzes für ſelbſtverſtändlich, beſonderer Er⸗ 
wähnung nicht bedürftig erachtet worden. 

Komm.⸗Ber. der II. Kammer zum I. EinkStEntw., 

Beil. 197 vom 21. 5. 1897 S. 16; Komm.⸗Ber. der I. 

Kammer zum J. Entwurf, Beil. XXI vom 2. 5. 1898 

S. 5; zum II. Entwurf Beil. XIV vom 25. 11. 02 S. 11. 

Was ſodann die Staatsſteu er freiheit des Reiches 
anbelangt, ſo iſt auch ſie bei Beratung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes allſeitig bejaht worden. Man ging davon aus, daß 
die Steuerfreiheit des Staates von ſelber diejenige des 
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Reiches nach ſich ziehe und daß es deshalb einer ausdrück⸗ 
lichen geſetzlichen Regelung auch in dieſer Richtung nicht be- 
dürfe, wie denn auch in der ſtaatsrechtlichen Doktrin für 
den Fiskus des Reiches die Freiheit von Staatsſteuern all- 
gemein anerkannt iſt. 

Romm.:Ber. der J. Kaltern er zum II. Entw. a. a. O. 

S. 12; der II. Kammer a. a. O. ©, 15, ſowie die 

Kommentare von Göz, EinkSt. 2. Aufl. S. 55/56; 

Piſtorius, 2. Aufl. S. 28; ferner Laband, 

Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 4. Aufl. 4. Band 

Seite 344. 

Bei der ſtaatlichen Einkommenſteuer ſtehen dem⸗ 
nach Staat und Reich einander gleich, ſie ſind beide ſteuer⸗ 
frei. Für die Gemein de einkommenſteuer ſoll nun zwar 
nach dem ſchon erwähnten Art. 24 des GmdeStcGeſ. regel⸗ 
mäßig dasſelbe gelten, wie für die Staatseinkommenſteuer, 
allein in Art. 25 ift der Staat — in dem oben bezeich- 
neten Umfang — ausdrücklich für gemeindeeinkommenſteuer⸗ 
pflichtig erklärt worden. Das Reich iſt nicht genannt. 
Zur Beurteilung der Frage, ob auch das Reich in Württem— 
berg zur Gemeindeeinkommenſteuer herangezogen werden kann 
oder nicht, wird es demnach entſcheidend darauf ankommen, 
ob die bewußte und gewollte Gleichſtellung von Staat und 
Reich, welche nach dem Ausgeführten für das Gebiet der 
ſtaatlichen Einkommenſteuer in Württemberg anzunehmen iſt, 
auch für die Gemeindeeinkommenſteuer gilt, ob alſo der Art. 
25 des GmdeStGeſ., wiewohl er nur vom Staatsfiskus, 
nicht auch vom Reichsfiskus ſpricht, doch auch gegenüber dem 
Reiche Anwendung finden kann, oder ob, trotzdem der Staat 
im Rahmen des Art. 25 gemeindeſteuerpflichtig iſt, das 
Reich die Freiheit von der württ. Gemeindeeinkommenſteuer 
genießt. 

2. Die Anſichten darüber, ob vom Standpunkt 
des Reichsſtaatsrechts aus das Reich in einem 
einzelnen Bundesſtaat der Kommunalbeſteuerung unterſtellt 
werden kann, gehen auseinander. Die Frage wird teilweiſe 
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verneint mit dem Hinweis darauf, daß die Souveränität 
des Reiches dem entgegenſtehe. 

Vergl. Meyer, Staatsrecht 8 226 Note 11; Hänel, 

Staatsrecht IS. 367; auch Richter im Archiv für öffentl. 

Recht Bd. 24 S. 580; Entſch. des Preuß. Oberverwal⸗ 

tungsgerichts Bd. 39 S. 92, Jahrb. des Sächſ. Oberver⸗ 

waltungsgerichts Bd. 10 S. 251. 

Es kann indeſſen nicht zugegeben werden, daß das Reich 
vermöge ſeiner Souveränität unter der Finanzhoheit des 
einzelnen Bundesſtaates nur inſoweit ſtünde, als es ſich 
ſelbſt darunter geſtellt hat, und daß deshalb das Einkommen 
des Reiches ohne ausdrückliche Zulaſſung desſelben auch nicht 
zum Gegenſtand der Kommunalbeſteuerung gemacht werden 
könnte (Noell, Preuß. Kommunalabgabengeſetz zu 88 28 
und 33, 2. Aufl. S. 69 und 95; Vollzugsanweiſung hiezu 
Art. 19 Ziff. 4 (Noell S. 339); vgl. aber hiegegen Richter 
a. a. O. S. 586). 

Wohl iſt das Reich in der Lage, im Wege der Reichs⸗ 
geſetzgebung die Steuerpflicht von Reichseigentum und Reichs⸗ 
einkommen auch für das Gebiet der Kommunalbeſteuerung 
näher zu regeln oder einzuſchränken. Eine derartige geſetz⸗ 
liche Regelung iſt aber bisher nur in beſchränktem Maße 
erfolgt, inſofern nämlich durch $ 1 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes 
vom 25. Mai 1873 die im Eigentum des Reiches befind⸗ 
lichen Gegenſtände hinſichtlich der Befreiung von Steuern 
und ſonſtigen dinglichen Laſten den im Eigentum des ein⸗ 
zelnen Staa tes befindlichen gleichartigen Gegenſtänden gleich: 
geſtellt worden ſind. Mit dieſer Vorſchrift iſt aber, ganz 
abgeſehen davon, daß ſie nach Wortlaut und Abſicht des 
Geſetzes nur auf die ſogenannten Real- oder Objektſteuern, 
nicht auch auf die in das Gebiet der perſönlichen Steuern 
gehörige Einkommenſteuer unmittelbaren Bezug hat, keines— 
wegs eine bevorzugte Stellung des Reiches den Gliedſtaaten 
gegenüber, vielmehr nur der Grundſatz zum Ausdruck ge⸗ 
langt, daß der Reichsfiskus in keinem Bundesſtaat ſchlechter 
geſtellt werden dürfe, als der einheimiſche Fiskus, vielmehr 
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dieſem gleichbehandelt werden ſolle. Zu einer anderweitigen 
geſetzlichen Regelung in dieſer Materie iſt es nicht gekommen. 
Zwar wurde von ſeiten des Reiches in der Reichstags⸗ 
ſeſſion 1874/75 ein Geſetzesentwurf eingebracht, welcher aus⸗ 
drücklich eine Beſſerſtellung des Reiches gegenüber dem einzel⸗ 
ſtaatlichen Landesfiskus vorgeſehen hatte: „Das Reich darf 
zu den auf das Einkommen gelegten Abgaben — Einkommen⸗ 
ſteuern — nicht herangezogen werden.“ Aber dieſer Ent⸗ 
wurf iſt nicht Geſetz geworden, er iſt infolge ſtarker Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten überhaupt nicht über eine erſte Leſung 
hinausgelangt. 
Vergl. Motive und Beratung zu dem Entwurf betreffend 
Steuerfreiheit des Reichseinkommens 1874/75: Bundes⸗ 
rats⸗Protokoll 1874 S 351 und 420; Bundesrats-Druck⸗ 
ſachen 1874 Nr. 13, Druckſ. des Reichstags Nr. 22; 
ſtenogr. Bericht desſelben Bd. I S. 143, 266 ff. 
Solange aber die Geſetzgebung des Reiches in dieſer 
oder ähnlicher Weiſe nicht eingegriffen hat, kann auch ein 
ſtaatsrechtliches Bedenken dagegen nicht erhoben werden, 
wenn — im ſelben Umfang wie der einheimiſche Landesfiskus 
— auch das Reich in einem Bundesſtaat zur Kommunal⸗ 
ſteuer herangezogen wird. Daraus, daß nach herrſchender 
Meinung das vorhin genannte Reichsgeſetz vom 25. Mai 
1873 nur die Erhebung von Grund⸗ und Ge⸗ 
bäude⸗(Objekt)⸗Steuern dem Reiche gegenüber im ſelben 
Umfang wie gegenüber dem Landesfiskus zuläßt, kann je⸗ 
denfalls nicht gefolgert werden, daß damit von ſelbſt die 
Steuerfreiheit des Reiches bezüglich aller ſonſtigen Steuer⸗ 
arten gegeben wäre. Vielmehr iſt, ſoweit dieſes Reichsge⸗ 
ſetz nicht reicht, eine Beſteuerung des Reichsfiskus geſetz⸗ 
lich weder ausdrücklich zugelaſſen noch verboten. Es beſteht 
aber dem Ausgeführten zufolge kein Grund, aus welchem 
der Reichsfiskus in irgend einem Teile des Bundesgebiets 
eine beſſere Stellung als der Landesfiskus ſollte beanſpruchen 
können und namentlich auch von Kommunalſteuern in weiter⸗ 
gehendem Maße befreit wäre, als der einheimiſche Staats⸗ 
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fiskus. 

Laband a. a. O. S. 345; derſelbe, Deutſches 

Reichsſtaatsrecht in „das öffentliche Recht der Gegen⸗ 

wart“ 1907, S. 362. 

Mit Grund wird der gegenteiligen Meinung gegenüber 
darauf hingewieſen, daß die formalen Gründe für die Be⸗ 
freiung des Reichsfiskus, welche aus der Souveränität des 
Reiches hergenommen ſind, zu viel beweiſen, da ſie gegen 
jede Belaſtung des Reichsfiskus, auch mit indirekten Steuern, 
ſprechen würden, während der Reichsfiskus fortdauernd in⸗ 
direkte Abgaben an die Kommunen zahlt. 

Vergl. Laband, Staatsrecht 4. Aufl. 4. Bd. S. 345 

Anm. 3; Richter a. a. O. S. 581 ff.; Walcker 

in Hartmanns Zeitſchrift für Geſetzgebung und Praxis 

des öffentlichen Rechts Bd. 2 S. 121, 123. 

Wenn die ſtaatsrechtliche Stellung des Reiches zu den 
Bundesſtaaten und kommunalen Körperſchaften der Belaſtung 
des Reichseinkommens mit Gemeindeſteuern entgegenſtehen 
ſollte, ſo müßte eine ähnliche Konſequenz ſich doch auch für 
den Einzelſtaat gegenüber einer Kommunalbeſteuerung er— 
geben. Hat aber der Staat, wie in Württemberg nach Art. 
25 des GemStGeſ., gewiſſe Teile ſeines Einkommens der 
Gemeindebeſteuerung überlaſſen, ſo iſt nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb das Reich nicht ebenſo behandelt werden, ſondern gün⸗ 
ſtiger geſtellt ſein ſollte. 

3. Muß hienach davon ausgegangen werden, daß nach 
Maßgabe des Reichsrechts dem Reichsfiskus bezüglich der 
Gemeindebeſteuerung keine beſſere Stellung zukommt, als 
dem Staate Württemberg, und letzterer daher auch nicht ge- 
hindert war, die Gemeindeeinkommenſteuerpflicht des Reiches 
landesgeſetzlich analog derjenigen des Staates zu regeln, ſo 
iſt noch zu unterſuchen, ob die Heranziehung des Reichsfis⸗ 
kus zur württemb. Gemeindeeinkommenſteuer auf Grund 
des beſtehenden Geſetzes (Art. 24 und 25 des 
GemStGeſ.) erfolgen kann. 

Bei Beratung dieſes Geſetzes iſt die ua Frage 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 
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mehrfach erörtert worden. Der Staats miniſter des 
Innern hat nach dem Kommiſſionsbericht der Kammer 
der Abgeordneten zum Gemeindeſteuerentwurf 

— Beil. 158 vom 14. 6. 1902 S. 414 (zu Art. 25) — 
auf eine Anfrage bezüglich der Heranziehung des Reiches zur 
Gemeindeſteuer erwidert, „daß eine ſolche Heranziehung nicht 
tunlich ſei“, und an anderer Stelle — zu einem ſpäter ab— 
gelehnten Artikel 48 a, betreffend Gemeindeumſatzſteuer — ſeiner 
Auffaſſung dahin Ausdruck gegeben, daß die Landesgeſetzgebung 
nicht befugt ſei, dem Reich eine Steuerpflicht aufzuerlegen. 

Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 10. 7. 1902, 

Prot. S. 2736. 

Der Berichterſtatter der Kammer der 
Standes herren, v. Geßler, bemerkte zu Art. 25 
(Kommiſſionsbericht vom 1. 2. 1903, Beil. XIV S. 46), ob 
das Reich der Gemeindeeinkommenſteuer wenigſtens inſoweit, 
als den Staat eine Steuerpflicht treffe, unterworfen werden 
könne, erſcheine zweifelhaft; es ſei davon auszugehen, daß eine 
Heranziehung des Reiches zur Gemeindeeinkommenſteuer nicht 
ſtattfinde, wie denn ja eine Gemeindeeinkommenſteuerpflicht 
des Reiches nur durch ein Reichsgeſetz begründet werden 
könnte (ähnlich auch zu Art. 48 a, a. a. O. S. 61). Immer⸗ 
hin hat er an der erſtgenannten Stelle auch beigefügt: „daß 
die Abſicht des Geſetzes aber nicht darauf gerichtet iſt, eine 
ſolche Steuerpflicht, wenn ſie durch reichsgeſetzliche Be⸗ 
ſtimmung zugelaſſen wird, landesgeſetzlich auszuſchließen, er⸗ 
gibt ſich wohl ſchon aus dem Wortlaut des vorliegenden 
Artikels — mit der verabſchiedeten Faſſung übereinſtimmend 
—, wie auch aus den Verhandlungen des anderen Hauſes.“ 

Angeſpielt iſt hiemit offenſichtlich auf die ſchon be— 
rührten Verhandlungen der II. Kammer anläßlich 
der Beratung zu Art. 48a (Sitzung vom 10. 7. 1902, Prot. 
S. 2736 ff.), in welcher namentlich der Abgeordnete 
Gröber gegenüber den oben wiedergegebenen Ausführungen 
des Staatsminiſters des Innern zur Frage der Zuläſſigkeit 
der Gemeindeeinkommenbeſteuerung des Reiches erklärte: 
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wenn in den allgemeinen Beſtimmungen des Art. 24 auf die 
Vorſchrift des Einkommenſteuergeſetzes verwieſen werde, ſo 
ſei es lediglich eine Frage der Auslegung der übrigen Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Abſchnitts, inwieweit auch das Reich ge⸗ 
genüber der Gemeinde einkommenſteuerpflichtig werden könne 
(a. a. O. S. 2738, 1. Spalte a. E.). 

Und auch den bei dieſem Anlaß von dem Staats— 
miniſter des Innern abgegebenen, im weſentlichen ſchon 
mitgeteilten Erklärungen iſt zu entnehmen, daß er unbe⸗ 
ſchadet ſeiner perſönlichen Rechtsauffaſſung die Frage der 
Gemeindeſteuerpflicht des Reiches für eine „gegebenenfalls 
vom Richter oder Verwaltungsrichter“ zu entſcheidende Aus⸗ 
legungsfrage angeſehen hat. 

Darnach iſt nun zwar nicht zu verkennen, daß innerhalb der 
geſetzgebenden Faktoren Zweifel darüber ausgeſprochen worden 
ſind, ob ſtaatsrechtlich die Heranziehung des Reiches zur 
württ. Gemeindeſteuer angängig erſcheine, und daß ſich Be⸗ 
denken dagegen erhoben, die Gemeindeeinkommenſteuerpflicht 
des Reichsfiskus ausdrücklich im Geſetze aufzuſtellen. 
Aber andererſeits ergibt ſich auch aus dieſen ſtändiſchen Ver⸗ 
handlugen, daß die Auslegung des Geſetzes, nach welcher 
das Reich gleich dem Staate dem Art. 25 zu unterſtellen 
iſt, von den maßgebenden Faktoren mit Bewußtſein offen 
gehalten und keineswegs ausgeſchloſſen, vielmehr der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung zur Entſcheidung vorbehalten 
werden wollte. Sie iſt zudem für den Fall, daß das Reichs⸗ 
recht nicht entgegenſtände, mehrfach und insbeſondere von 
dem Berichterſtatter der I. Kammer als die richtige gebilligt 
worden. Da nun nach dem Ausgeführten aus dem Reichs⸗ 
ſtaatsrecht kein ſtichhaltiger Grund dagegen angeführt werden 
kann, daß das Reich inſoweit, als der Landesfiskus der 
Kommunalbeſteuerung in einem Einzelſtaat unterworfen iſt, 
gleichfalls der Gemeindeſteuer unterſtellt wird, ſo muß auch 
die Anwendung des Art. 25 des GemStGeſ. dem Reich 
gegenüber, wiewohl dort zunächſt nur vom Staate die Rede 
iſt, als zuläſſig und im Sinne des Geſetzes gelegen bezeichnet 

16 * 
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werden. Eben deshalb erſcheint auch der Einwand hinfällig, 
daß Ausnahmebeſtimmungen, wie der Art. 25 eine ſolche 
darſtelle, im Zweifel eng auszulegen ſeien. 

In Württemberg ſind demnach bei dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtand Reichsfiskus und Landesfiskus in Hinſicht auf 
die ſtaatliche und die kommunale Einkommensbeſteuerung 
einander gleichgeſtellt. 

Gegen dieſe Auffaſſung läßt ſich auch nicht geltend machen, 
es wäre, wenn die Abſicht des Geſetzes bei Art. 25 des 
GemStGeſ. dahin gegangen ſei, neben dem Staat auch das 
Reich als ſteuerpflichtig zu behandeln, nicht mehr nötig ge⸗ 
weſen, die Reichsbank als gemeindeſteuerpflichtiges Subjekt 
noch beſonders aufzuführen, wie es im Abſ. 2 des Art. 25 
geſchehen iſt. Zwar genießt die Reichsbank, wie das Reich 
ſelbſt, Befreiung von der ſtaatlichen Einkommenſteuer, ohne 
daß es im Einkommenſteuergeſetz ausdrücklich ausgeſprochen 
wäre. Allein dieſe Steuerfreiheit beruht auf einer reichsge⸗ 
jeglichen Sonderbeſtimmung, $ 21 des Reichsgeſetzes vom 
14. März 1875, und folgt nicht etwa aus der der Steuer⸗ 
freiheit des Staatsfiskus entſprechenden ſtaatlichen Steuer⸗ 
freiheit des Reichsfiskus. Die Reichsbank iſt keine fis⸗ 
kaliſche Station des Reiches, ſteht nicht im Eigentum des⸗ 
ſelben, hat vielmehr ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichkeit 
(Göz a. a. O. S. 50 und 56). Um nun nicht gemäß Art. 
24 des GemStGeſ. auch für die Gemeindeſteuer frei zu 
bleiben, mußte bei Aufzählung des nur gemeindeſteuerpflich⸗ 
tigen Einkommens in Art. 25 neben dem Staat auch die 
Reichsbank beſonders genannt werden. 

Vergl. Motive zum GemStEntw., Beil. 50 vom 5. 6. 
1901 S. 466; Verh. der Abg. Kammer vom 10. 7. 
1902; Protok. S. 2738; Komm.⸗Bericht der Abg. Kammer 
Beil. 197 vom 21. 5. 1897 S. 15/16; Komm.⸗Bericht 
der I. Kammer, Beil. XXI vom 2. 5. 98 S. 5. 

III. Der auf Feſtſtellung der Gemeindeſteuerfreiheit des 
Reichsfiskus gerichtete Anſpruch des Klägers und die dieſem 
Antrag ſtattgebende Entſcheidung der Kreisregierung ſind 
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demnach nicht begründet; das angefochtene Urteil war auf 
die Berufung der Gegenpartei entſprechend abzuändern. Da⸗ 
gegen ſtellt ſich der erſt in der Berufungsinſtanz erhobene 
Anſpruch der Beklagten, die Gemeindeeinkommenſteuer⸗ 
pflicht des Klägers durch Urteil ausdrücklich auszu⸗ 
ſprechen, beim Mangel einer dahingehenden Einwilligung des 
Gegners gemäß § 529 Abſ. 2 ZPO. in Verbindung mit 
Art. 72 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes als unſtatthaft dar. 

Eine Folge des völligen Unterliegens des Klägers iſt 
ſeine Pflicht zur Tragung der Koſten in beiden Inſtanzen 
($ 91 3P O.). 

Von der Zahlung einer Sportel — Art. 41, 51 Abf. 3 
des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes — iſt der Kläger, gemäß 
Art. 1 Abſ. 2 des Allgem. Sportelgeſetzes befreit, die in 
erſter Inſtanz zum Anſatz gebrachte kommt ebendamit in 

Wegfall. 

| Urteil vom 22. September 1909 in der Beruf.⸗Sache 
der Gemeinde Münſingen und 6 weiterer Gemeinden 
Bekl. Beruf.⸗Kler, gegen den Reichsmilitärfiskus, Kler. 
Beruf.⸗Bekl. 
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Abhandlung. 


Ueber die Wirkungen des Widerrufs von Verfügnn⸗ 
gen der Frauen (BOB. § 1397). 
Zu dem Aufſatze des Geheimen Hofrats Profeſſor Strohal in der Feſt⸗ 


nummer der deutſchen Juriſtenzeitung, Jahrgang 1909 
S. 1031 ff. 


Von RA. Lebrecht, Stuttgart. 


I. 


Die §§ 108 und 109 des bürgerlichen Geſetzbuches 
lauten: 

§ 108 Abſ. 1. Schließt der Minderjährige einen 
Vertrag ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der 
Genehmigung des Vertreters ab. 

Abs. 2. Fordert der andere Teil den Vertreter zur Er⸗ 
klärung über die Genehmigung auf, ſo kann die Erklärung nur 
ihm gegenüber erfolgen. Eine vor der Aufforderung dem 
Minderjährigen gegenüber erklärte Genehmigung oder Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung wird unwirkſam. Die Geneh— 
migung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach 
dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie 
nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

(Abſatz 3 des § 108 iſt für die nachſtehenden Ausführungen 
ohne Belang.) 

8 109 Abi. 1. Bis zur Genehmigung des Vertrags 
iſt der andere Teil zum Widerrufe berechtigt. Der Wider⸗ 


Lebrecht: Ueber d. Wirkungen d. Widerrufs v. Verfügungen ꝛc. 247 


ruf kann auch dem Minderjährigen gegenüber erklärt werden. 

Abs. 2. Hat der andere Teil die Minderjährigkeit ge- 
kannt, ſo kann er nur wiederrufen, wenn der Minderjährige 
der Wahrheit zuwider die Einwilligung des Vertreters be⸗ 
hauptet hat; er kann auch in dieſem Fall nicht widerrufen, 
wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe 
des Vertrages bekannt war. 

Ganz ähnliche Beſtimmungen treffen die 8S 177 und 
178 hinſichtlich von Verträgen, welche Jemand ohne Vertre⸗ 
tungsvollmacht im Namen eines Andern ſchließt. 

Wie allgemein anerkannt iſt und wie namentlich aus den 
Detailbeſtimmungen des § 109 Abſ. 2 hervorgeht, ſoll durch das 
Widerrufsrecht der andere Teil, ſofern er in gutem Glauben kon⸗ 
trahiert hatte, geſchützt werden. „Hat Jemand“, jagt Strohal, 
„einem Minderjährigen, den er für volljährig hielt ... eine 
Sache verkauft oder vermietet, und erfährt er ſpäter, daß die 
Wirkſamkeit des Vertrags ... noch von der Genehmigung 
des geſetzlichen Vertreters abhängig iſt, ſo kann er an der 
Ausübung des ihm nach § 109 zuſtehenden Wiederrufs ein 
weſentliches Intereſſe haben, beſonders dann, wenn ſich ihm 

. eine günſtige Gelegenheit zum Verkauf oder zur Ber- 
mietung an einen Dritten ergibt.“ 

Der andere Teil will von ſeiner Verpflichtung aus 
dem in der Schwebe befindlichen Vertrage entbunden werden. 
Lediglich deshalb widerruft er. 


II. 


Die §§ 1396 und 1397 BGB. ſchließen ſich auf das 
Engſte an die §88 108 und 109 an. | 

S 1396 Abſ. 1. „Verfügt die (nach geſetzlichem 
Güterrecht verehelichte) Frau durch Vertrag ohne Einwilli⸗ 
gung des Mannes über eingebrachtes Gut, ſo hängt die 
Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des Man⸗ 
nes ab.“ 

Abſ. 2 hat ganz denſelben Wortlaut wie der § 108 
Abſ. 2, nur daß an Stelle des Minderjährigen die Frau, 
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an Stelle des gefeglichen Vertreters der Mann genannt iſt. 

81397 Abſ. 1 lautet wie § 109 Abſ. 1, natürlich 
mit der Abweichung, daß der Widerruf auch der Frau gegen⸗ 
über erklärt werden kann. 

Abs. 2. „Hat der andere Teil gewußt, daß die Frau 
Ehefrau iſt, ſo kann er nur widerrufen, wenn die Frau der 
Wahrheit zuwider die Einwilligung des Mannes behauptet 
hat. Er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, wenn 
ihm das Fehlen der Einwilligung beim Abſchluſſe des Ver⸗ 
trages bekannt war.“ 

Aus den Beſtimmungen des eben zitierten § 1397 Abſ. 2 
und aus der zum großen Teil wörtlichen Uebereinſtim⸗ 
mung desſelben mit den Beſtimmungen des § 109 Abſ. 2 
erhellt auf das Deutlichſte, daß die ratio des in $ 1397 
verliehenen Widerrufsrechts die gleiche iſt, wie die ratio des 
Widerrufsrechts gemäß § 109. Der gutgläubige andere Teil 
ſoll geſchützt werden. 


III. 


In welcher Weiſe ſoll der andere Teil durch ſeinen Wider⸗ 
ruf geſchützt werden? 

Offenbar dadurch, daß er wie in den Fällen der 88 109 
und 178 von ſeiner Verbindlichkeit befreit wird; daß er z. B., 
wenn die Frau ohne Einwilligung ihres Mannes eine Sache 
verkauft und tradiert hat, den Kaufpreis nicht zu zahlen 
braucht. 

Dieſe Antwort auf die geſtellte Frage erklärt Strohal 
als eine unrichtige. Er führt zur Unterſtützung ſeiner Anſicht 
folgendes aus: 

Nach dem Zuſammenhang des § 1397 mit $ 1396 Abſ. 1 
könne vom Widerruf nur Gebrauch gemacht werden, wenn 
die Frau über eingebrachtes Gut verfügt, wenn ſie einen 
abſtrakten, dinglichen Verfügungsvertrag abgeſchloſſen hat; 
das Widerrufsrecht komme dagegen nicht zur Anwendung, 
wenn die Frau einen obligatoriſchen Vertrag kontra⸗ 
hiert, ſei es auch einen ſolchen, durch welchen ſie ſich zu 
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einer Verfügung verpflichtet (8 1399); der Widerruf 
auf Grund des § 1397 ſchließe ſonach das Wirkſamwerden 
der Verfügung durch nachträgliche Genehmigung ſeitens des 
Ehemanns aus; er laſſe aber die Gebundenheit aus dem 
obligatoriſchen Vertrag, z. B. die Verpflichtung der Frau 
als Verkäuferin, des andern Teils auf Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes ganz unberührt, ſo daß jeder Teil immer noch auf 
das Erfüllungsverlangen des Vertragsgegners gefaßt ſein 
müſſe. 

Gegen dieſe Auseinanderſetzung bemerke ich: 

Die Verfügungsverträge haben 

„mit einander gemein, daß immer nur der eine Vertrags⸗ 
teil verfügt, ohne auf Grund des Verfügungsvertrags zu— 
gleich einen Erwerb zu machen, während der andere Teil 
dem Verfügenden als lediglich Erwerbendem gegenüber⸗ 
ſteht, ſo daß ſich die Frage, ob und wie die Vergütung 
vergolten wird, niemals nach dem Verfügungsvertrage, 
ſondern ausſchließlich nur nach dem daneben beſtehenden 
obligatoriſchen Vertrage entſcheidet. Würde der mögliche 
Inhalt der Verfügungsverträge hiermit erſchöpft ſein, ſo 
müßten die Vorſchriften des § 1397, (wenn man ihn fo 
auffaßt, wie es von Strohal geſchieht) „allerdings für 
unpraktiſch erklärt werden. Denn dafür, daß der andere 
Teil durch die Gewährung eines Widerrufsrechts gegen 
die Möglichkeit eines ... Erwerbs geſchützt werde, beſteht 
doch wohl kein Bedürfnis“. 

In dieſen von mir wortgetreu wiedergegebenen Sätzen 
gibt Strohal ſelbſt zu, daß das Widerrufsrecht in den 
meiſten im Leben vorkommenden Fällen nach feiner Auf— 
faſſung des 8 1397 ohne jeden praktiſchen Wert wäre. Nun 
will aber Strohal wenigſtens für gewiſſe Ausnahme⸗ 
fälle die praktiſche Bedeutung des § 1397 retten. Er unter⸗ 
ſcheidet nämlich zweierlei Arten von Verfügungsverträgen. 
Die eine Art nennt er einfache Verfügungsverträge — 
das find diejenigen, welche eben vorhin charakteriſiert wor— 
den ſind —; der andern Art gibt er die anmutige Bezeich⸗ 
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nung Aequivalentenverfügungs verträge; hier- 
unter verſteht er Verträge „von der Art, daß durch ſie, ohne 
daß dabei erſt noch ein neben dem Verfügungsvertrag be⸗ 
ſtehender beſonderer Vertrag in Betracht kommt, für beide 
Teile rechtliche Vorteile ausgelöſt werden“. 

Als Beiſpiele ſolcher Aequivalentenverfügungsverträge 
zählt Strohal auf: Die Schuldübernahme (BGB. $ 414), 
die vertragsmäßige Aenderung des Inhalts einer Obligation 
($ 305), die Hingabe, bezw. Uebernahme an Erfüllungs⸗ 
ſtatt ($ 364). 

„In dieſen und verwandten Fällen“, jagt Strohal, „er: 
weiſt ſich das in § 1397 beſtimmte Widerrufsrecht als prak⸗ 
tiſch. Denn indem der andere Teil widerruft, ſchließt er 
nicht nur die durch die Genehmigung herbeizuführende Wirk⸗ 
ſamkeit der Verfügung der Frau aus; ſondern er befreit ſich 
infolge der Unwirkſamkeit ſeiner Vertragserklärung zugleich 
auch endgültig von der eventuell zu ſeinen Laſten eintreten⸗ 
den Verpflichtungs⸗, bezw. Verfügungswirkung.“ 

Letzteres iſt ganz richtig. Die Frage iſt nur, ob dies 
Ergebnis aus der Eigentümlichkeit der Aequivalentenver⸗ 
fügungsverträge ſich ergibt. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 
Das Beiſpiel der Schuldübernahme — der andere 
Teil tritt gegenüber von der Frau als Gläubigerin in die 
Schuld eines Dritten ein — iſt ſchon deshalb ſchlecht ge⸗ 
wählt, weil die Frau hiebei mit dem andern Teil überhaupt . 
keinen Verfügungsvertrag, ſondern lediglich einen obligato⸗ 
riſchen Vertrag abgeſchloſſen hat. Verfügt hat die Frau 
nur im Vertrag mit dem Dritten, indem ſie ihre bisherige For⸗ 
derung an denſelben aufgegeben hat. Bei der Schuldübernahme 
ſteht daher dem andern Teil das Widerrufsrecht des § 1397 
gar nicht zu. | 

Bei der Veränderung der Obligation — 
der Schuldner verſpricht der Frau ſtatt des verkauften Pferdes 
zwei Kühe zu liefern — beſteht der Verfügungs vertrag 
lediglich in dem Verzicht der Frau auf Erfüllung ihrer bis⸗ 
herigen Forderung (auf Lieferung des Pferdes). Die vom 


Lebrecht: Ueber d. Wirkungen d. Widerrufs v. Verfügungen ꝛc. 251 


andern Teil verſprochene Gegenleiſtung iſt kein Teil dieſes 
Verfügungsvertrages, ſondern eine neben demſelben einher⸗ 
gehende obligatoriſche Verpflichtung, von welcher der 
Widerruf den andern Teil wohl nach der von mir vertrete⸗ 
nen Auslegung des § 1397, nicht aber nach der Strohal— 
ſchen Auffaſſung loslöſen würde. 

Bei der Hingabe an Erfüllungsſtatt hat 
man es, wie Strohal richtig bemerkt, „mit zwei zu 
Einem Geſchäft ſich verknüpfenden Verfügungen zu 
tun, deren eine in der Hingabe des Gegenſtandes durch die 
Frau beſteht, während die andere als Verfügung des Gläu- 
bigers über ſein Forderungsrecht ſich darſtellt.“ 

Die Verpflichtung zur letzteren ruht aber wie im Fall 
des § 305 nicht auf der Verfügung der Frau, ſondern auf 
jenem „Einen Geſchäft“, und dieſes iſt wiederum kein anderes 
als der obligatoriſche Vertrag. Der andere Teil ver— 
fügt über ſein Forderungsrecht, weil er hiezu — nicht durch 
den Verfügungsvertrag bezüglich des von der Frau hingege- 
benen Gegenſtands, ſondern durch den (obligatoriſchen) Ge— 
ſamtvertrag verpflichtet iſt. Auch in dieſem Falle würde 
für den andern Teil die Ausübung des Widerrufsrechts 
vom Standpunkte Strohals keinen Sinn haben, während ſie 
nach meiner Auslegung des S 1397 zweifellos praktiſchen 
Wert beſitzt. 

Welch andere als die drei erwähnten Verträge Strohal 
zu den Aequivalentenverfügungsverträgen rechnet, iſt nicht 
erſichtlich. Sicher würden dieſelben für ſeine Auffaſſung 
keine beſſere Stütze bieten als jene drei. Es iſt dies um 
deswillen ausgeſchloſſen, weil der Widerruf, wofern durch 
ihn nur der abſtrakte Verfügungsvertrag aufgehoben würde, 
aus den im Vorſtehenden angeführten Gründen zweck- und 
ſinnlos wäre. Derſelbe hat nur dann einen vernünftigen 
Zweck und Sinn, wenn er die Kraft beſitzt, die obligatoriſche 
Verpflichtung des andern Teils zu tilgen. 
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IV. 


Strohal hat unter fein in der Feſtnummer der deutfchen 

Juriſtenzeitung wiedergegebenes Bildnis die Worte geſetzt: 

„Ohne klare Vorſtellung von der praktiſchen Funktion 

der Rechtsſätze gibt es keine fruchtbare Jurisprudenz. Die 

Ermittlung der Rechtswahrheiten für den luftleeren Raum 
bringt uns nicht weiter.“ 

Dieſes ſchöne Motto ſchließt die wahre Bedeutung des 
§ 1397 auf. Der maßgebende erſte Satz dieſes 8 lautet: 

Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil 

zum Widerruf berechtigt. 

Unter den Worten „des Vertrags“ iſt, wie ich zugebe, 
lediglich der in $ 1396 bezeichnete Verfügungs vertrag 
gemeint. Auch iſt, wie ich weiter anerkenne, dem andern 
Teil der Widerruf nur geſtattet wegen des bis zur Ge— 
nehmigung unwirkſamen Verfügungsvertrags. Wäre das 
Rechtsgeſchäft nur ein obligatoriſches und — wenigſtens für 
die Frau — ſofort wirkſames geweſen (§ 1399), ſo hätte 
der Mitkontrahent nicht widerrufen können. Allein was 
dieſer widerrufen darf, das iſt in § 1397 nicht geſagt. Da 
dies nach dem ad III Ausgeführten vernünftiger Weiſe 
der Verfügungsvertrag allein nicht ſein kann, ſo iſt der 
§ 1397 dahin aufzufaſſen, daß der Widerruf das ganze 
Rechtsgeſchäft einſchließlich des Kauſalvertrages, inſonderheit 
der aus dieſem fließenden obligatoriſchen Verpflichtung des 
andern Teils aufhebt, gerade wie in den 88 109 und 178, 
welchen der § 1397 nachgebildet iſt, der Widerruf das ganze 
Rechtsgeſchäft zu einem definitiv unwirkſamen macht. 


V. 


Gegen die im Vorſtehenden bekämpfte Anſicht von 
Strohal ſpricht auch der dritte Abſatz des §S 1396 BGB., 
lautend: 

Verweigert der Mann die Genehmigung, ſo wird der 
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Vertrag nicht dadurch wirkſam, daß die Verwaltung und 
Nutznießung aufhört. 

Hätte die Verweigerung lediglich die Wirkung, daß der 
— dingliche — Verfügungsvertrag als nichtig zu betrachten 
ſei, daß aber die — obligatoriſche — Verpflichtung der Frau 
(ſowie des Dritten) beſtehen bleibe, ſo müßte beim Aufhören 
der Verwaltung des Ehemannes, namentlich durch den Tod 
desſelben, die Frau ihrer Verpflichtung nachkommen, bei⸗ 
ſpielsweiſe das aus dem eingebrachten Gut verkaufte Pferd 
an den Käufer übergeben. Denn das einzige Hindernis 
der Vertragserfüllung war ja bis dahin das Verwaltungs⸗ 
und Nutznießungsrecht des Mannes, und dieſes Hindernis 
iſt nunmehr weggefallen. Die Beſtimmung des zitierten 
Abſ. 3 des § 1396 wäre ſonach ganz unbegreiflich. 

Sie iſt dagegen durchaus angemeſſen, wenn man an⸗ 
nimmt, daß die Verweigerung der Genehmigung ſeitens des 
Ehemanns dem von der Frau geſchloſſenen Verfügungsver⸗ 
trag jede Wirkſamkeit benimmt, daß insbeſondere die obli⸗ 
gatoriſche Pflicht der Frau ſofort erliſcht (und natürlich ebenſo die 
Verpflichtung des andern Teils). Der Abſatz 3 des § 1396 
zieht lediglich die logiſch notwendige Folgerung aus dieſen 
Gedanken. 

Nur jo aufgefaßt, entſpricht der §S 1396 dem praktiſchen 
Bedürfnis. Hat der Mann, ſei es ausdrücklich, ſei es durch 
fein Stillſchweigen (§ 1396 Ab. 2 Satz 2), die Genehmigung 
der Verfügung verweigert, ſo wäre es in den allermeiſten 
Fällen weder im Intereſſe der Frau noch in demjenigen 
des andern Teils, in gegenſeitiger obligatoriſcher Verpflich⸗ 
tung zu bleiben. Der andere Teil will den verkauften Ge⸗ 
genſtand ſogleich erhalten und nicht erſt, wenn der Ehemann 
ſpäter ſich vielleicht eines Beſſeren beſinnt und die Genehmi⸗ 
gung doch noch erteilt. Die Frau will den Kaufpreis gleich- 
falls ſofort einziehen, wozu ihr jede Ausſicht benommen wäre, 
da der andere Teil nicht zahlen wird, wenn er den erkauften 
Gegenſtand nicht erhält. 

Nach all dem Vorgetragenen muß angenommen werden, 
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daß unter dem „Vertrag“, welcher gemäß Abſ. 3 des § 1396 
wegen der Verweigerung der Genehmigung auch bei dem 
Aufhören der Verwaltung unwirkſam bleibt, das ganze 
Rechtsgeſchäft einſchließlich der gegenſeitigen obligatoriſchen 
Verpflichtungen gemeint iſt. 

Unmittelbar auf den dritten Abſatz des § 1396 folgt 
der erſte Abſatz des § 1397 mit den Worten: 

Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil 

zum Widerruf berechtigt. 

Der Schluß iſt doch wohl berechtigt, daß das Geſetz 
dieſem Widerruf dieſelben Wirkungen beilegt wie der Wei⸗ 
gerung der Genehmigung ſeitens des Ehemanns, daß ſonach 
der Widerruf die obligatoriſchen Verpflichtungen ebenſo 
zu Fall bringt wie den dinglichen Vertrag. 

Bliebe insbeſondere die Ehefrau trotz des Widerrufs — 
obligatoriſch — verbunden, den Vertrag zu erfüllen, z. B. 
das von ihr verkaufte Pferd dem andern Teil zu übergeben, 
ſo würde die nachträgliche Genehmigung des Ehemanns das 
bis dahin beſtandene rechtliche Hindernis beſeitigen. Es 
würde ſonach der durch den Widerruf getötete Verfügungs⸗ 
vertrag wieder lebendig werden. 

Das Gleiche würde eintreten, wenn nach dem Widerruf 
die Verwaltung des Ehemanns, etwa infolge des Todes des⸗ 
ſelben, aufhört. 

In dieſen beiden Fällen bliebe der Widerruf gänzlich 
wirkungslos; er gliche einem Meſſer ohne Heft und ohne 
Klinge. 

Anders freilich würde ſich die Sache geſtalten, wenn 
nach erfolgtem Widerruf der Ehemann erklären würde, daß 
er ſeinerſeits die Genehmigung des Vertrags verweigere. 
Dann wäre der Verfügungsvertrag endgültig beſeitigt, 
allein nicht wegen des Widerrufs, ſondern wegen Verweige⸗ 
rung der Genehmigung. Der Widerruf hätte . auch in 
dieſem Fall lediglich keine Wirkung. 
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VI. 

Strohal ſtützt ſich zur Begründung ſeiner Auffaſſung 
nicht bloß auf den Wortlaut des promulgierten Geſetzes, 
ſondern, und mit noch größerem Nachdruck, auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des §S 1397. Er führt aus: 

Im zweiten Entwurf des BGB. ſei in den Fällen der 
88 109, 178 und 1397 dem andern Teil die Befugnis zum 
Rücktritt gegeben worden. Gemäß einem Antrage der 
zweiten Reichstagskommiſſion ſei ſtatt deſſen die Befugnis zum 
Widerruf geſetzt worden; der Antrag der Kommiſſion 
ſei laut den Protokollen derſelben damit begründet worden, 
daß der Rücktritt nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes 
einen wirkſamen Vertrag vorausſetze und demſelben die 
in den 88 346 ff. angegebenen Wirkungen beilege; der Wider⸗ 
ruf des § 1397 könne ſich hiernach nur auf denjenigen Ber: 
trag beziehen, welcher bis zur Genehmigung des Ehemanns 
unwirkſam iſt, ſomit nur auf den Verfügungsvertrag, nicht 
auf den obligatoriſchen Vertrag. 

Gegen dieſe Argumentation wende ich in erſter Linie 
ein, daß es in allen Fällen äußerſt mißlich iſt, aus den 
Materialien des Geſetzes den Sinn desſelben zu erläutern. Dieſe 
Methode wird freilich recht häufig, leider auch von dem 
höchſten Gerichte Deutſchlands, angewendet. Sie iſt aber 
nichtsdeſtoweniger ſehr bedenklich; wie ſie denn auch von den 
angeſehendſten Schriftſtellern der jetzigen Generation, am 
gründlichſten wohl von Wach in ſeinem Handbuch der 
CPO. abgelehnt wird. 

Beſonders übel angebracht iſt die Berufung auf eine 
einzelne Stelle der Kommiſſionsprotokolle bei Auslegung 
eines Satzes in einem Geſetzeswerk von nahezu 2400 88. 
Es iſt ſehr fraglich, ob nur Ein Mitglied des Bundesrats 
oder Einer der etwa 400 Reichstagsabgeordneten jene Stelle 
aus den Protokollen geleſen hat. Und dennoch ſoll aus ihr 
die wahre Bedeutung des § 1397 „mit voller Sicherheit“, 
wie Strohal ſich ausdrückt, entnommen werden! 

In zweiter Linie erhebe ich gegen die Begründung aus 
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der Entſtehungsgeſchichte des 8 1397 den Einwand, daß die 
erwähnte Aenderung des zweiten Entwurfs von der Kom— 
miſſion beantragt wurde bei der Beratung nicht des § 1397, 
ſondern des § 109. Strohal ſelbſt führt an, daß die Beſtimmungen 
des § 1397 
„nicht auf unmittelbar an die Tatbeſtände, auf welche ſie 
ſich beziehen (vertragsmäßige Verfügungen der Frau über 
zum eingebrachten Gut gehörende Gegenſtände) anknüpfenden 
praktiſchen Erwägungen beruhen, ſondern ſich als eine 
ſchematiſche Uebertragung von nur rückſichtlich der 
Sachverhalte, für die ſie urſprünglich aufgeſtellt wurden 
(S 109) wohlerwogenen Rechtsſätzen auf weſentlich anders 
geartete Vorgänge darſtellen. 

Das iſt durchaus richtig. Um fo mehr iſt die An— 
nahme zuläſſig, daß die Kommiſſion, als ſie zur Beratung 
über den § 1397 gelangte, den Ausdruck: Widerruf einfach 
aus dem § 109 übernommen hat, ohne im geringſten darüber 
ſich Gedanken zu machen, ob dieſer Ausdruck auf das ge- 
ſamte Rechtsgeſchäft paſſe oder nur auf denjenigen Teil, 
durch welchen die abſtrakte Verfügung getroffen wird. 

Uebrigens paßt der Ausdruck Widerruf ganz gut zu der 
von mir vertretenen Anſchauung. Der andere Teil hat hier⸗ 
nach die Berechtigung zum Widerruf nur, wenn die Frau 
ohne Einwilligung ihres Mannes verfügt und hiemit einen 
unwirkſamen Rechtsakt vollzogen hat. Hätte ſie ſich lediglich 
obligatoriſch verpflichtet, ſo wäre der Vertrag von Anfang 
an wirkſam geweſen. Der Widerruf hat ſonach ſeine Quelle 
in dem unwirkſamen Verfügungsvertrag. Deshalb war die 
ſchließlich gewählte Bezeichnung korrekter als die urſprüng⸗ 
liche: Rücktritt. Daß mit dem Widerruf nach meiner Auf- 
faſſung auch die obligatoriſchen Verpflichtungen fallen, das 
iſt lediglich eine Konſequenz aus der Aufhebung des Ver⸗ 
fügungsvertrags. 


VI. 
Die bekannten Kommentare des BGB. ſprechen ſich über 
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die Frage, ob der Widerruf auch die obligatoriſchen Bezie⸗ 
hungen aufhebe, nicht ausdrücklich aus. Indem ſie aber 
erklären, daß der Widerruf den Vertrag zu einem definitiv 
unwirkſamen mache und indem ſie mit keinem Wort andeu⸗ 
ten, daß ungeachtet des Widerrufs die Kontrahenten ſich 
gegenſeitig noch immer verhaftet bleiben, teilen ſie offenbar 
die Anſicht, daß das ganze Rechtsgeſchäft einſchließlich der 
obligatoriſchen Verpflichtungen aufgehoben wird. 
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Der Mangel der Kereitſchaft zur Parteieidesleiſtung. 


Von Referendar Hugo Weber, Stuttgart. 


Ob eine tatſächliche Behauptung als wahr oder als nicht 
wahr zu erachten iſt, iſt grundſätzlich im Prozeß der freien 
richterlichen Beweiswürdigung unterſtellt (§S 286 Abſ. 1 ZPO.) 
Dieſen Grundſatz durchbrechen nur die im Geſetz ſelbſt auf— 
geſtellten Beweisregeln ($ 286 Abſ. 2 ZPO.). 

Die ſtrengſte dieſer Beweisregeln findet ſich beim Be— 
weis durch Eid (85 463 ff. ZPO.). Was auf Grund dieſer 
Beweisregeln als wahr anzuſehen iſt, gilt in dem betreffen— 
den Prozeſſe ein für allemal; vergl. für die Berufungsin⸗ 
ſtanz S533 ZPO. Andere Beweismittel dagegen können vor 
dem Berufungsgericht neu vorgebracht werden (§ 529 Abſ. 1 
ZPO). 

Was alſo nach den Vorſchriften über den Beweis durch 
Eid feſtgeſtellt worden iſt, iſt unabänderlicher Tatbeſtand des 
Prozeſſes geworden. Der einmal geleiſtete Eid ($ 463 Abf. 1 
ZBO., kann nicht mehr widerrufen werden (nur unter Um— 
ſtänden die Zuſchiebung oder Zurückſchiebung gemäß § 470). 
Iſt der Eid erlaſſen worden (S 464 Abſ. 1 ZPO.), jo kann 
nachträglich nicht mehr ſeine Leiſtung verlangt werden. Iſt 
der Eid verweigert worden ($ 464 Abſ. 2 ZPO.), fo kann 
er ſpäter nicht mehr abgelegt werden. Iſt endlich der Eid 
wegen Nichterſcheinens des Schwurpflichtigen als verweigert 
anzuſehen (S 465 ZPO.), und hat der Schwurpflichtige 
ferner die Notfriſt zum Antrag auf Abnahme des Eides 
verſäumt (S 466 3PO.) oder iſt er auch im zweiten Ter— 
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min ausgeblieben ($ 468 ZPO.), fo kann der Eid auch 
nachher nicht mehr geleiſtet werden. 

Dies alles gilt, auch wenn der Eidespflichtige mit dem 
Eid etwas objektiv Unwahres beſchworen, und auch, wenn 
er den Eid verweigert oder verſäumt hat, obwohl er ob— 
jektiv zur Leiſtung des Eides im ſtande geweſen wäre. 

Würde alſo eine Partei, der ein Eid auferlegt iſt, in 
dem zur Eidesabnahme beſtimmten Termin erklären, was 
ſie zu beſchwören habe, könne ſie zwar beſchwören, werde es 
aber nicht tun, weil nach ihrem religiöſen Empfinden jeder 
Schwur verboten ſei, dann iſt eben der Eid tatſächlich 
verweigert. Die Zivilprozeßordnung ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß, wenn rechtserhebliche und des Beweiſes bedürf— 
tige Tatſachen auf andere Art nicht bewieſen werden können, 
dieſe dann beſchworen werden ſollen. Werden fie nicht be: 
ſchworen, dann ſind ſie nicht bewieſen; der Grund für die 
Eidesverweigerung iſt vollkommen gleichgültig. Es bleibt 
nach wie vor ein ungewiſſer Zuſtand, der eine Entſcheidung 
in der Streitſache nicht möglich erſcheinen läßt. Um dieſen 
zu beſeitigen, iſt einfach die abſtrakte Regel aufgeſtellt, daß 
das Gegenteil der zu beſchwörenden Tatſache als voll be- 
wieſen gilt ($ 464 Abſ. 2 ZPO.). 

Ein Zeuge oder Sachverſtändiger darf in beſtimmten 
Fällen, die das Geſetz abſchließend aufzählt, den Eid ver⸗ 
weigern (SS 383 ff., 402 ZPO.). Verweigert er ihn grund⸗ 
los, jo iſt nach dem $ 390 ZPO. die Möglichkeit gegeben, 
den Eid event. zu erzwingen. Nicht ſo beim Parteieid. Die 
Partei hat einen ihr auferlegten Eid, um den Beweis für 
die in ihm enthaltene Tatſache zu erbringen, ſtets zu leiſten; 
irgendwelche Weigerungsrechte kennt hier das Geſetz nicht. 
Andrerſeits kennt es aber auch keine Mittel, die Leiſtung 
des Eides zu erzwingen. Ob ſie ſchwören will oder nicht, 
liegt ganz im Belieben der Partei. Will ſie es nicht, dann 
ſoll ſie eben die materiellen Folgen ihrer Weigerung tragen. 

Wie es zu halten iſt, wenn die ſchwurpflichtige Partei 
in dem zur Eidesabnahme beſtimmten Termin erklärt, ſie 
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könne jetzt, in dieſem Termin, den Eid noch nicht 
leiſten, ſpäter werde fie es aber beſtimmt oder auch nur viel⸗ 
leicht im ſtande ſein, kann zweifelhaft erſcheinen. So viel ich 
ſehe, iſt ſowohl in der Literatur wie in der Rechtſprechung 
dieſe Frage bisher nur vereinzelt geſtreift worden. 

Für die ſolches erklärende Partei kann mancherlei be— 
ſtimmend ſein. Jener, der einen Eid mit ſeinem Gewiſſen 
nicht vereinbaren zu können glaubt, will nach der Belehrung 
des Richters über die Folgen der Eidesverweigerung erſt 
noch mit einem Geiſtlichen ſprechen. Ein anderer will viel: 
leicht erſt noch einen Anwalt zu Rate ziehen; vielfach kommt 
es ja vor, daß eine Partei dem Verlangen des Richters ge— 
genüber etwas mißtrauiſch iſt und immer gleich einen Nach— 
teil für ſich fürchtet, während ſie auf Zureden eines An— 
walts ſich den Anordnungen des Richters leichter fügt. Unter 
Umſtänden will ſich ein Schwurpflichtiger erſt noch größere 
Gewißheit über die Wahrheit des ihm auferlegten Eides 
verſchaffen, etwa aus Notizen, die er bisher nicht auffinden 
konnte, oder von Perſonen, mit denen er ſeinerzeit über die 
Angelegenheit geſprochen hatte. Endlich iſt es auch denkbar, 
daß er bloß Aufſchub will, weil er damit rechnet, daß der 
Prozeß auf andere Weiſe erledigt werde und er ſo der ihm 
unangenehmen Eidesleiſtung entgehen könne. 

Vor dem Amtsgericht, wenn die Partei ihren Prozeß 
ſelbſt führt, iſt an erſter Stelle mit ſolchen Möglichkeiten zu 
rechnen. Aber auch bei der Vertretung durch Anwälte ſind ſie 
nicht undenkbar, etwa weil der Anwalt es verſehentlich unter— 
laſſen hat, ſeine Partei genügend zu unterrichten. Vor allem 
werden die Fälle in Betracht kommen, in denen der Eid 
durch einen Beweisbeſchluß auferlegt worden iſt, da 
dann die ſchwurpflichtige Partei unter Umſtänden nicht ge— 
nügend Zeit haben kann, ſich die erwünſchte Aufklärung zu 
verſchaffen. Doch ſelbſt, wenn der Eid in einem be— 
dingten Endurteil enthalten iſt und dieſes zudem vor 
ſeiner Rechtskraft verſchiedene Inſtanzen durchlaufen haben 
ſollte, iſt eine ähnliche Sachlage nicht ausgeſchloſſen. Gibt 
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es doch Leute genug, die meinen, überhaupt nichts zu tun 
zu brauchen, wenn ſie ihre Angelegenheit in die Hände eines 
tüchtigen Anwalts gegeben haben, und die im Vertrauen darauf 
auch deſſen Benachrichtigungen weiter keine Beachtung ſchenken 
und deshalb hernach, wenn ſie den Eid leiſten ſollen, auf 
einmal geſtehen, daß ſie ſich das noch gar nicht recht überlegt 
hätten. 

Wem es nun aus irgend einem Grunde um Hinaus— 
ſchiebung der Eidesleiſtung zu tun iſt, und wer weiß, daß 
er bei bloßem Wegbleiben im Termin innerhalb einer Not— 
friſt von einer Woche nach dem Termin immer noch ohne 
Nachteil die Abnahme des Eides beantragen kann 
(8 466 ZPO.), wird dann einfach nicht erſcheinen. Wem 
dieſer Ausweg jedoch nicht bekannt iſt, der wird erſcheinen 
und um Vertagung bitten. Jener wird reſtituiert, weil ſeine 
Eidesverweigerung nur als Folge ſeiner Verſäumung ange— 
ſehen wird. Weshalb er weggeblieben iſt, ob und mit 
welcher Abſicht, danach wird nicht gefragt. Soll nun der 
andere, der offen und ehrlich bekennt: „ich kann oder mag 
den Eid jetzt noch nicht leiſten, bitte mir aber angemeſſene 
Zeit dazu zu laſſen“, nur deswegen ſchlechter geſtellt ſein, weil 
er nicht wie jener den Ausweg kannte, der ihm nach den 
formalen Beſtimmungen des Geſetzes offen ſtand? Das er— 
erſcheint offenbar als unbillig. 

Freilich die im Termin ausbleibende Partei muß auf alle 
Fälle die durch ihr Ausbleiben entſtandenen Koſten tragen 
(S 95 ZPO.). Das Geſetz rechnet mit der Möglichkeit 
eines Nichterſcheinens, und hindert es nicht, daß eine Par: 
tei dies für ſich ausnützt. Da es eine andere als die ange— 
führte Folge an das Wegbleiben in dem hier behandelten 
Falle wenigſtens für das erſtemal nicht knüpft. Demgegen⸗ 
über iſt allerdings die auf Vertagung antragende Partei in: 
ſofern günſtiger geſtellt, als ſie, falls ihrem Antrage ſtatt— 
gegeben wird, nur ein Verſchulden koſtenpflichtig macht (§ 95 
ZPO. Während aber der im erſten Termin Ausbleibende 
nur die Koſten auf ſich nehmen muß, kann dem Erſcheinen⸗ 
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den bei Abweiſung feine Vertagungsantrages je nach Aus: 
legung des Geſetzes die Möglichkeit verſagt ſein, den Eid 
ſpäter noch zu leiſten. ö 

So viel iſt ſicher: jedes der beiden Verhalten i ſt Eides⸗ 
verweigerung, die Verſäumnis des Termins, weil es das Ge⸗ 
ſetz beſtimmt, der zeitweilige Mangel der Bereitſchaft zur Eides⸗ 
leiſtung vermöge der tatſächlichen Nichtleiſtung des Eides. 
Die Verſäumnis des Eidestermins iſt aber nicht eine Ver⸗ 
weigerung im Sinne des § 464 Abſ. 2 ZPO., ſondern eine 
bloß juriſtiſch konſtruierte (fingierte, 8 465 ZPO.), die des⸗ 
halb auch beſonders behandelt wird (SS 466 ff. ZPO). 

Gaupp⸗Stein ) ſagt: „Eidesverweigerung im Sinne 
des § 464 iſt nur die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Er⸗ 
klärung, den Eid überhaupt oder nach der feſtgeſetzten Norm 
(S 459) oder in der geſetzlichen Formel (8$ 481, 484) nicht 
leiſten zu können oder zu wollen“ ). Dieſem ſchließe ich 
mich an, indem ich den Ton darauf lege, daß nur der 
im Sinne des § 464 den Eid verweigert, der ſeine Leiſtung 
überhaupt ausſchlägt. Das tut jedoch der nicht, der 
erklärt, ihn nur jetzt nicht zu leiſten. 

Freilich eine Grenze muß ſolchem Vorbringen auch ge— 
ſetzt ſein, weil es ſonſt der Schwurpflichtige in der Hand 
hätte, den Prozeß beliebig in die Länge zu ziehen. Einem 
derartigen Verhalten ſucht die Zivilprozeßordnung in 
der verſchiedenſten Weiſe zu ſteuern. Ganz allgemein läßt 
ſie z. B. Angriffs- und Verteidigungsmittel ſowie Beweis— 
mittel in derſelben Inſtanz nur noch zu, wenn ſie in der 
letzten mündlichen Verhandlung, auf die hin das Urteil er⸗ 
geht, geltend gemacht werden (88 278 Abſ. 1, 283 Abſ. 1 ZPO.). 
Darüber hinaus beſtehen noch beſondere Vorſchriften zur Ver: 
hütung einer Prozeßverſchleppung (3. B. §S 95, 97, 278 
Abſ. 2, 283 Abſ. 2, 279, 374, 433 ZPO.). Sie ermöglicht 
ferner einer Partei, den Prozeß auch dann zu einem Ab— 


) „ZBO. f. d. D. N. Kommentar“ 8/9. A. zu 8 464 B. 1 2. 
2) Ebenſo Reinke „Die deutſche ZPO.“ 5. A. 1904 zu § 464 
B. 1a. 
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ſchluß zu bringen, wenn der Gegner nicht zur Verhandlung 
erſcheint oder doch nicht verhandelt (SS 330 ff., 542, 566 
ZPO.). Beſondere, den Prozeß gang fördernde Folgen hat 
ſie auch für die Verſäumung einzelner Prozeßhandlungen 
vorgeſehen (3. B. 88 230, 138, 427, 452 Abſ. 2 ZPO.). 

Von hervorragender Bedeutung ſind die zuletzt ange: 
führten Beſtimmungen über die Säumnis einer Partei. 
Sie ſind verſchieden, je nachdem nur eine einzelne Prozeß— 
handlung oder ein Verhandlungstermin verſäumt wird. Die 
gewöhnliche Folge der Verſäumung eines Termins iſt die 
Möglichkeit eines Verſäumnisurteils. In einzelnen Fällen 
iſt jedoch eine andere Folge mit ihr verknüpft. Verſäumen 
z. B. die Rechtsnachfolger einer verſtorbenen Partei 
den Termin, zu dem ſie von dem Gegner mit der Aufforde⸗ 
rung zur Aufnahme des Prozeſſes geladen worden ſind, ſo 
gilt die Rechtsnachfolge als zugeſtanden; im übrigen geht 
das Verfahren nach den §§ 330 ff. ZPO. weiter (§ 239 
Abſ. 4 ZPO.). Bleibt im Eheprozeß der Beklagte in den 
zwei auf die Klage folgenden Terminen aus, ſo kann ohne 
ihn verhandelt werden; ein Verſäumnisurteil iſt hier jedoch 
ausgeſchloſſen (S 618 Abſ. 2 und 5 ZPO.). 

Die hier beiſpielsweiſe angeführten Abweichungen von 
dem allgemeinen Verſäumnisverfahren ſchließen jedoch, ſo⸗ 
weit dieſe Sonderbeſtimmungen nicht entgegenſtehen, die dort 
enthaltenen allgemeinen Beſtimmungen nicht aus. Dieſe ſind 
vielmehr m. E. auch auf jene Sonderfälle anzuwenden. In Be⸗ 
tracht kommen kann hier nur 8 333 ZPO., nach dem als 
nicht erſchienen auch die Partei anzuſehen iſt, die im Termin 
zwar erſcheint, aber nicht verhandelt. Weder § 239 noch 
§ 618 ſprechen davon, wie es zu halten iſt, wenn die er— 
ſchienene Partei nicht verhandelt; ſie dürfte zweifellos nach 
§ 333 zu behandeln ſein. Iſt die Prozeßlage derart, fo 
gilt im Falle des § 239 Abſ. 4 die Rechtsnachfolge ebenſo 
als zugeſtanden, und es iſt im Falle des § 618 Abſ. 2 
ohne den Beklagten zu verhandeln, wie wenn die Rechts⸗ 
nachfolger oder der beklagte Ehegatte überhaupt nicht er⸗ 
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Schienen wären. 

Nach meinem Dafürhalten iſt aber noch einen Schritt 
weiter zu gehen und zu ſagen: Der § 333 ZPO. ſpricht 
einen allgemeinen prozeſſualen Rechtsgedanken aus, der da⸗ 
hin geht, daß in jedem Termin, mag er nun (wie in den 
Fällen der 88 330 ff., 239, 618 ZPO.) zur mündlichen 
Verhandlung beſtimmt ſein oder nicht, die Partei, die von 
dem, was dort prozeſſual von ihr zu tun wäre, überhaupt 
nichts tut, als nicht anweſend zu behandeln iſt, im Gegenſatz 
zu der Partei, die im Termin nur das eine oder andere ihr 
Obliegende tut, während ſie anderes unterläßt. Iſt z. B. 
in einem vorbereitenden Verfahren eine Partei in einem 
Termin erſchienen, will ſich jedoch in keiner Weiſe erklären, 
ſo iſt genau ebenſo, wie wenn jene Partei überhaupt nicht 
erſchienen wäre, das Vorbringen der andern Partei zu Pro⸗ 
tokoll zu nehmen, dieſes in Abſchrift unter Ladung zu einem 
neuen Termin der ſich nicht erklärenden Partei zuzuſtellen 
und dann, wenn dieſe abermals nicht erſcheint oder ſich 
wieder nicht erklärt, die dort enthaltenen tatſächlichen Be⸗ 
hauptungen als zugeſtanden anzuſehen und das vorbereitende 
Verfahren ihretwegen nicht weiter fortzuſetzen ($ 351 ZPO.). 
In dieſem Fall handelt es ſich nicht, wie in den oben an⸗ 
geführten Fällen der 88 239 und 618 ZPO. um eine Ber: 
ſäumung der mündlichen Verhandlung (denn dieſe erfolgt erſt 
nach dem Schluß des vorbereitenden Verfahrens §§ 352 ff. 
ZPO.), aber doch um vollſtändige Verſäumung eines Termins, 
nicht bloß um Verſäumung einer einzelnen Prozeßhandlung. 

Ebenſo verſäumt die ſchwurpflichtige Partei, die im 
Eidestermin ausbleibt, nicht bloß eine einzelne Prozeßhand⸗ 
lung ſondern einen ganzen Termin, nämlich den Beweis— 
aufnahmetermin. Nach dem allgemeinen Grundſatz des 
§ 367 ZRO. könnte fie, ſoweit die der Eidesabnahme fol: 
gende mündliche Verhandlung in einem beſonderen Termin 
erfolgt (wenn z. B. die Eidesleiſtung vor einem erſuchten 
Richter ſtattfinden ſollte,) noch nachträglich bis zu deſſen 
Schluß die Abnahme des Eides beantragen. Hier greift je— 


e 
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doch die Sondervorſchrift des § 466 ZPO. ein, nach der 
dieſer Antrag nur innerhalb der Notfriſt von einer Woche 
nach dem Eidestermin zuläſſig iſt. 

Genau in der gleichen Weiſe iſt m. E. zu verfahren, 
wenn die ſchwurpflichtige Partei in dem zur Eidesabnahme 
beſtimmten Termin keine der nach dem Geſetz für ſie vorge⸗ 
ſchriebenen Erklärungen abgibt. Dort kann fie nämlich (ſo⸗ 
weit ihr der Eid nicht erlaſſen wird § 464 Abſ. 1 ZPO.) 
nur den ihr auferlegten Eid entweder nach § 463 Abſ. 1 
leiſten oder ihn nach § 464 Abſ. 2 verweigern. Nur das 
eine oder andere Verhalten führt prozeſſual zu einem end⸗ 
gültigen Ergebnis. Wenn ſie den Eid in der geſetzlichen 
Form weder leiſtet noch verweigert, dann iſt das ebenſo an⸗ 
zuſehen, wie wenn ſie im Termin einer mündlichen Verhand⸗ 
lung nicht verhandeln würde; ſie gilt alſo im Termin zur 
Eidesabnahme als nicht erſchienen. Demgemäß iſt die Par⸗ 
tei, die erklärt, ſie könne und wolle den Eid jetzt noch 
nicht leiſten, als im Termin nicht anweſend zu betrachten, 
da ihre Erklärung nicht eine Verweigerung im Sinne des 
§ 464 Abſ. 2 ZPO. darſtellt und fo wegen ihrer prozeſſualen 
Mangelhaftigkeit eine endgültige Entſcheidung nicht ſofort her⸗ 
beiführen kann. 

Von einer analogen Anwendung des jetzigen § 333 
(früheren $ 298 a. ZPO.) für den Fall, daß der Schwur⸗ 
pflichtige im Termin ſich trotz Befragen des Richters über 
Leiſtung oder Verweigerung des Eides überhaupt nicht 
erklärt, ſpricht auch das Reichsgericht in ſeinem Urteil vom 
21. März 1889). Einer Nicht erklärung ift aber auch eine 
in keiner Weiſe prozeſſual zu verwertende 
Erklärung gleichzuſetzen. Denn im Regelfall des § 333 kann 
die betreffende Partei in der mündlichen Verhandlung alles 
mögliche erklären, wenn ſie aber nicht, wie von ihr verlangt, 
„verhandelt“, ſo gilt ſie als nicht erſchienen; ebenſo 
auch der Eidespflichtige, der nicht, wie von ihm verlangt, 
entweder den Eid leiſtet oder ihn verweigert, fon- 


9) Entſch. in Zivilſ. Bd. 23 S. 388 insbeſ. S. 398. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 2. 


266 Abhandlung. 


dern eine dazwiſchenliegende Stellung einnimmt, indem er 
vorgibt: Jetzt leiſte ich den Eid noch nicht, ich verweigere 
ihn aber auch jetzt noch nicht; ob ich das eine oder andere 
tue, darüber laſſe ich mich erſt ſpäter aus ). 

Freilich lag damals nach der alten Faſſung der Zivil⸗ 
prozeßordnung eine Anwendung des früheren § 298 (jetzi⸗ 
gen $ 333) näher, weil nach dem früheren § 430 a. ZPO. 
gegen den nicht erſchienenen Schwurpflichtigen auf Antrag 
ein Verſäumnisurteil dahin zu erlaſſen war, daß der Eid 
als verweigert anzuſehen ſei. Dadurch entſtand ein Zwiſchen⸗ 
ſtreit, der nach den allgemeinen Verſäumnisgrundſätzen be⸗ 
handelt wurde. Dieſer iſt nach dem jetzigen 8 465 ZPO. 
in Wegfall gekommen; heute wird auf Antrag der Eid ein- 
fach als verweigert angeſehen und dann ſofort zur Haupt⸗ 
ſache verhandelt. Es ergeht kein Verſäumnisurteil mehr, 
ſondern die Verkündung der Entſcheidung wird nur über 
eine Woche hinausgeſchoben; der Schwurpflichtige hat alſo 
auch nicht mehr die Möglichkeit eines Einſpruchs, dafür aber das 
Recht, noch nachträglich die Abnahme des Eides zu verlangen. 

Was ſo in der Novelle von 1898 anders geſtaltet wurde, 
iſt nur das an die Verſäumung des Eidestermins geknüpfte Ver⸗ 
fahren. Damit wurde aber nicht der Weg verſchloſſen, aus 
den für die Verſäumung eines Verhandlungstermins geltenden 
Beſtimmungen zu entnehmen, was als Verſäumung oder 
„Nichterſcheinen“ anzuſehen iſt. 

Wenn ich zu dieſer Auslegung § 333 ZPO. heranziehe, 
ſo komme ich ganz allgemein zu dem Schluß, daß jede Partei, 
die erklärt, den ihr auferlegten Eid zur Zeit nicht zu 
leiſten, durchaus ohne Rückſicht auf den ſie dazu beſtimmen⸗ 
den Grund als nicht erſchienen anzuſehen iſt, weil ſie damit 
keine dem Geſetz genügende Erklärung abgibt. Gegen ein 
grundloſes dahinzielendes Verhalten iſt der Gegner genügend 
durch die Koſtenpflicht des Schwurpflichtigen und die zeit⸗ 


1) Ob die jeweilige Erklärung dieſen Sinn hat oder als endgül⸗ 
tige Verweigerung anzuſehen iſt, das iſt natürlich Tatfrage. 
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liche Begrenzung der Nachholung des Eides geſchützt. 

Anderer Anſicht iſt Planck!), der im Anſchluß an eine 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts Oldenburg?) den Satz 
aufſtellt, daß der Eid nicht erſt dann verweigert ſei, wenn 
der Schwurpflichtige überhaupt nicht, ſondern ſchon 
dann, wenn er ohne genügenden Grund heute nicht ſchwören 
zu wollen, erklärt. Auf den Grund der zeitweiligen Eides⸗ 
verweigerung iſt deshalb m. E. nicht abzuſtellen, weil beim tat⸗ 
ſächlichen Ausbleiben der Partei auch nicht nach deſſen Grund 
gefragt wird. Das iſt vor allem dem angeführten Ober⸗ 
landesgerichtsurteil entgegenzuhalten, das ſelbſt ſeine Entſchei⸗ 
dung damit ſtützt, daß ſich der Schwurpflichtige „ohne irgend 
welche Erklärungen abzugeben, hätte entfernen können“, um 
dann als nicht anweſend (mit den nach dem alten Recht 
geltenden Folgen) behandelt zu werden; ob dieſe Entfernung 
begründet oder unbegründet war, dürfte wohl auch nach ſeiner 
Anſicht nicht weiter zu prüfen ſein. 

Die Folge der hier aufgeſtellten Anſicht iſt, daß der 
Gegner des zur Zeit noch nicht zur Eidesleiſtung bereiten 
Schwurpflichtigen den Antrag ſtellen kann, den Eid als ver⸗ 
weigert anzuſehen, und ſodann zur einſeitigen Verhandlung 
zur Hauptſache berechtigt iſt ($ 465 ZPO.). Das Gericht 
darf aber hierauf, falls die Sache zur Entſcheidung reif iſt, 
dieſe erſt in einem über eine Woche hinaus anzuſetzenden 
Termin verkünden (8 467 Abſ. 1 ZPO.). Und der Eides⸗ 
pflichtige kann innerhalb der Notfriſt von einer Woche nach 
dem von ihm als verſäumt anzuſehenden Eidestermin noch 
nachträglich die Abnahme des Eides beantragen ($ 466 ZPO.). 
Erſt wenn er auch in dem zweiten Termin wiederum erklärt, 
er ſei immer noch nicht in der Lage, den Eid jetzt ſchon zu 
leiſten, oder dort überhaupt nicht erſcheint, iſt der Eid als 
endgültig d. h. als überhaupt verweigert anzuſehen, weil 
dann ein nochmaliger Antrag auf Abnahme des Eides nicht 
mehr zuläſſig iſt (8 486 3PO.). 

*) Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts Bd. 21896) S. 325 Anm. 49. 

2) Urt. v. 12. Februar 1887 in Seuff A. Bd. 43 (1888) S. 466. 
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Die 5/6. Auflage des einer weiteren Empfehlung nicht bedürftigen 
Staudinger'ſchen Kommentars zum BGB. — vgl. S. 128 — ſchreitet 
raſch voran: Der erſte Band iſt ſchon vollſtändig, vom zweiten iſt die 
erſte Lieferung ausgegeben, Band 3 reicht bis §S 1134, Band 4 bis § 1566. 

Die bei der letzten akademiſchen Preisverteilung gehaltene Rede des 
Kanzlers Prof. Dr. Rümelin „Das Verſchulden im Straf- und Zivil⸗ 
recht“ iſt (mit zuſätzlichen Anmerkungen) im Mohrſchen Verlag erſchienen 
(Preis 1 M. 40 Pf.). Die auch für den Zivil richter intereſſanten 
und für die Praxis beachtenswerten Ausführungen kommen für das Zivil⸗ 
recht zu dem Ergebnis, daß zwar der zivilrechtliche Begriff des Vorſatzes 
zu dem ſtrafrechtlichen in keinen weſentlichen Gegenſatz tritt, daß dagegen 
Fahrläſſigkeit — im Schadenserſatzrecht — anders als im Strafrecht 
(nach der herrſchenden Anſicht) auch ohne Willensfehler vorliegen kann 
und daß die zum Schadenserſatz verpflichtende Fahrläſſigkeit zu denken 
iſt als Abweichung von einem in den einzelnen Lagen verſchieden be⸗ 
ſtimmten Normalmaß. 

In der „Sammlung deutſcher Reichs⸗ und Landesgeſetze“ (Hirſchfeld, 
Leipzig) iſt eine Ausgabe des Scheckgeſetzes vom 11. März 1908 von RA. 
Ernſt Jehle erſchienen, die in Anlagen u. a. die Poſtſcheckordnung für 
das Reichspoſtgebiet und die Beſtimmungen über den Giroverkehr der 
Reichsbank wiedergibt, und mit ihren das Bedürfnis der Praxis berück⸗ 
ſichtigenden, eine kurze Darſtellung des Scheckrechts bietenden Anmerkun⸗ 
gen dem Richter ein willkommenes Hilfsmittel ſein wird; ebenſo wird 
dies gelten von: Samter (Amtsgerichtsrat in Berlin): „Die Aende⸗ 
rungen der ZPO. nach der Novelle vom 1. Juni 1909 (Berlin, Lieb: 
mann, Preis geb. 3 M.), worin auch die Aenderungen des GVG., des 
GKG. und der RAG. wiedergegeben und erläutert find. 

Von den bekannten Warneyerſchen Jahrbüchern (Leipzig, Roß⸗ 
berg; vgl. Württ J. 21 S. 264) find neu erſchienen: Der 8. Jahrgang 
der Entſcheidungen im Zivil-, Handels- und Prozeßrecht (geb. 10 M.), 
der 4. Jahrgang der Entſch. im Strafrecht und Strafprozeß (geb. 9 M.) 
und der 3. Jahrgang der Entſch. im öffentl. Recht (geb. 9 M.) — wie 
die bisherigen Jahrgänge bei richtiger Benützung ſehr brauchbare Zu— 
ſammenſtellungen. Pf. 


I. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Civilſachen. 
27. 


Mann gibt der Eigentümer eines mit einer Hypothek 

belaſteten Grundſtücks dem Gläubiger Anlaß, die ding⸗ 

liche Klage auf Befriedigung aus dem Grundſtück ge⸗ 
gen ihn zu erheben? 

Die Bekln. ſchuldeten dem Kl. einen auf ihrem An: 
weſen hypothekariſch ſichergeſtellten Kaufſchilling von 10000 M. 
Kl. erwirkte zunächſt mittels Forderungsklage die rechtskräf⸗ 
tige Verurteilung der Bekln. zur Bezahlung der 10000 M. 
und betrieb als perſönlicher Gläubiger die Anordnung der 
Zwangsvollſtreckung in das von ihm an die Bekl. veräußerte 
Grundſtück. Im Zwangsverſteigerungsverfahren berechnete 
der Verſteigerungskommiſſär das geringſte Gebot auf Grund 
der Annahme, daß die zugunſten des betreibenden Gläubigers 
ſelbſt eingetragene Hypothek (gemäß 8 52 Z3WG.) beſtehen 
bleibe, weil die Zwangsverſteigerung nur auf Grund eines 
für die perſönliche Forderung, nicht auch für die Hypothek, 
erlangten Vollſtreckungstitels betrieben werde. Hiebei ver⸗ 
blieb es auch, nachdem der Klr. im Verſteigerungstermin 
unter Beſtätigung der Bekln. erklärt hatte, daß die perſön⸗ 
liche Forderung, wegen deren die Zwangsvollſtreckung be⸗ 
trieben werde, mit der der eingetragenen Hypothek zugrund 
liegenden Forderung identiſch ſei. Es erfolgte dann auf das 

Jabrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 8. 18 
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— amtlich nur zu 13000 M. geſchätzte — Anweſen kein 
Angebot und das Zwangsverſteigerungsverfahren wurde vor⸗ 
läufig eingeſtellt. 

Auf Antrag des Klrs. erließ nun aber das K. AG. F. 
gegen die Bekln. am 23. Juli 1909 einen Zahlungsbefehl, 
nach welchem den Bekln. aufgegeben wurde, wegen des von 
ihnen an den Klr. geſchuldeten Kaufſchillingsbetrags von 
10000 M. nebſt Zinſen auf Grund der für den Klr. einge: 
tragenen Hypothek die Zwangsvollſtreckung in ihr (oben be- 
zeichnete!) Anweſen zu F. zu dulden und die Koſten des 
Zahlungsbefehls mit 39 M. 50 Pf. zu bezahlen. Die Bekln. 
erhoben gegen dieſen Zahlungsbefehl rechtzeitig Widerſpruch, 
„jedoch nur hinſichtlich des Koſtenpunkts“. Als nun Klr. 
die dingliche Klage mit dem Antrag erhob, die Bekln. koſten⸗ 
fällig für ſchuldig zu erklären, zwecks Befriedigung des Klrs. 
für ſeine Hypothekenforderung die Zwangsvollſtreckung in 
ihr Anweſen zu dulden, erkannten die Bekln. dieſen Anſpruch 
in der Hauptſache ſofort an, beſtritten aber ihre Ver⸗ 
pflichtung, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. 
ITnm Berufungsverfahren wurden die Koſten dem Klr. 
auferlegt aus folgenden 

Gründen: | 

Es iſt zweifellos, daß der Klr. rechtlich nicht genötigt 
war, mit ſeiner gegen die Bekln. angeſtrengten perſönlichen 
Klage ſofort auch die dingliche Klage zu verbinden, daß es 
ihm vielmehr vollſtändig freiſtand, zuerſt aus dem auf die 
perſönliche Klage ergangenen Urteil ſeine Befriedigung bei 
den Bekln. (und den im Weg des Anfechtungsprozeſſes be⸗ 
langten dritten Perſonen) zu ſuchen und erſt dann auch noch 
die dingliche Klage zu erheben. Nachdem aber die Bekln. 
den mit der letzteren Klage verfolgten dinglichen Anſpruch 
im Prozeß ſofort anerkannt haben, handelt es ſich in dem 
jetzt allein noch in Betracht kommenden Streit über die 
Koſtentragungspflicht darum, ob die Bekln. i. S. des 8 93 
d. ZPO. durch ihr Verhalten dem Kl. Veranlaſſung 
gegeben haben, nach der perſönlichen auch noch die dingliche 
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Klage zu erheben (wobei ins Gewicht fällt, daß durch die 
getrennte Verfolgung der beiderlei Anſprüche, welche 
von Anfang an gemäß § 25 ZPO. in einer Klage hätten 
verfolgt werden können, erhebliche Mehrkoſten verurſacht 
worden find). | 

Der Klr. meint, die Veranlaſſung zur Erhebung der 
dinglichen Klage ſei ſchon dadurch gegeben geweſen, daß 
die Bekln. nach Eintritt der Fälligkeit ihrer Schuld den Klr. 
nicht befriedigt haben. Dieſer Grund hätte vielleicht — ge: 
rade mit Rückſicht darauf, daß die Belln. dem Klr. nicht 
bloß dinglich, ſondern auch perſönlich haften — ins Feld 
geführt werden können, wenn der Klr. nach einer vergeb- 
lichen Zahlungsaufforderung an die Bekln. gegen dieſe jo- 
fort ſtatt der perſönlichen die dingliche Klage erhoben hätte, 
denn in dieſem Fall hätte wohl bei der Entſcheidung über 
die Koſten auch noch das von den Bekln. als perſönlichen 
Schuldnern beobachtete Verhalten berückſichtigt werden müſſen. 

Nachdem aber der Klr., ohne die ihm geſetzlich gewährte 
Möglichkeit einer Verbindung der perſönlichen und der ding- 
lichen Klage zu benützen, zunächſt nur die perſönliche Klage 
erhoben und ein dieſer Klage entſprechendes rechtskräftiges 
Urteil erwirkt hat, kann bei Beurteilung der Frage, ob den 
Bekln. außer den durch jene perſönliche Klage verurſachten 
Koſten (die ihnen bereits zugeſchieden ſind) auch noch die 
Koſten der ſpäter erhobenen dinglichen Klage auferlegt wer: 
den können, das von den Bekln. in ihrer Eigenſchaft als 
perſönlichen Schuldnern beobachtete Verhalten nicht 
nochmals in die Wagſchale geworfen werden; es kommt viel⸗ 
mehr nur in Betracht, ob das von ihnen als Eigen: 
tümerndes hypothekbelaſteten Grundſtücks 
beobachtete Verhalten Veranlaſſung zur dinglichen Klage gab. 
Der Umſtand, daß die Bekln. (zufällig) zugleich perſönliche 
Schuldner ſind, hat alſo ganz außer Berückſichtigung zu 
bleiben; es iſt vielmehr nur der Maßſtab anzulegen, welcher 
auch anzulegen wäre, wenn das ihnen gehörige, hypothek— 
belaſtete Grundſtück für eine ſie perſönlich nicht be⸗ 

18 * 
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rührende Schuld eines Dritten haftete. 

Hier fragt es ſich nun zunächſt, ob der Eigentümer des 
Grundſtücks, auf welchem eine Hypothek ruht, nach Eintritt 
der Fälligkeit der Hypothek verpflichtet iſt, die Hypothek⸗ 
ſchuld zu zahlen. Eine ſolche Verpflichtung könnte aus 
dem Wortlaut des S 1113 Abſ. 1 BGB. gefolgert werden, 
wo bei der Begriffsbeſtimmung der Hypothek geſagt iſt: ein 
Grundſtück könne in der Weiſe belaſtet werden, daß an den⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolge, eine be⸗ 
ſtimmte Geldſumme zur Befriedigung wegen einer ihm zu— 
ſtehenden Forderung aus dem Grundſtück zu zahlen 
ſei. Dieſer Wortlaut des 8 1113 BGB. wird denn auch 
vielfach verwertet, um daraus eine Zahlungspflicht des ledig⸗ 
lich dinglich haftenden Grundſtückseigentümers abzuleiten ). 
Indeſſen iſt in den Mot. z. BGB. ) deutlich ausgeſprochen, 
daß mit der erwähnten bezw. der ähnlichen, in $ 1062 des 
I. Entwurfs gebrauchten Wortfaſſung („Ein Grundſtück kann 
in der Weiſe belaſtet werden, daß eine beſtimmte Perſon 
berechtigt iſt, wegen einer beſtimmten Geldforderung Befrie⸗ 
digung aus dem Grundſtück zu verlangen“) eine Zahlungs⸗ 
pflicht des Grundſtückseigentümers nicht begründet werden 
wollte; denn hier iſt hervorgehoben: es müſſe von Beſtim⸗ 
mung einer Zahlungspflicht des Eigentümers (welche die 
Hypothek in ein obligatoriſches Rechtsverhältnis verwandeln 
würde) abgeſehen und der Gläubiger lediglich auf den Weg 
der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück verwieſen wer⸗ 
den. Auch die Verhandlungen der Kommiſſion für die II. 
Leſung des BGB.) rechtfertigen) keineswegs die Annahme, 
daß die Kommiſſion auf dem Standpunkt ſtand, die aus 
ihren Beratungen hervorgegangene Faſſung des Geſetzes be- 


1) Vgl. z. B. Entſch. des OLG. Königsberg in Seuff A. 59 Nr. 113 b. 

2) Bd. 3 S. 676. 

2) Prot. Bd. 3 S. 539. 572. 582. 584 —712 und 728. 

) Wie Fuchs in ſeiner, die hier einſchlägige Frage ausführlich 
erörternde Abhandlung in Seuff.s Bl. für Rechtsanw. (Bd. 71 S. 398 ff.) 
näher darlegt. 
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gründe eine Zahlungspflicht des Eigentümers des belaſteten 
Grundſtücks. Das Geſetz hat es vielmehr in feinem § 1147 
bei dem ſchon in der vorhin erwähnten Stelle der Motive 
aufgeſtellten Grundſatz belaſſen, daß der Hypothekgläubiger 
die im § 1113 vorgeſehene „Zahlung aus dem Grundſtück“ 
nicht bei dem Grundſtückseigentümer perſönlich, ſondern eben 
im Weg der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu ſu⸗ 
chen habe. Freilich iſt der Grundſtückseigentümer in § 1142 
für berechtigt erklärt, unter gewiſſen Vorausſetzungen den 
Hypothekgläubiger zu befriedigen und dadurch die Zwangs⸗ 
verſteigerung ſeines Anweſens abzuwenden. Der Umſtand, 
daß das Geſetz hier nur von einer Berechtigung ſpricht, 
iſt aber gerade ein Beweis dafür, daß die Verpflich⸗ 
tung des Grundſtückseigentümers auf nichts anderes geht, 
als darauf, die in § 1147 zugelaſſene Zwangsvollſtreckung 
zu dulden. (Die ohne Zwangsvollſtreckung erfolgende 
— freiwillige — Zahlung des Grundſtückseigentümers ſtellt 
ſich im übrigen auch gar nicht als eine den Hypothekan⸗ 
ſpruch nach $ 1181 BGB. zum Erlöſchen bringende „Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück“ dar, wie ſie der Hypothek⸗ 
gläubiger nach §8 1113 BGB. allein zu beanſpruchen hat, 
ſelbſt dann nicht, wenn ſich der Grundſtückseigentümer die 
Mittel zur Zahlung durch Veräußerung des Grundſtücks 
oder ſeiner Zubehörden verſchafft hat; ſie iſt vielmehr nichts 
anderes, als eine Tilgung der perſönlichen Forderung, 
welche bei der Verkehrshypothek nach § 1163 Abſ. 1 BGB. 
den Uebergang der Hypothek auf den Grundſtückseigentümer 
zur Folge hat!). 

Auch der Umſtand, daß das BGB. an verſchiedenen 
Stellen von einer ſeitens des Gläubigers an den Grund— 
ſtückseigentümer und umgekehrt auch von einer ſeitens des 
letzteren an jenen zu richtenden Kündigung, von einer 
Mahnung des Eigentümers durch den Gläubiger und 
von einer dem Eigentümer gegenüber eingetretenen Fällig⸗ 
keit der Hypothek ſpricht (88 1141. 1142. 1149. 1156. 


1) Vgl. RG. 56 S. 393 ff. 
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1160 Abſ. 2) und daß es in $ 1146 nach erfolgloſer Mah⸗ 
nung oder Kündigung der Gläubiger einen Anſpruch auf 
Verzugszinſen zuerkennt, beweiſt nichts für eine Zah⸗ 
lungspflicht des Grundſtückseigentümers. Im Gegen⸗ 
teil zeigt gerade der Inhalt des § 1146, daß das Geſetz eine 
Zahlungspflicht, alſo eine obligatoriſche Schuldnerverpflich⸗ 
tung des Eigentümers, nicht annimmt, denn es ſpricht 
nicht von einem durch erfolgloſe Mahnung oder Kündigung 
eingetretenen Verzug des Eigentümers, auch ſetzt es nicht 
etwa eine perſönliche Verpflichtung des erfolglos ge⸗ 
mahnten Eigentümers zur Entrichtung von Verzugszinſen 
feſt, vielmehr drückt es ſich bezeichnenderweiſe dahin aus, 
daß, wenn dem Eigentümer gegenüber die Voraus⸗— 
ſetzungen vorliegen, unter denen ein Schuld⸗ 
ner in Verzug kommt, dem Gläubiger Verzugszinſen 
aus dem Grundſtücck gebühren. Auch die in $ 688 
Abſ. 1 Satz 2 d. ZPO. erfolgte Zulaſſung des Mahnver. 
fahrens wegen des Anſpruchs aus einer Hypothek beweiſt 
nichts für die hier zur Erörterung ſtehende Frage. Vielmehr 
zeigt auch hier die Geſetzesfafſung, daß der Geſetzgeber den 
(dinglichen) Anſpruch aus einer Hypothek an ſich nicht 
als einen Anſpruch anſieht, welcher die Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme durch den Grundſtückseigentümer zum Gegenſtand 
hat. Indem vielmehr in § 688 ebenſo, wie in § 592 Abſ. 2 
und § 794 Z. 5 der ZPO. der Ausdruck gewählt iſt, der 
Anſpruch aus einer Hypothek „gelte“ (für das Mahnver⸗ 
fahren, den Urkundenprozeß und die Ausſtellung einer voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde) als Anſpruch, welcher die Zahlung einer 
Geldſumme zum Gegenſtand habe, iſt erkennbar gemacht, 
daß lediglich aus praktiſchen Erwägungen (um dem Gläu⸗ 
biger die Erlangung eines vollſtreckbaren Titels für die „Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück“ zu erleichtern) im Weg der 
Fiktion dem Gläubiger geſtattet wurde, im Mahnver⸗ 
fahren und Urkundenprozeß gegen den Grundſtückseigentümer 
prozeſſual ſo vorzugehen, wie wenn es ſich um einen per⸗ 
ſönlich zur Zahlungsleiſtung verpflichteten Schuldner handeln 
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würde. Dabei iſt es aber ſelbſtverſtändlich, daß der Zah⸗ 
lungsbefehl und die Klage im Urkundenprozeß gegen den 
Grundſtückseigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuld⸗ 
ner iſt, nicht auf Zahlung, ſondern (dem § 1147 BGB. ent⸗ 
ſprechend) nur darauf gerichtet werden kann, daß der Eigen⸗ 
tümer wegen des in Frage ſtehenden Geldanſpruchs die 
Zwangsvollſtreckung in das ihm gehörige Grundftüc zu dul⸗ 
den habe. Begründet aber dem Ausgeführten zufolge die 
Hypothek für den Grundſtückseigentümer lediglich eine 
Duldungspflicht, alſo eine Verpflichtung zu rein 
paſſivem Verhalten (— die Zwangsverſteigerung, 
auf welche dem Hypothekgläubiger ein Anſpruch zuſteht, 
kann er ſeinerſeits, von dem Ausnahmefall des § 175 
ZwWG. abgeſehen, gar nicht herbeiführen —), fo kann keine 
Rede davon ſein, daß er lediglich durch paſſives Verhalten, 
insbeſondere durch Nichtleiſtung einer Zahlung, zu der er 
gar nicht verpflichtet iſt, oder durch Nichtausſtellung einer 
vollſtreckbaren Urkunde, zu deren Ausſtellung für ihn eben⸗ 
ſowenig eine Verpflichtung beſteht, dem Hypothekgläubiger 
Anlaß zur Erhebung der Klage gebe. 

Von den Vertretern der gegenteiligen Anſicht wird nun 
freilich geltend gemacht, die Anwendung des § 93 ZPO. ſei 
nicht nur dann ausgeſchloſſen, wenn der Bekl. ſchuldhaft, 
ſondern auch dann, wenn er ſchuldlos zur Klage Anlaß 
gegeben habe, der Klr. ſei nur dann koſtenpflichtig, wenn die 
Beſchreitung des Prozeßwegs ſich als eine verfrühte und 
überflüſſige Maßregel darſtelle; deshalb müſſe der Grund- 
ſtückseigentümer auch dann für koſtenpflichtig erachtet werden, 
wenn er, nachdem die Hypothek ihm gegenüber fällig gewor⸗ 
den ſei, es unterlaſſe, den Hypothekgläubiger freiwillig 
— ſei es durch Zahlung nach § 1142, ſei es auf dem in 
§ 1149 bezeichneten Wege, ſei es endlich durch Ausſtellung 
einer vollſtreckbaren Urkunde nach §S 794 Z. 5 der ZPO. — 
zufrieden zu ſtellen, und ihn dadurch auf den ihm dann bei 
Berückſichtigung des 8 1147 BGB. allein noch offenſtehen⸗ 
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den Weg der Klage dränge ). Allein dem gegenüber iſt zu⸗ 
nächſt zu bemerken, daß die ZPO. den Satz gar nicht auf- 
ſtellt: der obſiegende Klr. habe nur dann die Koſten des 
Rechtsſtreits zu tragen, wenn ſeine Klagerhebung verfrüht 
und überflüſſig geweſen ſei, daß vielmehr die in $ 93 ZPO. 
gemachte Ausnahme einen ganz anderen Inhalt hat. Sodann 
iſt aber darauf hinzuweiſen: einerſeits, daß der Hypothek⸗ 
gläubiger aus dem Grundſtück für die Koſten des die 
dingliche Rechtsverfolgung bezweckenden Prozeſſes (bei Stel⸗ 
lung der geeigneten Anträge) nach $ 1118 BGB. 8 10 
Abi. 2 3G. ſich auf alle Fälle Befriedigung verſchaffen 
kann, auch wenn er mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 
§ 93 ZPO. eine perſönliche Verurteilung des Grund⸗ 
ſtückseigentümers in die Prozeßkoſten nicht erreicht; anderer⸗ 
ſeits, daß das Verlangen, der Grundſtückseigentümer ſolle 
durch irgendwelche perſönliche Leiſtung, insbeſondere 
durch eine Leiſtung, die (wie die oben aufgeführten) mit ei⸗ 
nem gewiſſen, wenn auch vielleicht nicht hohen, Koſtenauf— 
wand verbunden iſt, dem Hypothekgläubiger die Erhebung 
der dinglichen Klage erſparen, mit dem Weſen der Hypothek 
als dinglichen Rechts ſchlechterdings unvereinbar iſt. 
Im vorliegenden Fall ſteht nun feſt, daß die Bekln., 
ſeit das auf die perſönliche Klage gegen ſie ergangene Urteil 
rechtskräftig geworden, zwar im Frühjahr 1909 noch einen 
vergeblichen Verſuch gemacht haben, den Klr. wegen eines 
beim Kaufsabſchluß vom Mai 1908 angeblich begangenen 
Betrugs zur Beſtrafung zu bringen, daß ſie aber ſpäter der 
Zwangsvollſtreckung in ihr — mit der Hypothek des Klrs. 
belaſtetes — Anweſen keinerlei Hindernis in den Weg ge— 
legt haben; daß ſie auch, als es ſich im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren darum handelte, ob die perſönliche Forderung, für 
welche der Klr. das Urteil des K. L. G. Tübingen erlangt 
hatte, identiſch ſei mit der Forderung, für welche die Hypo⸗ 
thek des Klrs. eingetragen war, der in dieſer Beziehung vom 


1) Vgl. Rechtſpr. Bd. 11 S. 53. Annalen des OLG. Dresden Bd. 23 
S. 532. Seuff A. Bd. 59 nr. 113 u. a. 


A. in Civilſachen. 277 


Klr. aufgeſtellten Behauptung keineswegs entgegengetreten 
ſind, vielmehr ſie nach der Feſtſtellung des angefochtenen 
Urteils ſogar als richtig beſtätigt haben. Hätte nun der 
Zwangsverſteigerungskommiſſär auf dies hin — entſprechend 
der von einer Mehrzahl von Schriftſtellern vertretenen An⸗ 
ſicht — das „geringſte Gebot“ in der Weiſe feſtgeſetzt, daß 
er die Hypothek als einen aus dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
erlös zu deckenden Poſten (nicht als beſtehen bleibend) in 
Rechnung genommen hätte, ſo wäre der Klr. mit der auf 
Grund ſeines perſönlichen Vollſtreckungstitels eingeleiteten 
Zwangsvollſtreckung zweifellos zum gleichen Ziel gekommen, 
wie wenn er von vornherein einen dinglichen Vollſtreckungs⸗ 
titel erwirkt und auf dieſen geſtützt die Zwangsverſteigerung 
beantragt hätte. Nicht das Verhalten der Bekln. 
war alſo der Anlaß, daß der Klr. nachträglich um einen 
dinglichen Vollſtreckungstitel zu erwirken, auch noch die ding⸗ 
liche Klage erheben mußte, ſondern das Geſetz ſelbſt 
bezw. die!) Auslegung des Geſetzes durch den Ber- 
ſtei ger ungskommiſſär. Mag auch davon auszu⸗ 
gehen ſein, daß das urſprüngliche Verhalten der Bekln. 
dem Klr. gegenüber dieſem begründeten Anlaß nicht nur zur 
Erhebung der perſönlichen, ſondern auch zur Erhebung der 
dinglichen Klage gegeben hätte, jo wäre doch in dem Zeit⸗ 
punkt, als die letztere Klage erhoben wurde — und dieſer 
Zeitpunkt muß für die Anwendung des § 93 ZPO. als 
maßgebend angeſehen werden — irgend ein aus dem Ver⸗ 
halten der Bekln. abzuleitender Anlaß zur Er⸗ 
hebung der dinglichen Klage nicht mehr vorgelegen. In 
dieſem Zeitpunkt wären ſie, ſelbſt wenn ſie Willens geweſen 
wären, den Klr. mittels freihändigen Verkaufs ihres Grund⸗ 
ſtücks (— andere Mittel hatten ſie ja nicht —) zu befrie⸗ 
digen, hieran rechtlich durch die noch immer fortdauernde 
Beſchlagnahme ihres Grundſtücks, welche infolge des Zwangs⸗ 
verſteigerungsantrags des Klrs. nach den §§ 20 ff. des ZVG. 


) An den Kommentar von Jäckel z. Zw G. 3. Aufl. S. 83/84 
ſich aulehnende. 
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in Wirkung getreten war, behindert geweſen. Der Durch: 
führung des Zwangsverſteigerungsverfahrens nach den Wün⸗ 
ſchen und Anträgen des Klrs. aber traten ſie, wie bereits 
bemerkt, in keiner Weiſe hindernd entgegen. Alles, was der 
Klr. den Bekln. vorwerfen zu können meint, beſchränkt ſich 
daher, wenn man von der hienach ausſcheidenden Unter⸗ 
laſſung einer Zahlung abſieht, noch auf 2 Punkte: das iſt 
einmal der Umſtand, daß die Bekln. gegen den wider fie am 
23. Juli 1909 erlaſſenen Zahlungsbefehl Widerſpruch er⸗ 
hoben, und ſodann der weitere Umſtand, daß ſie ihm (dem 
Klr.) nicht unaufgefordert eine die dingliche Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ermöglichende vollſtreckbare Urkunde angeboten haben. 

Allein in erſterer Beziehung iſt bemerkenswert, daß die 
Bekln. ihren Widerſpruch auf den Koſtenpunkt beſchränkt 
haben. Auch dieſer beſchränkte Widerſpruch hatte nun aller⸗ 
dings gemäß 8 695 ZPO. die Wirkung, daß der Zah⸗ 
lungsbefehl als ganzer ſeine Kraft verlor und der Klr. da⸗ 
her auf Grund desſelben keinen Vollſtreckungsbefehl erlangen 
konnte. Immerhin konnte der Klr. aus der Beſchränkung 
des Widerſpruchs erſehen, daß die Bekln. einer Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ihr Grundſtück nicht widerſprechen, ſondern 
nur einer perſönlichen Belaſtung mit Koſten, wie ſie 
auf Grund der Faſſung des Zahlungsbefehls eingetreten 
wäre, entgegentreten wollten. Hiezu waren ſie unter den 
gegebenen Umſtänden vollkommen berechtigt. Den Wider⸗ 
ſpruch hat alſo Klr. nur dem wohl von ihm, keinesfalls aber 
von den Bekln. zu vertretenden Umſtand zu danken, daß den 
Bekln. im Zahlungsbefehl aufgegeben wurde, „die Koſten 
des Zahlungsbefehls zu bezahlen“, während (den 88 1118. 
1147 BGB. entſprechend) die Faſſung des Zahlungsbefehls 
dahin hätte gehen ſollen, daß ſie (nicht nur wegen der Hy⸗ 
pothekſchuld nebſt Zinſen, ſondern auch) wegen der Koſten 
die Zwangs vollſtreckung in ihr Anweſen zu 
dulden haben. 

Zur Ausſtellung einer vollſtreckbaren Urkunde aber waren 
ſie, wie bereits erwähnt, nicht verpflichtet, mindeſtens inſo⸗ 
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lange nicht, als ſich der Klr. ihnen gegenüber nicht zur Tra⸗ 
gung der durch die Ausſtellung einer ſolchen Urkunde ent⸗ 
ſtehenden Koſten erbot. Von demjenigen aber, der lediglich 
ein aktives Tun unterläßt, zu welchem er nicht verpflichtet 
iſt, kann gewiß nicht geſagt werden, daß er hiedurch die 
rechtlich zu ſchützenden Intereſſen eines andern verletze und 
inſofern Anlaß zur Klage gebe. | 

Urteil des III. Zivilſenats vom 23. Nov. 1909 i. S. 

Herter g. Zürndörfer. 


28. 


Gehören Berlobungsgeſchenke zu den „zum Zweck der 
Ehe gemachten Aufwendungen“ (§ 1298 B6B.)? 


Mit der Behauptung, Bekl. habe grundlos das von 
den Parteien eingegangene Verlöbnis gelöſt, hat Klin. u. a. 
vom Belln. Bezahlung von 160 M. gegen Ueberlaſſung einer 
in ihrem Beſitz befindlichen mit dem Namen des Bekln. gra⸗ 
vierten Taſchenuhr verlangt, die ſie gekauft habe, um ſie dem 
Bekln. als Verlobungsgeſchenk zu geben. Dieſer Anſpruch 
iſt im Berufungsverfahren abgewieſen worden aus folgenden 

Gründen: 

An ſich ließe ſich vielleicht eine von einem Ver⸗ 
lobten zu dem Zweck, um fie dem andern Teil als Berlo- 
bungsgeſchenk zu geben, erfolgte Anſchaffung einer Sache 
unter den Begriff der „zum Zweck der Ehe gemachten Auf⸗ 
wendungen“ i. S. des §S 1298 BGB. bringen. Aber der 
Inhalt des §S 1301 BGB. ſpricht dafür, daß Verlobungs⸗ 
geſchenke nicht zu den genannten Aufwendungen zu rechnen 
find. Denn hier iſt in betreff ſolcher Geſchenke all ge⸗ 
mein — alſo auch für den Fall, daß der Beſchenkte das 
Verlöbnis ohne wichtigen Grund gelöſt hat — beſtimmt, 
daß ſie nach den Vorſchriften über Herausgabe einer unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden können, 
falls die Eheſchließung unterbleibt. Es muß angenommen 
werden, daß für die Behandlung der Verlobungsgeſchenke 
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der § 1301 ausſchließlich maßgebend iſt und nicht da⸗ 
neben der 8 1298 Anwendung finden kann. Es iſt an ſich 
begreiflich und natürlich, daß Geſchenke, die ein Ver⸗ 
lobter dem andern gemacht hat, anders behandelt werden, 
als Anſchaffungen für Zwecke der Ehe, die (zunächſt) im 
Eigentum des Anſchaffenden (oder ſeines verlobten Ange⸗ 
hörigen) bleiben; es iſt insbeſondere nicht anzunehmen, daß 
aus ſolchen Schenkungen Schadenserſatzanſprüche 
erwachſen. Solche ſind ja auch in dem ähnlich liegenden 
Fall ausgeſchloſſen, da eine Schenkung wegen groben Un⸗ 
danks des Beſchenkten widerrufen wird, obwohl die Heraus⸗ 
gabe der vom Beſchenkten vielleicht ſeit Jahr und Tag be⸗ 
nützten Sache regelmäßig keinen vollen Erſatz für die zur 
Anſchaffung der Sache gemachten Aufwendungen gewährt. 
Die Begründung der §§ 1228, 1229 EBGB. gibt denn auch 
keinen Anhaltspunkt dafür, daß auf die Fälle des jetzigen 
§ 1301 auch die Beſtimmungen des § 1298 Anwendung 
finden ſollen; auch in der Literatur und Rechtſprechung wird, 
ſoweit erſichtlich, dieſer Standpunkt nicht vertreten, wie denn 
auch der 8 1301 einen — gegebenenfalls naheliegenden — 
Hinweis auf $ 1298 nicht enthält. 

Sprechen hienach äußere und innere Gründe dafür, daß 
auf Verlobungsgeſchenke der §S 1298 BGB. nicht, vielmehr 
nur § 1301 Anwendung zu finden hat, jo muß das Gleiche 
in betreff von Sachen gelten, die — wie die in Rede ſtehende 
Uhr — angeſchafft worden ſind, um künftig als Verlobungs⸗ 
geſchenk gegeben zu werden: der Verlobte kann in betreff 
ihrer nicht günſtiger geſtellt ſein, als wenn er ſie ſchon als 
Geſchenke hingegeben hätte. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 16. März 1909 i. S. 

Pfeiffer g. Kindel. 


29. 


NMoransſetzungen einer Entſcheidung über den Grund 
eines Schadenserſatzanſpruchs. 


Mit einer Klage auf Unterlaſſung von Rauchzufuhr war 
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ein Anſpruch auf Erſatz des durch die Rauchzufuhr bisher 
entſtandenen Schadens verbunden. Die Zivilkammer hat die⸗ 
ſen Anſpruch dem Grund nach für gerechtfertigt erklärt. 
Hierüber iſt in den 

Gründen 
des Berufungsurteils geſagt: 

Als weiteren ſelbſtändigen Anſpruch erhebt die Klin. 
gegen die Bekl. den Anſpruch auf Zahlung von 5000 M. 
Dieſe Summe ſtellt den Betrag desjenigen Schadens dar, 
der der Klin. nach ihrer Behauptung in der Zeit von der 
Eröffnung des Betriebs der Belln. bis zur Klageerhebung 
infolge ſchuldhafter Zuführung von Rauch und Ruß ſeitens 
der Beklu. entſtanden fein fol. Die Zivilkammer hat unter 
Beſchränkung der Verhandlung auf den Grund des Anſpruchs 
über dieſen durch Zwiſchenurteil dahin vorab entſchieden, daß 
der Anſpruch dem Grund nach für gerechtfertigt erklärt werde, 
weil die Entſtehung irgend eines Schadens ſchon jetzt als 
erwieſen gelten könne, der Schaden als von der Klin. ver⸗ 
ſchuldet anzuſehen und ein zu der Entſtehung desſelben mit⸗ 
wirkendes eigenes Verſchulden der Klin. nicht anzunehmen 
ſei. Dieſer Teil des angefochtenen Urteils kann mit Rück⸗ 
ſicht auf die Rechtskraftwirkung nicht aufrecht erhalten werden. 

Die Klin. begründet den Anſpruch damit, daß infolge 
der unzuläſſigen Einwirkung der Bekln. auf das Gebäude 
der Klin. deren Waren teils durch Ruß ſchmutzig, teils durch 
Mangel an Luftzufuhr unbrauchbar oder minderwertig ge- 
worden ſeien; daß die Klin. genötigt geweſen ſei, die Her⸗ 
ſtellung teurer Warenſorten aufzugeben; daß die in dem 
Dachraum aufbewahrten Verpackungskiſtchen rußig geworden 
ſeien; daß die Klin. infolge der genannten Umſtände Kund⸗ 
ſchaft verloren habe; daß endlich die Klin. wegen der Rauch⸗ 
und Rußzuführung eine beabſichtigte Vergrößerung ihres 
Fabrikbetriebes habe unterlaſſen müſſen. Nach dieſer Be⸗ 
gründung hätte zu dem Schaden der Klin. zwar in ſämt⸗ 
lichen genannten Einzelrichtungen die von der Fabrik der 
Bekln. ausgehende Einwirkung urſächlich gewirkt. Daneben 
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aber hätten zu der Entſtehung des Schadens in jedem ein⸗ 
zelnen Punkt weitere Urſachen mitgewirkt, die ihrer Art nach 
durchaus verſchieden ſind. Insbeſondere würde teils — ſo 
bei dem Verderb der Waren und dem Rußigwerden der Ki⸗ 
ſten — ein poſitiver Schaden, teils — jo bei der Unmög- 
lichkeit der Herſtellung teurer Warenſorten, dem Verluſt der 
Kundſchaft, der Unmöglichkeit, den Geſchäftsbetrieb zu ver⸗ 
größern — ein Schaden durch entgangenen Gewinn vorlie⸗ 
gen. Dies läßt erkennen, daß nicht ein einheitlicher, die 
Gleichartigkeit ſämtlicher Urſachen vorausſetzender Schaden, 
ſondern eine Reihe verſchiedener Schäden behauptet wird, 
und daß demgemäß die geforderten 5000 M. nicht als ein⸗ 
heitlicher Schadensbetrag, ſondern als die Geſamtſumme der 
Beträge der einzelnen Schäden gefordert werden. Der all⸗ 
gemeine Ausſpruch, daß der Schadenserſatzanſpruch der Klin. 
dem Grund nach gerechtfertigt ſei, hätte daher nur dann 
erfolgen können, wenn feſtgeſtellt worden wäre, es liege in 
jedem einzelnen Punkt ein von der Bekln. verſchuldeter und 
von der Klin. nicht mitverſchuldeter Schaden vor, bezüglich 
deſſen jeweils nur noch der ziffermäßige Betrag ſtreitig ſei. 
Die bloße Annahme, daß in irgend einer der mehreren Be⸗ 
ziehungen ein Schaden der Klin. entſtanden ſei, reicht zur 
Begründung des Ausſpruchs in der bezeichneten Allgemein⸗ 
heit nicht hin. Nun wäre es allerdings in erſter Linie Sache 
der Klin. geweſen, die einzelnen Schäden näher zu ſub⸗ 
ſtantiieren und darzulegen, welche Teilbeträge von der gan⸗ 
zen Summe auf jeden einzelnen Schaden entfallen ſollen. 
Andererſeits war es aber Aufgabe des Gerichts, durch Aus⸗ 
übung des Fragerechts gemäß § 139 ZPO. die Klin. zur 
Erläuterung und Ergänzung ihres Antrags und ihrer tat⸗ 
ſächlichen Behauptungen zu veranlaſſen. Daß dies nicht 
geſchehen iſt, bildet einen weſentlichen Mangel des Verfah⸗ 
rens erſter Inſtanz, auf dem das erlaſſene Zwiſchenurteil 
beruht. Es liegen daher die Vorausſetzungen des §S 539 ZPO. 
vor, wonach unter Aufhebung des von dem Mangel betrof— 
fenen Verfahrens und Urteils die Sache an das Gericht erſter 
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Inſtanz zurückverwieſen werden kann. 
Urt. des II. Zivilſenats vom 31. Januar 1907 i. S. 
Württ. Porzellanmanufaktur g. B. Birkel Söhne. 


30. 


Kann im Fall des § 600 Abf. 2 3P®. der Kläger ge⸗ 
gen den Anſpruch des Beklagten auf Nückerſtattung der 
Urteilsfumme mit einer Gegenforderung aufrechnen? 


Bekl. war im Wechſelprozeß durch Vorbehaltsurteil für 
ſchuldig erklärt, die Wechſelſumme zu bezahlen und hat ſie 
zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung bezahlt. Im Nach⸗ 
verfahren iſt ſeinem Antrag entſprechend die Klage abgewie⸗ 
ſen und der Kl. für ſchuldig erklärt worden, die Urteils⸗ 
ſumme zurückzuerſtatten. Im Berufungsverfahren hat dar⸗ 
auf Kl. erklärt: er rechne gegen den Rückerſtattungsanſpruch 
mit mehreren ihm (angeblich) gegen den Bekln. zuſtehenden 
Wechſelforderungen auf. 

Das Berufungsgericht hat dieſe Aufrechnung für unzu⸗ 
läſſig erklärt aus folgenden | 

Gründen: 

In ſeiner urſprünglichen Faſſung beſtimmte $ 563 ZPO., 
daß, falls in dem dem Wechſelprozeſſe nachfolgenden ordent⸗ 
lichen Verfahren ſich ergebe, daß der klagend geltend gemachte 
Anſpruch unbegründet war, alsdann das frühere Urteil auf⸗ 
zuheben, der Kläger mit dem Anſpruch abzuweiſen und... 
auf Antrag zur Erſtattung des von dem Bekln. auf Grund 
des Urteils Gezahlten oder Geleiſteten zu verurteilen ſei. 
Eine Beſtimmung gleichen Inhalts fand ſich in dem ähn⸗ 
lichen Fall des 8 653 a. F., daß ein für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar erklärtes Urteil aufgehoben oder abgeändert wird. Aus 
dieſen Beſtimmungen hat die Rechtſprechung des Reichsge⸗ 
richts den Schluß gezogen und überzeugend begründet, daß 
gegenüber dem in 88 563. 653 ZPO. (a. F.) vorgeſehenen 
Rückerſtattungsanſpruch die Aufrechnungseinrede unſtatthaft 
it. Das RG. führt aus, mit der Aufhebung oder Abän⸗ 
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derung der verurteilenden Entſcheidung falle der vollſtreck⸗ 
bare Titel fort, auf Grund deſſen die Zahlung oder Leiſtung 
ſtattgefunden habe, und daraus folgere das Geſetz die un⸗ 
bedingte Verpflichtung des Klrs. das Gezahlte oder Geleiſtete 
dem Bekl. auf deſſen Antrag zu erſtatten. Die Verurteilung 
zu ſolcher Erſtattung könne ſomit der Kläger, wie ſich aus 
der Faſſung und dem erkennbaren Zweck des § 655 Abſ. 2 
deutlich ergebe, weder mit Kompenſations- noch mit ſonſtigen 
Einreden abwenden). Das RG. legt mithin nicht etwa 
auf die Faſſung des Geſetzes, wornach Klr. auf Antrag „zu 
verurteilen iſt“ das entſcheidende Gewicht, ſondern zieht die 
Faſſung nur neben dem erkennbaren Zweck des Geſetzes als 
Erwägungsgrund heran ?). In der neuen Faſſung der ZPO. 
§§ 600, 717) iſt nun an die Stelle der beſchränkteren Ver⸗ 
pflichtung des Klägers zur Erſtattung des vom Bekl. Ge⸗ 
zahlten oder Geleiſteten die Verpflichtung des letzteren zum 
Erſatze des Schadens geſetzt worden, der dem Beklagten 
durch die Vollſtreckung des Urteils oder durch eine zur Ab- 
wendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung entſtanden iſt. 
Der Wille des Geſetzgebers iſt bei dieſer Aenderung dahin 
gegangen, die Lage des Bekl. gegenüber dem früheren Rechts⸗ 
zuſtand günſtiger zu geſtalten. Deſſen ungeachtet glauben 
manche Ausleger der ZPO.“) aus dem Umſtand, daß im 
Geſetz die Worte, daß Kläger „zur Erſtattung des Gezahl- 
ten oder Geleiſteten zu verurteilen ſei“ weggefallen und durch 
die Einführung einer Schadenserſatzpflicht erſetzt worden 
ſind, den Schluß ableiten zu können, daß gegen den neu 
eingeführten Schadenserſatzanſpruch Einreden aller Art, ſo 
auch Aufrechnungseinreden ſtatthaft ſind. Für Fälle, in 
welchen der Schadenserſatzanſpruch in einem beſonderen zwei⸗ 
ten Rechtsſtreit verfolgt wird, iſt die Rechtſprechung)) dieſem 
9 K. 34 S. 354 ff. 

2) Zu vgl. ferner JW. 1895 S. 201, Gruchots Beiträge Bd. 47 
S. 1191. 

3) Gaupp-Stein 8. Aufl. Nr. 5 zu § 717 3PO. und die dort 


angeführten anderen Ausleger. 
) So das OLG. Dresden in Seuff A. Bd. 61 u. 98 und die dort 
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Satz auch ſchon beigetreten. Das RG. hat ſich, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, zu der Frage noch nicht geäußert, ſondern ſie als 
eine offene betrachtet, ſcheint aber eher geneigt, an ſeiner 
früheren Anſicht feſtzuhalten ). 

Es wäre ein eigentümliches Ergebnis, wenn die zu Gun- 
ſten des Bekl., zu deſſen wirkſamerem Schutze gegen die aus 
der vorläufigen Vollſtreckbarkeit ſich ergebenden Gefahren 
und Härten eingeführte Neuerung zufolge einer Aenderung 
in der Faſſung des Geſetzes zum Nachteil des Bekl. inſofern 
ausſchlagen ſollte, als nunmehr gegen den auf $ 717 Abſ. 2 
3PO. gegründeten Anſpruch die Aufrechnungseinrede zu: 
gelaſſen ſein ſollte. Unter allen Umſtänden muß dieſes Er⸗ 
gebnis für den gegenwärtigen Fall abgelehnt werden, in 
welchem nicht der 8 717, ſondern der $ 600 ZPO. in Frage 
ſteht und in dem der Anſpruch — ein bloßer Rückerſtattungs⸗ 
anſpruch — in dem nämlichen Rechtsſtreit geltend gemacht 
wird, in dem das vorläufig vollſtreckbare Urteil ergangen 
war. Für den Fall des § 600 ZPO. kann nicht einmal der 
formelle Beweisgrund der geänderten Faſſung ein erhebliches 
Gewicht beanſpruchen. Denn nach § 600 Abſ. 2 in Ver⸗ 
bindung mit § 302 Abi. 4 ZPO. iſt, falls ſich in dem 
Nachverfahren ergibt, daß der klageweiſe geltend gemachte 
Anſpruch unbegründet war, „das frühere Urteil aufzuheben, 
der Kläger mit dem Anſpruch abzuweiſen und über die Ko⸗ 
ſten anderweit zu erkennen“. Erſt im Anſchluß hieran folgt 
die Neueinführung der Schadenserſatzpflicht. Mit dieſen Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes iſt es unvereinbar, daß Klr., unerachtet 
ſein Anſpruch für unbegründet erachtet wird, dennoch nicht 
abgewieſen, vielmehr auf Grund einer von ihm neu in den 
Prozeß eingeführten Aufrechnungseinrede für berechtigt erklärt 
wird, das von ihm zu Unrecht Beigetriebene zu behalten. 
Schon die Faſſung des Urteils muß hier zu Widerſprüchen 
führen, zweifellos iſt die Aufhebung des früheren (im vor⸗ 
angeführten weiteren Entſcheidungen; aber auch Kammergericht in Rſpr. 
OLG. 15 nr. 13 b, 8. 

1) Vgl. RG. 64, 282; JW. 1907, 521. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 3. 19 
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liegenden Falle des im Wechſelprozeſſe ergangenen) Urteils 
auszuſprechen; daß daneben auch die Klage abzuweiſen iſt, 
ſcheint das Geſetz zu fordern, eine ſolche Abweiſung würde 
ſich aber mit der Zurückweiſung des Anſpruchs des Bekl. 
auf Rückerſtattung des zu Unrecht Bezahlten nicht wohl ver⸗ 
tragen. — Damit ſind zugleich auch die prozeſſualiſchen Schwie⸗ 
rigkeiten gekennzeichnet, zu welchen die Zulaſſung der Auf⸗ 
rechnungseinrede gegenüber dem in Rede ſtehenden Rücker⸗ 
ſtattungsanſpruch innerhalb eines und desſelben Rechtsſtreits 
notwendigerweiſe führen muß. Der Klr. hat das Wechſel⸗ 
akzept des Bekl. vom 14. Dezember 1904 über 1220 M. 
nebſt Wechſelunkoſten gegen den Bekln. eingeklagt; hierüber 
hat er das vorläufig vollſtreckbare Urteil im Wechſelprozeß 
erwirkt, und zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung aus 
dieſem Urteil hat Bekl. 1409 M. 25 Pf. bezahlt. Dieſe 
Leiſtung des Bekl. iſt, wie das RG. in Entſcheidung einer 
anderen Rechtsfrage!) ausgeführt hat, nicht als Zahlung im 
Rechtsſinn, auch nicht als Zahlung unter Vorbehalt und 
ohne Schuldanerkennung anzuſehen, hat vielmehr nur die 
Wirkung einer vorläufigen Regelung des Streitverhältniſſes 
zu Gunſten des Klrs. Rechtshängig bleibt die urſprünglich 
eingeklagte Forderung, nicht aber erliſcht dieſe und tritt an 
ihre Stelle ein neu rechtshängig gewordener Rückerſtattungs⸗ 
oder Schadenserſatzanſpruch. Die Klage aus dem Wechſel 
vom 14. Dezember 1904 kann der Klr., nachdem ſich der 
Bekl. auf den Rechtsſtreit eingelaſſen hat, ohne Zuſtimmung 
des Bekl. nicht zurücknehmen; gegenüber einer etwaigen Zu— 
rücknahmeerklärung des Klrs. könnte Bekl. Urteil über das 
Beſtehen des Anſpruchs aus dem Wechſel vom 14. Dezember 
1904 verlangen, 8 271 ZPO. Kläger kann auch nicht, 
jedenfalls nicht im gegenwärtigen Berufungsverfahren, ohne 
Einwilligung des Bekl. die Klage ändern; eine augenſchein⸗ 
liche Klageänderung aber iſt es, wenn Klr. zur Begründung 
ſeines Anſpruchs auf 1220 M. und Wechſelunkoſten — denn 
nur dieſer iſt im Streit — eine Anzahl anderer ihm angeb— 
. y) NG. 63 nr. 82 S. 330. 
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lich gegen den Bekl. zuſtehende Wechſelanſprüche geltend 
machen wollte. Dieſe Sätze gelten ohne Rückſicht darauf, 
ob Bekl. zur Abwendung der Zwangsvollſtreckung aus dem 
vorläufig vollſtreckbaren Urteil im Wechſelprozeſſe eine Leiſtung 
an den Klr. gemacht hat oder nicht. Hat aber der Bell. 
eine ſolche gemacht und hat der Kläger auf dieſe Weiſe mit 
Hilfe der vorläufigen Vollſtreckbarkeit eine einſtweilige Rege⸗ 
lung des Streitverhältniſſes zu ſeinen Gunſten erzielt, ſo 
ſo müſſen jene Sätze umſomehr gelten, und es iſt ein Wider⸗ 
ſpruch, ſie gerade für dieſen Fall im Ergebnis dadurch aus⸗ 
ſchalten zu wollen, daß dem Klr. geſtattet wird, gegen den 
Anſpruch des Bekl. auf Erſatz des Schadens, der ihm durch 
die zur Abwendung der Vollſtreckung gemachte Leiſtung ent⸗ 
ſtanden iſt, mit neuen Anſprüchen aufzurechnen. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 12. Oktober 1909 i. S. 

Schenk g. Gramm. 


31. 


IR Bfändung des Anſpruchs anf Nückgabe eines in 
einem Rechtsstreit geleiſteten Auslagenvorſchuſſes 
möglich? 


Die Frage wurde bejaht aus folgenden 
Gründen: 

Die Zivilkammer hat den Antrag des Kls. (der einen 
Arreſt auf das Vermögen des Bekln. erwirkt hatte) abge⸗ 
lehnt, die angebliche Forderung des Kls. gegen die Staats⸗ 
kaſſe auf Rückerſtattung eines an die Gerichtskaſſe des 
K. LG. Stuttgart einbezahlten Auslagenvorſchuſſes von 
250 M. zu pfänden. Dieſen Auslagenvorſchuß hat Bekl. 
gemäß 88 379, 402 ZPO., § 84 GKG. geleiſtet. Die K. 
f. HS. iſt bei dieſem Beſchluß davon ausgegangen: zur 
Zeit ſtehe der Bekln. ein Anſpruch auf Rückerſtattung dieſes 
Vorſchuſſes oder eines Teils davon gegen die Staatskaſſe 
nicht zu, möglicherweiſe entſtehe künftig ein ſolcher, auf 8 812 
BGB. ſich gründender Anſpruch; die Pfändung eines ſolchen 

19 * 
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künftigen Anſpruchs ſei aber nicht zuläſſig. 

Die hiegegen ſich richtende Beſchwerde iſt begründet. 
Der Anſpruch auf Zurückerſtattung des nicht verbrauchten 
Teils eines Auslagenvorſchuſſes entſteht nicht erſt mit dem 
Augenblick, in dem feſtſteht, daß oder in welcher Höhe der 
Vorſchuß nicht verbraucht worden iſt, er iſt vielmehr als 
(geſetzlich) bedingter ſchon von der Leiſtung des Bor: 
ſchuſſes an vorhanden: er iſt veräußerlich, vererblich und 
gehört, wenn derjenige, der den Vorſchuß geleiſtet hat, in 
Konkurs gerät, zu deſſen Konkursmaſſe ($ 1 KO.). Es ver⸗ 
hält ſich mit dem Anſpruch auf Erſtattung eines ſolchen Aus⸗ 
lagenvorſchuſſes nicht anders als mit dem Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung der Koſten des Rechtsſtreits, der auch ſchon mit 
dem Beginn des Rechtsſtreits in bedingter Weiſe exiſtent 
wird und daher von dieſem Zeitpunkt an durch Arreſt ge⸗ 
ſichert werden kann!). 

Beſchluß des III. Zivilſenats vom 4. Mai 1909 i. S. 

Barth g. Marti und Storz. 


32. 


IR der ausſchließliche Gerichtsſtand des § 771 O. 
für die Klage des Konkursverwalters, womit er eine 
Pfündung anſicht, begründet? — Anfechtung einer 
Rfündung nach § 30 Jiff. 1 und 2 K)., wenn der 
Schuldner zum voraus erklärt hatte, er werde im Fall 
der Vollſtreckung ſeine Inſolvenz erklären. — Even⸗ 
tnaldolus im Falle des § 30 Ziff. 1 K. 


Der Gemeinſchuldner E. B. in N., Landgerichtsbezirk 
T., ſchuldete der Salinenverwaltung S. einen gewiſſen Geld⸗ 
betrag und war im Dezbr. 1907 wie im April 1908 letzt⸗ 
mals unter Androhung eines Zahlungsbefehls gemahnt wor⸗ 
den. Am 15. Mai 1908 erging Zahlungsbefehl, deſſen Zu⸗ 
ſtellung am 18. desſ. Mon. geſchah. Am 27. Mai 1908 
9) Vgl. Gaupp⸗Stein, Anm. II a. E. zu 8 916 3 0.; Vor⸗ 
bem. IV Abſ. 2 zum Titel „Prozeßkoſten“. 
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ſchrieb E. B. der Gläubigerin: 

„Bezugnehmend auf den erhaltenen Zahlungsbefehl bitte 
ich mit der Vollſtreckung zuzuwarten, da ich gezwungen 
wäre, vor einer Pfändung meine Inſolvenz zu erklären. 
Ich bin wirklich daran, mit meinen Gläubigern ein Ar⸗ 
rangement einzuleiten und möchte Sie deshalb bitten, noch 
eine kurze Spanne Zeit zuzuwarten, da bei einem Druck 
von einzelnen Gläubigern ein Konkurs, der der Berech⸗ 
nung nach eine ſehr ſchlechte Quote abwerfen würde, un⸗ 
vermeidlich wäre, während ein Arrangement für die Gläu- 
biger viel günſtiger ausfallen würde. Ich bitte um gefl. 
Mitteilung, was ich zu erwarten habe.“ 

Eine Antwort hierauf erhielt E. B. nicht. Am 5. Juni 
1908 wurden auf Grund des am 1. zugeſtellten Vollſtrek⸗ 
kungsbefehls in der Wohnung des Schuldners teils Geld⸗ 
ſtücke, teils Waren und Fahrnis gepfändet. Am 9. desſ. 
Mts. wurde zufolge Antrags des E. B. über ſein Vermögen 
der Konkurs eröffnet. Der Konkursverwalter ficht die Pfän⸗ 
dung auf Grund des S 30 Ziff. 1 u. 2 KO. an und ver⸗ 
langt bezüglich des gepfändeten baren Gelds Erſatz des ent⸗ 
ſprechenden Betrags, im übrigen Rückgabe der gepfändeten 
»Gegenſtände zur Konkursmaſſe. 

Die Klage gegen den durch den K. Bergrat vertretenen 
Fiskus iſt bei dem Landgericht Stuttgart erhoben. 
| In I Inſtanz wurde der Salinenverwalter B. in ©. 
als Zeuge gehört. 

Der Klage wurde von dem OLG. ſtattgegeben. 

Gründe: 

Die Frage, ob für die gegenwärtige Klage der aus⸗ 
ſchließliche Gerichtsſtand des § 771 Abſ. 1 vgl. mit § 802 
ZPO. zutrifft, wird auch vom Berufungsgericht verneint. 
Allerdings wird die Anfechtung einer Rechtshandlung aus 
§ 29 ff. KO. vielfach in der Literatur und auch in mehreren 
Entſcheidungen des Reichsgerichts unter den Geſichtspunkt 
der Geltendmachung eines die Veräußerung findenden Rechts 
im Sinne des § 771 ZPO. geſtellt. Von dieſer Auffaſſung 


290 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


aus, gegen deren Richtigkeit von anderer Seite beachtens⸗ 
werte Bedenken geltend gemacht worden find !), kann jeden⸗ 
falls die Anfechtungsklage auch als Widerſpruchsklage nach 
8 771 ZPO. erhoben werden und inſoweit das geſchieht, 
wäre für ſie, dieſer Vorſchrift zufolge, das Gericht, in deſſen 
Bezirk die Zwangsvollſtreckung erfolgt, ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig. Damit iſt aber nicht geſagt, daß jede Anfechtungs⸗ 
klage, auch wenn ſie lediglich als ſolche erhoben wird und 
weder der Klageantrag noch deſſen Begründung die Abſicht 
der Geltendmachung eines Widerſpruchs gegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung im Sinne des $ 771 ZPO. erkennen läßt, in 
dem beſonderen Gerichtsſtande des 8 771 Abſ. 1 erhoben 
werden muß. Ein Grund, der zu dieſer Auffaſſung nötigen 
würde, iſt bei der verſchiedenen rechtlichen Geſtaltung der 
Anfechtungs⸗ und der Widerſpruchsklage nach $ 771 ZPO. 
nicht erſichtlich und ergibt ſich namentlich auch nicht aus den 
Vorſchriften der § 29 ff. der KO. Beim Fehlen von An⸗ 
haltspunkten für den auf eine derartige Untrennbarkeit beider 
Klagen gerichteten Willen des Geſetzgebers muß es dem An⸗ 
fechtenden freiſtehen, entweder durch Heranziehung der in 
§ 771 3PO. dargebotenen rechtlichen Geſichtspunkte ſich 
dem dort feſtgeſetzten ausſchließlichen Gerichtsſtand 
zu unterwerfen, oder aber durch Geſtaltung ſeiner Klage als 
reiner Anfechtungsklage dieſe Folge zu vermeiden )). 

Im vorliegenden Falle läßt weder der Klagantrag noch 
die Klagbegründung erſehen, daß ein Widerſpruch gegen die 
Zwangsvollſtreckung vermöge eines die Veräußerung hindern⸗ 
den Rechts an den gepfändeten Gegenſtänden geltend ge⸗ 
macht werden wollte; Kl. hat vielmehr eine reine Anfech⸗ 
tungsklage — aus $ 30 KO. — erhoben. Hieraus folgt 
nach dem Geſagten, ohne daß auf die eingangs erwähnte 


1) Vgl. z. B. Jäger, KO. 3. u. 4. Aufl. Anm. 17 zu $ 29; 
Württ J. 12 S. 232 ff; Hartmann⸗Meikel, Anf. Geſetz S. 43. 

2) Vgl. hiezu die teilweiſe abweichenden Ausführungen des Reichs⸗ 
gerichts in JW. 1894 122 18, 427 2; 1895, 202 15; 1901, 330 13; Gru⸗ 
chots Beiträge 38 S. 180 u. 492; RG. 18, 393; 40, 371; 42, 343. 
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Streitfrage einzugehen war, die örtliche Zuſtändigkeit des 
vom Kl. angerufenen Landgerichts Stuttgart als des 
allgemeinen Gerichtsſtands des württ. Fiskus (ZPO. $ 18). 
Inſoweit, als die Herausgabe des gepfändeten Gel dbe⸗ 
trags gefordert wird, wäre dieſes Gericht, wie ſchon der 
erſte Richter ausgeführt hat, ſelbſt bei Zutreffen des aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtsſtands des 8 771 ZPO. zuſtändig ge⸗ 
weſen. Denn inſoweit iſt die Zwangsvollſtreckung dadurch, 
daß der Gerichtsvollzieher das Geld — abzüglich ſeiner Ge⸗ 
bühren und Auslagen — dem Gläubiger abgeliefert hat, 
vollſtändig beendigt, für einen Widerſpruch gegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach § 771 ZPO. wäre daher kein Raum mehr. 

Durch Pfändung der Waren und Fahrnis wurde dem 
Bekln., einem Konkursgläubiger, eine Sicherung gewährt, 
die er nicht zu beanſpruchen hatte. Inſoweit iſt daher die 
Pfändung nach § 30 Ziff. 2 KO. anfechtbar, wenn fie nach 
der — vom Kl. zu beweiſenden — Zahlungseinſtellung des 
Gemeinſchuldners erfolgt iſt und der Beklagte nicht den Be⸗ 
weis erbringt, daß ſeinem Vertreter in dieſer ganzen Ange⸗ 
legenheit, dem Salineverwalter B., zur Zeit der Vornahme 
der Pfändung die Zahlungseinſtellung nicht bekannt war. 
Um die Kenntnis des Eröffnungsantrags kann es ſich, weil 
dieſer Antrag erſt am 9. Juni 1908 geſtellt wurde, vor⸗ 
liegend nicht handeln; Kenntnis oder Unkenntnis einer Be⸗ 
günſtigungsabſicht des jetzigen Gemeinſchuldners kommt gleich⸗ 
falls nicht in Frage, da für das Vorhandenſein einer ſolchen 
Abſicht auf ſeiten des Gemeinſchuldners, zumal da die an⸗ 
gefochtene Rechtshandlung ein Akt der Zwangsvollſtreckung 
gegen jenen war, nicht der entfernteſte Anhalt vorliegt. Ge⸗ 
rade deshalb ſcheidet auch eine Anfechtung (nach § 30 Ziff. 2) 
aus dem Geſichtspunkte aus, daß die Pfändung in den 
letzten 10 Tagen vor der Zahlungseinſtellung erfolgt fei?). 

Die Abſendung des Schreibens vom 27. Mai 1908 an 
Salineverwalter B. kann für ſich allein nicht als Zahlungs⸗ 


) Vgl. hiezu Jäger, a. a. O. Anm. 31 8 zu 8 30. 
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einſtellung des Gemeinſchuldners aufgefaßt werden. Denn 
dieſer gibt darin ſeine Unfähigkeit zur Erfüllung der fälligen 
Verbindlichkeiten im allgemeinen noch nicht als fertige Tat⸗ 
ſache kund, ſondern nur als etwas in Zukunft, nämlich in 
dem Fall Eintretendes, daß Bekl. wegen ihrer Forderung 
von 587 M. 40 Pf. Zwangsvollſtreckung gegen ihn einleiten 
ſollte. Ebenſowenig begründet die Bemerkung des Gemein⸗ 
ſchuldners, er ſei gegenwärtig daran, ein Arrangement mit 
ſeinen Gläubigern zuſtande zu bringen, die Annahme der 
Zahlungseinſtellung. Andererſeits läßt aber das Schreiben 
ſoviel ohne weiteres erkennen, daß es ſich bei dem Gemein: 
ſchuldner Ende Mai 1908 um eine Kriſis ſehr ſchlimmer 
Art und nicht bloß um eine vorübergehende Zahlungsſtockung 
gehandelt hat. Daß dem ſo war, ergibt ſich auch aus den 
Zeugenangaben des Gemeinſchuldners ſelbſt über ſeine da⸗ 
malige Unfähigkeit, das Geld zur Befriedigung mehrerer ihn 
hart bedrängender Gläubiger zuſammenzubringen. Andere 
Zwangsvollſtreckungen als die hier ſtreitige ſind dagegen vor 
der Konkurseröffnung bei E. B. nicht vorgenommen worden, 
und zum Wechſelproteſt ſcheint es nur in dem einen vom 
Zeugen H. erwähnten Falle gekommen zu ſein. Gleichwohl 
iſt, nachdem der Brief vorangegangen war, die Zahlungs- 
einſtellung des E. B. dadurch erfolgt, daß ſeine Ehefrau dem 
zur Pfändung erſchienenen Gerichtsvollzieher am 5. Juni 1908 
in Vertretung ihres Mannes die Unfähigkeit zur Bezahlung 
der Schuld von 587 M. 40 Pf. erklärt hat. Denn dieſe an⸗ 
geſichts der unmittelbar bevorſtehenden Pfändung abgegebene 
Erklärung erhält durch des Gemeinſchuldners Kundgebung 
im Schreiben vom 27. Mai 1908 eine ganz beſonders weit⸗ 
greifende Bedeutung. Durch ſie iſt, wie die wenige Tage 
darauf erfolgte Beantragung des Konkurſes ſeitens des Ge⸗ 
meinſchuldners deutlich gezeigt hat, ſein auf nicht mehr bloß 
vorübergehendem Mangel an Zahlungsmitteln beruhendes 
Unvermögen zur Bezahlung der fälligen Verbindlichkeiten im 
allgemeinen und die im Schreiben vom 27. Mai 1908 ange⸗ 
drohte Notwendigkeit ſofortiger Konkurseröffnung Tatſache 
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und nach außen erkennbar geworden. Damit iſt die Anfecht⸗ 
barkeit der, der Zahlungseinſtellung nachgefolgten, Pfändung 
vom 5. Juni 1908 (gemäß § 30 Ziff. 2 KO.) an ſich ge 
geben. 

Den Beweis, daß ſein Vertreter in dieſer Angelegenheit, 
Salineverwalter B., die Zahlungseinſtellung des Gemein⸗ 
ſchuldners zur Zeit der Vornahme der Pfändung nicht ge⸗ 
kannt habe, hat Bekl. nach Anſicht des Berufungsgerichts 
nicht erbracht. Zu einem Zweifel an der Wahrheit deſſen, 
was der Gemeinſchuldner im Schreiben vom 27. Mai 1908 
mitgeteilt hatte, beſtand für den Salineverwalter nicht der 
geringſte Anlaß, und er hat denn auch bei ſeiner Zeugen⸗ 
vernehmung nichts vorgebracht, was einem ſolchen Zweifel 
hätte zur Stütze dienen können. Daß Geſchäftsleute, nur 
um bezüglich einer Verbindlichkeit von mäßiger Höhe Stun⸗ 
dung oder Vollſtreckungsaufſchub zu erreichen, ihre Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Wahrheit zuwider ſo ſchlimm dar- 
ſtellen, wie es ſeitens des Gemeinſchuldners im Schreiben 
vom 27. Mai 1908 geſchehen iſt, entſpricht nicht der Er⸗ 
fahrung. Dasjenige aber, was der Zeuge nach Empfang 
des Schreibens vom 27. Mai 1908 von dem Fabrikanten 
D. in S. über den jetzigen Gemeinſchuldner und ſeinen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erfahren hat, rechtfertigte in keiner Weiſe die 
Annahme, die Drohung des E. B. mit dem Antrag auf Kon⸗ 
kurseröffnung ſei nur eine leere Ausflucht, um dadurch eine 
längere Zahlungsfriſt zu erreichen. Zu dieſer Auffaſſung 
konnte der Zeuge ebenſowenig dadurch beſtimmt werden, daß 
E. B., dem allerdings der Vollſtreckungsbefehl am 1. Juni 
1908 zugeſtellt wurde, der aber eine Antwort auf ſein 
Schreiben vom 27. Mai überhaupt nicht erhielt, bis zum 
5. Juni 1908 Konkursantrag noch nicht geſtellt hatte, denn 
nach dem Schreiben vom 27. Mai 1908 ſollte nur die Voll⸗ 
ſtreckung ſelbſt die Erklärung der Zahlungsunfähigkeit 
zur Folge haben. Zeuge B., deſſen Glaubwürdigkeit keinem 
begründeten Bedenken unterliegt, hat nun zwar unter Eid 
angegeben, daß er in dem Schreiben vom 27. Mai 1908 
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noch zur Zeit der Erteilung des Vollſtreckungsauftrags nur 
eine leere Drohung des Gemeinſchuldners erblickt und von 
einer Zahlungseinſtellung desſelben im Zeitpunkte der Vor⸗ 
nahme der Pfändung nichts gewußt habe. Daß dieſe Be⸗ 
kundung das Bild, welches der Zeuge bei ſeiner Verneh⸗ 
mung von der Sache hatte, richtig wiedergibt, iſt nicht zu 
bezweifeln. Allein bei dem Fehlen jedes tatſächlichen Anhalts 
für die Möglichkeit einer mißverſtändlichen Auffaſſung des 
Schreibens vom 27. Mai 1908 und bei der Schwierigkeit, 
derartige innere Vorgänge, zumal nach Verfluß längerer Zeit 
getreu wiederzugeben, kann die Angabe des Zeugen den dem 
Bekln. obliegenden Beweis dafür nicht erbringen, daß er (B.) 
die Mitteilung des E. B. im Schreiben vom 27. Mai 1908 
wirklich nur für eine leere Vorſpiegelung oder der Wahrheit 
nicht entſprechende Drohung gehalten und die Zahlungsein⸗ 
ſtellung des Gemeinſchuldners im Zeitpunkte der Vornahme 
der Pfändung nicht gekannt habe. 

Damit iſt die Anfechtbarkeit der Pfändung der Waren 
und Fahrnis nach § 30 Ziff. 2 KO. gegeben und der auf 
Herausgabe (Zurückgewährung dieſer Gegenſtände an die 
Konkursmaſſe) gerichtete Klagantrag begründet. § 37 a. a. O. 

Die Pfändung des baren Geldes im Betrage von 52 Mk. 
50 Pfg. kann nicht nach § 30 Ziff. 2 KO. angefochten wer⸗ 
den, weil ſie in Höhe von 44 Mk. 50 Pfg., die dem Bekln. 
vom Gerichtsvollzieher abgeliefert wurden (ZPO. $ 815), 
unmittelbar zu der vom Bekln. zu beanſpruchenden Befriedi⸗ 
gung, alſo nicht zu einer ſolchen Befriedigung geführt 
hat, die er „nicht oder nicht in der Art oder nicht zu der 
Zeit“ zu verlangen hatte. Inſoweit iſt vielmehr nach der 
in Lehre und Rechtſprechung herrſchenden Anſicht nur An⸗ 
fechtung aus § 30 Ziff. 1 2. Fall, möglich. 

Es liegen nun aber auch die Vorausſetzungen dieſer 
Geſetzesbeſtimmung vor. Daß die Befriedigung des Bekln. 
nach der Zahlungseinſtellung des Gemeinſchuldners erfolgt 
iſt, ergibt ſich ſchon aus dem oben Ausgeführten. Die Frage 
iſt nur, ob Kl. den Beweis erbracht hat, daß dem Bekln. 
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bezw. ſeinem Vertreter, dem Salineverwalter B., zur Zeit 
der Pfändung die Zahlungseinſtellung des Gemeinſchuldners 
bekannt war. Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, 
das Zutreffen auch dieſer Vorausſetzung zu bejahen. Aus 
dem, was über die Stellungnahme des Zeugen B. zu dem 
Inhalt des Schreibens vom 27. Mai 1908 geſagt iſt, folgt 
ohne weiteres, daß B. bei Erteilung des Vollſtreckungs⸗ 
auftrags an den Gerichtsvollzieher bewußt auf die Gefahr 
hin gehandelt und auch die Möglichkeit mit ſeinem Willen 
umfaßt hat, daß durch die Vollſtreckung bei E. B. deſſen 
Unvermögen zur Erfüllung ſeiner fälligen Geldſchulden im 
allgemeinen endgültig in die Erſcheinung trete und weiterhin 
die Notwendigkeit der Stellung des Konkursantrags herbei⸗ 
geführt werde. Irgend ein tatſächlicher Anhalt für die An⸗ 
nahme des Zeugen B., E. B. werde ſeine Vermögenslage 
in jenem Schreiben abſichtlich zu ungünſtig dargeſtellt oder 
ſeit dem 27. Mai von Verwandten oder Bekannten nach⸗ 
haltige Geldunterſtützung erhalten haben, lag ja nicht vor. 
B. nahm alſo von vornherein als möglich, ja als wahr⸗ 
ſcheinlich in Rechnung, daß mit dem Augenblick des Er⸗ 
ſcheinens des Gerichtsvollziehers bei E. B. die in dem 
Schreiben vom 27. Mai angekündigte Sachlage, nämlich die 
endgültige Unfähigkeit des E. B. zur Erfüllung ſeiner fälligen 
Verbindlichkeiten im allgemeinen zutage treten werde, wie 
dies denn auch wirklich der Fall war, und er hat die Pfän⸗ 
dung bei dem Gemeinſchuldner von vornherein auch für den 
Fall gewollt, daß ſich deſſen Zuſammenbruch und die Kon⸗ 
kurseröffnung gegen ihn daraus ergeben ſollten. Unter 
ſolchen Umſtänden muß davon ausgegangen werden, daß 
dem Vertreter des Bekln. zur Zeit der Vornahme der Pfän⸗ 
dung die (dieſer vorangegangenen) Zahlungseinſtellung des 
Gemeinſchuldners bekannt war; zum mindeſten muß ſich aber 
der Bekl., deſſen Vertreter bewußt auf die Gefahr der Her⸗ 
beiführung der Zahlungseinſtellung hin den Gerichtsvollzieher 
beauftragt hat, ſo behandeln laſſen, als wenn Zeuge B. im 
Zeitpunkte der Pfändung von der vorangegangenen Zahlungs⸗ 


296 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


einſtellung des Gemeinſchuldners poſitive Kenntnis gehabt 
hätte. | | 

Die Folge der hiernach begründeten Anfechtung auch 
der Pfändung des Geldbetrages von 52 Mk. 50 Pfg. iſt, 
daß Bekl. dieſen ganzen Betrag (alſo auch die vom Gerichts⸗ 
vollzieher zur Deckung ſeiner Gebühren und Auslagen zurück⸗ 
behaltenen 8 Mk.) zur Konkursmaſſe zurückzugewähren hat, 
KO. § 371, 

Nach all' dem iſt die Klage in ihrem ganzen Umfang 
begründet. | 

Urt. des I. Zivilſenats v. 9. Juli 1909 in Sachen Beck⸗ 

ſche Konkursmaſſe gegen Fiskus. U. 335/09. 


33. 


1. Einrede des Schiedsvertrags gegenüber dem In⸗ 
kaſſoaindoaſſatar des Bertragsgegners. 
2. IR, wenn in einem Kartell vertrag vereinbart if, 
über alle Streitigkeiten betreffs des Bertrags 
zwiſchen der Geſellſchaft und den Mitgliedern ent⸗ 
ſcheide ein Schiedsgericht, ein Mitglied mit dem Ein⸗ 
wand des Schiedsvertrags zu hören, wenn es Ein⸗ 
löfung eines zwecks Sicherſtellung ſeiner Bertrags- 
pflichten bei der Geſellſchaft hinterlegten Solawechſels 
verweigert? 


Die klagende Bank hat als Inkaſſoindoſſatarin der Ver⸗ 
einigung ſüddeutſcher Ziegeleiwerke, einen vom Belln. aus⸗ 
geſtellten der Vereinigung behändigten Solawechſel über 
500 Mk. eingeklagt (die Vereinigung behauptete, Bekl. habe 
2 Vertragsſtrafen von je 50 Mk. verwirkt). Der Bekl., der 
als Ziegeleibeſitzer Mitglied ſeiner Vereinigung war, hatte 
den Wechſel gemäß § 16 des Geſellſchaftsvertrags „als 
Sicherſtellung für die ſich aus dem Vertrag ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen“ hinterlegt. Die Vereinigung hat u. a. ihren 
Mitgliedern beſtimmte Verkaufspreiſe vorgeſchrieben und auf 
die Nichteinhaltung dieſer Preiſe Vertragsſtrafen von min⸗ 
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deſtens 50 Mk. für den einzelnen Fall der Zuwiderhandlung 
geſetzt. Die Verhängung und Beitreibung dieſer Strafen 
iſt Sache des Vorſtands. Dem Vorſtand iſt das Recht bei⸗ 
gelegt, ohne weiteres und ohne Rückſicht auf eine etwaige 
Beſchwerde (an die Mitgliederverſammlung) aus der Sicher⸗ 
ſtellung eines Geſellſchafters oder aus deſſen etwaigen Gut⸗ 
haben bei der Vereinskaſſe diejenigen Beträge zu entnehmen, 
zu deren Bezahlung der Geſellſchafter verpflichtet iſt, falls 
der letztere nicht innerhalb 14 Tagen nach Aufforderung 
zahlt. 8 11 des Geſellſchaftsvertrags. § 20 daſelbſt be⸗ 
ſagt: „Alle Streitigkeiten aus dem vorſtehenden Vertrag 
zwiſchen der Geſellſchaft und deren Mitgliedern .. .. ent⸗ 
ſcheidet ein Schiedsgericht.“ 

Bekl. hat der Klage die Einrede entgegengeſetzt, die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits habe durch Schiedsrichter zu 
erfolgen. Klin. beſtritt, daß Bekl. ihr die Einrede des 
Schiedsgerichts entgegenſetzen könne, und führte aus, daß 
dieſe Einrede nicht einmal der Vereinigung gegenüber be⸗ 
gründet wäre, da der Bekl. nach dem Vertrag verpflichtet 
ſei, unweigerlich und ohne Einwendung dem Vorſtand die 
„Entnahme“ der 100 Mk. Vertragsſtrafe zu geſtatten, des⸗ 
halb könne es ſich inſoweit nicht um eine „Streitigkeit“ 
handeln. 

Die Klage wurde auf Grund der Einrede des Schieds⸗ 
vertrags abgewieſen. 

Gründe. 

Den eingeklagten Solawechſel hat der Bekl. ſeinerzeit 
der Vereinigung Süddeutſcher Ziegeleibeſitzer oder deren 
Vorſitzendem G. ausgeſtellt und übergeben. Dadurch hat 
die genannte Vereinigung oder G. das Eigentum an der 
Wechſelurkunde und das Gläubigerrecht aus dem Wechſel 
erlangt. Das Wechſelgläubigerrecht ſteht aber auch jetzt noch 
der Vereinigung oder dem G. zu; denn zugeſtandenermaßen 
iſt der Wechſel auf die Klin., wenn ſchon mittels Voll⸗ 
indoſſaments, ſo doch nur zum Zwecke des Einzugs giriert 
worden. Der Bekl. iſt deshalb befugt, auch der erhobenen 
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Wechſelklage gegenüber Einreden aus dem dem Wechſelzug 
ſachlich zugrunde liegenden Schuldverhältnis zu erheben 
und ſolche Einreden auch gegen die Klin. geltend zu machen; 
denn die Klin., welche nur formell Eigentümerin des 
Wechſels und Wechſelgläubigerin geworden iſt, würde arg⸗ 
liſtig handeln, wenn ſie, nachdem ſie im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits von den dem Bekl. gegen ihren Vormann zuſtehenden 
Einreden erfahren hat, ihr formales Recht dazu mißbrauchen 
würde, die Geltendmachung der Einrede zum Nachteil des 
Wechſelſchuldners zu verhindern ). Auch die Einrede, daß 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schiedsrichter zu 
erfolgen habe, macht hiervon keine Ausnahme. Wie das 
LG. zutreffend hervorgehoben hat, erſchöpft ſich die in einem 
Vertrag enthaltene Schiedsgerichtsklauſel nicht in einer 
Zuſtändigkeitsvereinbarung — weshalb auch die Entſchei⸗ 
dungen des Reichsgerichts betreffend die Zuſtändigkeit des 
Gewerbegerichts und des Kaufmannsgerichts nicht, wie Kl. 
will, hierher verwertet werden können — ſondern ſie hat 
auch materiell⸗rechtliche Wirkungen. Die Einrede des Schieds⸗ 
gerichts geht daher auch auf die Sonderrechtsnachfolger über ?); 
um ſo mehr kann ſie demjenigen entgegengeſetzt werden, der 
nur formell in eigenem Namen klagt, ſachlich aber das Recht 
des durch die Schiedsgerichtsvereinbarung gebundenen wahren 
Berechtigten geltend macht. 

Nach § 20 des vorgelegten, ſog. Kartellvertrags find 
alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft, — der mehr⸗ 
genannten „Vereinigung Süddeutſcher Ziegeleibeſitzer“ — 
und ihren Mitgliedern durch ein Schiedsgericht zu entſcheiden. 
Nach der Behauptung der „Vereinigung“ ſoll der Bekl. in 
zwei Fällen durch zu niedrigen Verkauf oder Verkaufsangebot 
die im Kartellvertrag vorgeſehene Vertragsſtrafe von je 
50 Mk. verwirkt haben; zum Zweck der Beitreibung dieſer 
Strafe hat ſie ihm den Klagewechſel vorlegen laſſen. Der 

1) Zu vgl. RG. 11, 9; 36. 55; 41, 115 und in Holdheims Ztſchr. 
1908 S. 20. 

2) Zu vgl. RG. 56, 182; Gaupp⸗Stein, Ben. zu § 33 ZPO. 
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Bekl. beſtreitet, ſich ſtraffällig gemacht zu haben und hat die 
Zahlung verweigert. Augenſcheinlich mit Recht erblickt der 
Bekl. in dieſem Sachverhalt eine Streitigkeit, die er an das 
Schiedsgericht verweiſen will, das auch, wie man annehmen 
ſollte, zur Entſcheidung gerade ſolcher Streitigkeiten beſonders 
geeignet und beſtimmt erſcheint. 

Deſſen ungeachtet will Kl. das Vorliegen einer Streitig⸗ 
keit und die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts in Abrede 
ziehen; die Begründung hiefür ſchöpft fie aus $ 16 des 
Kartellvertrags. Dort iſt dem Vorſtand der Vereinigung 
das Recht beigelegt 

„ohne weiteres und ohne Rückſicht auf eine etwaige Be⸗ 
ſchwerde (an die Mitgliederverſammlung) aus einer Sicher⸗ 
ſtellung des Geſellſchafters oder aus deſſen etwaigen Gut⸗ 
haben bei der Vereinskaſſe diejenigen Beträge zu ent⸗ 
nehmen, zu deren Bezahlung der Geſellſchafter ver⸗ 
pflichtet iſt“. 

Der Bekl. hatte, wie unbeſtritten, den eingeklagten 
Solawechſel zur Sicherſtellung der Geſellſchaft wegen ihrer 
etwaigen Anſprüche an ihn, namentlich auch wegen etwaiger 
Anſprüche auf Vertragsſtrafe, hinterlegt. Aus dem hier 
wiedergegebenen § 16 leitet nun Klin. die Folgerung ab: 
der Bekl. ſei gehalten, ſich die „Entnahme“ widerſpruchslos 
gefallen zu laſſen, d. h. den ihm zur Zahlung vorgelegten 
Wechſel einzulöſen; mit einer etwaigen Weigerung ſei der 
Bekl. gar nicht zu hören, deshalb liege der Fall einer 
Streitigkeit nicht vor und ſeien für die klageweiſe Geltend⸗ 
machung des Solawechſels, falls eine ſolche doch nötig werde, 
die ordentlichen Gerichte zuſtändig. Glaube der Bekl. ſich 
zur Zahlung nicht verpflichtet, ſo ſei er auf die Beſchwerde 
an die Mitgliederverſammlung oder auf einen Rückforderungs⸗ 
anſpruch zu verweiſen; den letzteren Anſpruch möge er vor 
dem Schiedsgericht verfolgen. Zur Unterſtützung dieſer Be⸗ 
weisführung beruft ſich Kl. auf das ſtarke Intereſſe, das 
jede Kartellvereinigung daran habe, daß die Vertragsbeſtim⸗ 
mungen ſtrenge eingehalten, Zuwiderhandlungen ſchnell und 
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nachdrücklich geahndet werden. 

Dieſe weitgehende Auslegung der Klin. wird weder 
durch den Wortlaut und Sinn der in Rede ſtehenden Ver⸗ 
tragsbeſtimmung, noch durch deren Zweck gerechtfertigt. 
Abgeſehen von dem nächſtliegenden und einfachſten Inhalt, 
daß der Beſchwerde an die Mitgliederverſammlung die auf⸗ 
ſchiebende Wirkung entzogen ſein ſoll, enthält der § 16 nach 
ſeinem Wortlaut und Sinn die Ermächtigung des Vorſtands 
zu einem einſeitigen Vorgehen; der Vorſtand ſoll „ent⸗ 
nehmen“ dürfen. Dabei iſt offenſichtlich an den Fall ge⸗ 
dacht, daß dem Vorſtand als Sicherſtellung des Geſellſchaf— 
ters Vermögensſtücke dieſes letzteren zur Hand ſind, aus 
denen der Vorſtand ohne Zutun des Betroffenen die Be⸗ 
friedigung der Geſellſchaft herbeiführen kann. Als Beiſpiel 
iſt in $ 16 hervorgehoben: das etwaige Guthaben des Ge⸗ 
ſellſchafters bei der Geſellſchaftskaſſe; weiter würden etwa 
hinterlegtes bares Geld oder Inhaberpapiere hieher gehören. 
Auch für dieſe Fälle iſt die Beſtimmung des 8 16 keines⸗ 
wegs ſelbſtverſtändlich oder bedeutungslos: das Vorgehen 
des Vorſtands in einem ſolchen Fall wird durch ſie des ihm 
ſonſt innewohnenden Charakters der Widerrechtlichkeit ent⸗ 
kleidet und hiedurch dem Vorſtand eine ihm ſonſt nicht zu⸗ 
kommende, unter Umſtänden wertvolle Rechtsmacht verliehen. 
Aber auch die im gegenwärtigen Fall zur Erfüllung des 
Sicherſtellungszwecks wirklich gewählten eigenen Wechſel der 
Geſellſchafter geſtatteten dem Vorſtand die einſeitige Be⸗ 
friedigung mittels „Entnahme“, wenn er ſie im Wege des 
regelmäßigen Giros begab. Denn alsdann konnte der Aus⸗ 
ſteller dem dritten Wechſelnehmer Einreden aus dem unter⸗ 
liegenden Rechtsverhältnis grundſätzlich nicht entgegenhalten. 
Ja ſelbſt hievon abgeſehen, mochten die Solawechſel als 
geeignete Unterlage für das Entnahmerecht des Vorſtands 
angeſehen werden können; denn bei der, von beiden Streit⸗ 
teilen hervorgehobenen Natur dieſer Wechſel als äußerſt 
ſtrenger Zahlungsverſprechen mochte für den mit kauf⸗ 
männiſchen Gebräuchen und Anſchauungen Vertrauten die 
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Erwartung nicht unbegründet ſein, es werde im einzelnen 
Fall der betroffene Geſellſchafter den Wechſel bei Vorlegung 
lieber freiwillig einlöſen, als es zum Streit kommen zu 
laſſen. 

Aus all dem erhellt, daß das in § 16 des Kartell: 
vertrags vorgeſehene einſeitige Entnahmerecht des Vorſtands 
auch für ſich ſchon einen guten Sinn und hinreichende praf- 
tiſche Bedeutung hatte. Es iſt daher keineswegs geboten, 
dieſe Vertragsbeſtimmung im Sinne der Klin. ausdehnend 
auszulegen. Die klägeriſche Auslegung knüpft an den Fall 
an, daß der Vorſtand, um der Vereinigung Befriedigung 
wegen eines behaupteten Forderungsrechts zu verſchaffen, ein 
Vorgehen wählt, bei welchem der Betroffene zu feiner Be— 
friedigung mitzuwirken hat, alſo in der Lage iſt, dieſe ſeine 
Mitwirkung zu verweigern, Widerſpruch zu erheben oder 
ſonſt durch ſein Verhalten die Befriedigung zu verhindern. 
Nun läßt ſich aus § 16 des Kartellvertrags vielleicht zur 
Not noch ſoviel herausleſen, daß dem Geſellſchafter ein 
ſolcher Widerſpruch vertragsmäßig nicht geſtattet ſei: allein 
wenn er trotzdem auf ſeinem Widerſpruch beharrt, ſo iſt 
eben wiederum der Fall einer Streitigkeit gegeben, für 
welche das Schiedsgericht nach $ 20 zuſtändig iſt. Die 
Klin. aber muß, um durchzudringen, noch hierüber hinaus⸗ 
gehen, ſie muß mit ihrer Auslegung ſo weit gehen, daß in 
dem hier vorausgeſetzten Falle die Einwendungen des be— 
treffenden Geſellſchafters begrifflich aufhören, Einwendungen 
zu ſein, daß der Geſellſchafter mit ihnen im wörtlichen 
Sinne nicht gehört werde, daß trotz wirklich erhobener Ein⸗ 
wendungen gar nicht der Fall einer Streitigkeit vorliege. 
Eine ſo weit gehende Auslegung findet aber in Wortlaut 
und Sinn des § 16 keine Stütze. Daß fie auch durch den 
Zweck der Beſtimmung nicht gefordert wird, erhellt gleich⸗ 
falls aus dem ſchon Dargelegten, inſofern ſich, wie gezeigt, 
der mit der Vertragsbeſtimmung angeſtrebte Zweck ſelbſt bei 
der Beſchränkung jener Beſtimmung auf ein einſeitiges Ent⸗ 
nahmerecht des Vorſtands ganz wohl erreichen läßt. Anderer⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 3. 20 
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ſeits würde die von der Kl. beliebte ausdehnende Auslegung, 
indem ſie einem offenſichtlich in Wahrheit vorhandenen 
Streitfall den begrifflichen Charakter eines ſolchen abſprechen 
will, zu einer logiſchen Abſonderlichkeit führen. Aber auch 
mit den Anforderungen von Treu und Glauben im Verkehr 
dürfte ſie kaum mehr zu vereinigen ſein; würde z. B. der 
Vorſitzende des Vorſtands in unredlicher oder offenbar 
chikanöſer Weiſe von den Wechſeln Gebrauch machen, ſo 
können unmöglich dem Geſellſchafter alle Einwendungen ab⸗ 
geſchnitten ſein. Hier darf daran erinnert werden, daß 
gerade im gegenwärtigen Fall der Bekl. im landger. Ver⸗ 
fahren auf Zahlung der vollen Wechſelſumme von 500 Mk. 
belangt worden iſt, obſchon er nach dem Vorbringen der 
„Vereinigung“ ſelbſt nur 100 Mk. ſchuldig geworden 
ſein ſoll. 

Urteil des III. Zivilſenats v. 22. Dez. 1908 in Sachen 

Landesbank gegen Dengler. 


34. 


Berechnung einer Rrozeßgebühr aus dem Streitwert 
einer angekündigten, aber wegen Bnurücknahme der 
Berufung nicht erhobenen Anſchließung? 


Gegen ein der Klage zum Teil ſtattgebendes, zum Teil 
ſie abweiſendes Urteil legte Bekl. Berufung ein; Kl. kündigte 
darauf (nach Ablauf der Berufungsfriſt) Anſchließung an 
die Berufung des Bekln. mit dem Antrag an, nach der 
Klagbitte zu erkennen; zur Erhebung der Anſchließung kam 
es aber nicht, da Bekl. ſeine Berufung rechtzeitig zurück⸗ 
nahm, worauf er in die Koſten des Berufungsverfahrens 
verurteilt wurde. Kl. brachte nun ſür das Berufungsver⸗ 
fahren eine aus der ganzen Klagſumme berechnete Prozeß— 
gebühr ſeines Anwalts in Anrechnung. Das wurde im 
Beſchwerdeverfahren für gerechtfertigt erklärt aus folgenden 

Gründen: 
Da nach dem Wortlaut des Urteilsſatzes dem Bekln. 
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„die Koſten der Berufungsinſtanz“, nicht etwa bloß „die 
Koſten des von ihm eingelegten Rechtsmittels“ auferlegt 
ſind und den Kln. in der Berufungsinſtanz tatſächlich der 
Aufwand einer Prozeßgebühr von 36 Mk., nicht bloß von 
19 Mk., erwachſen iſt, ſo läßt ſich für die Erſtattungspflicht 
des Bekln. ſchon der Wortlaut des dem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren zugrunde liegenden Titels (8 104 ZPO.) geltend 
machen. Hiezu kommt aber noch die Erwägung, daß die 
Kl. ihre Entſchließung, ob ſie ſich der erhobenen Berufung 
anſchließen und ihrem Anwalt den entſprechenden Auftrag 
erteilen wollten, ſowohl im eigenen Intereſſe, als im Inter⸗ 
eſſe einer gründlichen Vorbereitung der mündlichen Verhand⸗ 
lung ſich nicht wohl bis zum Verhandlungstermin vor⸗ 
behalten konnten, der ihrem Anwalt von ihnen erteilte Auf⸗ 
trag demnach zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung und 
Rechtsverteidigung für notwendig im Sinne des 8 91 ZPO. 
zu erachten iſt. Wenn nun auch die wirkliche Anſchließung 
an die eingelegte Berufung durch die Zurücknahme der letzteren 
vereitelt worden iſt, ſo gehören doch die zur Vorbereitung der 
Anſchließung aufgewendeten Koſten, wie in einer Entſcheidung 
des erſten Zivilſenats des Reichsgerichts v. 24. Juni 1882) 
dargelegt iſt, in gleicher Weiſe zu den durch das eingelegte 
Rechtsmittel entſtandenen Koſten, wie die zur Verteidigung 
gegen die Berufung aufgewendeten. Hiegegen laſſen ſich 
nicht?) im Wege analoger Anwendung diejenigen Gründe 
geltend machen, die derſelbe Senat des Reichsgerichts unter 
Billigung der vereinigten Zivilfenate?) dafür anführt, daß 
die durch Ankündigung einer demnächſt nicht erhobenen 
Widerklage verurſachten Koſten nicht zu den einer Partei 
durch Urteil auferlegten Koſten des Rechtsſtreits gerechnet 
werden können. Denn bei einer Widerklage handelt es ſich 
um eine Erweiterung des Rechtsſtreits durch ſelbſtändige, 


) RG. 7 S. 343. 
2) Wie bei Gaupp⸗Stein, 3PO. $ 523 Bem. 1 7 und 8 9111 
a. E. geſchieht. 
3) RG. 51 S. 5. 
20 * 
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abgeſehen von dem Erfordernis des Zuſammenhangs (ZPO. 
§ 33) unbegrenzte Anſprüche, bei der Anſchließung an die 
Berufung aber um eine bloße Erneuerung der Verhandlung 
und Entſcheidung über Anſprüche, die bereits den Gegenſtand 
der Verhandlung und Entſcheidung erſter Inſtanz gebildet 
haben. Wenn die eingelegte Berufung an und für ſich auch 
nicht die Wirkung nach ſich zieht, dieſe Anſprüche zum 
Gegenſtand der erneuten Verhandlung und Entſcheidung zu 
machen, ſo hat ſie doch die Wirkung, die Rechtskraft der 
über dieſelben in erſter Inſtanz ergangenen Entſcheidung zu 
hemmen und den Gegner bis zum Schluſſe der mündlichen 
Verhandlung in der Berufungsinſtanz (88 521 bis 525 ZPO.) 
zur Herbeiführung der Erneuerung der früheren Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung in Stand zu ſetzen. Was nun der 
Gegner in irgend einem Zeitpunkt ſeit Einlegung der Be⸗ 
rufung zu Ausnützung dieſer Möglichkeit unternimmt, iſt 
prozeßrechtlich eine vom Berufungskläger in Rechnung zu 
nehmende Folge ſeines Rechtsmittels, die nicht wie die Er⸗ 
hebung einer Widerklage über die Grenzen des anhängigen 
Rechtsſtreits hinausgreift und die deshalb von einer Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſten dieſes Rechtsſtreits auch ohne 
ausdrückliche Feſtſtellung immer dann ergriffen und betroffen 
wird, wenn eine abweichende Anordnung im Urteil nicht 
ausgeſprochen iſt. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 3. Februar 1906 in 

Sachen Schmidt gegen Schaller. 


35. 
Auslegung des 8 894 Js. 


In den den Sachverhalt ergebenden 
Gründen 
einer Beſchwerdeentſcheidung iſt geſagt: Die Beſchwerde 
richtet ſich dagegen, daß das Landgericht auf die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Verſäumnisurteil vom 9. März 1906 
nicht die Vorſchrift des 8 888 der ZPO., ſondern die des 
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§ 894 für anwendbar erklärt und deshalb den Antrag des 
Kls. auf Anordnung dahin, daß der Beklagte zur Vor⸗ 
nahme der ihm durch dieſes Urteil auferlegten Handlung 
durch Geldſtrafe oder Haft anzuhalten ſei, zurückgewieſen 
hat. Durch das Urteil iſt gemäß dem Antrag erkannt 
worden, der Bekl. habe dem Kl. „eine ſchriftliche, von ihm 
unterzeichnete dahin lautende Erklärung auszuhändigen, daß 
er ſich für die Darlehensforderung der E. F. in S. bis zur 
Höhe von 500 Mk. verbürge“. Das Landgericht nimmt an, 
mit der Rechtskraft dieſes Urteils gelte gemäß § 894 der 
ZPO. die Bürgſchaftserklärung, zu deren Abgabe der Bekl. 
verurteilt worden ſei, als in der durch das Urteil beſtimmten 
Form abgegeben, der Fall des $ 888 der ZPO. ſei daher 
nicht gegeben. Dieſe Annahme iſt unrichtig. Es iſt zwar 
richtig, daß bei einem auf Abgabe einer Willenserklärung 
lautenden Urteil die Erklärung mit Eintritt der Rechtskraft 
als in derjenigen Form abgegeben gilt, die dem Bekln. durch 
das Urteil vorgeſchrieben worden iſt, ſo daß je nach Inhalt 
des Urteils die Erklärung auch als in ſchriftlicher Form 
oder vor einem Notar oder vor einer Behörde abgegeben zu 
gelten hat. Aber die Vorſchrift des $ 894 iſt nur dann 
anwendbar, wenn der Bekl. verurteilt iſt, eine Willens⸗ 
erklärung überhaupt abzugeben, wenn alſo der Bekl. der ihm 
durch das Urteil auferlegten Verpflichtung dadurch genügen 
kann, daß er in der vorgeſchriebenen Form irgendwie er: 
kennbar macht, er habe den Willen, den zu erklären er nach 
dem Urteil ſchuldig iſt. Dagegen kann die Vorſchrift des 
§ 894 keine Anwendung finden, wenn die Verurteilung da⸗ 
hin geht, der Bekl. habe die Erklärung einem beſtimmten 
Dritten gegenüber abzugeben. Denn in einem ſolchen 
Fall genügt es zur Wirkſamkeit der Erklärung und damit 
zur Erfüllung der dem Bekln. durch das Urteil auferlegten 
Verpflichtung nicht, wenn der Bekl. die Erklärung überhaupt 
nach außen abgibt, ſondern die Erklärung iſt nur dann 
wirkſam und die urteilsmäßige Verpflichtung iſt nur dann 
erfüllt, wenn der Bekl. die Willenserklärung entweder in 
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Anweſenheit des Dritten abgibt, alſo, falls ſchriftliche Form 
erforderlich iſt, die Urkunde den anweſenden Dritten zur 
Verfügung ſtellt oder — falls die Erklärung in Abweſen⸗ 
heit des Dritten abgegeben wird — wenn die Willens⸗ 
erklärung dem Dritten zugeht, vgl. BGB. § 130 (im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Fall des § 151). Die einem Dritten gegenüber 
abzugebende Erklärung kann ſomit der Natur der Sache 
nach nicht als mit Eintritt der Rechtskraft des Urteils ab⸗ 
gegeben gelten, ſondern die dem Bekl. auferlegte Leiſtung 
erfordert in einem derartigen Fall eine Tätigkeit — Handeln 
gegenüber einem Dritten —, deren Rechtswirkungen nicht ſo⸗ 
fort mit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils eintreten 
können, und die ſomit nicht durch die Rechtskraft des Ur⸗ 
teils erſetzt werden kann ). 

Im vorliegenden Fall iſt das Urteil dahin zu verſtehen, 
daß der Bekl. durch Vermittelung des Kls. mit der E. F. 
einen Bürgſchaftsvertrag abzuſchließen habe. Denn ſelbſt⸗ 
verſtändlich will der Kl. die Bürgſchaftserklärung, die der 
Bekl. ihm laut des Urteils aushändigen ſoll, der E. F. 
namens des Bekln. zugehen laſſen. Mit der Ausſtellung der 
Bürgſchaftserklärung und mit der Aushändigung an den 
Kl. wäre die Verpflichtung, die dem Bekl. durch das Urteil 
auferlegt iſt, in Wirklichkeit nicht erfüllt, ſondern dieſe geht 
bei richtiger Auslegung des Urteils dahin, daß der Bekl. 
der F. die Bürgſchaftserklärung zugehen laſſen müſſe. Würde 
der Kl. darauf verwieſen, der F. ſtatt einer ſchriftlichen 
Bürgſchaftserklärung des Bekln. die vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung des auf Aushändigung einer ſolchen Erklärung 
lautenden Urteils zu übergeben, jo wäre der Zweck nicht er: 
reicht, den der Kl. mit der Klage erſtrebt und der er auf Grund 
des Urteils zu erreichen in der rechtlichen Lage iſt; die F. 
könnte vielmehr mit Grund beſtreiten, daß hiemit der Bekl. ihr 
eine Bürgſchaftserklärung erteilt habe. Es ſteht ſomit nicht die 
bloße Abgabe einer Willenserklärung im Sinne des § 894 


1) Zu vgl. Plank, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts Bd. 2 S. 792. 
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der ZPO., ſondern eine Handlung des Bekln. in Frage, 
die durch einen Dritten nicht vorgenommen werden kann 
und die ausſchließlich von dem Willen des Bekln. abhängt. 
Hienach hat die Zwangsvollſtreckung nach § 888 Abſ. 1 der 
ZPO. zu erfolgen. 
Beſchl. des J. Zivilſenats vom 18. Mai 1906 i. S. 
Friz g. Bauer. 


36. 


Roransſetzungen der Gültigkeit eines Keſchluſſes eines 
Glänbigeransſchuſſes ($ 90 K.). 


Hierüber ſagen die 
Gründe 

eines Berufungsurteils: | 

Der Erfolg der Klage hängt davon ab, ob der Kl. nach⸗ 
weiſen kann, daß der von ihm für die Veräußerung der 
Liegenſchaft erteilte Zuſchlag von dem Gläubigerausſchuß 
genehmigt worden iſt. Ein Beſchluß des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes iſt nach §S 90 KO. gültig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder an der Beſchlußfaſſung teilgenommen hat und 
der Beſchluß mit abſoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefaßt iſt. Vorſchriften über die Form eines ſolchen Be⸗ 
ſchluſſes und über das Verfahren bei der Beratung und 
Beſchlußfaſſung eines Gläubigerausſchuſſes und die Vor⸗ 
bereitung ſeiner Beſchlüſſe enthält das Geſetz nicht. Ver⸗ 
ſtöße gegen die Geſchäftsordnung, die ſich ein Gläubiger⸗ 
ausſchuß etwa gegeben hat, oder ſelbſt Verſtöße gegen all⸗ 
gemein anerkannte und übliche Geſchäftsformen können da⸗ 
her für die Gültigkeit des Beſchluſſes eines Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes inſolange keinen Einfluß ausüben als die Er⸗ 
füllung der Erforderniſſe des 8 90 KO. feſtſteht. Durch 
Ordnungswidrigkeiten können allerdings ſowohl die Mit⸗ 
glieder des Gläubigerausſchuſſes (8 89 KO.) als der Konkurs⸗ 
verwalter ($ 82) verantwortlich werden, dieſer unter Um⸗ 
ſtänden ſogar unter Verwirkung von Ordnungsſtrafen (§ 84). 
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Iſt alſo einem Teil der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes 
zur Mitwirkung an einem Beſchluß überhaupt keine Ge⸗ 
legenheit gegeben worden, ſo iſt es Sache des Konkursver⸗ 
walters, auf ordnungsmäßige Beiziehung ſämtlicher Mit⸗ 
glieder zu dringen, und wenn ſich etwa nachweiſen ließe, daß 
bei Zuziehung der umgangenen Mitglieder ein Beſchluß 
anders ausgefallen wäre, können die zuſtimmenden Mitglieder 
wie der Konkursverwalter unter Umſtänden haftpflichtig 
werden. Solche Erwägungen reichen aber nicht aus, einen 
ordnungswidrig gefaßten Beſchluß auch dann für ungültig 
zu erklären, wenn der Anforderung des 8 90 KO. genügt 
iſt. Ein Beſchluß, der Gewerbebank den Zuſchlag für ihr 
Gebot von 60000 Mk. zu erteilen, iſt nun aber in der 
Tat von der Mehrheit der Mitglieder des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes mit abſoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefaßt worden. Schon in der ordnungsmäßig zuſammen⸗ 
berufenen Sitzung des Gläubigerausſchuſſes vom 22. Dezember 
1904, an welcher anfänglich 6 ordentliche Mitglieder und 
an Stelle des verhinderten Mitglieds B. ein Erſatzmann 
und hernach nach Ausſcheiden des ordentlichen Mitglieds P., 
der als Vorſtandsmitglied der Gewerbebank G. ſich der weiteren 
Mitwirkung enthielt, der zweite Erſatzmann teilgenommen 
hat, war mit einer Mehrheit von 4 gegen 3 Stimmen das 
auf 41000 Mk. lautende Verſteigerungsgebot der Gewerbe— 
bank angenommen worden. Daß die Stimmen von 3 zu— 
ſtimmenden Mitgliedern ſei es wegen der Bürgſchaft, die 
ſie für das Gebot übernommen hatten, oder wegen ſonſtiger 
Beteiligung für ungültig zu erachten waren, kann in Er- 
manglung hiefür anzuführender geſetzlicher Beſtimmungen 
nicht angenommen werden. Es hat auch die für die Klage 
angeführte Schlußfolgerung, wenn dieſe Mitglieder ein Ge— 
bot von 41000 Mk. gutgeheißen haben, ſo ſeien ſie auch mit 
einem ſolchen von 60 000 Mk. einverſtanden geweſen, viel 
für ſich. Doch kann dieſe Frage offen bleiben. Denn jeden⸗ 
falls ergibt ſich aus den Angaben der Zeugen ſowie dem von 
denſelben unterzeichneten Schriftſtück, daß 4 Mitglieder des 
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Gläubigerausſchuſſes noch am Abend des 22. Dezember 1904 
beſchloſſen haben, dem neuen Gebot der Gewerbebank von 
60 000 Mk. zuzuſtimmen, und daß ſie andern Tags ihre 
Erklärungen ſchriftlich niedergelegt haben. Da hiebei in 
zuläſſiger Weiſe an Stelle des als verhindert angeſehenen 
ordentlichen Mitglieds P. ein Erſatzmann zugezogen iſt, 
ſo hatte an dieſer Beſchlußfaſſung die Mehrheit der Mit⸗ 
glieder des 7köpfigen Gläubigerausſchuſſes teilgenommen 
und war der Beſchluß mit Stimmeneinhelligkeit gefaßt worden. 
Den Anforderungen des $ 90 KO. war damit genügt 
und den Bemängelungen der Mitwirkungsfähigkeit der be⸗ 
teiligten Mitglieder kann nach dem bereits Bemerkten keine 
Bedeutung beigemeſſen werden. Unerheblich iſt auch der 
Umſtand, daß der ſtellvertretende Konkursverwalter dieſem 
Beſchluß die Beachtung verſagte, umſo mehr, als die be- 
ſchlußfaſſenden Mitglieder, wie insbeſondere aus der Zeugen⸗ 
ausſage des A. hervorgeht, den Willen, nicht bloß zu be⸗ 
raten, ſondern auch zu beſchließen, zur Genüge zum Ausdruck 
gebracht hatten. 

Urt. des I. Zivilſenats vom 30. Nov. 1906 i. S. 

Funkſche Konkursmaſſe g. Bauſch. 


37. 


ulüſſigkeit der Berufung bei Erledigung der Hanpt⸗ 
ſache nach der Verkündung des in I. Anſtanz er⸗ 
gangenen Urteils? 


Die Parteien hatten vor dem Landgericht nur darüber 
geſtritten, ob das dem Beklagten vom Kläger gewährte Dar⸗ 
lehen ſofort oder erſt auf 1. Aug. 1908 zur Heimzahlung 
fällig ſei. Durch das am 9. Juli 1908 verkündete Urteil 
der Zivilkammer iſt der Beklagte zur ſofortigen Zahlung 
verurteilt worden. Die Einlegung der Berufung erfolgte 
am 24. Auguſt 1908; die Zahlung der Hauptſumme und 
Zinſen geſchah nach dieſem Zeitpunkt, aber vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht. 
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Aus den Gründen: 

Die Frage der Zuläſſigkeit der Berufung iſt zu bejahen. 
Grundſätzlich iſt für die Frage der Statthaftigkeit eines 
Rechtsmittels die Zeit der Einlegung desſelben maßgebend. 
Letztere erfolgte (gemäß § 207 Abſ. 2 ZPO.) am 24. Auguſt 
1908. Es fragt ſich alſo in erſter Linie, ob damals dem 
Beklagten das Rechtsmittel der Berufung gegen das Urteil 
vom 9. Juli 1908 offen ſtand oder ob derſelbe nach der 
hiefür allein in Betracht kommenden Beſtimmung in $ 99 
Abſ. 1 ZPO. ausgeſchloſſen war. 

Faßt man nur den Wortlaut dieſer Beſtimmung ins 
Auge, wonach die Anfechtung der Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt unzuläſſig iſt, wenn nicht gegen die Ent⸗ 
ſcheidung in der Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird, 
ſo ſcheint die Zuläſſigkeit der Berufung auch hinſichtlich des 
Koſtenpunktes ohne weiteres bejaht werden zu müſſen, weil 
die von dem Beklagten eingelegte Berufung unbeſchränkt er⸗ 
hoben iſt, alſo auch gegen die Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache gerichtet erſcheint. Als Einlegung eines Rechtsmittels 
gegen die Entſcheidung in der Hauptſache i. S. des $ 99 
Abſ. 1 ZPO. iſt aber nicht die bloß formale Einlegung 
anzuſehen !). Die Hauptſache darf zur Zeit der Einlegung 
noch nicht erledigt ſein, das betreffende Rechtsverhältnis 
muß noch ſtreitig ſein ). 

Vorliegend könnten nun in der Tat Bedenken darüber 
auftauchen, ob zwiſchen den Parteien im Zeitpunkt der Er⸗ 
hebung der Berufung die Hauptſache noch im Streit war. 
Denn in dieſem Zeitpunkte war nach der eigenen Dar— 
ſtellung des Beklagten die Fälligkeit des kläg. Anſpruchs 
eingetreten und der Beklagte konnte daher die Berufung 
nicht zu dem Zwecke einlegen, eine Abweiſung der Klage 
herbeizuführen und hat ſie natürlich auch nicht zu dieſem 
Zweck erhoben. Aber es ſtand ihm von dem von ihm ein⸗ 
genommenen Standpunkte aus das Recht zu, eine Feſt⸗ 
h Pgl. JW. 1908 S. 557 Nr. 18. 

2) Vgl. u. a. RG. 33 S. 383 ff.; Seuff A. 50 S. 215. 
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ſtellung dahin zu verlangen, daß der Anſpruch des Klägers 
zu der Zeit der Erlaſſung des erſtinſtanzlichen Urteils noch 
nicht fällig geweſen ſei und daß daher die Klage als ver⸗ 
früht hätte abgewieſen werden ſollen !). 

Es iſt auch kein Zweifel, daß er eine Feſtſtellung dahin 
mit ſeiner Berufung herbeizuführen bezweckt e. Dies war 
aber auch eine Anfechtung des Urteils hinſichtlich der 
Hauptſache. 

Zu unterſuchen iſt nun aber weiter, ob nicht die Zah— 
lungen vom 4. September und 4. November 1908 und die im 
Schriftſatz des Bekln. vom 13. Januar 1909, der, wie aus 
der Erwiderung des Klägers vom 19. desſ. Monats hervor⸗ 
geht, dem Kläger ſpäteſtens am 19. Januar 1909 zugeſtellt 
worden iſt, enthaltene Erklärung des Beklagten, daß die 
Hauptſache durch Bezahlung von Kapital und Zinſen an 
den Kläger erledigt ſei, ſowie die Beſchränkung des Be⸗ 
rufungsantrags auf den Koſtenpunkt die Berufung zu einer 
unzuläſſigen geſtalten. Auch dies iſt indes zu verneinen. 

Zwar kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß ein 
nach Einlegung der Berufung ſeitens des verurteilten Be⸗ 
klagten erklärter Verzicht desſelben auf das Rechtsmittel 
bezüglich der Hauptſache die Zuläſſigkeit der Berufung auf⸗ 
hebt 2). Ein ſolcher Verzicht kann aber nicht ohne weiteres!) 
in der vorbehaltsloſen Zahlung der Hauptſumme und Zinſen 
erblickt werden). Jedenfalls kann von einem Verzichte 
dann nicht die Rede ſein, wenn, wie vorliegend, die Zahlung 
wegen der nunmehr, wie der Beklagte behauptet, eingetretenen 
Fälligkeit der Hauptſumme und Zinſen erfolgt ). 

Aber auch die ſich als eine Konſequenz der Zahlung 
9 Vgl. JW. 1888 S. 422 Nr. 1, auch RG. 20 S. 430 ff. 

) Vgl. Gaupp⸗Stein, Komm. z. ZPO. 5 199 Anm. II 2. 

3) Mit dem OLG. Hamburg in SeuffA. 58 Nr. 196 (= OLE. 7 
S. 284). 

) Vgl. Gaupp⸗Stein 1. c. (nicht entgegenſteht JW. 1908 S. 557 
Nr. 18, wo das RG. auf die erwähnte Entſcheidung Bezug nimmt). 

8) Vgl. JW. 1888 S. 422 Nr. 1; vgl. auch JW. 1895 Nr. 3, 1901 
S. 157 Nr. 2. 
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darſtellende Erklärung, daß die Hauptſache erledigt ſei und 
daher Abänderung des Urteils nur noch im Koſtenpunkt 
verlangt werde, kann unter dieſen Umſtänden nicht als eine 
Zurücknahme des Rechtsmittels hinſichtlich der Haupt⸗ 
ſache angeſehen werden ). 
Urt. des II. Zivilſenats v. 3. Febr. 1909 in Sachen 
Foell gg. Theurer U. 760/08. 


38. 


Keligiöſe Erziehung der Kinder. 
(Auslegung der Ziff. VI des Religionsedikts vom 
15. Oktober 1806.) 


Aus den 
N Gründen 
eines Berufungsurteils: 

Unbegründet iſt zunächſt die vom Kl. erſt im Berufungs⸗ 
verfahren aufgeſtellte Behauptung: die in Rede ſtehende Ur⸗ 
kunde vom 15. Oktober 1898 laſſe nicht erkennen, daß die 
Parteien die Vereinbarung in betreff der konfeſſionellen Er⸗ 
ziehung ihrer Kinder vor dem Schultheißenamt abgeſchloſſen 
haben, ſondern ergebe nur, daß ſie ihre Unterſchriften haben 
durch den Schultheißen beglaubigen laſſen. Nach der Ur⸗ 
kunde „ſtellen“ die Parteien „die Bitte an das Schultheißen⸗ 
amt, daß es ſie dieſe Vereinbarung unterſchreiben 
laſſen und ihre Unterſchriften beurkunden möge“. 

Mit den hervorgehobenen Worten wollte augenſcheinlich 
gejagt werden: das Schultheißenamt möge die durch Unter- 
ſchrift zu beſtätigende (oder — ſ. hienach — beſtätigte) Er⸗ 
klärung der Parteien entgegennehmen, daß ſie eine dem In⸗ 
halt der Urkunde entſprechende Vereinbarung getroffen haben. 
Damit iſt der Vorſchrift des Religionsedikts vom 15. Okt. 
1806 Ziff. VI genügt. 

Es kommt ſodann nicht darauf an, ob die Parteien die 
in Rede ſtehende Urkunde vor dem Schultheißenamt L. unter⸗ 


1) JW. 1888 S. 422 Nr. 1, 1895 S. 198 Nr. 3. 
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zeichnet haben. Auch wenn ſie die von ihnen zuvor ſchon 
unterzeichnete Urkunde dem Schultheißen überbracht und da⸗ 
bei erklärt hätten, die hier enthaltene Verein- 
barung haben ſie getroffen (womit ſie ſich zugleich 
zu ihren Unterſchriften bekannt hätten) und bitten um deren 
Beurkundung, ſo wäre damit der erwähnten Vorſchrift des 
Religionsedikts genügt, der Vertrag „vor der Obrigkeit des 
Gatten“ (falls dies das Schultheißenamt L. war) abge⸗ 
ſchloſſen worden. Daß aber die Parteien eine ſolche Er⸗ 
klärung vor dem Schultheißen in L. am 15. oder 16. Oktober 
1898 abgegeben haben, ergibt der Inhalt der Urkunde in 
Verbindung mit dem durchaus glaubwürdigen Zeugnis des 
Schultheißen. Auch darauf kommt es nicht an, wann Schult⸗ 
heiß J. dem vor ihm am 15. oder 16. Oktober 1898 ab- 
geſchloſſenen Vertrag ſeine Beurkundung beigeſetzt hat. 

Die in der Urkunde enthaltene Vereinbarung iſt daher 
rechtswirkſam, wenn das Schultheißenamt L. als „Obrigkeit 
des Gatten“ (des Kl.s) anzuſehen iſt. In dieſer Beziehung 
iſt mit der ZK. und einer Entſcheidung des Ferienzivilſenats 
vom 2. September 1909 in der Vormundſchaftsſache N. davon 
auszugehen, daß als ſolche Obrigkeit das Schultheißenamt 
des Wohnſitzes oder, wenn der Gatte oder Bräutigam zur 
Zeit keinen Wohnſitz hat, das Schultheißenamt des Wohn⸗ 
oder Aufenthaltsorts (i. S. des BGB.), nicht des 8 16 ZPO.) 
anzuſehen iſt. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 5. Okt. 1909 i. S. Mauch g. 

Mauch. Das Reichsgericht hat dem Kl. das Armenrecht 

wegen Ausſichtsloſigkeit der weiteren Rechtsverfolgung 

verweigert. 


39. 
1. Rechtliche Katur der Grund⸗ und Gebündeſtenern 
in Württemberg. 
2. IR ein Konkursverwalter verpflichtet, bei freihün⸗ 


) Vgl. Staudinger, Komm. zum BGB. 5. 6. Aufl. Vorbem. 
I, I u. 2 zu 88 7—11. 
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digem Herkanf der dem Gemeinſchuldner gehörigen 

Liegenſchaft zu Gunſten der Abſonderungsberechtigten 

die Grund ſütze des Bwangsverſteigerungsgeſetzes zur 
Anwendung zu bringen? 


Klägerinnen ſind die politiſche Geſamtgemeinde U. und 
die politiſche Teilgemeinde U., Beklagter iſt der Rechtsan⸗ 
walt B. in A. Der Beklagte war im Jahr 1905 zum 
Konkursverwalter im Konkurs einer Fabrik für Eiſenkon⸗ 
ſtruktionen beſtellt worden. Er hat dieſen Konkurs betrieben, 
bis derſelbe im J. 1908 gem. § 204 KO. eingeſtellt worden 
iſt. Die Klägerinnen haben im Konkursverfahren Steuer⸗ 
etc. Forderungen angemeldet, ſind jedoch nur mit einem Teil 
derſelben befriedigt worden. Der Beklagte hat im Lauf des 
Verfahrens die Liegenfchaft der Gemeinſchuldnerin freihändig 
verkauft, ohne für volle Befriedigung der Klägerinnen be⸗ 
ſorgt zu fein. Soweit ſie nicht befriedigt worden find, ver- 
langen fie vom Beklagten gem. $ 82 KO. Erſatz. 

Das Weitere ergibt ſich aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils. 

Die Klägerinnen machen den Beklagten gem. § 82 KO. 
für den ihnen dadurch entſtandenen Schaden verantwortlich, 
daß er es verabſäumt habe, bei dem Verkauf der Liegen⸗ 
ſchaft für Befriedigung der von ihnen zum Konkursverfahren 
angemeldeten, bevorzugten, öffentlich-rechtlichen Forderungen 
zu ſorgen. Der Beklagte ſei verpflichtet geweſen, bei dem 
von ihm vorgenommenen Verkauf der Liegenſchaft nebſt Zu⸗ 
behör die Grundſätze des Zwangsverſteigerungsgeſetzes zur 
Anwendung zu bringen, worüber Theorie und Praxis einig 
ſeien. 

Die Klägerinnen gehen hiebei insbeſondere davon aus, 
daß der Beklagte verpflichtet geweſen ſei, gemäß $ 10 Abi. 1 
Ziff. 3 ZG. für Befriedigung der von ihnen angemeldeten 
Anſprüche vor den Hypothekengläubigern zu ſorgen. 

Allein auch wenn man dieſer Klagbegründung in vollem 
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Umfang folgen will, ſo ſcheidet doch ein Teil der von den 
Klägerinnen geltend gemachten Anſprüche aus, weil ſie jeden⸗ 
falls nicht unter $ 10 Abſ. 1 Ziffer 3 ZVG. fallen. Dies 
trifft hinſichtlich der geforderten Gewerbeſteuerbeträge zu, da 
dieſe keinenfalls als „öffentliche Laſten des Grundſtücks“ 
(8 10 Abſ. 1 Ziffer 3) angeſehen werden können. Ebenſo⸗ 
wenig gehören hieher die Beiträge zur landwirtſchaftlichen 
Berufsgenoſſenſchaft, die — und zwar ſelbſt, wenn ſie in 
Form von Zuſchlägen zu den direkten Saats⸗ und Kommunal⸗ 
ſteuern erhoben werden — nur perſönliche Verpflichtungen 
des jeweiligen Eigentümers des Anweſens als Mitglieds 
der Berufsgenoſſenſchaft, nicht aber öffentliche Laſten des 
Grundſtücks ſind ). 

Es bleiben ſomit nur die für Staat, Gemeinde (bezw. 
Teilgemeinde) und Amtskörperſchaft geſchuldeten Beträge der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer übrig. 

Hier iſt der Klagebegründung zunächſt darin zu folgen, 
daß es ſich hiebei um „Anſprüche auf Entrichtung der öffent⸗ 
lichen Laſten des Grundſtücks“ im Sinne des § 10 Abſ. 1 
Ziffer 3 3G. handelt, hinſichtlich deren in dem unten noch 
näher zu erörternden Umfang ein Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück und damit ein Abſonderungsrecht nach 
8 47 KO. beſteht. 

Welche Laſten als „öffentliche Laſten des Grundſtücks“ 
anzuſehen find, beſtimmt ſich nach der Landesgeſetzgebung ?). 
Die Landesgeſetzgebung beſtimmte in Württemberg bei Ein⸗ 
führung des BGB. mit Nebengeſetzen hierüber nichts. Es 
gelten alſo die Grundſätze, welche hierüber im J. 1900 be⸗ 
ſtanden haben, noch weiter. In dem Geſetz betr. die Grund-, 
Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer vom 28. April 1873 (Reg. Bl. 
S. 127 ff.) iſt ebenſowenig, wie in dem jetzt geltenden Ge⸗ 


) Vgl. 88 18, 15, 39a, 44, 76, 77 SUNG. (R. Bl. von 1900 
18 A und Wolf, Komm. zum ZVG. $ 10 Anm. 9; RG. 63. 190 ff. 
u. 

en Jäckel⸗Güthe, Komm. i 3G. (III. Aufl.) zu $ 10 
Bem. 14, RG. a. a. O. 
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ſetz vom 8. Auguſt 1903 (Reg. Bl. S. 344 ff.) beſtimmt, 
daß die Grund- und Gebäudeſteuerlaſt eine öffentliche Laſt 
des Grundſtücks ſei. Nach früherem Württembergiſchen 
Recht wurden die Grund⸗ und Gebäudeſteuern ihrer Natur 
nach wie Reallaſten betrachtet“), und die Reallaſten hatten 
hinſichtlich der Laſt ſelbſt (im Gegenſatz zu den rückſtändigen 
Leiſtungen) dinglichen Charakter, ſie ruhten auf dem Gut 
ſelbſt?). Dementſprechend wurde dieſen Steuern auch, nach⸗ 
dem für ſie in dem Württ. Prioritätsgeſetz von 1825 Art. 4 
ein unbedingtes Vorzugsrecht I. Klaſſe (auf dem ganzen 
Vermögen, nicht auf dem einzelnen Grundſtück) feſtgeſetzt 
worden war, in dem Württ. Geſ. vom 18. Aug. 1879, betr. 
die Zwangsvollſtreckung in unbewegliches Vermögen, Reg. Bl. 
S. 191 ff., ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
eingeräumt (Art. 22 Ziff. 1) und in den Motiven ſowie in 
dem Kommiſſionsbericht finden ſich mehrfach Wendungen, 
die auf die dingliche Natur dieſer Steuern hindeuten, vergl. 
z. B. die Ausdrücke: „die ausſchließlich aus dem Im⸗ 
mobiliarbeſitz erwachſenden Forderungen“, Forderungen, „die 
alle Grundſtücke kraft Geſetzes treffen“, „die den Gläubigern 
— einzuräumende Realſicherheit“, „die aus dem betreffenden 
Immo biliarbeſitz entſtandenen Forderungen“, „die ſpeziell auf 
der Immobiliarmaſſe ruhenden Verbindlichkeiten“ ?). Da⸗ 
gegen iſt hier die dingliche Natur der Laſt nicht ſtreng durch⸗ 
geführt, ſofern eine Haftung des Grundſtücks für die rück⸗ 
ſtändigen Leiſtungen der Vorbeſitzer ausgeſchloſſen wurde. 
Daß es ſich bei den Grund⸗ und Gebäudeſteuern um 
öffentliche Abgaben im Sinn des § 10 Abſ. 1 Ziffer 3 ZVG. 
handle, iſt auch in der Verfügung vom 10. Oktober 1899, 


1) Zu vgl. Wächter, Erörterungen Heft 1 S. 127 No. 1 und 
württ. PrivR. Bd. 1 S. 621, weiter Stieglitz, Komm. zur KonkO. 
zu § 39 S. 2546. 

2) Vgl. Wächter, Erörterungen S. 127 ff., WPrivR. a. a. O. u. 
B. 2 ©. 312; vgl. ferner Württ Z. 05 248. 

2) Vgl. neue Juſtizgeſetzgebung Bd. VI 1 S. 358/359, 387. Daſelbſt 
iſt auch gerade auf Wächter, Erörterungen S. 127 ff. Bezug genommen. 
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betr. die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, (ABl. 
S. 367 ff.) § 24 vorausgeſetzt. Auf ein Gewohnheitsrecht 
braucht hienach nicht zurückgegriffen zu werden ). — Es 
fragt ſich nun weiter, ob der Beklagte verpflichtet war, für 
Befriedigung der Grund- und Gebäudeſteuerforderungen, 
welche die Klägerinnen angemeldet hatten, zu ſorgen. Dies 
iſt zu bejahen. 

Zwar iſt die Aufſtellung der Klägerinnen, der bekl. 
Konkursverwalter habe auch bei freihändigem Verkauf die 
Grundſätze des Zwangsverſteigerungsgeſetzes zur Anwendung 
bringen müſſen, in dieſer Allgemeinheit nicht richtig. Dieſer 
Satz iſt auch den oberſtrichterlichen Entſcheidungen, auf 
welche er ſich zu ſtützen ſcheint?), nicht zu entnehmen. Dieſe 
Entſcheidungen handeln hauptſächlich von der Verwertung 
beweglicher Sachen (von Zubehörſtücken), hinſichtlich deren be⸗ 
ſondere Grundſätze gelten, vergl. insbeſ. 8 865 Abſ. 2 ZPO. 
Die Entſcheidungen beſagen nicht mehr, als daß eine Ver⸗ 
wertung von Gegenſtänden durch den Konkursverwalter im 
Konkurs unter Umſtänden wie eine Zwangsvollſtreckung 
wirkt >). 

Dagegen iſt es richtig, daß der Beklagte die Forderungen 
der Klägerinnen hätte berückſichtigen ſollen, falls ſie als mit 
dem Vorrecht des & 10 Abi. 1 Z. 3 3G. angemeldet zu 
gelten hatten. 

Nach § 4 Abi. 2 KO. erfolgt die abgeſonderte Befriedi⸗ 
gung im Sinn der 88 47 ff. KO. unabhängig vom Konkurs⸗ 
verfahren. Die Gegenſtände, die der abgeſonderten Be⸗ 
friedigung unterliegen, gehören aber an ſich zur Konkurs⸗ 
maſſe und dürfen auch vom Konkursverwalter verwertet 
werden. Entſchließt ſich der Konkursverwalter hiezu, ſo muß 
er die Abſonderungsrechte zwar nicht von Amts wegen, aber 


1) Vgl. Württ Z. 09 171. 

2) Vgl. u. A. RG. 32, 85 ff.; 69, 85 ff., Seuff A. 63 Nr. 194; OLG. 
1, 440; 4, 368. 

3) S. auch Seufſ Bl. B. 71 (von 1906) S. 205 ff. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege XXII. 3. 21 
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dann berückſichtigen, wenn fie angemeldet ſind ). Unterläßt 
dies der Konkursverwalter fahrläſſigerweiſe, ſo haftet er 
den Abſonderungsberechtigten gem. §S 82 KO., da auch ſie 
zu den „Beteiligten“ im Sinn des $ 82 gehören 9. 

Es fragt ſich daher in erſter Linie, ob die von den 
Klägerinnen beanſpruchten Grund⸗ und Gebäudeſteuern als 
mit dem Abſonderungsrecht des § 10 Abſ. 1 Ziffer 3 an⸗ 
gemeldet anzuſehen ſind. Dies iſt aber zu bejahen. 

Die beiden Gemeindepfleger haben die Forderungen ſo— 
wohl bei dem Konkursgericht, als bei dem Beklagten ange⸗ 
meldet, die Teilgemeindepflege hat die Anmeldung beim 
Konkursgericht aber erſt nach dem Verkauf der Liegenſchaft 
vorgenommen. In den Anmeldungen iſt geſagt, daß um 
Befriedigung aus der Konkursmaſſe (bezw. der Maſſe) ge⸗ 
beten und das „Vorzugsrecht in erſter Klaſſe“ (Geſamt⸗ 
gemeinde), bezw. „das Anſpruchsrecht in I. Klaſſe“ (Keil: 
gemeinde) geltend gemacht werde. 

Auch die Zivilkammer geht davon aus, daß die beiden 
Gemeindepfleger hiemit alle für die Forderungen beſtehenden 
Rechte haben in Anſpruch nehmen wollen und dem iſt ohne 
weiteres beizuſtimmen. Die Zivilkammer iſt aber der An⸗ 
ſicht, dem Wortlaut nach ſeien die Forderungen lediglich als 
bevorrechtigte Konkurs forderungen angemeldet wor⸗ 
den und es ſei nicht zum Ausdruck gekommen, daß auch Ab⸗ 
ſonderungsrechte geltend gemacht werden und abgeſonderte 
Befriedigung beanſprucht werden wolle. Letzteres iſt zwar 
richtig und es iſt auch zuzugeben, daß zur Zeit der An⸗ 
meldung an ein beſonderes Verſteigerungsverfahren hinſicht⸗ 
lich der Liegenſchaft überhaupt noch nicht gedacht worden 
ſein mag. Es iſt aber nicht zutreffend, daß die Forderungen 
erkennbar nur als bevorrechtigte Konkursforderungen an⸗ 
gemeldet worden ſind. Daraus, daß Befriedigung aus der 
Konkursmaſſe, bezw. aus der Maſſe beanſprucht wurde, folgt 
9 Pgl. KO. zu § 4 Anm. 6, Sarwey-Boſſert, KO. zu 84 
Ben. 2, RG. in JW. 08, 5183, RG. 69, 85 ff. 

2) Vgl. Jäger, KO. zu § 82 Anm. 2. 
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dies nicht, denn — wie erwähnt — gehört auch die der ab⸗ 
geſonderten Befriedigung unterliegende Liegenſchaft an ſich 
zur Konkursmaſſe. Von Beanſpruchung des Konkursvor⸗ 
rechts des § 61 Ziffer 2 iſt aber überhaupt nicht die Rede, 
denn es wird ein Vorzugs⸗ bezw. Anſpruchsrecht I. Klaſſe 
beanſprucht. Dies paßt allerdings auch nicht auf das Ab- 
ſonderungsrecht des §8 10 Abſ. 1 Ziffer 3 ZVG., aber dar- 
aus ergibt ſich nur, daß man auf den Wortlaut der An⸗ 
meldung überhaupt kein ausſchlaggebendes Gewicht legen 
darf. Die beiden Gemeindepfleger wollten eben zum Aus⸗ 
druck bringen, daß ſie mit den von ihnen angemeldeten 
Forderungen in erſter Linie, vor allen Gläubigern, und 
damit auch vor den Hypothekengläubigern, befriedigt werden 
wollten. Dabei mögen ſie vielleicht an das alte württem⸗ 
bergiſche Vorzugsrecht J. Klaſſe des Prioritätsgeſetzes oder 
an das Abſonderungsrecht in I. Klaſſe des württ. Geſetzes 
von 1879 gedacht haben. Damit war aber auch zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß ſie, wenn der Konkursverwalter die 
Liegenſchaft zur Maſſe ziehe und veräußere, auch aus der 
Liegenſchaft, alſo nach 8 10 Abſ. 1 Ziff. 3 ZVG. befriedigt 
werden wollen. Es kann von den hier in Rede ſtehenden 
Perſonen, einfachen Leuten, nicht verlangt werden, daß ſie 
das, was fie beanſpruchen, gerade mit den Worten des Ge— 
ſetzes ſagen. Es wäre vielmehr im vorliegenden Fall Sache 
des geſetzeskundigen Konkursverwalters geweſen, ihre An⸗ 
meldung ſo, wie ſie gemeint war, auszulegen und, wenn er 
je Zweifel hatte, ſich bei den Anmeldenden über den 
Sinn der Anmeldung zu erkundigen. Das Abſonderungs⸗ 
recht hat daher als angemeldet zu gelten; es iſt aber auch 
weiter anzunehmen, daß der Beklagte bei Aufwendung der 
im Verkehr erforderlichen Sorfalt hätte erkennen können, daß 
die Klägerinnen dieſes Recht für den Fall des Verkaufs der 
Liegenſchaft durch den Konkursverwalter in Anſpruch nehmen 
wollten, und er hätte dasſelbe demgemäß berückſichtigen ſollen. 
Dies muß umſomehr verlangt werden, als er der ganzen 
Sachlage nach bei Verkauf der Liegenſchaft überhaupt nicht 
1 21* 
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im Intereſſe der Maſſe, ſondern nur im Intereſſe der A b⸗ 
ſonderungs berechtigten tätig wurde. Es war zur Zeit 
des Verkaufs der Liegenſchaft völlig ſicher, daß ein die 
Hypothekenſchulden überſteigender Erlös nicht zu erzielen ſei, 
wie dies der Beklagte in dem Brief vom 3. Februar 06 an 
Rechtsanwalt F. auch ſelbſt ausſprach. Beklagter war ferner 
durch die Briefe des Rechtsanwalts M. vom 13. Januar 06, 
vom 8. Febr. 06, vom 10. Febr. 06 noch beſonders darauf 
hingewieſen, daß die Maſſe an der Verwertung der Liegen⸗ 
ſchaft kein Intereſſe habe. Handelte Beklagter hiebei ſonach 
ausſchließlich als Geſchäftsführer der Abſonderungsberechtigten, 
ſo mußte er auch deren Intereſſe und ſpeziell dasjenige der 
Steuergläubiger wahrnehmen. Daß er bei Nichtberückſichti⸗ 
gung der letzteren Forderungen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt außer acht gelaſſen hat, ergibt ſich noch befonders 
daraus, daß er kurz vor dem Verſteigerungstermin vom 
15. Febr. 06 von Rechtsanwalt F. im Brief vom 7. Febr. 06 
darauf aufmerkſam gemacht wurde, daß die auf dem Areal 
ruhenden öffentlichen Laſten zuerſt aus dem Erlös zu be— 
friedigen ſeien. Auch bei Erörterung der Zahlungsbedingungen 
in dem Termin vom 15. Febr. 06 hätte er an die Befriedi⸗ 
gung der rückſtändigen Steuern denken ſollen und können, 
denn hier wurde ausdrücklich eine Beſtimmung darüber auf⸗ 
genommen, von wann ab die Steuern von dem Erſteher zu 
übernehmen ſeien. Hätte ſich ferner der Beklagte nicht ein— 
gemiſcht, ſo hätten die Hypothekengläubiger den Verkauf der 
Liegenſchaft im Weg der Zwangsverſteigerung ins unbeweg— 
liche Vermögen betreiben müſſen, und hiebei wäre auf die 
Befriedigung der Steuerſchuldigkeiten zweifellos Bedacht ge⸗ 
nommen worden, zumal da nach der Beſtimmung des an⸗ 
geführten §S 24 der Verfügung vom 10. Oktober 1899 den 
zu Geltendmachung eines Anſpruchs auf Entrichtung öffent⸗ 
licher Laſten berufenen Kaſſenſtellen von der Terminsbeſtim⸗ 
mung im Zwangsverſteigerungs verfahren auch dann Mitteilung 
zu machen iſt, wenn dieſe Stellen noch keine Anſprüche an- 
gemeldet haben. 
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Daß die Anſprüche der Klägerinnen auf Bezahlung der 
Grund» und Gebäudeſteuern, ſoweit fie vor den Hypotheken 
ihren Rang hatten, hätten Befriedigung finden können, iſt 
nicht beſtritten und ebenſo iſt außer Streit, daß dieſe 
Anſprüche im Konkursverfahren durchgefallen ſind. | 

Der Bekl. hat nun noch eingewandt, die Klägerinnen 
haben durch ſein Verfahren deshalb keinen Schaden gehabt, 
weil ſie ſich mit ihren Anſprüchen auch nach dem Verkauf 
noch aus der Liegenſchaft hätten befriedigen können. 

Dies iſt aber nicht zutreffend. 

Es iſt ſchon oben darauf hingewieſen worden, daß nach 
dem früheren württ. Recht im Zwangsvollſtreckungs verfahren 
nur Steuerrückſtände des Exekutionsſchuldners, nicht aber 
ſolche des Vorbeſitzers beigetrieben werden konnten. Die 
dingliche Natur der Grund- und Gebäudeſteuern war alſo 
hinſichtlich der Rückſtände nicht anerkannt. Es iſt auch in 
dem Steuergeſetz von 1873 nirgends der Grundſatz auf: 
geſtellt, daß die Steuerſchuld hinſichtlich ſämtlicher verfallener 
Steuerbeträge das Grundſtück belaſte und aus dieſem 
beigetrieben werden könne. Vielmehr iſt in Art. 3 Abſ. 3 
des Geſetzes derjenige als ſteuerpflichtig bezeichnet, der in 
den öffentlichen Urkunden als Eigentümer oder Nutznießer 
des betreffenden Gebäudes oder Grundſtücks aufgeführt iſt, 
wobei der Eintrag am Beginn des Steuerjahrs 
für das ganze Jahr maßgebend iſt. Aehnlich 
lautet die Beſtimmung in Art. 3 des Geſetzes vom 8. Auguſt 
1903. Nun iſt allerdings in $ 10 Abi. 1 Ziff. 3 3G. 
ein Unterſchied dahin nicht gemacht, ob es ſich bei den rück⸗ 
ſtändigen Steuern um ſolche des Exekutionsſchuldners oder 
um ſolche des Vorbeſitzers handle. Allein es iſt nach der 
Faſſung dieſer Geſetzesbeſtimmung („Anſprüche auf Ent⸗ 
richtung der öffentlichen Laſten des Grundſtücks“) augen⸗ 
ſcheinlich unterſtellt, daß es ſich hiebei um Forderungen gegen 
denjenigen handle, gegen welchen ſich die Zwangsvollſtreckung 
richtet, alſo gegen den als Eigentümer des Grundſtücks ein⸗ 
getragenen Schuldner dieſer Anſprüche (vgl. $ 17 Abſ. 13 WG.). 
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Es kann nicht angenommen werden, daß durch die Beſtim— 
mung des § 10 Abi. 1 Ziffer 3 das in den einzelnen 
Bundesſtaaten geltende Steuerrecht habe abgeändert und daß 
die Haftung des Grundſtücks für Steuerſchuldigkeiten habe 
in weiterem Umfang eingeführt werden wollen, als dieſelbe 
nach Landesrecht bereits beſtand. Dafür geben die Motive 
und die ſonſtigen Materialien des Geſetzes keinen Anhalt. 
Hienach muß angenommen werden, daß die Klägerinnen 
durch das Verſchulden des Beklagten für ihre Grund» und 
Gebäudeſteuerforderungen unbefriedigt geblieben ſind und hie⸗ 
für hat ihnen Beklagter gem. §S 82 KO. Erſatz zu leiſten. 
Urteil des II. Zivilſenats vom 25. Nov. 1909 in Sachen 
politiſche Geſamtgemeinde U. und politiſche Teilgemeinde 
U. gegen R. A. B. in A. U. 539/09. 


40. 


Verkauf einer ürztlichen Praxis durch die Witwe 
eines Arztis. 


Die Klin., Witwe eines verſtorbenen Wildbader Arzts, 
hat an den Bekln., einen bisher außerhalb Württemberg an⸗ 
ſäſſigen Arzt, in ihrem Haus in Wildbad, in dem ihr Mann 
eine einträgliche Praxis ausgeübt hatte, 6 Zimmer vermietet. 
Am Schluß des ſchriftlichen Mietvertrags heißt es: „Die 
Vermieterin verpflichtet ſich, die Geſchäfts- reſp. Konſultations⸗ 
bücher des 7 Herrn Sanitätsrats dem Mieter während der 
Mietsdauer gegen eine Entſchädigung von 2000 M. zu 
überlaſſen. Sollte eine Kündigung des Mietvertrags von 
ſeiten der Vermieterin innerhalb der erſten 2 Jahre jtatt- 
finden, ſo müßte eine Rückzahlung der 2000 M. an den 
Mieter ſtattfinden.“ 

Gegen die Klage auf Bezahlung der 2000 M. hat Bekl. 
u. a. eingewendet: die in Rede ſtehende Beſtimmung des 
Mietvertrags enthalte tatſächlich einen Verkauf der Praxis 
des verſtorbenen Ehemanns der Klin.; ein ſolches Rechts- 
geſchäft ſei aber als gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig. 
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Es wurde nach dem Klagantrag erkannt. 
Aus den 
| Gründen 
des Berufungsurteils: 
Die in Rede ſtehende Vertragsbeſtimmung verſtößt 
keineswegs gegen die guten Sitten. Zunächſt iſt zu be⸗ 
merken, daß die vom Bekln. für ſich verwertete Entſcheidung 
des Reichsgerichts!) den Verkauf einer ärztlichen Praxis 
keineswegs grundſätzlich und in allen Fällen für unſittlich 
und deshalb nichtig erklärt hat. Sodann aber handelte es 
ſich im gegenwärtigen Fall nicht um „den Verkauf einer 
Praxis“ durch den betreffenden Arzt; es fällt alſo von vorn⸗ 
herein die in der Regel bei ſolchem Verkauf eine Hauptrolle 
ſpielende Verpflichtung des „Verkäufers“ weg, dem Käufer 
keine Konkurrenz zu machen, ſeinerſeits die Praxis aufzugeben, 
ebenſowenig kann davon die Rede ſein, daß die Klin. 
durch den Vertrag gegen irgend welche Standespflichten ver⸗ 
ſtoßen hätte. Klin. ihrerſeits konnte die Praxis ihres ver⸗ 
ſtorbenen Manns nicht fortſetzen; ſie hat ſie nicht „geerbt“; 
ſie war nur in der Lage, durch Ueberlaſſung der Wohnung 
der Geſchäftsbücher u. drgl. ihres Mannes es einem Arzt 
zu ermöglichen oder zu erleichtern, die Praxis, die der Ver⸗ 
ſtorbene hatte, mehr oder weniger an ſich zu ziehen. Wenn 
Klin. von dieſer Möglichkeit in der Weiſe Gebrauch gemacht 
hat, daß ſie Wohnung und Bücher gegen ein nicht allzu 
hoch bemeſſenes Entgelt dem Bekln. überlaſſen hat, ſo iſt 
darin irgend etwas Unſittliches nicht zu finden; die „An⸗ 
ſchauung der gerecht und billig Denkenden“ würde es viel⸗ 
mehr nicht verſtehen, wenn z. B. die Erben eines beliebten, 
aber jung und ohne Hinterlaſſung eines Vermögens ver⸗ 
ſtorbenen Arztes ſich nicht auf dieſe Weiſe eine pekuniäre 
Hilfe follten verſchaffen dürfen. Daß aber das vom Bekln. 
für den ſog. Verkauf der Praxis gewährte Entgelt — auch 
wenn ein ſolches ſchon im Betrag von jährlich ein paar 


1) Bd. 66 Nr. 36. 
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100 M. in dem Mietzins von 1500 M. mitenthalten ſein 
ſollte — ein mäßiges iſt, unterliegt keinem Zweifel, wenn 
man die durch die getroffene Vereinbarung dem Bekln. er- 
öffneten Chancen in Betracht zieht. Der Bekl. ſeinerſeits 
hat ebenfalls nicht unſittlich gehandelt, wenn er für Be⸗ 
nützung der ihm gebotenen günſtigen Gelegenheit die tat⸗ 
ſächlich vereinbarte Gegenleiſtung gewährt hat!). 

Man könnte daran denken, einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten darin zu ſehen, daß Klin. die Konſul⸗ 
tations bücher ihres Mannes dem Bekl. überlaſſen hat, 
deren Einſicht jedem Unberufenen verſagt bleiben mußte an⸗ 
geſichts der darin niedergelegten Notizen über die dem Mann 
der Bekln. anvertrauten, von ihm geheim zu haltenden Mit- 
teilungen über die Krankheitsverhältniſſe der Patienten. 
Allein auch dieſer Geſichtspunkt trifft nicht zu. Die Parteien 
find ſelbſtverſtändlich davon ausgegangen, daß Bekl. von den 
fraglichen Mitteilungen nur, wenn und ſoweit die betr. 
Patienten ſich an ihn wandten, Gebrauch machen werde und 
dürfe; ein ſolcher Gebrauch aber lag durchaus im Intereſſe 
der Patienten und wenn in ſolcher Weiſe ein Arzt einem 
andern Arzt — z. B. dem ihn während einer längeren Reiſe 
vertretenden Arzt — Einſicht in ſeine Bücher gewährt, ſo 
liegt darin kein Vertrauensmißbrauch, keine Verletzung der 
Schweigepflicht, es muß dies vielmehr — auch ohne Ein— 
holung der Einwilligung aller einzelnen Patienten — an— 
geſichts der dem Arzt, dem die Einſicht gewährt wird, ob— 
liegenden Verpflichtung zur Verſchwiegenheit als durchaus 
zuläſſig angeſehen werden. In gleicher Weiſe enthält auch 
die Ueberlaſſung der in Rede ſtehenden Bücher durch die 
Klin. an den Bekln. nichts Anſtößiges, wie denn auch der 
„Verband der Aerzte Deutſchlands“ den Bekln. von Anfang 
an auf die Erwerbung der Bücher hingewieſen hat. 

Urt. des III. Zivilſenats v. 23. Nov. 1909 i. S. Grunow 

g. de Ponte. 

1) Vgl. RG. in Leipziger Ztſchrift für HR. ꝛc.-Recht Bd. 3 S. 149; 
Seuff A. 64 nr. 181. 
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Folgen einer trotz richtiger Anmeldung unrichtigen 
Eintragung in das Handelsregiſter. 


Nach dem Geſellſchaftsvertrag der Bekln. vom 4. De⸗ 
zember 1899 müſſen „alle Urkunden, Bekanntmachungen, 
Willenserklärungen und Zeichnungen für die Geſellſchaft, um 
für ſie rechtswirkſam zu ſein, falls nur ein Geſchäftsführer 
beſtellt iſt, durch dieſen, falls mehrere beſtellt ſind, entweder 
durch zwei derſelben oder durch einen Geſchäftsführer und einen 
Prokuriſten“ erfolgen. Dieſe Beſtimmung wurde richtig zum 
Handelsregiſter angemeldet; der Eintrag und die Bekannt— 
machung erfolgte aber im Dezember 1899 bezw. Jan. 1900 
dahin: die fraglichen Akte müſſen „von einem oder zwei 
Geſchäftsführern oder von einem Geſchäftsführer und einem 
Prokuriſten“ vorgenommen ſein. Dieſen Eintrag hat das 
Regiſtergericht erſt nach Beginn des in Rede ſtehenden Rechts⸗ 
ſtreits geändert. In dieſem handelte es ſich darum, ob der 
von nur einem der zwei Geſchäftsführer der Bekln. mit 
der Klin. abgeſchloſſene Verſicherungsvertrag für die Bekl. 
verbindlich ſei, was das Berufungsgericht verneinte. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Nach 8 35 GmbHG. müſſen Willenserklärungen der 
Geſellſchaft und Zeichnungen für fie durch ſämtliche Ge⸗ 
ſchäftsführer erfolgen, ſofern nicht der Geſellſchaftsvertrag 
etwas anderes beſtimmt. Eine ſolche Abweichung vom Ge— 
ſetz iſt im Handelsregiſter einzutragen. Die im Geſellſchafts⸗ 
vertrag der Bekln. feſtgeſetzte Art der Vertretung weicht vom 
Geſetz ab, ſofern, wenn mehr als zwei Geſchäftsführer vor⸗ 
handen ſind, Vertretung durch zwei Geſchäftsführer genügt 
und diesfalls an Stelle eines Geſchäftsführers ein Prokuriſt 
treten kann. Dieſe Abweichung vom Geſetz war im Handels— 
regiſter einzutragen und zu veröffentlichen. Unterblieb eine 
ſolche Eintragung und Veröffentlichung, weil Bekl. eine ent⸗ 
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ſprechende Anmeldung unterließ, ſo mußte ein Dritter an⸗ 
nehmen, an der geſetzlichen Kollektivvertretung ſei nichts ge⸗ 
ändert. Veranlaßte Bekl. eine unrichtige Ein⸗ 
tragung und Veröffentlichung, ſo mußte ſie wohl nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben deren Inhalt gegen 
ſich gelten laſſen. Nicht dasſelbe gilt aber, wenn eine 
richtige Anmeldung unrichtig oder ungenau eingetragen 
und veröffentlicht wurde, wie dies im gegenwärtigen Fall zu⸗ 
trifft. Eine dem $ 892 BGB. (für das Grundbuch) ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung gilt für das Handelsregiſter nicht, 
Abſ. 2 des $ 15 HGB. beſtimmt nur, ein Dritter müſſe 
eine eingetragene und bekannt gemachte Tatſache gegen ſich 
gelten laſſen (außer wenn er ſie weder kannte noch kennen 
mußte). Daß aber ein Kaufmann eine ihn betreffende Ein⸗ 
tragung und Veröffentlichung, die er in ſolcher Weiſe nicht 
veranlaßt hat, gegen ſich gelten laſſen, alſo ein Verſchulden 
des Regiſterrichters vertreten muß, läßt ſich aus den ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen nicht ableiten und folgt auch nicht 
aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen oder aus der Rückſicht⸗ 
nahme auf Treu und Glauben im Verkehr !). Die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 278 BGB., die die Zivil⸗ 
kammer im Auge zu haben ſcheint, iſt verfehlt, weil der 
Kaufmann dem Regiſterrichter ganz anders gegenüberſteht, 
als einem von ihm gewählten Gehilfen. 

Man könnte daran denken, zu ſagen: der Kaufmann 
ſei verpflichtet, die ihn betreffenden Einträge im und Ver⸗ 
öffentlichungen aus dem Handelsregiſter zu prüfen; unter⸗ 
laſſe er das, ſo müſſe er nach Treu und Glauben den In⸗ 
halt der Einträge und Veröffentlichungen gegen ſich gelten 
laſſen. Iſt es aber ſchon an ſich fraglich, ob ſich eine ſolche 
Prüfungspflicht in betreff der Handlungen einer Behörde auf: 
ſtellen, die Unterlaſſung einer ſolchen Prüfung als Verſchulden 
anſehen läßt, ſo kommt im vorliegenden Fall hinzu, daß Ein⸗ 
trag und Veröffentlichung keineswegs unzweideutig beſagten, 

) Vgl. Düringer-Hachenburg, Komm. zum HGB. — 2. Aufl. 
— Bd. 1 S. 196, 197. 
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bei Vorhandenſein mehrerer Geſchäftsführer genüge die Er⸗ 
klärung und Zeichnung eines einzigen; die Faſſung: die 
Akte müſſen „von einem oder zwei Geſchäftsführern“ vor⸗ 
genommen werden, mußte vielmehr bei verſtändiger Er⸗ 
wägung von vornherein die Mutmaßung erregen, es wolle 
damit geſagt ſein, in gewiſſen Fällen genüge die Erklärung 
eines Geſchäftsführers, in andern ſei die von zwei Ge— 
ſchäftsführern erforderlich (denn andernfalls wäre die Be⸗ 
ſtimmung doch wohl dahin gegangen: Erklärung und Zeichnung 
eines Geſchäftsführers genüge). 

Bekl. konnte alſo den Inhalt der Eintragung und Ver⸗ 
öffentlichung als abgekürzte (aber nicht unrichtige) Wieder⸗ 
gabe der von ihr getroffenen und angemeldeten Beſtimmung 
anſehen, während andererſeits der Klin., falls ſie den Ein⸗ 
trag und die Veröffentlichung kannte, Zweifel darüber kommen 
mußten, wie die fragliche Beſtimmung zu verſtehen ſei, und 
ſie ſie nicht ohne weiteres dahin verſtehen durfte, unter allen 
Umſtänden genüge die Erklärung und Zeichnung eines 
Geſchäftsführers. | 

Urt. des III. Zivilſenats v. 16. Febr. 1909 i. S. Fabrik 

für Beleuchtungsanlagen g. Atlas. 
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12. 


Kann die wegen Ungebühr nach Art. 33 AG. Gf. 
verhängte Geldſtrafe im Uneinbringlichkeitsfall in Haft⸗ 
ſtrafe umgewandelt werden? 


Die Frage iſt ſchon wiederholt in Beſchwerdefällen vom 
Strafſenat im Anſchluß und in Konſequenz an die in dieſen 
Jahrbüchern Bd. 16 S. 332 veröffentlichte Entſcheidung der⸗ 
ſelben Frage betr. eine nach 8 179 GVfG. erkannte Geldſtrafe 
verneint worden, kürzlich mit folgender Begründung: 

daß die auf Grund des Art. 33 AusfGeſ. z. GVfG. 
vgl. mit Art. 271 Ziff. III AusfGef. z. BGB. wegen 
Ungebühr, begangen in gerichtlichen Angelegenheiten außer— 
halb einer gerichtlichen Verhandlung, in der Höhe von 10 Mk. 
angeſetzte Geldſtrafe auch dem Betrage nach begründet er— 
ſcheint, jedoch die für den Fall der Uneinbringlichkeit aus— 
geſprochene Umwandlung der Geldſtrafe in eine Haftſtrafe 
geſetzlich nicht zuläſſig iſt, da weder das Ausführungsgeſetz 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz (mit der Aenderung in Art. 271 
Z. III AG. BGB.), in deſſen Anwendung die angefochtene 
Ordnungsſtrafe verhängt wurde, noch das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz ſelbſt eine Beſtimmung über Umwandlung uneinbring⸗ 
licher Geldſtrafen kennt, und die für ſolche Umwandlung in 
den SS 28, 29 StGB. gegebenen Vorſchriften beim Mangel 
einer Beſtimmung in den erwähnten Geſetzen und da ledig— 
lich wahlweiſe Geld: oder Haftſtrafe zugelaſſen iſt, auch 
nicht eine analoge Anwendung auf die nach dem GPfg. 
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oder dem AusfGeſ. hiezu feſtzuſetzenden Ordnungsſtrafen 
finden können, überdies die Beſtimmung des Art. 33 nach 
den Geſetzesmaterialien in tunlichſtem Anſchluß an die 
88 177-184 GYVfG., welche ſich nur auf die Sitzungs⸗ und 
Verhandlungspolizei beziehen, ſowie in deren Ergänzung die 
Art. 30, 31 des württ. Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 13. 
März 1868 erſetzen ſollte, vgl. KVh. 1877/79 Beil. 120, 
136 (II. K.), Beil. 196 (I. K.), Schmidlin die Juſtizgeſetze 
1879 Bd. I S. 360. 

Beſchluß des Strafſenats vom 31. Januar 1910 in der 

Beſchwerdeſache des W. H. in H. wegen Ungebühr. 


13. 


Inwiefern iſt die Aufſtellnng von Ausſpielantomaten 
in Wirtſchaften nach S 286 Sti. ſtrafbar? 


A. 

Die Frage der Strafbarkeit von Wirten wegen Auf⸗ 
ſtellung von ſog. Ausſpielautomaten zu beliebiger Benutzung 
der Gäſte iſt in letzter Zeit aus Anlaß von Reviſionen 
mehrfach zur Entſcheidung des Strafſenats gelangt. In 
einem Fall iſt das die Angeklagten zu Strafe verurteilende 
Berufungsurteil aufgehoben worden. 

Aus den Gründen: 

Die Reviſion bringt vor, die von den Angeklagten S. 
u. F. aufgeſtellten, vom Angekl. B. an ſie verkauften Automaten 
ſeien keine Glücksſpiele ſondern Geſchicklichkeitsſpiele, der 
Erfolg des Spielens ſei bei ihnen nicht weſentlich vom Zu⸗ 
fall ſondern von der Geſchicklichkeit abhängig und dies ſei 
jedenfalls dann der Fall, wenn wie vorliegend in der Haupt⸗ 
ſache ortsanſäſſige Gäſte, die ſich Uebung im Spiel an⸗ 
geeignet haben, auf dem Automaten ſpielen. 

Soweit hiemit der objektive Tatbeſtand der gegen 
die Angeklagten feſtgeſtellten Straftaten bemängelt wird, 
kann die Reviſion nicht durchdringen. Denn das ange: 
fochtene Urteil hat in einer dem Angriff mit der Reviſion 


330 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


nicht zugänglichen Weiſe entſprechend dem geſetzlichen Tat⸗ 
beſtand des 8 286 StGB. feſtgeſtellt, daß bei den in Frage 
ſtehenden Automaten die Entſcheidung über Gewinn und 
Verluſt regelmäßig von Umſtänden abhängig geweſen ſei, 
die ſich der menſchlichen Berechnung entzogen haben, daß 
zwar beſonders geſchickte und gewiegte Spieler bei längerer 
Uebung die Automaten mit einiger Ausſicht auf Erfolg 
hätten handhaben können, daß aber bei denjenigen Spielern, 
die die Automaten der Angeklagten benutzt haben (Bauern, 
Taglöhner und Arbeiter), die Erlangung einer die Gewinn⸗ 
möglichkeit nennenswert beeinfluſſenden Spielfertigkeit als 
ausgeſchloſſen zu gelten habe. 

Dagegen hat die Annahme des ſubjektiven Tat⸗ 
beſtands in dem angefochtenen Urteil eine ausreichende Be⸗ 
gründung nicht gefunden. Zutreffend hat zwar die Straf: 
kammer ausgeführt, daß ein Irrtum der Angekl. über den 
Rechtsbegriff der Ausſpielung ihre Beſtrafung nicht hindern 
könne; auch iſt von der Strafkammer der Vorſatz der An⸗ 
geklagten inſoweit feſtgeſtellt worden, als angenommen wurde, 
den Angekl. ſei der Vorgang beim Spielen auf den Auto⸗ 
maten bekannt geweſen. Zum Vorſatz des § 286 gehört 
aber nicht nur, daß die Angeklagten den durch die Konſtruk⸗ 
tion der Automaten bedingten Gang des Spielens gekannt 
haben, es iſt vielmehr noch des weiteren erforderlich, daß 
ſie ſich bewußt geweſen ſind, bei dem überwiegenden Teil 
der auf ihren Automaten ſpielenden Perſonen ſei für den 
Ausgang des Spieles der Zufall und nicht die Geſchicklich⸗ 
keit, die Gewandtheit und Uebung der Spielenden ent⸗ 
ſcheidend. Eine Feſtſtellung in dieſer Beziehung iſt im an⸗ 
gefochtenen Urteil nicht enthalten; ſie war aber umſomehr 
erforderlich als in dem Urteil ſelbſt als Verteidigungsvor⸗ 
bringen der Angeklagten angegeben iſt, es müſſe jeder 
Spielende ſchon nach wenigen Verſuchen bemerken, wie bzw. 
mit welcher Stärke der Hebel der Automaten gedrückt wer⸗ 
den müſſe, um ein Hinabgleiten des Fünfpfennigſtücks in 
eines der 4 Gewinnfächer zu bewirken und als auch aus 
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dieſem Grunde das ſchöffengerichtliche Urteil zu einer Frei⸗ 
ſprechung der Angeklagten gelangt iſt. 
Urteil des Strafſenats vom 25. Okt. 1909 in der Straf⸗ 
ſache gegen Wirtſchaftspächter B. S. in Th. u. Gen. 
wegen unerlaubter Ausſpielung. 


b. 

In einem ähnlichen Reviſionsfall wurde das Berufungs- 

urteil aufgehoben aus folgenden 
Gründen: 

Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils hat 
der Angeklagte J. O. je im Einverſtändnis mit den einzelnen 
übrigen Angeklagten in den von dieſen betriebenen Wirt⸗ 
ſchaften in B. und S. Zigarrenausſpielautomaten „Fortuna“ 
zur beliebigen Benützung durch die Gäſte aufgeſtellt. Nach⸗ 
dem dieſe Automaten einige Monate in den Wirtſchaften in 
Benützung geweſen waren, brachte er in Erfahrung, daß ſie 
von der Polizei beanſtandet werden. Er ließ daher an 
ihnen eine Aenderung vornehmen, durch die er erreichte, daß 
ein in ihrer Benützung geübter Spieler mit größerer Aus⸗ 
ſicht auf Gewinn auf ihnen ſpielte, als ein Spieler, der 
nicht oder weniger geübt war. Der Gewinn beim Spielen 
auf den Automaten, die durch Einwerfen eines Fünfpfennig⸗ 
ſtückes in Bewegung geſetzt wurden, beſtand aus 1—3 Zi⸗ 
garren zum Preiſe von 6—8 Pfg., die der Wirt dem Ges 
winner verabfolgte. Die Zigarren wurden von dem Ange: 
klagten J. O. bezahlt. Der Ueberſchuß des eingeworfenen 
Geldes verblieb dieſem, der in einzelnen Fällen dem be⸗ 
teiligten Wirt von dem Ueberſchuß 10% abgab. In anderen 
Fällen beſtand der Vorteil des Wirts nur in dem durch die 
Benützung des Apparates geſteigerten Verkauf von Zigarren. 

Die Rüge der Verletzung materieller Rechtsnormen 
mußte als begründet erachtet werden. Zwar iſt nicht zu 
beanſtanden, wenn das angefochtene Urteil ausführt, es 
liegen Ausſpielungen im Sinne des § 286 StGB. vor, wenn 
auch das Spielen auf den Automaten dem Spieler und dem 
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Zuſchauer Unterhaltung bereitet habe, denn in 
erſter Linie habe es der Spieler — und deſſen ſeien ſich 
auch die Angeklagten bewußt geweſen — auf den Gewinn 
von Zigarren abgeſehen gehabt, ein reines und demnach 
ſtrafloſes Unterhaltungsſpiel ſtehe daher nicht in Frage. 
Ebenſo erſcheint ausreichend begründet, wenn das angefochtene 
Urteil unter §S 286 StGB. fallende Ausſpielungen deshalb 
annimmt, weil, was die Angeklagten gleichfalls gewußt haben, 
jedenfalls für die große Mehrzahl der Spieler auch bei den 
abgeänderten Automaten die Entſcheidung über Gewinn und 
Verluſt im weſentlichen ſtets vom Zufalle abhängig geweſen 
ſei. In beiden Punkten gründet ſich das angefochtene Urteil 
auf tatſächliche Feſtſtellungen, die ohne Rechtsirrtum, ins⸗ 
beſondere ohne Verkennung des Rechtsbegriffes der Aus⸗ 
ſpielung, getroffen ſind und die darum dem Angriff mit der 
Reviſion nicht zugänglich ſind. 

Dagegen läßt das angefochtene Urteil, das die Ange⸗ 
klagten je wegen in gemeinſchaftlicher Ausführung mit dem 
Angeklagten J. O. begangenen Vergehens gegen § 286 
StGB. verurteilte, eine genügende Begründung der Mit: 
täterſchaft der Angeklagten nach §S 47 StGB. vermiſſen. 
Eine Ausſpielung i. S. des 8 286 StGB. veranſtaltet der⸗ 
jenige, der eine Vorrichtung trifft, durch die dem Publikum 
die Gelegenheit geboten wird, durch einen Einſatz die Aus⸗ 
ſicht auf einen weſentlich vom Zufall abhängigen Gewinn 
zu erwerben. Daß die Ausſpielung auf eigene Rechnung 
des Veranſtalters erfolgt, iſt begrifflich zwar nicht notwendig; 
für die Annahme der Mittäterſchaft iſt aber erforderlich, 
daß der Vorſatz des Veranſtalters darauf gerichtet iſt, die 
Ausſpielung als ſeine eigene Angelegenheit, verbunden mit 
der des Mittäters, vorzunehmen. Ein Ausſpruch hierüber 
iſt in dem angefochtenen Urteil nicht enthalten; er kann aber 
nicht entbehrt werden, da die Mitwirkung der Angeklagten 
bei den Ausſpielungen ſich auch nur als die Tätigkeit von 
Gehilfen des Angeklagten J. O. darſtellen kann. 

Hinſichtlich der Angeklagten D. M., J. L. und M. W. 
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iſt ſodann in dem angefochtenen Urteil ausgeführt, ſie haben 
geltend gemacht, daß ſie die Aufſtellung der Automaten in 
ihren Wirtſchaften für behördlich erlaubt angeſehen 
haben, daß der Angeklagte J. O. ihnen dies ausdrücklich 
zugeſichert und ihnen zu dieſem Behufe, ſei es nun bei Auf: 
ſtellung der nicht abgeänderten oder bei Aufſtellung der ab⸗ 
geänderten Automaten, folgende Beſcheinigung des Schult⸗ 
heißenamts S. vorgelegt habe: „Dem J. O. von B., 
welcher lt. Gewerbelegitimationskarte einen Automatenhandel 
unter eigener Firma betreibt, wird hiemit die Erlaubnis zur 
Aufſtellung von Zigarren-Automaten „Fortuna“ in hieſigen 
Wirtſchaften bis auf weiteres erteilt. Schultheißenamt S.“ 
Dieſes Schutzvorbringen ſei aber unerheblich; die Straf— 
beſtimmung des § 286 StGB. ſei dahin auszulegen, daß 
niemand eine Ausſpielung veranſtalten dürfe, wenn ihm 
nicht perſönlich und ausdrücklich von der zuſtändigen Behörde 
die Erlaubnis hiezu erteilt worden ſei; von den Angeklagten 
ſei nicht behauptet worden, daß ſie je für ihre Perſon eine 
Erlaubnis zur Aufſtellung des Automaten erhalten oder 
wenigſtens angenommen haben, es ſei ihnen eine ſolche 
ſpezielle Erlaubnis erteilt worden; die irrtümliche Annahme 
aber, eine ſpezielle Erlaubnis ſei nicht erforderlich, ſtelle ſich 
als ein unbeachtlicher Irrtum über das Strafgeſetz dar. 
Dieſe Ausführungen müſſen Bedenken erregen, da ihnen die 
Verwechslung eines ſtrafrechtlichen Irrtums mit einem Irr⸗ 
tum, der nach $ 59 StGB. zu berückſichtigen iſt, zugrunde 
liegen kann. Der § 286 StGB. bedroht nur das vorſätz⸗ 
liche Handeln mit Strafe und der Vorſatz muß ſich nach 
allgemeinen Grundſätzen auf die ſämtlichen Tatbeſtands⸗ 
merkmale, alſo auch darauf erſtrecken, daß die vorgeſchriebene 
obrigkeitliche Erlaubnis nicht erteilt worden iſt. Die Mei⸗ 
nung, eine obrigkeitliche Erlaubnis ſei im gegebenen Falle 
nicht erforderlich, die Aufſtellung der Automaten werde von 
Seiten der Behörden geſtattet, würde allerdings einen nicht 
beachtlichen Irrtum über den Inhalt und die Bedeutung des 
Strafgeſetzes darſtellen; dagegen ſchließt die irrige Annahme, 
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die obrigkeitliche Erlaubnis ſei erteilt worden, nach der Be⸗ 
ſtimmung des § 59 StGB. die Strafbarkeit aus. Die nähe⸗ 
ren Vorſchriften in Beziehung auf die in $ 286 StGB. vor⸗ 
geſehene obrigkeitliche Erlaubnis, insbeſondere Beſtimmungen 
darüber, ob dieſe Erlaubnis überhaupt erteilt werden darf, 
von welcher Behörde ſie zu erteilen iſt, ob für die einzelne 
Perſon, den einzelnen Fall uſw. ſind für Württemberg in 
der Verfügung des Miniſteriums des Innern, betr. die 
Lotterien und Glücksſpiele vom 23. November 1872 (Reg Bl. 
S. 386), getroffen worden. Nach dieſer Verfügung hätte 
den Angeklagten wohl eine Erlaubnis zur Aufſtellung der 
Automaten nicht erteilt werden können und jedenfalls wäre 
das Schultheißenamt S. zur Erteilung der Erlaubnis nicht 
zuſtändig geweſen, vgl. 8$ 1, 2, 3 und 8 daſelbſt. Das an⸗ 
gefochtene Urteil hat das erwähnte Schutzvorbringen der An⸗ 
geklagten, ſie haben auf Grund der angeführten Beſcheini⸗ 
gung des Schultheißenamts S. die Aufſtellung für behörd⸗ 
lich, d. h. obrigkeitlich erlaubt gehalten, als unerheblich für 
die Entſcheidung der Schuldfrage erachtet. Dies iſt zu⸗ 
treffend für den Fall, daß die Angeklagten zu ihrer Ver⸗ 
teidigung ſich lediglich auf einen ſtrafrechtlichen Irrtum be⸗ 
rufen haben. Es hätte aber näherer Prüfung und Erörte⸗ 
rung bedurft, ob nicht von den Angeklagten und zwar ge- 
rade mit Beziehung auf die ihnen von dem Angeklagten J. 
O. vorgelegte Beſcheinigung des Schultheißenamts S. ein 
tatſächlicher Irrtum geltend gemacht worden iſt und ob 
einem ſolchen nicht der Irrtum über den Inhalt und die 
einzelnen Beſtimmungen der erwähnten Miniſterialverfügung 
gleichſteht. Denn wenn ein außerſtrafrechtlicher Irrtum der 
Angeklagten anzunehmen und derſelbe ſchon bei der erſten 
Aufſtellung der Automaten vorhanden geweſen wäre, ſo hätte 
nach der Vorſchrift des S 59 StGB. die Freiſprechung der 
Angeklagten zu erfolgen. 

Urt. des Strafſen. v. 6. Dez. 1909 in der Strafſache 

gegen W. u. Gen. wegen Vergehens nach § 286 StGB. 
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1. Inverkehrbringen im Sinne des RGeſ. betr. die 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchan. 2. Mas gehürt zum 
ſubjektiven Tatbeſtand. 


In dem angefochtenen Erkenntnis, durch welches der 
Angeklagte wegen eines Vergehens gegen § 26 Ziff. 1 vgl. 
mit 8 9 Abſ. 4 des Ref. betreffend die Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 zu der Geldſtrafe von drei 
Mark verurteilt wurde, iſt folgender Sachverhalt feſtgeſtellt: 

Der nunmehr 23 Jahre alte Angeklagte und ſeine gleich⸗ 
falls erwachſenen Geſchwiſter wohnen in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft mit ihrer Mutter, der Bauernwitwe F. W. in B. 
und beſorgen deren landwirtſchaftlichen Betrieb; der Ange⸗ 
klagte iſt insbeſondere mit der Beſorgung des ſeiner Mutter 
gehörigen Viehs beſchäftigt. Am 8. Oktober 1908 iſt auf 
Anordnung des Oberamtstierarzts B. von N. die Notſchlach⸗ 
tung einer der Witwe W. gehörigen Kuh vorgenommen 
worden. Am Tag darauf fand die Nachſchau ſtatt und hie⸗ 
bei erklärte B. der Witwe W. und ihrer Tochter B. gegen⸗ 
über das Fleiſch für untauglich zum Genuſſe für Menſchen 
und ordnete Verlochung des Tierkörpers an. Der Ange⸗ 
klagte war hiebei nicht zugegen; es wurde ihm aber — wie 
das Berufungsgericht ausdrücklich feſtſtellt — noch am gleichen 
Tag das Ergebnis der Nachſchau dahin mitgeteilt, daß das 
Fleiſch für die Leute nicht ausgehauen werden dürfe, ſon⸗ 
dern verlocht werden müſſe; auch ſah der Angeklagte den 
von dem Oberamtstierarzt an dem Fleiſch angebrachten (drei⸗ 
eckigen) Stempel, deſſen Bedeutung er allerdings nicht ver⸗ 
ſtanden haben will. Noch am gleichen Abend bat der Glaſer⸗ 
meiſter K. von B. den Angeklagten um die Erlaubnis, von 
dem Fleiſch der Kuh (das in der Wiſchen Scheuer hing) 
einiges als „Hundefutter“ mitnehmen zu dürfen, worauf der 
Angeklagte erwiderte: „Wenn Sie Fleiſch holen, ſo holen 
Sie es auf Ihr Riſiko“. K. begab ſich ſodann ohne den 
Angeklagten in die W.ſche Scheuer, ſchnitt von dem Kuh⸗ 
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fleiſch einiges ab und nahm es mit ſich fort; einen Teil da⸗ 
von verwendete er als Hundefutter, ein paar Stücke gab er 
jedoch weiter, nämlich dem Grabarbeiter G. von B., welcher 
mit ſeiner Ehefrau von dem Fleiſch gegeſſen hat. Der 
OA.⸗Tierarzt hat von dem oben angeführten Ergebnis der 
Nachſchau dem Schultheißen von B. mündlich Anzeige er⸗ 
ſtattet, der Schultheiß hat jedoch, weil ihm die Sache in 
Vergeſſenheit geriet, irgend eine Verfügung in Beziehung 
auf das Kuhfleiſch nicht getroffen. 

Die Strafkammer geht davon aus, daß der Angeklagte 
mit ſeinem geſchilderten Verhalten dem K. gegenüber das 
von dieſem mitgenommene Fleiſch im Sinne des $ 9 Abſ. 4 
des gen. Reichsgeſetzes in Verkehr gebracht und ſonach dieſer 
Vorſchrift zuwidergehandelt habe. Die Annahme, daß der 
Angeklagte das Fleiſch als Nahrungs: oder Ge- 
nußmittel für Menſchen in Verkehr gebracht habe 
(vgl. Abſ. 2 des § 9 a. a. O.), hat das Berufungsgericht 
abgelehnt, weil K. den Angeklagten nur um Fleiſch zu Hunde⸗ 
futter gebeten und auch dem G. ausdrücklich geſagt habe, 
das Fleiſch dürfe nur für Hunde und Katzen abgegeben 
werden. Die Zuwiderhandlung gegen § 9 Abſ. 4 erachtet 
die Strafkammer für eine wiſſentliche nach § 26 Ziff. 1 
des Reichsgeſ. insbeſondere deshalb, weil Angeklagter nach 
ſeiner dem K. gegebenen Antwort („wenn Sie Fleiſch holen“ 
uſw.) nichts anderes habe erwarten können, als daß K., wie 
auch geſchehen, in die Scheuer gehen und von dem Kuh— 
fleiſch ſich einiges aneignen werde. 

Die Reviſion rügt Verletzung der 88 26, 27, 9 des 
Geſetzes vom 3. Juni 1900 und beantragt Aufhebung des 
Strafkammerurteils und Freiſprechung des Angeklagten, in⸗ 
dem fie beſtreitet, daß der Angeklagte das (von K. mitge- 
nommene) Fleiſch „in Verkehr gebracht“ habe und, falls dies 
zu bejahen fein ſollte, ſowohl die wiſſentliche (§ 26 Ziff. 1), 
als auch die fahrläſſige Bewirkung des Inverkehrbringens 
(S 27 Ziff. 1) in Abrede zieht. Dem Rechtsmittel war der 
Erfolg zu verſagen. 
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1. Es iſt zunächſt kein Zweifel, daß das von K. abge⸗ 
ſchnittene und mitgenommene Fleiſch eben hiedurch im Sinne 
des 89 Abſ. 4 des Gef. betr. die Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗ 
beſchau „in Verkehr gebracht“ worden iſt. Hiezu iſt nicht 
mehr erforderlich, als daß die betreffende Sache dem Ge- 
wahrſam des urſprünglichen Inhabers entzogen und in die 
freie Verfügungsgewalt eines Dritten gebracht wird. K. 
hatte die Möglichkeit, das aus der Wiſchen Scheuer mitge— 
nommene Fleiſch zu Hundefutter oder auch zu anderen Zwecken 
zu verwenden, und tatſächlich hat er denn auch einen Teil 
davon dem Grabarbeiter G. gegeben, welcher mit ſeiner Frau 
davon gegeſſen hat. Mit Unrecht vermißt die Reviſion im 
vorliegenden Falle, daß das Fleiſch Menſchen zugänglich 
gemacht worden ſei. Dies wurde ja gerade dadurch bewirkt, 
daß K. in die Lage verſetzt worden iſt, einige Stücke von 
dem Fleiſch zu beliebiger Verwendung an ſich zu nehmen. 
Die Möglichkeit beliebiger Verwendung hatte er aber, mochte 
er auch dem Angeklagten gegenüber vorher davon geſprochen 
haben, er wolle von dem Kuhfleiſch einiges als Hundefutter 
mitnehmen. Es iſt alſo irrig, wenn die Reviſion meint, 
durch Anwendung des Merkmals des „Inverkehrbringens“ 
auf den vorliegenden Fall würde nur Tieren, und nicht 
Menſchen der im Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetze vor- 
geſehene Schutz gewährt. 

Ohne Rechtsirrtum geht ſodann das Berufungsgericht 
davon aus, daß der Angeklagte es geweſen ſei, der 
durch ſein Verhalten dem K. gegenüber das Fleiſch in Ver⸗ 
kehr gebracht habe. War der Angeklagte auch nicht Eigen: 
tümer der Scheuer und des dort aufgehängten Kuhfleiſches, 
ſo hatte er doch als in dem landwirtſchaftlichen Betriebe 
ſeiner Mutter tätiger erwachſener Sohn die Möglichkeit und 
die Befugnis, einem Dritten das Betreten der Scheuer und 
die Mitnahme einiger Stücke von dem Kuhfleiſch zu geſtatten. 
Die Erteilung dieſer Erlaubnis findet die Strafkammer ein⸗ 
wandfrei in der Erklärung des Angeklagten: „Wenn Sie 
Fleiſch holen, ſo holen Sie es auf Ihr Riſiko“, und aus 
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ihren Ausführungen geht — wenn dies auch nicht ausdrück⸗ 
lich geſagt iſt — weiter hervor, daß K. gerade durch die 
Antwort des Angeklagten beſtimmt worden iſt, in die Scheuer 
zu gehen und einiges Fleiſch abzuſchneiden und mitfortzu⸗ 
nehmen. Dieſe Annahme entſpricht denn auch durchaus der 
im übrigen feſtgeſtellten Sachlage. Der Urheber des Inver⸗ 
kehrbringens des Fleiſches aus dem Kreiſe derer, denen ur⸗ 
ſprünglich die Verfügungsgewalt über dasſelbe zuſtand, war 
alfo der Angeklagte. Daß die Strafkammer ein „rein paſ— 
ſives Verhalten“ — wie die Reviſion meint — dem poſi⸗ 
tiven Handeln (Inverkehrbringen) gleichgeſtellt habe, iſt 
wiederum nicht richtig. Mit der erwähnten Erlaubnisertei⸗ 
lung an K. iſt der Angeklagte aus der Paſſivität herausge⸗ 
treten und eben dadurch hat er das Inverkehrbringen eines 
Teils des Fleiſches verurſacht. 

2. Zu der Annahme wiſſentlichen (vorſätzlichen) 
Inverkehrbringens gelangt die Strafkammer auf Grund der 
Erwägung, Angeklagter habe — wie feſtgeſtellt wird — ſchon 
vor der Unterredung mit K. von dem Ergebnis der tierärzt⸗ 
lichen Unterſuchung und demnach von der Untauglichkeit des 
Fleiſches zum Genuſſe für Menſchen Kenntnis gehabt und 
er habe einen anderen als den eingetretenen Erfolg (der 
Mitnahme einigen Kuhfleiſches durch K.) nicht erwarten 
können. Dieſe letztere Wendung könnte dem Zweifel 
Raum geben, ob die Strafkammer bei Bejahung das Merk⸗ 
mal der Wiſſentlichkeit in Beziehung auf diefen Begriff frei 
von Rechtsirrtum geweſen iſt. Denn wiſſentlich (vorſätzlich) 
handelt nicht ſchon derjenige, welcher bei Aufwendung ge— 
höriger Sorgfalt und Aufmerkſamkeit einen beſtimmten Er⸗ 
folg als nach der. Erfahrung mögliche oder wahrſcheinliche 
Folge feines Verfahrens vorausſehen kann, ſondern nur der- 
jenige, deſſen Wille — wenn auch nur eventuell — von 
vornherein auf den betreffenden Erfolg gerichtet iſt. Daß 
letzteres der Fall geweſen, iſt in dem angefochtenen Urteil 
nicht ausdrücklich geſagt. Allein der Zuſammenhang der 
Ausführungen des Berufungsrichters berechtigt zu der An- 
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nahme, daß die Strafkammer mit der gedachten, an fich mehr: 
deutigen Wendung habe zum Ausdruck bringen wollen: der 
Angeklagte ſei ſich, als er dem K. die Antwort: „Wenn Sie 
Fleiſch holen“ uſw. gab, bewußt geweſen, daß K. nun höchſt 
wahrſcheinlich in die Scheuer gehen und einiges von dem 
Fleiſch mit fortnehmen werde und ſein Wille habe dieſen 
von ihm ſelbſt in Ausſicht genommenen Erfolg von vorn⸗ 
herein umfaßt. Dieſe Auslegung iſt umſo unbedenklicher, 
als ſie ſich aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt nahezu mit 
Notwendigkeit ergibt; denn der Angeklagte hatte mit dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt nicht den geringſten Grund, daran 
zu zweifeln, daß K. auf die Erlaubniserteilung hin ſich ſo, 
wie geſchehen, verhalten werde. Ein Rechtsirrtum des vorigen 
Richters hinſichtlich des Merkmals der Wiſſentlichkeit liegt 
demnach nicht vor. 

Ein ſolcher läßt ſich auch nicht aus der an anderer 
Stelle des Strafkammerurteils ſich findenden Wendung ab⸗ 
leiten, daß ſich das Inverkehrbringen nur als ein vorſätz⸗ 
liches Handeln denken laſſe. Die Richtigkeit dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung unterliegt allerdings ſehr erheblichen Zweifeln. 
Es iſt nicht einzuſehen, warum (wie bei Stenglein ſtrafrechtl. 
Nebengeſetze, 3. Aufl. S. 392 f. in Bem. 8 zu § 26 und in 
Bem. 1 zu § 27 des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes 
ohne weitere Begründung ausgeführt iſt) fahrläſſiges In⸗ 
verkehrbringen im Sinne der §§ 9 und 27 Ziff. 1 dieſes 
Geſetzes nur dann vorliegen ſoll, wenn bei Verübung der 
Tat ein nicht entſchuldbarer Irrtum mitwirkte, der die Er⸗ 
kenntnis der Strafbarkeit der Tat und demnach das vorſätz⸗ 
liche Handeln verhindert hat. Vielmehr wird — wie in den 
Fällen der SS 12 und 14 des Nahrungsmittelgeſetzes und 
der 85 324 und 326 StGB. — auch derjenige eine Sache 
fahrläſſig in Verkehr bringen, der eine Sachlage ſchafft, von 
welcher er bei Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt und 
Aufmerkſamkeit annehmen muß, ſie werde nach Erfahrungs⸗ 
grundſätzen möglicherweiſe dazu führen, daß die Sache in 
die freie Verfügungsgewalt eines Dritten (d. h. in den Ver⸗ 
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kehr) gelangt. Keinenfalls gibt der Inhalt des Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchaugeſetzes einen Anhalt für die Berechtigung 
der von der Strafkammer vertretenen engeren Auslegung. 
Im übrigen bedarf es einer Entſcheidung dieſer Frage für 
den vorliegenden Fall nicht. Denn wenn man auch von der 
Unrichtigkeit der Auffaſſung des Berufungsgerichts ausgeht, 
ſo beruht doch das angefochtene Urteil auf dieſem Rechts⸗ 
irrtum nicht; die Ausführungen der Strafkammer laſſen 
vielmehr klar erkennen, daß deren Stellungnahme zu der 
Frage, ob fahrläſſiges Inverkehrbringen im Sinne der fahr: 
läſſigen Herbeiführung dieſes Erfolges möglich iſt oder nicht, 
auf die Bejahung des Merkmals der Wiſſentlichkeit ohne 
Einfluß geweſen iſt. 

Die Reviſion des Angeklagten war daher, da das an— 
gefochtene Urteil im übrigen einen Verſtoß gegen materielle 
Rechtsnormen nicht aufweiſt, zu verwerfen. 

Urt. des Strafſenats v. 22. März 1909 in der Straf: 

ſache gegen O. W. in B. 


15. 
Zur Auslegung des § 153 Gew. (Streikparagraph). 
. 


Die Angeklagten arbeiten ſeit geraumer Zeit in dem 
Kleidergeſchäft von P. in C. und gehören ſämtlich einer freien 
Gewerkſchaft, dem Verband der Schneider, Schneiderinnen 
und Wäſchearbeiter Deutſchlands, an. Dieſer „Verband hat 
den Zweck, möglichſt alle Arbeiter und Arbeiterinnen der 
Schneiderei, Wäſcheinduſtrie und verwandten Berufe zu or- 
ganiſieren und die Intereſſen ſeiner Mitglieder zu wahren 
und zu fördern, mit Ausſchluß aller politiſchen und reli— 
giöſen Fragen, und dient zur Erzielung günſtigerer Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen nach Maßgabe des § 152 der Reichs⸗ 
gewerbeordnung“. Anfangs September 1908 wurde bei P. 
der Schneider A. B., der einer chriſtlichen Gewerkſchaft an⸗ 
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gehört, als weiterer Arbeiter eingeſtellt. Die Angeklagten 
ſuchten denſelben ſofort zu beſtimmen, ihrer Gewerkſchaft bei⸗ 
zutreten und erklärten ihm, ſie dulden nicht, daß ein chriſt⸗ 
lich organiſierter Arbeiter mit ihnen zuſammen arbeite. Als 
B. ihrem Verlangen nicht nachkam, hörten ſie mit der Ar⸗ 
beit auf und erklärten dem Chef des Geſchäfts, ſie dulden 
nicht, daß B. weiter beſchäftigt werde, wenn er nicht ihrer 
Gewerkſchaft beitrete; ſie arbeiten nicht weiter, bis B. ent⸗ 
laſſen ſei, worauf auch, da dieſer ſtandhaft blieb, ſeine Ent⸗ 
laſſung erfolgte. Auf Grund dieſes Sachverhalts ſind die 
Angeklagten wegen gemeinſchaftlich begangenen Vergehens 
gegen 88 153, 152 GO., § 47 StGB. verurteilt worden. 

Die Reviſion rügt Verletzung des materiellen Rechts, 
insbeſondere des $ 153 GO., es mußte ihr aber der Erfolg 
verſagt bleiben. 

Das angefochtene Urteil hat angenommen, daß die An⸗ 
geklagten den Schneider B. durch Drohungen zu be⸗ 
ſtimmen verſucht haben, dem oben erwähnten Ver⸗ 
bande beizutreten. Ein Rechtsirrtum iſt hiebei nicht erſicht⸗ 
lich. In § 153 GO. iſt der Verſuch des Beſtimmens dem 
vollendeten Beſtimmen gleichgeſtellt; für den Begriff des 
Verſuches im Sinne des § 153 gelten die allgemeinen Grund: 
ſätze des Strafrechts — $ 43 StGB. — und es iſt nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt außer Zweifel, daß die Ange: 
klagten ihren Entſchluß, den Schneider B. in der in Frage 
ſtehenden Weiſe zu beſtimmen, durch Handlungen betätigt 
haben, die einen Anfang des Beſtimmens enthalten. Aber 
auch der Bgriff der Drohungen im Sinne des § 153 GewO. 
iſt in dem angefochtenen Urteil nicht verkannt worden. Hier⸗ 
unter iſt — zu vgl. die 88 48, 240, 249 ff. StGB., die 
das gleiche Tatbeſtandsmerkmal enthalten — zu verſtehen, 
daß einem Andern ein Uebel in einer Weiſe angekündigt 
wird, die die Vorſtellung erwecken ſoll, der Drohende werde 
den Eintritt des Uebels entweder ſelbſt bewirken oder durch 
Beeinfluſſung Anderer herbeiführen. In Uebereinſtimmung 
mit dieſer Begriffsbeſtimmung hat die Strafkammer zutref: 


342 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


fend angenommen, daß die Angeklagten gegen den Schneider 
B. Drohungen angewendet haben, indem ihm die von ihrer 
Seite und durch ſie erfolgende Betreibung ſeiner Entlaſſung 
aus dem Geſchäfte von P. in Ausſicht geſtellt wurde. 

Das angefochtene Urteil hat in der Schlußfeſtſtellung 
ausgeſprochen, die Angeklagten haben einen Andern zu be⸗ 
ſtimmen verſucht, an einer Vereinigung zum Behufe 
der Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen Teil 
zu nehmen. Dies iſt formell unrichtig und entſpricht nicht 
dem Wortlaut des $ 153 Gew., der im Gegenſatz zu 
§ 152 daſelbſt, in dem Verabredungen und Vereini⸗ 
gungen genannt ſind, nur von Verabredungen 
ſpricht. Es muß aber auch materiell die Frage entſtehen, 
ob der $ 153 GewO. mit Recht gegen die Angeklagten zur 
Anwendung gekommen iſt. Der erwähnte Verband, dem 
beizutreten der Schneider B. beſtimmt werden ſollte, ſtellt 
zweifellos eine Vereinigung im Sinne des § 152 GewO. 
dar, dagegen kann fraglich erſcheinen, ob er auch zu den in 
8 153 GewO. genannten Verabredungen zu rechnen iſt. Der 
Wortlaut des 8 153 Gew., der Unterſchied des S 153 von 
dem § 152, ſeine in Theorie und Praxis übliche Bezeich⸗ 
nung als Streikparagraph legen die Annahme nahe, daß mit 
dieſer Strafbeſtimmung nur ſolche Verabredungen gemeint 
ſind, in denen für einen beſtimmten Fall, in dem günſtige 
Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen erlangt werden ſollen, be- 
ſtimmte Maßregeln vereinbart worden ſind, daß aber Ver⸗ 
einigungen, die nur die Verbeſſerung der allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage, der allgemeinen Arbeitsverhältniſſe und 
Arbeitsbedingungen zum Gegenſtand haben, nicht unter den 
§ 153 GewO. fallen. Dieſe enge Auslegung des 8 153 
Gew., für die vielleicht noch angeführt werden kann, daß 
gerade bei Streiks wegen der durch ſie hervorgerufenen Er⸗ 
regung das Bedürfnis ſich beſonders geltend machen mag, 
der Willensfreiheit der Einzelnen einen erhöhten, unter nor⸗ 
malen Verhältniſſen nicht erforderlichen Strafrechtsſchutz zu 
gewähren, hat denn auch in der früheren Rechtſprechung 
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Billigung gefunden. Vgl. Goltdammer Arch. Bd. 46 S. 371, 
Annalen des Sächſ. OLG. Bd. 22 S. 3. 

Sie kann indeſſen nicht als richtig anerkannt werden. 
Wie der Entſtehungsgeſchichte der Gewerbeordnung zu ent⸗ 
nehmen iſt, geht der Zweck der Vorſchrift des §S 153 GewO. 
dahin, gegenüber der in 8 152 daſ. anerkannten Koalitions⸗ 
freiheit, d. h. der Freiheit der Vereinigung zum Zwecke der 
Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen, ein 
Gegengewicht im ſtrafrechtlichen Schutz der Beteiligungsfrei⸗ 
heit zu ſchaffen. Daß dieſer Schutz ſich in engeren Grenzen 
zu bewegen habe, als die in $ 152 GewO. gewährleiſtete 
Koalitionsfreiheit, iſt aus den Materialien der Gewerbeord— 
nung nirgends erſichtlich. Es muß daher, da ferner der Be⸗ 
griff der Verabredung der allgemeinere iſt und unter einer 
Verabredung auch eine Vereinigung verſtanden ſein kann, 
angenommen werden, daß die Verabredungen des $ 153 die 
Vereinigungen des § 152 mit umfaſſen. Vgl. RGE. in 
Strafſ. Bd. 35 S. 205, Entſch. des Bayr. ObL G. Bd. 6 
S. 157; Rohrſcheidt, Gewerbe⸗Archiv Bd. 3 S. 508 und 
Bd. 5 S. 652. 

In zutreffender Anwendung des § 153 GewO. hat da⸗ 
her die Strafkammer die ſämtlichen Angeklagten, indem ſie 
des weiteren in einwandfreier Weiſe die Mittäterſchaft der⸗ 
ſelben feſtgeſtellt hat, zur Strafe gezogen. 

Urt. des Strafſen. v. 3. Mai 1909 in der Strafſache 

gegen J. A. u. Gen. in C. wegen Vergehen gegen die 

Gew. 


II. 


Die Verurteilung des Angeklagten wegen 2 Vergehen 
im Sinne des §8 153 GewO. war erfolgt, weil feiner An: 
ordnung gemäß bei einem Arbeiterausſtand der arbeitswillige 
Fabrikarbeiter Sch. von der Fabrik zu ſeiner Wohnung und 
von da nach dem Mittageſſen zurück zur Fabrik von mehre⸗ 
ren Streikenden oſtentativ begleitet worden war und Sch. 
durch die Reihen der vor dem Fabrikeingang hiezu aufge— 
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ſtellten Arbeiter unter deren Händeklatſchen und Bravorufen 
in die Fabrik gehen mußte, ferner weil der Angeklagte dem 
arbeitswilligen M. auf deſſen Weigerung, die Arbeit gleich 
den anderen niederzulegen, erklärt hatte, er ſolle machen daß 
er fortkomme, ſonſt kriege er einmal den Buckel voll. Die 
gegen die Verurteilung eingelegte Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 

Nach der tatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsgerichts 
hatte das vom Angeklagten angeordnete Begleiten von und 
zur Fabrik, wobei er ſelbſt aktiv ſich teilweiſe beteiligte, ſo⸗ 
wie das Spießrutenlaufenlaſſen vor dem Fabrikeingang keinen 
anderen Zweck, als den arbeitswilligen Sch. öffentlich als 
Streikbrecher zu brandmarken, ihn dem Spott und der Ver⸗ 
achtung des Publikums, ſpeziell der zahlreichen in der Mit⸗ 
tagszeit von und zu ihren Arbeitsſtätten gehenden Arbeiter 
preiszugeben, ihm durch die hierin liegende Ehrenkränkung 
die Arbeit zu verleiden und ihn ſo zur Niederlegung der 
Arbeit zu zwingen. Die auf dieſen Sachverhalt aufgebaute 
Schlußfeſtſtellung, der Angeklagte habe gemeinſchaftlich mit 
anderen den Sch. durch Ehrenkränkung zu beſtimmen ver- 
ſucht, an Verabredungen zum Zweck der Erlangung günſti— 
ger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen mittels Einſtellung der 
Arbeit teilzunehmen, findet in den getroffenen Feſtſtellungen 
die erforderliche tatſächliche und rechtliche Grundlage und 
läßt eine rechtsirrige Auffaſſung in der Anwendung des § 153 
GewO. nicht erkennen. Die Auslegung des Sinnes und 
Zweckes einer Kundgebung ſowie die Entſcheidung der Frage, 
ob eine Kundgebung ſich objektiv und ſubjektiv als Beleidi⸗ 
gung darſtelle, gehört zunächſt dem tatſächlichen Gebiet an 
und iſt vom Reviſionsgericht nur dahin nachzuprüfen, ob 
ſich in den Ausführungen des Tatrichters eine Verkennung 
des Rechtsbegriffs der Beleidigung als einer gegen die Ehre 
eines anderen gerichteten vorſätzlichen und rechtswidrigen 
Kundgebung erkennen laſſe. Vorliegend iſt ein Rechtsirrtum 
nicht erſichtlich: der Begriff der Ehrverletzung in § 153 
GewO. iſt derſelbe wie in §§ 185 ff. StGB., die vom An- 
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geklagten geleitete Kundgebung, an der er ſich auch durch 
perſönliche Mitwirkung beteiligte, konnte ohne Rechtsverſtoß 
wie geſchehen, als Kundgebung der Mißachtung und Ehr— 
verletzung gegenüber Sch. angeſehen werden und es fehlt 
nicht, wie die Reviſion behauptet, eine Feſtſtellung dahin, 
daß in jener Kundgebung nicht bloß nach ihrem Zweck, ſon⸗ 
dern auch objektiv eine Mißachtungsbezeugung gelegen war, 
ſofern an zwei Stellen ausdrücklich von der in der veran⸗ 
ſtalteten Demonſtration bezw. Eskortierung gegenüber Sch. 
liegenden Ehrenkränkung die Rede iſt und zwar iſt dies er⸗ 
kennbar auch als Auffaſſung des Gerichts ausgeſprochen. 
Daß in der Kundgebung nebenher zugleich eine Drohung 
und Verrufserklärung dahin, den Sch. unter den Arbeitern 
in den üblen Ruf eines des Verkehrs nicht würdigen Men⸗ 
ſchen, oder wie geſagt iſt, als eines Mannes von einer mit 
den Eigenſchaften des ehrliebenden Arbeiters unvereinbaren 
Geſinnung zu bringen, hätte erblickt werden können, vermag 
die Reviſion des Angeklagten nicht zu begründen, da letzterer 
durch die Unterlaſſung einer ſolch weiteren, ſeine Schuld ver⸗ 
ſtärkenden Feſtſtellung jedenfalls nicht beſchwert erſcheint. 
Soweit das Bewußtſein des beleidigenden Charakters 
der Kundgebung in Frage kommt, erſcheint dieſes trotz des 
Mangels eines beſonderen Ausſpruchs inſofern ausreichend 
feſtgeſtellt, als der bewußte und gewollte Zweck der Kund— 
gebung dahin gekennzeichnet iſt, den Sch. dem Spott und 
der Verachtung des Publikums, insbeſondere der zahlreichen 
Mitarbeiter preiszugeben, durch die hierin liegende Ehren- 
kränkung ihm die Arbeit zu verleiden. Dieſe letztere Aus: 
führung läßt nach ihrem ganzen Zuſammenhang keine an⸗ 
dere Deutung zu, als daß die nach dem Bewußtſein und 
Willen des Angeklagten übereinſtimmend mit der Anſicht des 
Gerichts darin liegende Ehrenkränkung das Beſtimmungs— 
mittel für die Arbeitsniederlegung ſein ſollte; auch wollte 
der Angeklagte, wie feſtgeſtellt wurde, dem Sch. vor Augen 
führen, was ſeiner harre, wenn er ſich am Streik nicht be— 
teilige, daß er nämlich der Verachtung aller Arbeiter anheim- 
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fallen werde. Wenn aber der Angeklagte ſolche Demon⸗ 
ſtrationsbegleitung von Arbeitswilligen als erlaubt und nicht 
als Beleidigung oder Verrufserklärung anſah, ſo kann dieſer 
Rechtsirrtum ihn nicht vor Strafe ſchützen. 

Auch die gegen den Zeugen M. ausgeſprochene Drohung 
war nach der Feſtſtellung des Vorrichters dazu beſtimmt, 
Furcht vor der Verwirklichung zu erwecken und den M. ſo 
zur Niederlegung der Arbeit zu veranlaſſen. Die hier feſt⸗ 
geſtellte Drohung mit körperlicher Züchtigung mit der Ab⸗ 
ſicht, die Teilnahme an der Streikverabredung dadurch her⸗ 
beizuführen, bildet eine zur Bejahung der Straftat des 
§ 153 Gew. taugliche Drohung; hierunter iſt eine Be⸗ 
drohung im Sinn des § 240 StGB. zu verſtehen, alſo die 
Ankündigung der zu bewirkenden oder zu veranlaſſenden Zu⸗ 
fügung eines Uebels. 

Urteil vom 29. Dez. 1909 in der Straffache gegen J. 

Sch. in Sch. wegen Vergehens gegen die Gew. O. 


16. 


Bas üffentliche Ausbieten einer Schuld forderung als 
Beleidigung. 


Der Angeklagte hatte ein rechtskräftiges Urteil auf Be⸗ 
zahlung eines Guthabens von 23 M. gegen den Privat⸗ 
kläger erwirkt und nachdem er nur etwa die Hälfte bezahlt 
erhalten hatte, veröffentlichte er im Amtsblatt ein Inſerat, 
daß er eine ausgeklagte Forderung von 11 M. 50 Pf. gegen 
K. G. (Privatkläger) billig zu verkaufen habe. Zur Be— 
gründung der wegen dieſer Veröffentlichungen erfolgten Ver⸗ 
urteilung hat das angefochtene Urteil folgendes ausgeführt: 
Jeder Zahlungsverzug und insbeſondere jede Zahlungsun⸗ 
fähigkeit, die die Folge eines ſittlich verwerflichen Verhaltens 
des Schuldners ſei, erſcheine als eine Tatſache, die geeignet 
ſei, den Schuldner in der öffentlichen Meinung herabzu⸗ 
würdigen; aus den Inſeraten des Angeklagten habe heraus— 
geleſen werden können und ſei auch von einem Teil der Leſer 
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herausgeleſen worden, daß die konkrete Tatſache behauptet 
werde, der Privatkläger habe infolge ſeines ſittlich verwerf⸗ 
lichen Verhaltens ſeine Schuld bis heute nicht bezahlt und 
ſei daher erfolglos gepfändet („ausgeklagt“) worden; der 
Angeklagte habe alſo objektiv eine unter $ 186 StGB. 
fallende Tatſache behauptet. Die ausgeſchriebene Forderung 
ſei zwar „ausgeklagt“ geweſen, dagegen ſei nicht erweislich 
wahr, daß die Nichtbezahlung derſelben die Folge eines ſitt⸗ 
lich verwerflichen Verhaltens des Privatklägers geweſen ſei. 
Aber auch ſubjektiv liegen die Vorausſetzungen des § 186 
StGB. vor; der Angeklagte habe nicht nur das Bewußtſein 
gehabt, daß durch ſittlich verwerfliches Verhalten verurſachte 
Zahlungsunfähigkeit und Zahlungsverzug eine in der öffent⸗ 
lichen Meinung herabzuwürdigen geeignete Tatſache ſei, ſon⸗ 
dern er ſei ſich auch bewußt geweſen, daß in ſeinen Inſe⸗ 
raten die Behauptung eines ſolchen Verhaltens des Privat⸗ 
klägers in Beziehung auf ſeine Schuld liege und daß dieſe 
Behauptung ſowie deren ehrenrühriger Charakter von einem 
Teil der Leſer verſtanden werden könne und verſtanden 
werde, und er habe dieſen Erfolg im voraus gebilligt. Der 
Schutz des $ 193 StGB. könne endlich dem Angeklagten 
nicht zugebilligt werden; es ſei ihm bei ſeinen Inſeraten 
nicht um den Verkauf der Forderung zu tun geweſen, viel- 
mehr habe er ſich lediglich wegen des langen Hingehalten⸗ 
ſeins mit der Forderung und wegen des groben Auftretens 
des Privatklägers gegenüber ſeinem Vorarbeiter rächen wol⸗ 
len; der Angeklagte habe alſo bei der Veröffentlichung der 
Inſerate nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ge⸗ 
handelt. 

Dieſe Ausführungen, mit denen die Verurteilung des 
Angeklagten genügend gerechtfertigt iſt, laſſen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. 

Die Reviſion wendet gegen die Verurteilung des Ange⸗ 
klagten zunächſt ein, das angefochtene Urteil nehme mit Un⸗ 
recht an, es ſei kein Beweis dafür erbracht, daß das Ver⸗ 
halten des Privatklägers in Beziehung auf ſeine Schuld tat⸗ 
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ſächlich ein ſittlich verwerfliches geweſen ſei, vielmehr gehe 
aus dem ganzen Verhalten des Privatklägers hervor, daß 
er ſich böswillig geweigert habe, ſeinen Verpflichtungen gegen 
den Angeklagten vollſtändig nachzukommen. Dieſem Angriff 
war indeſſen der Erfolg zu verſagen, da er ſich in unzuläſſiger 
Weiſe gegen die von dem angefochtenen Urteil nach § 260 
getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen richtet. Die Straf: 
kammer hat in dieſer Hinſicht bemerkt, es ſei nicht unter 
Beweis verſtellt worden, daß die Nichtbezahlung der Schuld 
die Folge eines ſittlich verwerflichen Verhaltens des Privat⸗ 
klägers geweſen, und es ſei auf Grund des Ergebniſſes der 
Hauptverhandlung dies auch nicht als erweislich wahr er- 
achtet worden; der Privatkläger habe ſieben Kinder und 
treibe einen kleinen Handel; das letztere lege den Gedanken 
nahe, daß er vielleicht zur Ausübung ſeines einträglicheren 
Steinhauerberufes nicht oder nicht völlig fähig ſei, und es 
erſcheine wahrſcheinlich, daß der Privatkläger während des 
immer wiederkehrenden Annoncierens ſeitens des Angeklag— 
ten dieſen bezahlt hätte, wenn er dazu imſtande geweſen 
wäre. Dieſe Bemerkungen laſſen einen Rechtsirrtum oder 
die Beeinfluſſung durch einen ſolchen nicht erſehen. Der 
8 186 StGB. verlangt nicht die Unwahrheit, ſondern die 
Nichterweislichkeit der behaupteten Tatſache; zur Freiſprechung 
des Angeklagten wäre alſo der Nachweis erforderlich, daß 
der Privatkläger infolge eines ſittlich verwerflichen Verhal— 
tens ſeine Schuld an den Angeklagten nicht bezahlt bezw. 
nicht habe bezahlen können, eine Annahme, welche die Straf— 
kammer aus den erwähnten tatſächlichen Gründen abge— 
lehnt hat. 

Die Reviſion bemängelt ſodann, daß dem Angeklagten 
der Schutz des $ 193 StGB. verfagt worden ſei; der An⸗ 
geklagte habe in ſeinen Büchern noch zahlreiche ähnliche Aus— 
ſtände ſtehen; er habe damit gerechnet, daß ſein Vorgehen 
gegen den Privatkläger ſowohl bei dieſem als auch bei ſeinen 
anderen Schuldnern den Erfolg haben werde, daß er ſchleu— 
nigſt Zahlung erhalte. Es kann zugegeben werden, daß die 
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Annahme eines Handelns zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen in dieſer Weiſe begründet werden könnte. Im 
gegenwärtigen Reviſionsverfahren kann dies aber nicht mehr 
in Frage kommen, nachdem von der Strafkammer in ein⸗ 
wandfreier Weiſe feſtgeſtellt worden iſt, der Angeklagte habe 
aus Rachſucht beabſichtigt, den Privatkläger zu beleidigen 
und dieſe Abſicht durch die in Frage ſtehenden Veröffent⸗ 
lichungen verwirklicht. 

Die Reviſion erklärt endlich, als weſentlich komme in 
Betracht, wie der Angeklagte durch die Rechtsbelehrung ſeines 
Fachblattes darauf gekommen ſei, in Frage ſtehender Weiſe 
ſeine faulen Schuldner gerade nicht zu beleidigen, ſondern 
vielmehr zur Zahlung zu veranlaſſen. Auch dieſem Vor⸗ 
bringen ſteht zunächſt die mit der Reviſion nicht anfechtbare 
Feſtſtellung der Strafkammer entgegen, daß es dem Ange⸗ 
klagten gerade um die Beleidigung des Privatklägers zu tun 
geweſen ſei. Im übrigen iſt ſchon in dem angefochtenen 
Urteil mit Recht betont, daß die Ueberzeugung des Ange⸗ 
klagten von ſeiner Strafloſigkeit, auch wenn er dieſelbe auf 
Grund ſeines Fachblattes erlangt habe, als ein für ſeine 
Strafbarkeit unerheblicher Irrtum über das Strafrecht zu 
betrachten wäre. 

Urt. des Strafſen. v. 7. Juni 1909 in der Privatklage⸗ 

ſache gegen A. B. in R. wegen Beleidigung. 


17. 


Eine Androhung mit Peröffentlichung in der Preſſe 
nach § 114 StGB. ſtrafbar. 


Der Angeklagte hatte eine Meineidsanzeige bei der 
Staatsanwaltſchaft erſtattet und einige Zeit nachher an letz⸗ 
tere geſchrieben: ſollte durch K. Staatsanwaltſchaft auf dieſes 
hin wieder nichts geſchehen, ſo bin ich gezwungen, dieſe An⸗ 
gelegenheit dem „Beobachter“ zur Veröffentlichung zu über⸗ 
geben. Hiewegen aus 8 114 StGB. zu Strafe verurteilt, 
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hat er Reviſion eingelegt, welche als unbegründet verworfen 
wurde. 

Aus den Gründen: 

Die Strafkammer hat ausgeführt: Der Angeklagte habe 
mit ſeiner Zuſchrift der Staatsanwaltſchaft die Veröffent⸗ 
lichung ihres angeblich untätigen Verhaltens ankündigen 
wollen und angekündigt, um ſie hiedurch zum Einſchreiten 
auf ſeine Meineidsanzeige (tatſächlich war auf dieſe ſchon Be⸗ 
ſchluß ergangen) zu beſtimmen; die öffentliche Bekanntgabe 
einer derartigen Dienſtpflichtverletzung ſeitens der Staats⸗ 
anwaltſchaft — eine ſolche habe der Angeklagte als vorlie- 
gend angenommen und ſie wäre auch in der Unterlaſſung 
der Strafverfolgung auf eine genügende Anhaltspunkte bie⸗ 
tende Strafanzeige hin enthalten — hätte für die angegrif— 
fene Behörde außer einer dienſtlichen Unterſuchung eine Minde⸗ 
rung ihres Anſehens in der Oeffentlichkeit und eine Erſchwe⸗ 
rung ihres Auftretens in anderen Fällen zur Folge gehabt, 
endlich habe der Angeklagte die Ankündigung dieſes Uebels 
für ein wirkſames Mittel zur Beeinfluſſung der freien Wil⸗ 
lensentſchließung der Staatsanwaltſchaft und zur Erreichung 
des von ihm bezweckten Einſchreitens erachtet. Hiegegen 
rügt die Reviſion: Die Ankündigung einer Veröffentlichung 
in der Preſſe erfülle das Tatbeſtandsmerkmal der Drohung 
nur dann, wenn die Veröffentlichung in der Form einer un- 
geeigneten abfälligen Kritik erfolgen ſolle, die Abſicht einer 
ſolchen Veröffentlichung laſſe aber die Zuſchrift des Ange— 
klagten nicht erkennen, dieſer habe vielmehr nur mit der Be⸗ 
kanntmachung einer Tatſache gedroht. 

Dieſe Rüge ift unbegründet. Nach dem vom Berufungs- 
gericht feſtgeſtellten Sachverhalt ging der Angeklagte davon 
aus, daß die Staatsanwaltſchaft feiner Strafanzeige pflicht- 
widrig keine Folge gegeben habe und gerade durch die Ver: 
öffentlichung dieſer angeblichen Verletzung der Dienſtpflicht 
ſollte ein Druck auf den Staatsanwalt ausgeübt werden. 
Damit iſt die von der Reviſion vermißte Feſtſtellung der 
Abſicht, eine abfällige Kritik zu üben, von ſelbſt gegeben. 
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Es braucht daher nicht erörtert zu werden, ob die im „Recht“ 
1906 S. 370 mitgeteilte Entſcheidung des Reichsgerichts 
eine Verallgemeinerung zuläßt und die Ankündigung der 
Veröffentlichung eines Vorgangs in der Preſſe in allen 
Fällen nur dann wenn ſie in der Form einer ungeeigneten 
abfälligen Kritik erfolgen ſoll, eine Drohung im Sinn des 
8 114 darzuſtellen vermag. 

Auch die weitere Rüge der Reviſion, daß im vor⸗ 
liegenden Fall nicht ein Uebel angedroht ſei, durch deſſen 
Ankündigung der Bedrohte vernünftigerweiſe in eine ſeine 
Willensfreiheit und Entſchließung beſchränkende Furcht ver⸗ 
ſetzt worden ſein konnte, geht fehl. Die Strafkammer hat 
ausreichend feſtgeſtellt, daß der Angeklagte der Staatsan⸗ 
waltſchaft ein Uebel im Rechtsſinn, eine insbeſondere ihr 
dienſtliches Anſehen in der Allgemeinheit zu beeinträchtigen 
geeignete Veröffentlichung in Ausſicht geſtellt hat. Im 
übrigen erfordert 8 114 nur, daß der Bedrohte nach der 
Auffaſſung des Ankündigenden in eine ſeine Willensfreiheit 
beſchränkende Beſorgnis, das Uebel erdulden zu müſſen ver⸗ 
ſetzt wird. Es genügt, daß die Verwirklichung der Drohung 
von dem Bedrohten als ein Uebel empfunden werden konnte, 
was vorliegend nach der Feſtſtellung zutrifft und daß der 
Ankündigende ſeine Drohung für wirkſam oder wenigſtens 
für geeignet, den angeſtrebten Erfolg herbeizuführen gehalten 
hat. Daß die Drohung auch objektiv geeignet geweſen ſei, 
die Behörde zu einem Tun oder Unterlaſſen zu beſtimmen, 
verlangt das Geſetz nicht (Goltd Arch. Bd. 42 S. 404; 
Entſch. Rg. Bd. 39 S. 268, Jur. Wochſch. 1895 S. 280, 
Jur. Z. 1903 S. 478). Daß aber der Angeklagte die ſo⸗ 
eben erwähnte Auffaſſung und Willensrichtung gehabt hat, 
ſtellt das Berufungsgericht ausdrücklich feſt. Ob er ſich was 
die Reviſion bezweifelt, bewußt war, daß er eine Drohung 
im Rechtsſinn (8 114 StGB.) gegen die Staatsanwaltſchaft 
unternimmt, iſt bedeutungslos. 

Urteil des Strafſenats vom 28. Juni 1909 in der 
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Strafſache gegen F. G. in J. wegen Vergehens gegen 
§ 114 StGB. 


18. 


Zur Auslegung des dentſch⸗ſchweizeriſchen Aus⸗ 
lieferungsvertrags. 


Aus den Gründen: 

Unbegründet iſt der Einwand des Verteidigers, der an⸗ 
gefochtene Haftbefehl ſtehe in Widerſpruch mit dem deutſch⸗ 
ſchweizeriſchen Auslieferungsvertrag in Verbindung mit dem 
ſchweizeriſchen Auslieferungsgeſetz vom 23. Januar 1892 
und ſei daher in unzuläſſiger Weiſe erlaſſen worden. Aller⸗ 
dings iſt der Angeſchuldigte wegen eines zum Nachteil des 
Mühlebeſitzers E. B. in B. (Baden) verübten Betrugs aus 
der Schweiz ausgeliefert, aber von dieſer Anklage vom Ge— 
richt freigeſprochen und nach Aufhebung des in dieſer Sache 
ergangenen Haftbefehls unmittelbar nach der Freiſprechung 
wegen eines anderen, zum Nachteil des Wirts G. A. in 
Stuttgart vor ſeiner Auslieferung verübten Betrugsvergehens 
erneut in Haft genommen worden. Dieſer weiteren Straf⸗ 
verfolgung ſteht der deutſch⸗ſchweizeriſche Auslieferungsver⸗ 
trag vom 24. Januar 1874 nicht entgegen, ſofern nach Art. 4 
Abſ. 3 die ſtrafrechtliche Verfolgung eines Ausgelieferten 
wegen einer anderen Straftat als wegen welcher die Aus⸗ 
lieferung erfolgte, ſtatthaft iſt unter der Vorausſetzung, daß 
es ſich um ein „im gegenwärtigen Vertrag vorgeſehenes 
Verbrechen oder Vergehen“ handelt. Hienach hat der Grund- 
ſatz der ſog. Spezialität, welcher im allgemeinen völkerrecht 
liche Anerkennung gefunden hat, nach dem fraglichen Aus⸗ 
lieferungsvertrag keine Geltung für die nach ihm zu beur— 
teilenden Strafſachen, ſondern es kommt lediglich jene ſpezielle 
Beſtimmung des zwiſchen der Schweiz und Deutſchland be— 
ſtehenden Auslieferungsvertrags zur Anwendung. Dies iſt 
auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts ausdrücklich 
anerkannt, vgl. Entſch. Strafſ. Bd. 30 S. 443 — 446, Bd. 31 
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S. 234. Daß aber der Betrug als Auslieferungsdelikt in 
Art. 1 dieſes Vertrags anerkannt iſt, ſteht außer Frage. 

Nun beruft ſich der Beſchwerdeführer auf die anders 
lautende Beſtimmung in Art. 7. des ſchweizeriſchen Aus⸗ 
lieferungsgeſetzes vom 22. Jan. 1892, wonach die Aus⸗ 
lieferung ſtets an die Bedingung geknüpft iſt, daß der Aus⸗ 
gelieferte für keine andere, vor der Stellung des Aus⸗ 
lieferungsbegehrens begangene Handlung verfolgt oder be⸗ 
ſtraft werden kann als für die um deren willen die Aus⸗ 
lieferung erfolgt iſt und für damit zuſammenhängende Hand⸗ 
lungen, abgeſehen von drei hier nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmefällen. Unter Hinweis auf dieſe geſetzliche, für 
die ſchweizeriſchen Behörden maßgebende Beſtimmung wird 
ausgeführt, es könne nicht unterſtellt werden, daß die 
ſchweizeriſche Regierung bei den Erneuerungen des Aus⸗ 
lieferungsvertrags in den Jahren 1894 und 1904 eine Be⸗ 
ſtimmung habe mitaufnehmen wollen, von der ſie wußte, 
daß ſie durch die Geſetze der Schweiz verboten ſei, und 
ebenſowenig könne ein derartiger Wille auf Seiten der 
deutſchen Regierung vorgelegen haben, vielmehr müſſe bei 
den zwei letzten Vertragserneuerungen der Wille beider 
Regierungen auf Wahrung des Prinzips der Spezialität der 
Auslieferung gerichtet geweſen ſein. 

Demgegenüber iſt darauf hinzuweiſen, daß nach Art. 16 
des Auslieferungsvertrags im Jahr 1874 der Vertrag zwar 
zunächſt nur auf 10 Jahre abgeſchloſſen wurde, aber beim 
Mangel einer rechtzeitigen Kündigungserklärung je von 10 
zu 10 Jahren weiter in Geltung bleibt und daß dieſer 
letztere Fall der ſtillſchweigenden Erneuerung in den Jahren 
1884, 1894 und 1904 eingetreten iſt. Hiezu kommt, daß 
nach anerkanntem Rechtsgrundſatz Beſtimmungen bereits be⸗ 
ſtehender Auslieferungsverträge durch ein ſpäteres, von 
einem Teil beſchloſſenes Auslieferungsgeſetz nicht abgeändert 
werden können, vielmehr ſolange fortbeſtehen bis ſie in 
gegenſeitigem Einverſtändnis als außer Kraft tretend er- 
klärt werden, da naturgemäß ein völkerrechtlicher Vertrag 
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durch einſeitige Maßnahmen des einen oder anderen Kon— 
trahenten nicht modifiziert, überhaupt nicht berührt wird. 
Eben dieſer Rechtsgrundſatz iſt denn auch mit Beziehung 
auf den deutſch⸗ſchweizeriſchen Auslieferungsvertrag vom 
ſchweizeriſchen Bundesgericht ſeit dem Jahr 1892 ausdrück⸗ 
lich anerkannt worden und es hat dieſes Gericht wiederholt 
ausgeſprochen, daß das Auslieferungsgeſetz widerſprechenden 
Beſtimmungen beſtehender Staatsverträge weder derogieren 
wollte noch ohne Verletzung völkerrechtlicher Pflichten dero⸗ 
gieren konnte, vgl. Böhm Zeitſchrift für internationales 
Civil⸗ und Strafrecht Bd. II S. 509, III S. 320, V S. 529. 

Außer Betracht kann daher die weitere Frage bleiben, 
ob der Betrug an A. mit demjenigen an B., wegen deſſen 
die Auslieferung erfolgte, im Sinn des Auslieferungsver⸗ 
trags „zuſammenhängt.“ Endlich kann auch der Auslegung 
des Beſchwerdeführers dahin nicht beigetreten werden, daß 
die Worte in Art. 3 Abſ. 4 Ausl. Vertrags „Verbrechen oder 
Vergehen, welche im gegenwärtigen Vertrag nicht vorgeſehen 
ſind“ keineswegs notwendig eine Bezugnahme auf den Art. 1 
enthalten ſondern auch dahin verſtanden werden können 
„Verbrechen oder Vergehen, welche nicht als geeignet 
vorgeſehen ſind zum Gegenſtand der Anklage gemacht zu , 
werden“ und zwar angeſichts des Prinzips der Spezialität 
der Auslieferung. Dieſe einſchränkende Auslegung ſcheitert 
jedoch an dem klaren Wortlaut und der notwendigen Be— 
ziehung des Art. 3 zum vorausgehenden Art. 1; fie iſt über: 
dies vom Reichsgericht ſpeziell verworfen worden, vgl. Bd. 30 
S. 444. 

Beſchl. des Strafſenats v. 4. Okt. 1909 in der Strafſache 

gegen G. Sch. von O. wegen Betrugs. 


19. 


Zur Auslegung des § Al b. R6em®. Füllt auch der 
Gewerbebetrieb außerhalb des . 
darunter? 


Der Angeklagte iſt vom Berufungsgericht auf Grund 
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der Feſtſtellung, er habe am Karfreitag den 9. April und 
am Oſtermontag den 12. April 1909 zu L. eine Frauens⸗ 
perſon, welche eine Abonnentin von ihm war, in ſeiner neben 
dem Friſeurladen befindlichen Wohnung, durch ſeine Ehefrau 
behördlicher Anordnung zuwider friſieren laſſen, gemäß 
§§ 41 b, 146 a GewO. zur Geldſtrafe von 3 Mk. verurteilt 
worden. Die von ihm hiegegen eingelegte Reviſion rügt 
eine unrichtige Anwendung des $ 41 b GewO. und der auf 
Grund dieſes § erlaſſenen Anordnungen der Verwaltungs— 
behörden, insbeſondere eine falſche Auslegung des Begriffs 
„Betrieb.“ 

Durch Verfügungen der K. Kreisregierung des Neckar⸗ 
kreiſes vom 8. April 1903 und vom 2. April 1907 ift für, 
den Stadtgemeindebezirk L. auf Grund von $ 41 b GewO. 
je einem Antrag der Friſeurinnung entſprechend angeordnet 
worden, daß im Barbier⸗ und Friſeurgewerbe am Karfreitag, 
Himmelfahrtsfeſt, erſten Weihnachtsfeiertag, Oſter⸗ und 
Pfingſtmontag ein Betrieb nur inſoweit ſtattfinden dürfe, 
als die Beſchäftigung von Arbeitern geſtattet iſt und daß 
hienach jeder Betrieb der genannten Gewerbe, auch ſoweit 
er lediglich durch den Unternehmer ſelbſt ausgeübt würde, 
an dieſen Tagen ganz zu ruhen habe. Dies iſt ordnungs⸗ 
mäßig mit dem Anfügen öffentlich bekannt gemacht worden, 
daß an den übrigen Sonn- und Feſttagen der Betrieb von 
Nachmittags 2 Uhr an zu ruhen habe. 

Der die rechtliche Unterlage zu der erwähnten Anord⸗ 
nung der Verwaltungsbehörde bildende §S 41 b GewO. iſt 
auf Grund eines Reichstagsbeſchluſſes durch die Novelle 
vom 30. Juni 1900 für die ſog. Bedürfnisgewerbe in das 
Geſetz eingefügt worden und zwar wie der Kommiſſions⸗ 
bericht ausweiſt, aus Anlaß lebhafter Klagen und zahlreicher 
Petitionen gerade von Barbieren und Friſeuren, welche ſich 
darüber beſchwerten, daß die Gewerbeordnung nur den 
Arbeitern die Sonntagsruhe gewährleiſte, während die Meiſter 
durch Rückſichten auf die Konkurrenz um dieſelbe gebracht 
würden, Reichst. Verh. 1898/1900 Anl. Bd. III S. 2471/2, 
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Prot. S. 2971— 3235. Der geſetzgeberiſche Zweck der Be: 
ſtimmung war hienach nicht eine Sicherung der Sonntags⸗ 
ruhe der Arbeiter ſondern ausdrücklich die Einführung 
einer Betriebsruhe auch für die Gewerbe⸗ 
treibenden in Perſon und ihre Familienangehörigen 
bezw. auch für diejenigen Gewerbe, in welchen der Unter⸗ 
nehmer und ſeine Familie den Geſchäftsbetrieb ohne Arbeiter 
aufrechterhalten können, mit dem weiteren Zweck, die be: 
treffenden Gewerbetreibenden vor gegenſeitiger illoyaler Kon⸗ 
kurrenz zu ſchützen. 

Der Wortlaut des Geſetzes und der darauf geſtützten 
behördlichen Anordnung, wie ſolche oben wortgetreu mit- 
geteilt iſt, in Verbindung mit dem angeführten geſetzgeberiſchen 
Anlaß und Zweck rechtfertigen die Auffaſſung des Vor⸗ 
richters, daß an den kritiſchen Tagen jede Ausübung des 
Friſeurgewerbes in L. gleichgültig ob innerhalb oder außer⸗ 
halb der üblichen Geſchäftsräume als behördlich unterſagt 
zu gelten hat. 

Der Einwand der Reviſion, es liege deshalb in den 
beiden Fällen kein Gewerbebetrieb vor, weil das Friſieren 
nicht in dem beſtändig oder regelmäßig dazu benützten Lokal 
vorgenommen wurde, kann nicht als zutreffend erachtet 
werden. Denn der Gewerbebetrieb eines Friſeurs wird 
durch die in der Haarpflege beſtehende ordnungsmäßige 
Bedienung der Kunden ausgeübt und eben dieſe 
letztere ſollte durch das erwähnte Betriebsverbot für gewiſſe 
Tage im vollen Umfang ausgeſchloſſen werden, vgl. Land— 
mann Bd. I S 41 b Note 2 ©. 352, 348. Wenn auch nicht 
jede gewerbliche Arbeit des Geſchäftsinhabers durch das 
Betriebsverbot getroffen wird und die Erledigung der Kor- 
reſpondenz, auch die Herſtellung und Bearbeitung von Waren 
z. B. nicht darunter fällt (Landmann a. a. O.), ſo wollte 
jedenfalls der unmittelbare Verkehr mit den Kunden, das 
Bedienen derſelben im weiteſten Sinn unterſagt werden. 
Nun wird erfahrungsgemäß das Barbier- und Friſeur⸗ 
gewerbe vielfach auch außerhalb des Geſchäftslokals z. B. 
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durch Bedienung der Kunden in deren Wohnung ausgeübt 
und es kann naturgemäß ebenſogut wie in dem üblichen 
Friſeurladen auch in einem Wohngelaß des Friſeurs ſelbſt 
ausgeübt werden. Der Zweck des Geſetzes würde alſo bei 
der einſchränkenden Auslegung der Reviſion offenſichtlich 
nicht erfüllt werden, die Geſetzesumgehung wäre gerade für 
dieſes Gewerbe überaus bequem und leicht gemacht. Aber 
auch der Wortlaut des Geſetzes ſpricht gegen ſolche ein- 
ſchränkende Auslegung. Es heißt ganz allgemein „ein Be⸗ 
trieb darf nur inſoweit ſtattfinden ...“ und der Geſetzgeber 
hätte unmöglich ſo allgemein von dem Betrieb als ſolchen 
ſprechen können, wenn er nur die Ausübung des Gewerbe— 
betriebs innerhalb des regelmäßigen Geſchäftslokals hätte 
unterſagen wollen. Dies umſomehr weil in dem unmittel⸗ 
bar vorausgehenden $ 41 a von einem Verbot des Gewerbe— 
betriebs „in offenen Verkaufsſtellen“ die Rede iſt und dieſe 
Beſchränkung ein unzweifelhafter Beleg dafür iſt, daß wenn 
eine ähnliche Einſchränkung auch für § 41 b beabſichtigt 
geweſen wäre, ſie auch zum Ausdruck hätte gebracht werden 
müſſen. Hiebei iſt zu beachten, daß die Beſtimmung des 
8 41 a nicht gleichzeitig ſondern ſchon durch die Novelle 
vom 1. Juni 1891 in das Geſetz kam und das Wort „Ge⸗ 
werbebetrieb“ daſelbſt in Theorie und Praxis durchweg als 
unmittelbarer Verkehr mit den Kunden aufgefaßt, auch durch 
den Zuſatz „in offenen Verkaufsſtellen“ auf ſolche Räume 
beſchränkt wird, in welchen Waren dem Publikum zum Mit⸗ 
nehmen verkauft werden, vgl. Landmann a. a. O. S. 348, 
Hoffmann u. Berger⸗Wilhelmi je zu $ 41 a. Eben des⸗ 
halb iſt z. B. durch letztere Vorſchrift den Barbieren und 
Friſeuren ſoweit nicht auf Grund des 8 41 bein 
Verbot ergangen iſt, das handwerksmäßige Raſieren 
und Friſieren der Kunden in ihren Läden Sonntags auch in 
ſolchen Stunden nicht unterſagt, an welchem ihr Handels— 
betrieb nach § 105 b verboten iſt, vgl. Landmann a. a. O. 
Außer jeden Zweifel iſt überdies die hier vertretene Auf— 
faſſung durch den Wortlaut der einſchlägigen Anordnung 
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und Veröffentlichung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
geſtellt, derzufolge „jeder Betrieb, auch ſoweit er durch 
den Unternehmer ſelbſt“ erfolgen würde, ganz zu ruhen hat. 
Nach dieſer Geſetzesauslegung iſt auf Grund des feſt⸗ 
geſtellten Tatbeſtands die erfolgte Verurteilung gerechtfertigt. 
Denn es iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte durch ſeine Ehe⸗ 
frau, welche das Damenfriſieren in ſeinem Geſchäft auf ſeine 
Rechnung betrieb, in ſeiner neben dem Friſeurladen gelegenen 
Wohnung eine Frauensperſon, welche eine Abonnentin von 
ihm war, an den zwei Verbotstagen friſieren ließ und die 
Annahme des Vorrichters, daß hierin die Ausübung des 
Friſeurgewerbes ſeitens des Angeklagten gegeben iſt, läßt 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen, zu dem auch weiter aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt wurde, daß der Angeklagte, mit deſſen 
Zuſtimmung das Friſieren geſchah, ſich dieſes Umſtandes 
bewußt war. 
Urt. des Strafſenats v. 18. Oktober 1909 in der Straf⸗ 
ſache gegen K. M. in L. wegen Verfehlung wider die 
Gewerbeordnung. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


27. 


Ansdrückliche Einwilligung des Ehemanns zum 
Getrenntleben der Fran. 


Die Gründe führen aus: 

Der klägeriſche Ortsarmenverband S. .. hat die K. R. ., 
verwitwete G. ., geb. R. . , welche ſeit November 1903 
von ihrem in H. .. wohnhaften und dort unterſtützungs⸗ 
wohnſitzberechtigten Ehemann Chr. R. .. getrennt in ©... 
lebt, durch Unterbringung ihrer 14 Jahre alten Tochter Anna 
G. . . in der Lungenheilanſtalt B. .. vom 16. 5.— 28. 9. 08 
unterſtützt. Den erhobenen Erſatzanſpruch hat der beklagte 
Ortsarmenverband H. .. mit der Einrede zurückgewieſen, 
die Unterſtützte habe bei Beginn der Unterſtützung den 
Unterſtützungswohnſitz in H. .. nicht mehr beſeſſen, da fie 
von ihrem Anzug in S. . . im November 1903 an nach 
§ 17 des UWG. ſelbſtändig in bezug auf den Erwerb und 
Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes geweſen ſei, weil ſie in⸗ 
folge ausdrücklicher Einwillung ihres Ehemanns von dieſem 
getrennt gelebt und ohne deſſen Beihilfe ihre Ernährung ge— 
funden habe. 

In Uebereinſtimmung mit dem Unterrichter hat der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof dieſe Einrede für begründet erachtet. Daß 
die R... in S. .. ohne Beihilfe ihres Ehemanns gelebt 
hat, iſt unbeſtritten, ebenſo, daß die Trennung derſelben von 
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ihrem Ehemann im November 1903 mit deſſen ausdrücklicher 
Einwilligung erfolgt iſt. Der Kläger nimmt aber an, dieſe 
Einwilligung ſei nur auf beſtimmte Zeit erteilt worden und 
nicht, wie es das Geſetz nach feſtſtehender Auslegung er⸗ 
fordere, auf eine dauernde Trennung des wirtſchaftlichen 
Seins der beiden Eheleute gerichtet geweſen. Dieſe Annahme 
geht jedoch fehl. Nach den beeideten Ausſagen der beiden 
Eheleute vom 27. 10. 09 war allerdings bei dem Weggang 
der Ehefrau von einer etwaigen Wiedervereinigung der Ehe- 
leute nach der Schulentlaſſung der damals 9 Jahre alten 
Anna G. .. die Rede. Ueber die Art und Weiſe, in der 
dies geſchah, gehen die Ausſagen der Eheleute auseinander. 
Nach der Angabe des Ehemanns hat dieſer auf die 
Erklärung der Frau, ſie wolle wieder kommen, wenn 
die Anna aus der Schule ſei, nur erwidert: „Das liegt 
noch in weiter Ferne, da kann vorher noch viel paſſieren, 
da kann man vorher noch ſterben.“ Nach Angabe der Frau 
ſoll die Antwort aber gelautet haben: „Ja, dann kommſt 
wieder“. Hienach kann in der Erklärung des Ehemanns, 
wie ſie nach ſeiner Darſtellung abgegeben worden iſt, ſchon 
ihrem Wortlaut nach eine beſtimmte zeitliche Begrenzung 
ſeiner Einwilligung zur Trennung nicht wohl erblickt werden. 
Weitgehendſten Falles könnte die Erklärung dahin ausgelegt 
werden, daß er es in das Belieben der Frau ſtelle, nach 
Schulentlaſſung der Anna wieder zurückzukehren. An der 
Einwilligung zur dauernden Trennung würde dies aber ledig— 
lich nichts ändern. Aber auch, wenn die Erklärung des 
Mannes ſo gelautet hätte, wie die Ehefrau angibt, läge eine 
zeitliche Begrenzung der Einwilligung nicht ohne weiteres in 
ihr. Es kämen dann für ihre Auslegung der übrige Inhalt 
der Unterredung und die Umſtände der Trennung überhaupt 
in Betracht. In dieſer Hinſicht ſteht feſt, daß die Eheleute 
eines weiteren Zuſammenlebens gegenſeitig vollſtändig über⸗ 
drüſſig waren, daß der Mann der Frau ſchon früher einmal 
erklärt hatte, ſie könne gehen, wenn es ihr bei ihm nicht 
gut genug ſei und daß er ihr bei der Unterredung im Ok— 
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tober ausdrücklich erklärte: „So, jetzt iſt's aus mit uns zwei“, 
endlich, daß die Ehefrau nach ihren eigenen Angaben nie 
die Abſicht der Rückkehr hatte und daß ſie nur zum Schein 
von einer ſolchen ſprach, wobei es durchaus nahe liegt, daß 
der Ehemann dies durchſchaut und daß auch er ſeinerſeits 
nicht ernſtlich auf das Angebot der Rückkehr eingegangen iſt. 
Es kann alſo auch hienach von einer zeitlichen Einſchränkung 
der Einwilligung des Ehemanns nicht die Rede ſein. Tat⸗ 
ſächlich haben ja auch beide Eheleute die Trennung ſtets als 
eine dauernde aufgefaßt und durchgeführt, wie auch von 
keiner Seite Verſuche zur Wiedervereinigung gemacht wor⸗ 
den ſind. 

Urteil vom 16. Februar 1910 in der Beruf.⸗Sache des 

Ortsarmenverbands St., Klers.⸗Beruf.⸗Klers, gegen den 

Ortsarmenverband H., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


28. 


Unterſchied zwiſchen Heimarbeitern und Hansindnu⸗ 
ſtriellen. 


Aus den Gründen: 

Ein verſicherungspflichtiges Lohnverhältnis wird von der 
Kaſſe mit der Begründung verneint, daß die Klägerin in der 
Zeit vom 1.— 20. Juni ſelbſtändige Gewerbetreibende, ſoge⸗ 
nannte Hausinduſtrielle im Sinne des § 2 Abſ. 1 Ziff. 4 
des Krankenverſicherungsgeſetzes geweſen ſei. Die Kreisre⸗ 
gierung dagegen hat das Gegenteil feſtgeſtellt in der Erwä⸗ 
gung, daß die Klägerin in der kritiſchen Zeit nur als 
Heimarbeiterin — demnach als verſicherungspflichtig 
— angeſehen werden könne; die Beſchäftigung der Klägerin 
in ihrer eigenen Wohnung ſei bloß eine vorübergehende, auf die 
Dauer der Heuernte beſchränkte geweſen, ſie hätte ſich nach⸗ 
her, wenn nicht das Verhältnis aus anderen Gründen am 
20. Juni beendigt worden wäre, von ſelbſt wieder in der 
Fabrik fortgeſetzt. 

Nach den tatſächlichen Umſtänden des Falles muß dieſer 
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letzteren Auffaſſung beigetreten werden. Denn abgeſehen von 
der Veränderung des Ortes ihrer Tätigkeit hat ſich in dem 
Verhältnis der Klägerin zu der Firma K. u. Söhne während 
des Zeitraums vom 1. bis 20. Juni augenſcheinlich nichts 
geändert, die Art ihrer Arbeit und ihre perſönliche Abhängig⸗ 
keit vom Arbeitgeber iſt dieſelbe geblieben, auch ſo lange ſie 
für dieſen in der eigenen Behauſung arbeitete. Auch der 
Umſtand insbeſondere, daß ſie nur zur Verſorgung ihres 
Kindes und nur vorübergehend, fo lange fie für das⸗ 
ſelbe während der Ernte niemand ſonſt zur Ueberwachung 
fand, die Arbeit für Zwecke jenes Betriebes von der Fabrik 
in ihre Wohnung verlegte, wie durch die Ausſagen der Zeu- 
gin Katharine B. (ganz abgeſehen von denen des Ehemanns 
der Klägerin) erwieſen iſt, zeigt deutlich, daß es ſich für ſie 
nicht um Begründung einer eigenen, ſelbſtändigen hausindu⸗ 
ſtriellen Tätigkeit handelte. Es liegen demnach keinerlei 
Anhaltspunkte dafür vor, daß ſie nicht auch während ihrer 
Hausarbeit als eine im Gewerbebetrieb der Firma K. und 
Söhne beſchäftigte Lohnarbeiterin anzuſehen wäre. Ob da: 
mals, als die Klägerin vom Arbeitgeber K. die Erlaubnis 
zu Hauſe zu arbeiten erhielt, ausdrücklich von einer Weiter⸗ 
beſchäftigung in der Fabrik nach Beendigung der Heuernte 
die Rede war, iſt von untergeordneter Bedeutung; auf die 
von der Beklagten zu dieſem Punkt benannten Zeugen braucht 
darum nicht eingegangen zu werden. Jedenfalls hat ſich die 
Klägerin nach dem Ausgeführten von vornherein mit der 
Abſicht getragen, nach Beendigung des Erntegeſchäfts, wenn 
ſie ihr Kind wieder der Obhut der Zeugin B. anvertrauen 
könne, zur Fabrikarbeit zurückzukehren, hat alſo ihre Be— 
ſchäftigung zu Hauſe nur als die Fortſetzung der Fabrik— 
arbeit, wie ſie vorher beſtanden hatte und nach der Unter⸗ 
brechung von ihr wieder aufgenommen werden ſollte, ange: 
ſehen. 

Vgl. auch Hahn, Komm. zum KVG. zu § 1 Note 2a 

und § 2 Note 5, 5. Aufl. S. 29 und 43, Hoffmann, 

KVG. 1908 S. 76 ff., Arbeiterverſorgung 1909 S. 145. 
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Hat es ſich hienach bei der Klägerin um ein verſiche⸗ 
rungspflichtiges Heimarbeits verhältnis im Dienſte des Arbeit⸗ 
gebers K. gehandelt, ſo mußte ihr der Beklagte bei dem am 
7. Juli 1908 eingetretenen Unterſtützungsfalle gemäß § 28 
des Krankenverſicherungsgeſetzes Krankenhilfe gewähren. 

Urteil vom 24. November 1909 in der Beruf.⸗Sache 
der Bezirkskrankenkaſſe A., Bekl. Beruf.⸗Klin, gegen M. 
St., Silberarbeiters Ehefrau in A., Klin. Beruf.⸗Bekl. 


29. 
Berhältnis der Krankenfürſorge zur Unfallfürſorge. 


Aus den Gründen: 

Durch die Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetz vom 
25. Mai 1903 iſt die geſetzliche Dauer der Fürſorge der 
Krankenkaſſen auf 26 Wochen, vom Beginn der Krankheit 
oder des Krankengeldbezugs an gerechnet, ausgedehnt wor⸗ 
den ($ 6 Abſ. 2 des Geſetzes). Nun ſind freilich anderer⸗ 
ſeits auch die Berufsgenoſſenſchaften in Erkrankungs⸗ 
fällen, welche durch einen nach dem Gewerbeunfallverſiche— 
rungsgeſetz zu entſchädigenden Unfall herbeigeführt worden 
ſind, geſetzlich verpflichtet, ſpäteſtens vom Beginn der 14. 
Woche nach Eintritt des Betriebsunfalls mit den ihnen ob⸗ 
liegenden Leiſtungen, Uebernahme der Koſten des SHeilver: 
fahrens und Rentengewährung an den Verletzten einzuſetzen. 
Aber nach § 25 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes vom 
30. Juni 1900 wird die Verpflichtung einer Krankenkaſſe, 
den von Unfällen betroffenen Arbeitern und Betriebsbeamten 
Unterſtützungen zu gewähren, durch dieſes Geſetz nicht be— 
rührt. 

Das gegenſeitige Verhältnis der Leiſtungen einer Kran⸗ 
kenkaſſe zu denjenigen der Berufsgenoſſenſchaft für den Zeit⸗ 
raum, für den dem Verletzten auch ein Anſpruch aus der 
Unfallverſicherung zuſtand oder zuſteht, wird in Lehre und 
Rechtſprechung verſchieden beurteilt. Streit beſteht nament⸗ 
lich darüber, ob die Verpflichtung der Krankenkaſſe in Fällen 


364 | Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


dieſer Art unter allen Umſtänden, alſo unabhängig davon, 
ob und wann tatſächlich die Berufsgenoſſenſchaft dem Ver⸗ 
letzten Unfallfürſorge hat zu teil werden laſſen, die ganzen 
26 Wochen hindurch beſtehen bleibt. 

Zu vgl. Hahn, Komm. zum Krankenverſicherungsgeſetz 

6. Aufl. Anh. zu 8 25 GuVG. S. 452 ff. und die dort 

gegebene Ueberſicht über die Literatur und Judikatur; 

ferner Arbeiter⸗Verſorgung Bd. 25 S. 322; Urteil des 

Württ. Verwaltungsgerichtshofs vom 8. Januar 1908 

in Württ J. Bd. 20 S. 230. 

Dieſe letztere Streitfrage bedarf indeſſen im gegenwär⸗ 
tigen Stadium des Prozeſſes nicht der Entſcheidung. Denn 
der Beklagte hat ſeinen Anſpruch, ihm auf volle 26 Wochen 
das ſtatutariſche Krankengeld zuzuerkennen, zwar im Verfah⸗ 
ren erſter Inſtanz geltend gemacht, im Berufungsverfahren 
dagegen nicht weiter verfolgt, nachdem die Kreisregierung 
ihm nur bis zum 25. Oktober und nicht bis 9. November 
1908 (dem Ablauf der 26 Wochenfriſt) das Krankengeld zu⸗ 
gebilligt hat. Zu entſcheiden iſt lediglich über den Berufungs⸗ 
antrag der Klägerin, welche den Standpunkt vertritt, daß 
der Beklagte von ihr überhaupt kein Krankengeld mehr, auch 
nicht bis zum 25. Oktober, anzuſprechen habe. Allein dieſe 
Annahme geht fehl. Denn auch, wenn grundſätzlich davon 
auszugehen iſt, daß nach dem Sinne des Geſetzes die Ent⸗ 
laſtung einer Krankenkaſſe vom Ablauf der 13. Woche an 
im Endergebnis gewollt und deren Verpflichtung zur Kran⸗ 
kenfürſorge darüber hinaus eben deshalb nur als eine vor- 
läufige, unter Vorbehalt der Erſatzgewährung im Intereſſe 
des Verletzten fortbeſtehende gedacht iſt, ſo kann doch keinen⸗ 
falls dieſe vorläufige Fortſetzung der Krankenhilfe ſeitens der 
Krankenkaſſe vorher, ehe die Berufsgenoſſenſchaft ihrer Unter⸗ 
ſtützungspflicht nachkommt, ihr Ende erreichen. Die Anſicht, 
daß in Fällen der Erkrankung durch Betriebsunfall über⸗ 
haupt, jede Verpflichtung der Krankenkaſſen für die Zeit nach 
dem Beginn der 14. Woche zu verneinen ſei, iſt mit dem 
Geſetz nicht in Einklang zu bringen. Die Krankenkaſſe kann 


Verhältnis der Krankenfürſorge zur Unfallfürſorge. 365 


vielmehr erſt mit dem Augenblick befreit werden, wo die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft tatſächlich eintritt. 

Vgl. auch Württ J. Bd. 20 S. 234. 

Mit Grund hat aber ferner die Kreisregierung ange⸗ 
nommen, daß die Fürſorge der Berufsgenoſſenſchaft, welche 
die Fortdauer der Unterſtützung ſeitens der Klägerin hätte 
entbehrlich machen können, weder am 29. Auguſt noch über⸗ 
haupt vor Erlaſſung des Rentenfeſtſtellungsbeſcheids vom 
26. Oktober 1908 ſchon eingetreten war. Wenn überhaupt 
die Uebernahme der Fürſorge eines Unfallverletzten durch die 
Berufsgenoſſenſchaft die Unterſtützungspflicht der Kranken⸗ 
kaſſe zum Erlöſchen bringen kann, ſo iſt dieſer Fall erſt dann 
gegeben, wenn dem Verletzten an Stelle der Kaſſenleiſtungen 
die der Unfallverſicherung eigentümlichen gleichwertigen Lei⸗ 
ſtungen, alſo namentlich ſtatt des Krankengeldes die Un⸗ 
fallrente zugeſprochen wird. Dies war im gegenwärtigen 
Fall früheſtens mit Erlaſſung des berufungsfähigen Beſcheids 
vom 26. Oktober möglich, mit der bloßen Gewährung einer 
der Rentenfeſtſtellung vorangehenden „vorläufigen Entſchä⸗ 
digung“ (ſog. Rentenvorſchuß) im Sinne des § 71 Abſ. 3 
des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes aber noch nicht ein⸗ 
getreten. Durch ſolche Vorſchüſſe, die gerade zeigen, daß die 
Feſtſtellung einer Rente noch nicht erfolgt war und noch 
nicht erfolgen konnte, war alſo auch die Klägerin ihrer Pflicht 
zur fortdauernden Unterſtützung des Beklagten, eventuell bis 
zum Ablauf der 26⸗Wochenfriſt, nicht enthoben. Das ange⸗ 
fochtene Urteil, welches aus dieſen Erwägungen die Weiter⸗ 
reichung des Krankengelds bis zum 26. Oktober, dem Tag, 
an welchem die Berufsgenoſſenſchaft dem Beklagten die volle 
Unfallrente zuerkannte, für gerechtfertigt erklärt hat, iſt dem⸗ 
nach begründet. Ob die Klägerin für dieſes Eintreten den 
ihr nach §S 25 Abſ. 2 des Gewerbe⸗-Unfallverſicherungsgeſetzes 
zuſtehenden Erſatzanſpruch gegen die Berufsgenoſſenſchaft 
noch geltend machen kann, iſt dem Anſpruch des Verſicherten 
gegenüber nicht zu erörtern. 

Reger, Entſch. Bd. 28 S. 427. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXII. 3. 24 
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Urteil vom 12. Januar 1910 in der Beruf.⸗Sache der 
Ortskrankenkaſſe G., Klin. Beruf.⸗Klrin, gegen den 
Schloſſer G. W. in G., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


30. 


Umfang des Erſtattungsanſpruchs eines Armenver⸗ 
bands gegen eine Krankenkaſſe. 


Aus den Gründen: 

Soweit ein Armenverband ſeiner geſetzlichen Verpflich⸗ 
tung entſprechend Armenunterſtützung für einen Zeitraum 
geleiſtet hat, für welchen dem Unterſtützten auf Grund des 
Krankenverſicherungsgeſetzes ein Unterſtützungsanſpruch zu⸗ 
ſteht, geht der letztere nach §S 57 Abſ. 2 des Krankenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes im Betrage der geleiſteten Unterſtützung auf 
den Armenverband über. Der Anſpruch, welcher dem unter: 
ſtützenden Armenverband gegen eine Krankenkaſſe zukommen 
kann, iſt alſo gleich dem Anſpruch des verſicherten Mitglieds 
gegen die Kaſſe. Ueber das hinaus, was der Verſicherte 
ſelbſt im Einzelfall von der Krankenkaſſe zu fordern berecd)- 
tigt iſt, kann auch der Armenverband keinen Erſatzanſpruch 
gegen die Kaſſe geltend machen (vgl. auch Urteil vom 9. Juni 
1909, Württ J. Bd. 22 S. 120/21). Andererſeits braucht 
die von dem Armenverband gewährte Unterſtützung, für 
welche Erſatz begehrt wird, nicht notwendig dem Verſicherten 
ſelbſt geleiſtet zu ſein; auch für den Aufwand auf Familien⸗ 
angehörige, für die der Armenverband in Erfüllung ſeiner 
geſetzlichen Verpflichtung eingetreten iſt, kann vielmehr ein 
Erſtattungsanſpruch im Sinne des 8 57 des Krankenverſiche— 
rungsgeſetzes erhoben werden, wofern nur dem Kaſſenmit— 
glied ſtatutenmäßig ein Anſpruch auf Unterſtützung ſeiner 
Angehörigen eingeräumt iſt (vgl. Hahn, KVG. zu § 57 
N. 2 d, 6. Aufl. S. 312). 

Nach § 21 des Statuts der beklagten Kaſſe (8 21 
Ziff. 5 des KWG.) wird den Mitgliedern für die in ihrem 
Haushalt lebende Ehefrau und die nicht über 16 Jahre 
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alten Kinder gewährt: 

a) Für den Fall der Erkrankung freie ärztliche Behand⸗ 
lung und Arznei — jedoch mit Ausſchluß ſonſtiger Heil⸗ 
mittel, wie Brillen, Bruchbänder uſw., die nur gegen Er⸗ 
ſtattung der Selbſtkoſten abgegeben werden —, auf höchſtens 
20 Wochen. 

b) Wenn auf Antrag des behandelnden Arztes im Ein⸗ 
verſtändnis mit der Kaſſenverwaltung die Verpflegung eines 
kranken Angehörigen in einer Heilanſtalt oder außerhalb des 
Familienverbands erfolgt, dann werden als Entſchädigung 
für Arzt und Apotheke — aber nur für 13 Wochen — 
täglich 50 Pfg. vergütet. 

Im vorliegenden Fall ſind die Parteien darüber einig, 
daß die Verwaltung der Krankenkaſſe dem Armenverband 
gegenüber ausdrücklich ihre Zuſtimmung zur Verpflegung der 
H.ſchen Kinder in der Olgaheilanſtalt in St. erklärt hat. 
Unter dieſen Umſtänden, da im Einvernehmen mit der Kaſſe 
Spitalverpflegung ſtattfand, konnte der Anſpruch des Ver⸗ 
ſicherten auf ſtatutengemäße Familienunterſtützung von ſeiten 
der Kaſſe nur in der feſten Geldentſchädigung beſtehen; ein 
Anſpruch auf Naturalleiſtungen (freie ärztliche Behandlung 
und Arznei), welche die Kaſſe bei Behandlung außerhalb des 
Krankenhauſes hätte gewähren müſſen, war überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen. | 

Damit iſt aber auch der Erſtattungsanſpruch des Armen- 
verbands gemäß § 57 des KVG. nach Inhalt und Umfang 
von ſelbſt beſtimmt. Der Armenverband kann grundſätzlich 
auch für Unterſtützung von Familienangehörigen von der 
Krankenkaſſe nicht mehr erſtattet verlangen, als was die Kaſſe 
ſelbſt nach ihren Statuten zu leiſten ſchuldig geweſen wäre. 
Der Erſatzanſpruch der Klägerin beſchränkt ſich demnach auf 
eine Geldleiſtung von täglich 50 Pfg. für jedes der beiden 
Kinder über die Dauer ihrer Krankenhausbehandlung, die ja 
bei keinem den Zeitraum von 13 Wochen überſtiegen hat, 
mithin auf den Betrag von 90 mal 50 45 M. Das Urteil 
der Kreisregierung, welche in dieſem Sinne entſchieden hat, 

24* 
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iſt alſo begründet. 

Ob dann, wenn im vorliegenden Falle das Kaſſenmit⸗ 
glied für ſeine Angehörigen nicht auf eine feſtbeſtimmte Geld⸗ 
entſchädigung, ſondern auf einen Teil der Naturalleiſtungen 
im Sinne des $ 6 Abſ. 1 Ziff. 1 des KVG. — ärztliche 
Behandlung und Arznei, nicht aber Brillen, Bruchbänder 
und ähnliche Heilmittel — hätte Anſpruch erheben können, 
der Unterſtützungsaufwand des Armenverbands nach Maß⸗ 
gabe des Abſ. 5 von § 57 des KVG. in Höhe des hälftigen 
Krankengelds erſetzt verlangt werden könnte, braucht unter 
den gegebenen Verhältniſſen nicht weiter erörtert zu werden. 

Urteil vom 2. Februar 1910 in der Beruf.⸗Sache des 

Ortsarmenverbands St., Klers Beruf.⸗Klers, gegen die 

Ortskrankenkaſſe der Handelsgewerbe uſw. in St., Bekl. 

Beruf.⸗Bekl. 


31. 


Die Berechnung des ſtenerpflichtigen Einkommens ans 
Gewerbe bei Buchführung. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 

I. Mit der angefochtenen Miniſterialentſcheidung iſt die 
Veranlagung des Steuerpflichtigen zur Einkommenſteuer für 
das Steuerjahr 1908 mit einem ſteuerbaren Geſamteinkom⸗ 
men von 29 204 M., darunter Reinertrag aus Gewerbebe⸗ 
trieb 25 426 M. beſtätigt worden. Die rechtzeitig und ord⸗ 
nungsmäßig erhobene Rechtsbeſchwerde wendet ſich gegen die 
Höhe des unter dieſem Einkommen begriffenen gewerblichen 
Ertrags: der aus der Bilanz auf 1. Januar 1908 
entnommene, der Veranlagung zu grunde gelegte gewer b— 
liche Reingewinn von 23 933 M. könne deshalb für 
die Einkommenſteuereinſchätzung nicht maßgebend ſein, weil 
der Beſchwerdeführer in ſeiner Eigenſchaft als Glaſer und 
Bauunternehmer, ſofern er weder Kaufmann im Sinne des 
Handelsgeſetzbuchs, noch in das Handelsregiſter eingetragen 
ſei, überhaupt nicht als zur Führung von Handelsbüchern 
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verpflichtet gelten könne; es verſtoße alſo gegen Art. 13 des 
EinkStGeſ., wenn die angefochtene Entſcheidung den gewerb⸗ 
lichen Gewinn nach dieſer Bilanz berechne, deren Inhalt zu⸗ 
dem weder den Grundſätzen des Handelsgeſetzbuchs, noch 
dem Handelsgebrauch entſpreche. Von einem gewerblichen 
Reingewinn könne nur die Rede ſein, wenn die ziffermäßig 
feſtſtehende Vermehrung des Anlage⸗ und Betriebskapitals 
aus dem Geſchäftsbetrieb ſelbſt herrühre, dieſe Vorausſetzung 
treffe aber bei dem im Bilanzergebnis mitenthaltenen, aus 
Grundſtücksveräußerungen im Geſchäfts⸗ 
jahr 1907 herrührenden Gewinn nicht zu. Ueber⸗ 
dies hätte das ſteuerbare Einkommen des Beſchwerdeführers 
nach dem Stand vom 1. April, nicht vom 1. Januar 1908 
gemäß Art. 10 des Einkommenſteuergeſetzes berechnet wer⸗ 
den müſſen, da der Steuerpflichtige, dem die freie Wahl zu⸗ 
ſtehe, ob er das vorangegangene Steuerjahr oder das in 
dieſem abgelaufene Geſchäftsjahr der Beſteuerung zugrunde 
gelegt wiſſen wolle, ſich nicht in letzterem Sinne ausgeſpro⸗ 
chen, alſo Anſpruch darauf habe, daß der 1. April 1908 
als für die Einſchätzung maßgebend berückſichtigt werde. 

Es wird beantragt, das ſteuerbare Geſamteinkommen 
des Beſchwerdeführers auf 7459 M. herabzuſetzen. 

II. Die Beſchwerde kann keinen Erfolg haben. 

Es iſt nicht zu beanſtanden, daß das Einkommen des 
Beſchwerdeführers auf der Grundlage des Ergebniſſes ſeiner 
Bilanzaufſtellung für das Geſchäftsjahr 1. Januar 1907/08 
feſtgeſetzt worden, und daß auch der Erlös aus dem in die⸗ 
ſem Jahr veräußerten Grundbeſitz, den der Steuerpflichtige 
am ſteuerbaren Einkommen in Abzug gebracht wiſſen möchte, 
als ein Teil des gewerblichen Ertrages mitberückſichtigt wor⸗ 
den iſt. Nicht darauf kommt es an, ob der Steuerpflichtige 
nach den Vorſchriften des 8 38 ff. des Handelsgeſetzbuchs 
zur Führung von Handelsbüchern geſetzlich verpflichtet iſt, 
die Beſtimmungen des Art. 13 Abſ. 2 des EinkStGeſ. ha⸗ 
ben vielmehr Anwendung zu finden auch bei ſolchen Handel⸗ 
oder Gewerbetreibenden, welche ohne eine ſolche Verpflichtung 
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tatſächlich Bücher führen. Daß dies bei dem Beſchwerde⸗ 
führer an und für ſich zutrifft, ſteht außer Zweifel. Mit 
Unrecht wird weiterhin eingewendet, daß dieſe Buchführung 
den handelsgeſetzlichen Vorſchriften nicht entſpreche. Es ver⸗ 
ſchlägt nichts, daß der Beſchwerdeführer ſich nur der ſoge— 
nannten einfachen, im Unterſchied von der doppelten Buch⸗ 
führung, bedient. Ein beſtimmtes Buchführungsſyſtem iſt 
im Handelsgeſetzbuch nicht vorgeſchrieben. Es genügt, daß 
eine vollſtändige Ueberſicht über die Geſchäfts⸗ und Vermö⸗ 
genslage des Gewerbetreibenden aus ſeiner Buchführung ſich 
gewinnen läßt, daß insbeſondere die Bilanz am Schluſſe 
eines jeden Geſchäftsjahres unter Gegenüberſtellung von A: 
tiven und Paſſiven einen Ueberblick über das Verhältnis des 
Vermögens und der Schulden des Buchführenden ermöglicht. 

Vgl. Göz, EinkSteuer 2. Aufl. S. 159 ff.; Staub, 

Komm. z. Handelsgeſetzbuch 88 38 ff.; 8. Aufl. S. 206, 

209 ff. 

Inwiefern die Buchführung des Beſchwerdeführers die⸗ 
ſen Anforderungen nicht genügen ſollte, iſt nicht erſichtlich. 
Ob er bei Bewertung der einzelnen Bilanzpoſten in der Bi⸗ 
lanz auf 1. Januar 1908 in weiterem Umfang, als es tat⸗ 
ſächlich geſchehen iſt, Abſchreibungen hätte vornehmen können, 
iſt unerheblich. Bei Feſtſetzung der Aktivwerte und Bemeſ— 
ſung der gebotenen Abſchreibungen iſt dem Ermeſſen und der 
Geſchäftsgebarung des einzelnen Gewerbetreibenden ein wei⸗ 
ter Spielraum eingeräumt. Auch wenn nach allgemeinem 
Handelsbrauch im einzelnen Fall vielleicht noch eine größere 
Abſchreibung als zuläſſig hätte erſcheinen können, hört die 
Bilanz darum nicht auf, die maßgebende Grundlage für die 
Steuerveranlagung zu bilden; und nur die in der Bilanz 
ſelbſt berückſichtigten Abſchreibungen und Wertanſätze können 
ſteuerlich Anerkennung finden. (Entſch. des Preuß. Oberverm.: 
Gerichts Bd. 7 S. 360; Bd. 4 S. 306; Urteil des Württ. 
VerwGerichtshofs vom 22. September 1909 Nr. 352.) 

Namentlich irrig aber iſt die Annahme des Beſchwerde⸗ 
führers, daß die Einnahmen aus Grundſtücksveräußerung 
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im Geſchäftsjahr 1907 in der Bilanz fälſchlicherweiſe als 
gewerblicher Gewinn erſcheinen, und daß ſie in die Berech⸗ 
nung ſeines ſteuerbaren Einkommens nicht hätten einbezogen 
werden dürfen. Nach der eigenen Darſtellung des Beſchwerde⸗ 
führers handelt es ſich um Liegenſchaften in R. und E., 
die ſeinerzeit im Intereſſe ſeines Geſchäfts, für Zwecke 
des Gewerbebetriebs angeſchafft worden waren; 
eine Veräußerung von Teilen des Anlage- oder Betriebs⸗ 
kapitals, gleichviel aus welchem Grunde ſie vorgenommen 
wird, gehört aber ebenfalls zum gewerblichen Betriebe, ein 
hiebei ſich ergebender Gewinn muß demnach als gewerbliche 
Nutzung dem Geſchäftsertrag zugerechnet werden. Daß ein 
ſolcher Gewinn ſich zugleich als eine Vermögensvermehrung 
darſtellt, ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen: in Art. 7 
Abſ. 2 Ziff. 1 des Einkommenſteuergeſetzes iſt ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß Einnahmen aus der Veräußerung von 
Grundſtücken und anderen Vermögensgegenſtänden, wenn ſie 
innerhalb eines Gewerbebetriebs erzielt werden, abzüglich 
etwaiger in dem betreffenden Jahre erlittener Verluſte gemäß 
Art. 13 Abſ. 1 und 2 des Einkommenſteuergeſetzes dem ſteuer⸗ 
baren gewerblichen Einkommen zuzurechnen ſind. Jede Ver⸗ 
mögensvermehrung eines Gewerbetreibenden, welche ſich als 
das Ergebnis ſeiner dem Betrieb gewidmeten Tätigkeit, der 
mit der Abſicht der Gewinnerzielung verbundenen Veräuße⸗ 
rung von Beſtandteilen des Geſchäftsvermögens darſtellt, iſt 
Geſchäftsgewinn. (Göz a. a. O. S. 74, 150, 162 ff.) Dem 
entſpricht es, wenn nach der Bilanz des Beſchwerdeführers 
die in Rede ſtehenden Veräußerungsgeſchäfte zu entſprechen⸗ 
der Vermehrung des gewerblichen Reingewinns ſeines ge⸗ 
ſamten geſchäftlichen Unternehmens geführt haben. Von 
einem Mangel an geordneter kaufmänniſcher Buchführung 
iſt alſo auch in dieſer Beziehung keine Rede. 

Hat hienach die Steuerbehörde mit Recht nach Ma ß⸗ 
gabe der Bilanz den gewerblichen Gewinn und das 
ſteuerbare Einkommen des Beſchwerdeführers für 1908 feſt⸗ 
geſtellt, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß das dieſer Bi⸗ 
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lanz zu grunde liegende Geſchäfts jahr, alſo das Ka⸗ 
lenderjahr 1. Januar 1907/8 gemäß Art. 10 Abſ. 4 und 13 
des EinkStGeſ. den Ausgangspunkt für dieſe Veranlagung 
zu bilden hatte. Das vorausgegangene Steuerjahr 1. April 
1907/8 an Stelle des zuletzt abgelaufenen Geſchäftsjahres der 
Einſchätzung zu grunde zu legen, verbot ſich, von anderem ab- 
geſehen, auch ſchon deshalb, weil der Beſchwerdeführer (wie in 
den Vorjahren) nur auf 1. Januar, nicht aber auf 1. April 1908 
eine Inventur und einen Abſchluß gemacht hat, wie er denn 
zur Begründung ſeiner Beſchwerde ſelber immer nur von dem 
Bilanzergebnis des Geſchäftsjahrs 1907 ausgegangen iſt. 
Urteil vom 1. Dezbr. 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſ. des J. R. in R. 


32. 


Unzuläſſigkeit von Nechtsbeſchwerden der bürgerlichen 
Gemeinden gegen Beſchlüſſe der Kirchengemeinderäte. 


Gründe: 

1. Der Kirchengemeinderat L., Oberamts M., hat am 
5. März und 1. April 1909 beſchloſſen, in L. für die Be⸗ 
dürfniſſe der Kirchengemeinde ein Gemeindehaus mit einem 
Aufwand von 28 200 M. zu erbauen und zur Deckung der 
Baukoſten dem von dem früheren Kirchenſtiftungsvermögen 
herrührenden Kirchen⸗Neubau⸗Kapital den Betrag von 
23000 M. ohne Wiedererſatz zu entnehmen und außerdem 
eine Schuld bis zur Höhe von 10000 M. aufzunehmen. 
Gegen dieſe Beſchlüſſe haben ſich die bürgerlichen Kollegien 
in L. bei der ihnen gemäß Art. 62 Abſ. 2 des Evang. 
Kirchengemeindegeſetzes in der Faſſung vom 22. Juli 1906 
(Reg Bl. S. 255) verſtatteten Aeußerung ausgeſprochen. Nach 
Rückſprache mit dem Evangeliſchen Konſiſtorium und im 
Einverſtändnis mit demſelben ſind die Beſchlüſſe des Kirchen⸗ 
gemeinderats am 25. Mai 1909 von der K. Kreisregierung 
in U. genehmigt worden. Hiegegen haben die bürgerlichen 
Kollegien namens der Gemeinde Beſchwerde erhoben, worauf 
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die Beſchwerde vom K. Miniſterium des Kirchen⸗ und Schul⸗ 
weſens nach Rückſprache mit dem K. Miniſterium des Innern 
und in Uebereinſtimmung mit demſelben am 2. Oktober 1909 
verworfen worden iſt. Gegen dieſe Miniſterialentſcheidung 
richtet ſich die von den Gemeindekollegien in L. rechtzeitig 
und formrichtig eingereichte Rechtsbeſchwerde an den K. Ver⸗ 
waltungsgerichtshof, in welcher beantragt wird, den bezeich⸗ 
neten Beſchluß des Kirchengemeinderats vom 1. April 1909 
wegen der Entnahme von 23 000 M. aus dem Kirchenneubau⸗ 
Kapital ohne Wiedererſatz für die Zwecke der Erbauung 
eines Gemeindehauſes in L. als geſetzlich unbegründet und 
unzuläſſig zu verwerfen und aufzuheben, auch der Kirchen⸗ 
gemeinde die Koſten des Rechtsſtreits zuzuſcheiden. 

2. Der von der Beſchwerdeführerin beanſtandete Be⸗ 
ſchluß des Kirchengemeinderats in L. über die Verwendung 
eines Teils des Kirchen⸗Neubau⸗Kapitals zur Erſtellung eines 
Gemeindehauſes bedurfte nach Art. 62 Abſ. 1 Ziff. 1 lit. d 
des Evang. Kirchengemeindegeſetzes zu ſeiner Rechtsgültig⸗ 
keit der Genehmigung der Kreisregierung in U. Nachdem 
dieſe unter Beobachtung der Vorſchriften des angeführten 
Art. 62 Abſ. 2 nach Rückſprache mit dem Evangeliſchen 
Konſiſtorium und nach Anhörung der bürgerlichen Kollegien 
der beteiligten Gemeinde erfolgt war, richtet ſich das Be⸗ 
ſchwerdeverfahren nach Art. 89 des angeführten Geſetzes; 
die Beſchwerdeinſtanz gegenüber von Beſchlüſſen der Kreis⸗ 
regierung bildet hiernach das Miniſterium des Kirchen⸗ und 
Schulweſens, das nach Rückſprache mit dem Miniſterium 
des Innern entſcheidet (Art. 89 Abſ. 1 und 3); ausdrücklich 
iſt dabei im Abſ. 4 einer ſolchen Entſcheidung in den Fällen 
des hier zutreffenden Art. 62 die endgültige Wirkſam⸗ 
ſamkeit beigelegt. Das Geſetz über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege vom 16. Dezember 1876 aber ſchließt in Art. 15 
Ziff. 1 die Rechtsbeſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof 
aus „in denjenigen Fällen, in welchen vermöge beſonderer 
geſetzlicher Beſtimmung einer Verwaltungsbehörde oder an⸗ 
deren Organen die endgültige Entſcheidung zugewieſen iſt“ 
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(vgl. Göz, Verwaltungsrechtspflege S. 341). Aus den be⸗ 
zeichneten geſetzlichen Beſtimmungen ergibt ſich, daß die 
Rechtsbeſchwerde ohne ſachliche Prüfung und Würdigung 
als unſtatthaft zurückzuweiſen war. 
Urteil vom 8. Dezember 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 
der Gemeinde L. 


33. 


Kirchliche Umlagen gegenüber den Geſellſchaften mit 

beſchrünkter Haftung und deren Mitgliedern. 

Die Gründe beſagen: 

1. In B., Oberamts N., hat eine unter der Firma 
A. Sch. u. Söhne, Vereinigte Lederleimfabriken, beſtehende 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ihren Sitz; als Ge— 
ſellſchafter ſind an dieſem gewerblichen Unternehmen betei⸗ 
ligt: L. Sch. in O., A. Sch. in St., Aug. und Ad. Sch. 
in B. Dieſe Geſellſchaft iſt auf 1. April 1909 mit einer 
Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſtaatsſteuer von 160 M. 86 Pf. 
und mit einer Staatskapitalſteuer von 42 Pf., zuſammen 
mit einer Staatsſteuer von 161 M. 28 Pf. veranlagt wor⸗ 
den. In der Kirchengemeinde B. wurde im Jahre 1909 
eine kirchliche Umlage mit 10% der von den einzelnen Kir⸗ 
chengemeindegenoſſen zu entrichtenden direkten Staatsſteuern 
erhoben. Zu dieſer Umlage wurde die Firma A. Sch. u. 
Söhne in der Weiſe beigezogen, daß von ihrem Stuat3- 
ſteuerbetreff / mit 120 M. 95 Pf. dem nach 1. April 1909 
verſtorbenen A. Sch. ſen., dem A. Sch. jun. und dem Ad. 
Sch. zugerechnet und daraus eine kirchliche Umlage von 4 M. 
4 Pf. bezw. 4 M. 3 Pf. für jeden Geſellſchafter beanſprucht 
wurde. Die hiegegen von der Geſellſchaft erhobene Ein⸗ 
ſprache wurde zunächſt von dem Kirchengemeinderat in B. 
und bei weiterer Verfolgung vom K. Oberamt N. am 13. No⸗ 
vember 1909 als unbegründet abgewieſen. 

Gegen die oberamtliche Entſcheidung iſt von der Ge- 
ſellſchaft rechtzeitig und formrichtig die Rechtsbeſchwerde an 
den K. Verwaltungsgerichtshof eingereicht worden. 
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2. Nach Art. 65 Abſ. 2 des Evangeliſchen Kirchenge⸗ 
meindegeſetzes in der Faſſung vom 22. Juli 1906 (RegBl. 
S. 255) trifft eine kirchliche Umlage die Kirchengemeindege⸗ 
noſſen; fie kann daher nicht auf andere Perſonen erſtreckt 
werden. Kirchengemeindegenoſſen ſind nach Art. 5 Abſ. 1 
des genannten Geſetzes alle Mitglieder der evangeliſchen 
Landeskirche, welche in einem Kirchſpiele Württembergs ihren 
Wohnſitz im rechtlichen Sinne des Wortes haben; da die 
kirchlichen Bedürfniſſe perſönlicher Natur ſind, fallen dar⸗ 
unter nur natürliche Perſonen im Sinne der SS 1—20 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, ausgeſchloſſen ſind die juriſtiſchen 
Perſonen im Sinne der 88 21 ff. des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. Eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung hat in 
Gemäßheit des Art. 13 Abſ. 1 und 2 des Reichsgeſetzes 
betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung (Reichs⸗ 
geſetzblatt von 1898 S. 846 ff.) als ſolche ſelbſtändig ihre 
Rechte und Pflichten; ſie kann Eigentum und andere ding⸗ 
liche Rechte an Grundſtücken erwerben, vor Gericht klagen 
und verklagt werden; für die Verbindlichkeiten der Geſell⸗ 
ſchaft haftet den Gläubigern derſelben nur das Geſellſchafts⸗ 
vermögen. Auf Grund dieſer Anordnungen wird von der 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung übereinſtimmend anerkannt, 
daß die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung zu den juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen des Privatrechts gehören, auch das Reichs⸗ 
gericht hat dieſe Auffaſſung beſtätigt (vgl. Entſcheidungen 
in Zivilſachen Bd. 57 S. 95). Von der württembergiſchen 
Steuergeſetzgebung werden grundſätzlich juriſtiſche Perſonen 
als ſelbſtändige Steuerträger behandelt: bei der Grund- und 
Gebäudeſteuer iſt ſteuerpflichtig derjenige, welcher in den 
öffentlichen Urkunden als Eigentümer oder Nutznießer des 
betreffenden Gebäudes oder Grundſtücks eingetragen iſt 
(Art. 3 Abſ. 2 des Geſetzes betreffend die Grund-, Gebäude: 
und Gewerbeſteuer in der Faſſung vom 8. Auguſt 1903); 
der Gewerbeſteuer werden juriſtiſche Perſonen mit Gewerbe: 
betrieb in derſelben Weiſe wie natürliche Perſonen unter⸗ 
ſtellt (Art. 88 a. a. O.); der Kapital⸗ und Einkommenſteuer⸗ 
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pflicht unterliegen die juriſtiſchen Perſonen jeder Art, worunter 
die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ausdrücklich auf⸗ 
geführt werden (Art. 3 Abſ. 1 des Kapitalſteuergeſetzes vom 
8. Auguſt 1903, Art. 2 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 8. Auguſt 1903). Hiernach dürfen Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung von den Kirchengemeinderäten zu kirch⸗ 
lichen Umlagen nicht beigezogen werden; es darf dies nicht 
unmittelbar in der Weiſe geſchehen, daß die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung in Gemäßheit ihres Staatsſteuerbetreffs 
mit einer kirchlichen Umlage belegt und dieſe von der Geſell⸗ 
ſchaft eingezogen wird; es darf dieſes Ergebnis aber auch 
nicht auf einem Umwege in der Weiſe herbeigeführt werden, 
daß die der Geſellſchaft angeſetzte Umlage von den im Kirch⸗ 
ſpiel wohnhaften Geſellſchaftern nach ihrer Beteiligung bei 
der Geſellſchaft erhoben oder daß der auf die Geſellſchaft 
entfallende Betreff an direkten Staatsſteuern bei den im 
Kirchſpiel wohnhaften Geſellſchaftern im Verhältnis ihrer 
Beteiligung an der Geſellſchaft den auf ſie entfallenden Be⸗ 
trägen von direkten Staatsſteuern zugeſchlagen und aus der 
Summe dieſer Steuerbeträge ihnen die kirchliche Umlage be⸗ 
rechnet wird. Wie nun auch im vorliegenden Falle die Be- 
rechnung erfolgt ſein mag, ſo viel ſteht jedenfalls feſt, daß 
die Beſchwerdeführerin als ſelbſtändige juriſtiſche Perſon zu 
Unrecht mit dem ſie als ſelbſtändige Steuerträgerin betref⸗ 
fenden ſtaatlichen Steuerbetrag zu den Umlagen der Kirchen- 
gemeinde B. herangezogen, daß an dem ſtaatlichen Steuer⸗ 
betreff der Geſellſchaft von 161 M. 28 Pf. zu Unrecht der 
Betrag von 120 M. 95 Pf. zur Berechnung der kirchlichen 
Umlage beigezogen und daß hieraus zu Unrecht eine kirch⸗ 
liche Umlage von 10% mit 12 M. 10 Pf. den drei Geſell⸗ 
ſchaftern, die am 1. April 1909 in B. gewohnt haben, an⸗ 
geſetzt worden iſt. Wenn den Maßſtab für die Verteilung 
der Umlagen der Betrag der von den einzelnen Kirchenge⸗ 
meindegenoſſen zu entrichtenden direkten Staatsſteuern bildet, 
ſo dürfen dieſen Staatsſteuern nicht ſolche Beträge zuge⸗ 
rechnet werden, die von juriſtiſchen Perſonen, die nicht zu 
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den Kirchengemeindegenoſſen gehören, als ſelbſtändigen Steuer⸗ 
ſubjekten entrichtet werden. Daran kann auch die Tatſache 
nichts ändern, daß ſolche juriſtiſche Perſonen, unter die auch 
die Aktiengeſellſchaften fallen, wirtſchaftlich keine eigenen 
Zwecke verfolgen, ſondern den Zwecken der bei ihnen betei⸗ 
ligten Perſonen dienen und daß daher vom rein wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus der von ſolchen juriſtiſchen Perſonen 
erzielte Gewinn und die mit deſſen Erzielung verbundenen 
Laſten im Endergebnis auf Rechnung der beteiligten natür⸗ 
lichen Perſonen gehen. Vielmehr ſind die Verhältniſſe ſo 
zu würdigen, wie fie von den maßgebenden Geſetzen recht- 
lich feſtgelegt worden ſind. 

Auf Grund dieſer Ausführungen war die Rechtsbe⸗ 
ſchwerde als begründet anzuerkennen und die angefochtene 
Entſcheidung inſoweit außer Wirkung zu ſetzen, als ſie die 
kirchliche Umlage mit 12 M. 10 Pf. aus dem Staatsſteuer⸗ 
betreff der beſchwerdeführenden Firma beſtätigt hat. 

Urteil vom 15. Dezember 1909 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache der Firma A. Sch. u. Söhne, G. m. b. H. in B. 


34. 


Unzuläſfigkeit der Rechtsbeſchwerde gegen eine ge⸗ 
werbepolizeiliche Berfügnng auf Grund des 8 35 der 
Gewerbeordnung. 


Gründe: 

Dem früheren Bauunternehmer M. F. in T. iſt durch 
Verfügung des Bezirksrats T. vom 7. September 1909 die 
gewerbsmäßige Beſorgung fremder Rechts angelegenheiten und 
bei Behörden wahrzunehmender Geſchäfte, ſowie die Aus⸗ 
übung der Geſchäfte eines gewerbsmäßigen Vermittlungs⸗ 
agenten für Immobiliarverträge und Darlehen auf Grund 
des § 35 der Gewerbeordnung unterſagt worden; die da⸗ 
gegen erhobene Beſchwerde wurde von der K. Kreisregierung 
in R. mit Rekursbeſcheid vom 18. Januar 1910 als unbe⸗ 
gründet abgewieſen. Dieſe Entſcheidung wird nun rechtzeitig 
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und formrichtig mit der Rechtsbeſchwerde an den K. Ver⸗ 
waltungsgerichtshof angefochten. Die angefochtene Entfchei- 
dung iſt eine gewerbepolizeiliche Verfügung, auf welche ge⸗ 
mäß $ 40 Abſ. 2 der Gewerbeordnung die Rekursvorſchriften 
der SS 20 und 21 dieſes Geſetzes Anwendung finden. Die 
Rechtsmittel gegenüber derartigen gewerbepolizeilichen An⸗ 
ordnungen ſind durch Art. 80 der Bezirksordnung neu geregelt 
in der Art, daß gegen erſtinſtanzliche Entſcheidungen des Ober⸗ 
amts oder des Bezirksrats der Rekurs an die Kreisregierung, und 
gegen erſtinſtanzliche Entſcheidungen der Kreisregierung der 
Rekurs an das Miniſterium des Innern ohne Einſchränkung 
zuläſſig iſt, dagegen die Rekursentſcheidungen der Kreisregie⸗ 
rung und des Miniſteriums mit der Rechtsbeſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof nur in den im Geſetz bezeichneten 
Fällen angefochten werden können, ſomit in den im Geſetz 
nicht genannten Fällen endgültige Wirkung haben. Die 
Unterſagung der Ausübung eines Gewerbebetriebs in Gemäß⸗ 
heit des § 35 der Gewerbeordnung iſt in Art. 80 der Be⸗ 
zirksordnung bei Aufzählung der dem Rechtsmittel der Rechts⸗ 
beſchwerde unterliegenden Fälle nicht genannt; die Rechts⸗ 
beſchwerde iſt daher in dieſem Falle kraft geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift ausgeſchloſſen, ſo daß dem ergangenen Rekursbeſcheid 
endgültige Bedeutung zukommt. Hiernach war die einge⸗ 
reichte Rechtsbeſchwerde als unzuläſſig zurückzuweiſen unter 
Anſetzung einer Sportel nach Art. 69 Abſ. 2 des Geſetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876. 

Urteil vom 23. Februar 1910 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

des M. F. in T. 


35. 


Zeit des Anfalls eines Nachvermächtniſſes. Rechts⸗ 
beſchwerde bei irrtümlicher Anſetzung einer Landes⸗ 
erbſchaftsſtener ſtatt einer Neichserbſchaftsſtener. 

Die Gründe führen aus: 
I. Der Beſchwerdeführer iſt von der Frau ſeines Bru⸗ 
ders K., der L. L., geb. C., mittels Nachzettels zu dem von 
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ihr am 3. November 1881 errichteten Teſtament mit einem 
Nachvermächtnis bedacht worden. Als Vorvermächtnisnehmerin 
iſt bedacht die Schwägerin der Erblaſſerin, die L. L. In der 
Verfügung heißt es: „Nach meinem Tode ſind folgende Ver⸗ 
mächtniſſe zu entrichten: 1. meiner Schwägerin L. L. 16000 M. 
Nach ihrem Ableben ſollen die 16000 MW. 
meinem Schwager E. L. (dem Beſchwerdeführer) zufallen“ .. 

Die Erblaſſerin iſt am 3. Januar 1905, die Vorver⸗ 
mächtnisnehmerin, welche das Vermächtnis ausbezahlt er⸗ 
hielt, am 2. Oktober 1907 geſtorben. Auf den Tod der 
Erblaſſerin iſt der Vorvermächtnisnehmerin in Anwendung 
des Art. 6 Abſ. 1 lit. E des württemb. Geſetzes über die 
Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuer vom 26. Dezember 1899 
eine Erbſchaftsſteuer mit 1280 M. angeſetzt worden, die auch 
von ihr bezahlt wurde. Auf den Tod der Vorvermächtnis⸗ 
nehmerin iſt unter dem 23. Januar 1909 von dem Bezirks⸗ 
ſteueramt C. wegen des Anfalles des gedachten Nachver⸗ 
mächtniſſes dem Beſchwerdeführer in Anwendung des Art. 6 
Abſ. 1 lit. E des erwähnten württemb. Geſetzes aus 14000 M. 
(weil derſelbe von dem ihm mit 16 000 M. zugewendeten 
Vermächtnis nach Abzug der von der Vorvermächtnisneh⸗ 
merin bezahlten Erbſchaftsſteuer nur 14720 M. erhalten und 
die Bezeichnung der zum Vermächtnis gehörigen Wertpapiere 
als unmöglich erklärt habe, entſprechend dem in einem Te⸗ 
ſtament der Vorvermächtnisnehmerin auf 14000 M. ange⸗ 
gebenen Wert des Vermächtniſſes) eine Erbſchaftsſteuer von 
1120 M. angeſetzt worden. Seine hiegegen erhobene Be 
ſchwerde hat das K. Steuerkollegium mit Entſcheidung vom 
14. April 1909 als unbegründet abgewieſen und zugleich die 
Steuer auf 1280 M. (8% aus 16000 M.) erhöht. Die 
hiegegen eingelegte weitere Beſchwerde hat das K. Finanz⸗ 
miniſterium mit Entſcheidung vom 8. Juni 1909 als unbe⸗ 
gründet abgewieſen, indem es den von dem Bezirksſteueramt 
wie von dem Steuerkollegium auf Grund des gedachten 
württemb. Geſetzes vorgenommenen Steueranſatz für gerecht⸗ 
fertigt erklärt hat. Gegen dieſe ihm am 2. Juli 1909 er⸗ 
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öffnete Entſcheidung hat der Beſchwerdeführer mittels eines 
bei dem K. Verwaltungsgerichtshof am 2. Auguſt 1909 
eingekommenen Schriftſatzes die gegenwärtige Rechtsbeſchwerde 
erhoben. 

II. Hiernach iſt die Rechtsbeſchwerde rechtzeitig einge⸗ 
legt. Sie erſcheint auch begründet, weil der Steueranſatz, 
der auf Grund des württemb. Geſetzes ſtatt auf Grund des 
Reichserbſchaftsſteuergeſetzes geſchah, und damit auch das 
ihm nachgefolgte Verfahren rechtlich nicht begründet und hie⸗ 
durch der Beſchwerdeführer in einem ihm zuſtehenden Recht 
verletzt worden iſt. 

Gemäß Art. 213, 214 EG BGBl beurteilen ſich, da die 
Erblaſſerin, die Witwe L. L., geb. C., unter der Herrſchaft 
des BGB. geſtorben iſt, die durch ihren Tod begründeten 
erbrechtlichen Verhältniſſe, abgeſehen von der hier nicht in 
Betracht kommenden Frage der gültigen Errichtung der von 
ihr hinterlaſſenen Verfügungen von Todeswegen, nach dem 
Recht des BGB. Der Anfall des Nachvermächtniſſes iſt an 
den Beſchwerdeführer entſprechend der von der Erblaſſerin 
getroffenen letztwilligen Verfügung mit dem Tode der Vorver⸗ 
mächtnisnehmerin erfolgt; vorher — mit dem Erbfall — 
hat der Beſchwerdeführer als Nachvermächtnisnehmer keiner⸗ 
lei (obligatoriſches) Recht, nicht einmal, wie der Nacherbe 
nach § 2108 Abſ. 2, eine vererbliche Anwartſchaft (vergl. 
§ 2191 Abſ. 2) erworben. Es kann ſich alſo bei einem 
noch nicht angefallenen Nachvermächtnis für die Zeit zwiſchen 
dem Erbfall und dem Anfall des Nachvermächtniſſes nicht 
etwa handeln um „Vermögen, deſſen Erwerb von dem Ein⸗ 
tritt einer aufſchiebenden Bedingung abhängt oder auf einen 
beſtimmten oder unbeſtimmten Zeitpunkt hinausgerückt iſt“ 
(württ. Erbſchaftsſteuergeſetz Art. 12 Abſ. 1), da hier mit 
dem Eintritt des Erbfalls irgend ein Recht oder auch nur 
eine rechtliche Anwartſchaft für den Nachvermächtnisnehmer 
nicht begründet wird, während die gedachte Vorſchrift des 
Art. 12 den Erwerb eines bedingten oder befriſteten Rechts 
vorausſetzt. Hiernach iſt bei Zugrundlegung des württemb. 
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Erbſchaftsſteuergeſetzes hinſichtlich der Frage des Zeitpunktes 
des Eintritts der Steuerpflicht der ſteuerpflichtige Anfall für 
den Beſchwerdeführer in Anwendung des Art. 7 Abſ. 1 
Ziff. 1 Halbſatz 1 erſt mit dem Tode der Vorvermächtnisneh⸗ 
merin am 2. Oktober 1907 erfolgt. Daß es ſich hier auch 
nach der Auffaſſung des württemb. Erbſchaftsſteuergeſetzes 
um einen ſelbſtändigen Steueranfall, nicht etwa um einen 
zuſammen mit dem Vermächtnisanfall an die Vorvermächt⸗ 
nisnehmerin als einen einheitlichen oder zuſammenhängenden 
Steueranfall von dem Geſetz behandelten Fall handelt, geht 
aus der Anordnung der hier in Betracht kommenden Steuer⸗ 
fälle in Art. 13 Abſ. 1 und Abſ. 3, womit das Reichs⸗ 
geſetz (in $ 27 Abſ. 1 und Abſ. 3) übereinſtimmt, hervor. 
Handelt es ſich ſomit nicht um einen Erwerb, der bereits 
zur Zeit des Inkrafttretens des Reichserbſchaftsſteuergeſetzes 
(1. Juli 1906) begründet war (§ 61 dieſes Geſetzes), ſon⸗ 
dern um einen ſolchen, der erſt nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes eintrat, ſo hatte dieſes letztere Geſetz, nicht das 
frühere württemb. Geſetz, im vorliegenden Falle Anwendung 
zu finden. 

Der Steueranſatz erſcheint ſomit, weil geſtützt auf ein 
von der Anwendung ausgeſchloſſenes Geſetz, als rechtlich 
nicht begründet. Hieran kann durch den zufälligen Umſtand, 
daß bei Anwendung des Reichsgeſetzes (SS 27 Abi. 3, 10 
Abſ. 1 Nr. III Ziff. 2) ſich ein Anſatz in demſelben Betrag, 
wie durch die Entſcheidung des Steuerkollegiums feſtgeſetzt 
und durch die angefochtene Entſcheidung des K. Finanzmini⸗ 
ſteriums beſtätigt, ergeben würde, nichts geändert werden. 
Auch wenn der Grundſatz, der für die Reviſion in ZPrO. 
§ 563 aufgeſtellt iſt, nämlich, daß das Rechtsmittel zurück⸗ 
zuweiſen iſt, wenn zwar eine Geſetzesverletzung vorliegt, die 
Entſcheidung ſelbſt aber ſich aus anderen Gründen als richtig 
darſtellt, auf die Rechtsbeſchwerde entſprechend angewendet 
werden wollte, ſo iſt doch vorliegend infolge der Anwendung 
einer unrichtigen Geſetzesnorm auch ein nicht anwendbares 
Rechtsmittelverfahren, das den Beſchwerdeführer benachteiligt, 
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zur Anwendung gelangt. 

Mit dieſem letzteren Umſtand iſt auch die weiter in Art. 13 
Abſ. 1 des Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege für die 
Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde aufgeſtellte Vorausſetzung: 
Verletzung des Beſchwerdeführers in einem ihm zuſtehenden 
Rechte, gegeben. Dadurch, daß der Steueranſatz und die ihm 
nachgefolgten Entſcheidungen auf einem nicht anwendbaren 
Geſetze beruhen, das auch die Rechtsbehelfe gegen den Anſatz 
und die ſpäteren Entſcheidungen in einer nicht mit dem an⸗ 
zuwendenden Geſetz übereinſtimmenden, für den Beſchwerde⸗ 
führer weniger weitgehenden Weiſe regelt, iſt der öffentlich⸗ 
rechtliche Anſpruch des Beſchwerdeführers auf Ergreifung der 
ihm nach dem maßgebenden Recht zuſtehenden Rechtsbehelfe, 
insbeſondere auf Beſchreitung des Rechtswegs nach § 57 des 
Reichsgeſetzes, verletzt. 

Hiernach waren die ergangenen Entſcheidungen einſchließ⸗ 
lich des Steueranſatzes als rechtlich nicht begründet außer 
Wirkung zu ſetzen. 

Urteil vom 9. Februar 1910 in der Erbſchaftsſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſ. des E. L. in L. 
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Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen des Nahrungsmittelgeſetzes vom 
14. Mai 1879 von Dr. jur. Walter Otto, Stuttgart, Verlag von 
W. Kohlhammer 1909, Preis 1 M. 

Eine treffliche und fleißige Arbeit, welche ſowohl dem Referendar 
wie dem Praktiker einen gut und raſch orientierenden, zuverläſſigen Hand⸗ 
kommentar für Verſtändnis und Anwendung des kriminellen Geſetzesteils 
bietet. Die einzelnen Tatbeſtandsmerkmale ſind durchweg zutreffend und 
klar in gedrängter und anregender Darſtellung, zugleich an der Hand 
von praktiſchen Beiſpielen erläutert, die einſchlägige Literatur ſowie die 
Rechtſprechung ſorgfältig verwertet. Für eine ſpätere Auflage wird ſich 
am Anfang oder Schluß die zuſammenhängende Anfügung des behan⸗ 
delten Geſetzestextes empfehlen. K. 

Zur Rechtfertigung und rechtlichen Begründung der Kriminalver⸗ 
jährung von Dr. Ernſt Schwarzkopf, Stuttgart, Verlag von W. 
Kohlhammer 1910. Preis 80 Pf. 

Die Streitfragen über Exiſtenzberechtigung, rechtlichen Charakter 
und innere Begründung des Inſtituts der Kriminalverjährung, ſowohl 
der Verfolgungs- als der Vollſtreckungsverjährung werden nach der ge— 
ſchichtlichen wie nach der materiellen Seite präzis und ſachgemäß erörtert, 
neun verſchiedene Begründungsverſuche als irrige nachzuweiſen verſucht 
und mit guten Gründen der Standpunkt vertreten, daß eine lange dauernde 
tatſächliche Nichtverwirklichung des durch das Delikt geſtörten objektiven 
Rechts (des Strafanſpruchs des Staates) ebenſo wie der Tod des Ver: 
brechers ſchließlich auch zur rechtlich anerkannten Folge der Strafloſigkeit 
führen müſſe. K. 
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Alphabetiſches Fachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Aerztliche Praxis. Verkauf einer 
ä. P. durch die Witwe eines 
Arzts 322. 

Amtshandlungen. Was iſt unter 
„A. außerhalb der Sitzung“ im 
Sinne des 8 182 GVerfGG. zu 
verſtehen? 74. 

Amtsverſammlung. Wahlen der 
A. — Ausſchließung beteiligter 
Mitglieder, Erſetzung derſelben 
durch Stellvertreter 101. 

— Aenderungen des Steuerfußes 
innerhalb der geſetzlichen Wahl⸗ 
periode begründen für die be⸗ 
teiligten Gemeinden nicht den 
Anſpruch auf ſofortige ſtärkere 
Vertretung in der A. 112. 

Anfechtung einer Pfändung nach 
§ 30 Ziff. 1 u. 2 KO., wenn 
der Schuldner zum voraus er⸗ 
klärt hatte, er werde im Falle 
der Vollſtreckung feine Inſol⸗— 
venz erklären 288. 

— Eventualdolus im Falle des 
§ 30 Ziff. 1 KO. 

Anſchließung. Berechnung einer 
Prozeßgebühr aus dem Streit⸗ 
wert einer angekündigten, aber 
wegen Zurücknahme der Be— 
rufung nicht erhobenen An— 
ſchließung? 302. 

Armenverband. Umfang des Er: 
ſtattungsanſpruchs eines A. 
gegen eine Krankenkaſſe 366. 

Aufrechnung. Gegen eine öffent— 
lich-rechtliche Forderung kann 
die A. mit einer privatrecht- 
lichen Forderung nicht erzwun— 


gen werden 227. 

Auslagenvorſchuß. Iſt Pfändung 
des Anſpruchs auf Rückgabe 
eines in einem Rechtsſtreit ge⸗ 
leiſteten A. möglich? 287. 

Auslieferungsvertrag. Zur Aus⸗ 
legung des deutſch-⸗ſchweizeri⸗ 
ſchen A. 352. 


Ausſpielautomaten. Inwiefern iſt 
die Aufſtellung von A. in Wirt⸗ 
ſchaften nach § 286 StGB. ſtraf⸗ 
bar? 329 


Automobilfabrik. Haftung einer 
für die durch einen Fahr⸗ 
ſchüler beim Fahren auf öffent- 
licher Straße verurſachte Tö⸗ 
tung eines Menſchen. — Ver⸗ 
icht des Verletzten auf Ans 

5 prüche der Hinterbliebenen 29. 


B. 


Bauſtraße. Neue B. im Sinne 
des Art. 15 der Bauordnung 221. 
Beamte, öffentliche Diener. Zu 
Art.8 Ziff. 3 Württ. AGG G. 52. 
Beleidigung. Das öffentliche Aus⸗ 
bieten einer Schuldforderung 
als B. 346. 
Bereicherungsklage des Eigen⸗ 
tümers von Zubehörſtücken ge⸗ 
gen denjenigen, der im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren die Zu⸗ 
behörſtücke erworben hat? 135. 
Berufung. Zuläſſigkeit der B. 
bei Erledigung der Hauptſache 
nach der Verkündung des in 
I. Inſtanz ergangenen Urteils? 


Betriebsunternehmer. Entſchädi⸗ 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


gungsanſpruch der in einem 
Betrieb verſicherten Perſonen 
gegenüber dem B. gemäß § 135 
Gew VG. 144. 


E. 


Ehevertrag. Iſt zum Uebergang 
eines gemäß E. in die Errun⸗ 
i 

rundſtücks aus dem Sonder⸗ 
eigentum eines Gatten in dieſe 
Gemeinſchaft die Auflaſſung 
erforderlich und unterliegt dieſer 
Uebergang der Landesumſatz⸗ 
ſteuer? 229. 

Eid. Der Mangel der Bereit⸗ 
5 zur Parteieidesleiſtung 
2 


Eigenmacht, verbotene 148. 
Eigentumsvorbehalt. Zur Aus⸗ 
egung des $ 455 BGB. 18. 
Einkommenſteuer. Ueber die 
Heranziehung von Spekula⸗ 

tionsgewinnen zur E. 86. 

— Zur Frage des Beſtehens einer 
Einkommensquelle bei Beginn 
des Steuerjahrs 110. 

— Rückforderung einer zu Un⸗ 
recht bezahlten Gemeinde⸗E. 117. 

— Die Berechnung des ſteuer— 
pflichtigen Einkommens aus 
Gewerbe bei Buchführung 368. 

Einkommenſteuergeſetze. Reicht 
die Auskunftspflicht des Arbeit⸗ 
5 nach Art. 43 des E. nur 

is zu einem Einkommen von 
2600 M. bezüglich ſeiner An⸗ 
geſtellten? 61. 

Einkommenſteuerpflicht des Mün⸗ 
ſterbaufonds und des evange⸗ 
liſchen Ortskirchenvermögens 
in Ulm 183. 

— Einfluß der Höherbewertung 
der Aktiven eines kaufmänni⸗ 
ſchen Geſchäfts auf den ein⸗ 
kommenſteuerpflichtigen Rein⸗ 
gewinn 197. 

Erbſchaftsſteuer 44. 

— Rechtsbeſchwerde bei irrtüm⸗ 
licher Anſetzung einer Landes⸗ 
E. ſtatt einer Reichs⸗E. 378. 

Erfüllungsort. Vereinbarung des 
E. durch Stillſchweigen des 


385 


Käufers auf ein Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben des Verkäufers, das 
den Vermerk enthält, E. ſei der 
Ort der Handelsniederlaſſung 
des Verkäufers 14. 
Erwerbsgeſellſchaften. Eine ord⸗ 
nungsmäßig feſtgeſtellte Bilanz 
bildet die maßgebende Grund⸗ 
lage für die Einkommensbe⸗ 
ſteuerung der E. 94. 


F. 

Feſtſtellungsklage. Erforderniſſe 
einer F. 125. 

Fleiſch. 1. Inverkehrbringen im 
Sinne des RGeſ. betr. die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbe⸗ 
ſchau. 2. Was gehört zum 
ſubjektiven Tatbeſtand? 335. 

Flurkarten. Die Rechtmäßigkeit 
der i vom 
1. Sept. 1899, betr. die Erhal⸗ 
tung und Fortführung der Fl. 
und Primärkataſter 192. 

Forderungsübergang. Rechtsver⸗ 
hältnis in Anſehung des F., 
wenn der Bürge an einen ver⸗ 
meintlichen Gläubiger des 
Hauptſchuldners zahlt 132. 

Frauen⸗Verfügungen. Ueber die 
Wirkungen des Widerrufs von 
Verfügungen der Frauen (BGB. 
§ 1397) 246. 


G. 


Gebrauchsmuſterſchutz 148. 
Gebühren. Rechtliche Bedeutung 
des Anſatzes von G. 55. 
Gemeindebeſteuerungsrecht. 
Welche Rechtsmittel ſtehen einer 
Gemeinde zur Geltendmachung 
ihres Beſteuerungsrechts zu, 
wenn der Wohnſitz eines Steuer⸗ 
pflichtigen beſtritten iſt? 204. 
Gerichtsſtand. Iſt der ausſchließ⸗ 
liche G. des § 771 3PO. für 
die Klage des Konkursverwal⸗ 
ters, womit er eine Pfändung 
anficht, begründet? 288. 
Geſellſchaft. 8 1 Auslegung des 
§ 723 BGB. 129. 
Getrenntleben der Frau, aus⸗ 
drückliche Einwilligung des Ehe⸗ 
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manns zum G. 359. 

Gewerbebetrieb an Sonn⸗ und 
Fal b e Zur Auslegung des 

41 b RGewO. Fällt auch der 
Gewerbebetrieb außerhalb des 
Geſchäftslokals darunter? 355. 

Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 
Der Rechtsübergang nach 5 140 
G. erſtreckt ſich nur auf die von 
der Berufsgenoſſenſchaft berei⸗ 
nigten Anſprüche des Verletz⸗ 
ten 142. 

Gewerbsmäßige Beſorgung frem⸗ 
der Rechtsangelegenheiten und 
bei Behörden wahrzunehmen⸗ 
der Geſchäfte. Unzuläſſigkeit 
der Rechtsbeſchwerde gegen 
eine gewerbepolizeiliche Ver⸗ 
fügung auf Grund des 8 35 
der Gewerbeordnung 377. 

Gläubigerausſchuß. Vorausſetz⸗ 
ungen der Gültigkeit eines Be⸗ 
0 eines G. ($ 90 KO.) 


Grund⸗ und Gebäudeſteuern. 
Rechtliche Natur der G. u. G. 
in Württemberg 313. 


9. 


Haftpflichtgeſetz $$ 1, 3a, 7, 142. 
Nur notwendige und ange⸗ 
meſſene Heilungskoſten ſind zu 
erſetzen 146. 

Handelsregiſter. Folgen einer 
trotz richtiger Anmeldung un⸗ 
. Eintragung in das H. 

25 


Handwerkskammern. Sind die 
von den H. gebildeten Prü— 
fungsausſchüſſe eine Behörde 
und kann der Vorſtand der 
Handwerkskammern wegen Be— 
leidigung der Ausfchußmitglie- 
der Strafantrag ſtellen? 70. 

Sa Zum Tatbeſtand der 

Heimarbeiter, Unterſchied zwi— 
17970 H. und Hausinduſtriellen 
6 


1. 

Hypothek, Gegenſtand, Erzeug— 
niſſe und Beſtandteile. Zur 
Auslegung des $ 1120 BGB. 41. 

Hypothekgläubiger, Ausfall an 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


der Hypothek. Wiefern iſt ein 
H. durch den Ausfall, den er 
an ſeiner Hypothek erlitten hat, 
Na t, obwohl die Mög: 
ichkeit beſteht, daß er mittels 
Geltendmachung ſeiner perſön⸗ 
lichen Forderung Befriedigung 
erlangt? 16. 

— Wann gibt der Eigentümer 
eines mit einer Hypothek be⸗ 
laſteten Grundſtücks dem Gläu⸗ 
biger Anlaß, die dingliche 
Klage auf Befriedigung aus 
dem Grundſtück gegen ihn zu 
erheben? 269. 


| J. 
Jagdausübung durch Treiber 75. 
Irrtum. Unter welchen Voraus⸗ 

ſetzungen liegt J. des Verkäu⸗ 
fers über Zahlungsfähigkeit 
und Kreditwürdigkeit des Käu⸗ 
fers vor? 1. 


K. 


Kirchenbaupflicht. Inwieweit 
kann eine Entſcheidung der 
kirchlichen Verwaltungsbehör⸗ 
den über das Bedürfnis zur 
Erweiterung kirchlicher Räume 
mit der Rechtsbeſchwerde an⸗ 
gefochten werden? 211. 

Kirchengemeinderäte. Unzuläſſig⸗ 
keit von Rechtsbeſchwerden der 
bürgerlichen Gemeinden gegen 
Beſchlüſſe der K. 372. 

Kirchliche Umlagen bee den 
Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung und deren Mitglie- 
dern 374. 

Klagänderung. Keine Kl. im Sinne 
des § 527 ZPO.; wenn das 
Berufungsgericht auf eine ſchon 
in J. Inſtanz geltend gemachte, 
dort nicht erledigte Klagebe⸗ 
gründung eingeht 148. 

Konkursverwalter. Iſt ein K. 
verpflichtet, bei freihändigem 
Verkauf der dem Gemeinfchuld- 
ner gehörigen Liegenſchaft zu 
Gunſten der Abſonderungsbe⸗ 
rechtigten die Grundſätze des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


zur Anwendung zu bringen? 
314. 


Krankenfürſorge. Verhältnis der 
K. zur Unfallfürſorge 363. 
Krankenverſicherungsgeſetz. Zur 
. des 8 57 Abſ. 5 des 
120 


— Arbeitgeber und Fabrlalßg. 
= im Sinn des 8 50 des K. 
224. 

Kündigung, bedingte 23. 


L. 
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Jehle, Ausgabe des Scheckge⸗ 
ſetzes v. 11. März 1908. 268. 
Michel, Dr. jur. Reg. Rat, Die 
Gemeindeordnung und die Be⸗ 
zirksordnung nebſt den hiezu 
ergangenen Vollzugsbeſtimmun⸗ 


gen 128. 

Otto, Die ſtrafrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Nahrungs⸗ 
e etzes vom 14. Mai 1879 
38 


Rümelin, Das Verſchulden 
im Straf⸗ und Zivilrecht 268. 

Samter, Die Aenderungen der 
ZPO. nach der Novelle vom 
1 Juni 1909 268. 

Schwarzkopf, Zur Recht⸗ 
fertigung und rechtlichen Be⸗ 
gründung der Kriminalverjäh⸗ 
rung 383. | 

Staudingers Kommentar 
zum BGB. 3.4. Auflage 128. 
5./6. Aufl. 268. 

Warneyers Jahrbuch der 
Entſcheidungen. D. Verwal⸗ 
tungsrecht 128. 268. 

Zivilprozeßordnung in 
ihrer Renee Faſſung, Aus⸗ 
gaben im Schweitzer ſchen 
und im Kohlhammer ſchen 
Verlag 128. 


M. 
Marktverkehr. Begriff des M. 167. 


N. 


Nachvermächtnis. Zeit des An⸗ 
falls eines N. 378. 
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Nötigung. Eine Androhung mit 
Veröffentlichung in der Preſſe 
nach § 114 StGB. ſtrafbar 349. 

Notar. Haftung eines öffent⸗ 
lichen N. für Auskunftsertei⸗ 
lung. — Amtspflicht oder Ver⸗ 
trag? 139. 

Nothilfe. au Auslegung des 
§ 1904 BGB. 40. 

Noͤtweg (88 917, 918 BGB.) 152. 

Notwehr. Die Hilfsbereitſchaft 
Dritter bei Notwehrannahme. 
Putativ⸗N. 172. 


O. 


Ortskrankenkaſſe. Wegfall der 
Wahlfähigkeit von Mitgliedern 
des Vorſtands einer O. Ein⸗ 
fluß von Verſtößen gegen die 
Wahlvorſchriften auf die Gül⸗ 
tigkeit der Wahl ſolcher Vor⸗ 
ſtandsmitglieder 114. 

Ortsſtatut. Ein O. nach Art. 21 
Abſ. 2 des Waſſergeſetzes hat 
nicht einen waſſerpolizeilichen 
Charakter, ſondern iſt eine An⸗ 
ordnung auf dem Gebiete der 
Gemeindevermögensverwal⸗ 
tung 179. 


P. 


Pfarrhaus⸗Neubau. Zur Ent⸗ 
ſcheidung über eine beſtrittene 
Verpflichtung zu einem Pf.⸗N. 
ſind die bürgerlichen Gerichte 
zuſtändig 98. 

Pflichtteilsberechtigte. Klage des 
Pflichtteilsberechtigten auf Feſt⸗ 
ſtellung der zum Nachlaß ge⸗ 
hörenden Vermögensbeſtand⸗ 
teile 48. 


R. 


Reichsmilitärfiskus. Iſt der R. 
verpflichtet, aus dem Ertrage 
von Grundbeſitz in Württem⸗ 
berg Gemeindeeinkommenſteuer 
zu entrichten? 235. 

Religiöſe Erziehung der Kinder 
(Auslegung der Ziff. VI des 
Religionsedikts vom 15. Okt. 
1806) 312. 
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©. 


Sachſchadengeſetz. Das württ. S. 
und der 8 254 BGB. 7. 
Schadenserſatzanſpruch. Voraus⸗ 
ſetzungen einer Entſcheidung 
über den Grund eines Sch. 280. 
Schiedsvertrag. 1. Einrede des 
Sch. gegenüber dem Inkaſſo⸗ 
indoſſatar des Vertragsgegners. 
2. Sit, wenn in einem Kartell- 
vertrag vereinbart iſt, über alle 
Streitigkeiten betreffs 
des Vertrags Bei e der Ge⸗ 
ſellſchaft und den Mitgliedern 
entſcheide ein Schiedsgericht, 
ein Mitglied mit dem Einwand 
des Sch. zu hören, wenn es 
Einlöſung eines zwecks Sicher⸗ 
ſtellung ſeiner Vertragspflichten 
bei der Geſellſchaft hinterlegten 
Solawechſels verweigert? 296. 
Schlafwagengeſellſchaft, Inter⸗ 
nationale. Wer iſt Betriebs⸗ 
unternehmer im Verhältnis zu 
den im 1 verwendeten 
undie ten der J. Sch. 2 142. 
Schuldanerkenntnis. Formelle 
und materielle Erforderniſſe für 
ein Sch. (BGB. § 780) 24. 
Schulſtellen. Rechtliche Natur der 
einzelnen Gemeinden zugeſtan⸗ 
denen Mitwirkung bei der Be⸗ 
ſetzung von Sch. 104. 
Sicherungsübereignung 36. 


Strafantragsrecht aus 8 196 
StGB. 78. 
Streikparagraph. Zur Auslegung 
des § 153 GewO. 340. 
T. 
Treiber, Jagdausübung 77. 
U. 


Unerlaubte Handlung. Verjäh— 
rung von Zinsanſprüchen bei 
Forderungen aus u. H. na 
§ 169 Abſ. 2 EGBGB. 55. 

Ungebühr. Kann die wegen U. 
nach Art. 33 AGGWGG. ver: 
hängte Geldſtrafe im Unein⸗ 
bringlichkeitsfall in Haftſtrafe 
umgewandelt werden? 328. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Ungerechtfertigte Bereicherung 27. 
Unterſchlagung einer zur Ver⸗ 
05 rung erhaltenen Barſumme 

0 


Unterſtützungs⸗Wohnſitzgeſetz. 
Vorausſetzungen der Anwen⸗ 
dung des 8 30 Abſ. 1 lit. b 
zweiter Satz des U.⸗W. 118. 

— Vorausſetzungen der Anwen⸗ 
dung des § 33 des U. 122. 


V. 


Verjährung bei nicht abgeſchloſ⸗ 
ſenem Verlauf einer dauernden 
Erkrankung, deren Urſache erſt 
ſpäter feſtgeſtellt wird. — Trau⸗ 
matiſche Neuroſe 10. 

Verlobungsgeſchenke. Gehören V. 
zu den „zum Zweck der Ehe 
gemachten Aufwendungen“? 
($ 1298 BGB.) 279. 

Vermächtnis, Ausſchlagung 44. 

Verſicherungsrecht. — Beweis⸗ 
kraft bei behauptetem Selbſt⸗ 
verſchulden des Verletzten 34. 

re Zum Begriff des 
V. 175. 


Vorbehaltsurteil im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß. Kann im 
Fall des 8 600 Abi. 2 ZPO. 
der Kläger gegen den Anſpruch 
des Beklagten auf Rückerſtat⸗ 
tung der Urteilsſumme mit 
einer Gegenforderung aufrech⸗ 
nen? 283. 

Vorvertrag. Erforderniſſe eines 
bindenden V. 3. 


W. 


Wandergewerbeſchein. Bedarf der 
Ausländer für ſeinen ambu⸗ 
lanten Gewerbebetrieb am Nie⸗ 
derlaſſungsort eines W.? 156. 

Wandergewerbeſteuergeſetz. An⸗ 
bieten gewerblicher Leiſtungen 
im Sinne des W. 167. 

Willenserklärung. Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung bei Verurteilung zur 
Abgabe einer W. Auslegung 
des § 894 3 PO. 304. 

Wohnſitz. Zur Frage des doppel⸗ 
ten ſteuerlichen Wohnſitzes 107. 

— Steuerlicher W. 194. 
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